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DerstädtischeVoranschlagfür dasJahr1933.
Der Wiener Stadtsenat begann gestern gemeinsam mit demstädti - ¬

schenFinanzausschussdie Beratungenüber den VoranschlagderBundeshaupt¬
stadt Wien für das Jahr 1933 .

DenBerichterstattete Stadtrat Dr .Danneberg ,der unteramderen
ausführte :

„ DerVoranschlag1933 ergibt ohne WertdurchführungineEin¬
nahmensummevon 358 ' 2Millionen Schilling und eine Ausgabensummevon359 ' 9
MillionenSchilling,mithineinenAbgangvon1,683. 000Schilling .Dasist
nicht einmal ein halbes Prozent der Ausgabensumme .Der Abgangwird aufdie
KassenbeständeundGuthabender Gemeindeverwiesen .

Die Einnahmender Gemeindemit 358 Millionen Schilling sind
hinter das Jahr 1925zurückgeworfen ,das noch392MillionenSchillingEin¬ohne Wertdurchführungen
nahmen/hatte ;mit den Ausgabenvon359 ' 9MillionenSchilling sind wirhinter
das Jahr 1926 zurückgeworfen ,das noch Ausgaben von 382 Millionen Schilling
aufgewiesenhat .DerhöchsteEinnahmenstandseit demJahre1919warimJahre
1929mit 455MillionenSchilling ;gegenüberdemJahre 1933ergibt sichsomit
eine Differenz von 97 ' 5Millionen Schilling oder etwas mehr als 21Prozent .
Derhöchste Stand an Ausgabenwar im Jahre 1930mit 461 ' 8MillionenSchil¬
ling ;gegenüber1933bestehthier ein Rückgangvon101,900. 000Schilling,das
sind22Prozent .DieEinnahmenundAusgabensindsomitgegenüberdemHöchst-¬
stand umrund 100 Millionen Schilling zurückgegangen .Der Bundhat imJahre
1929 an Ausgaben . 010Millionen Schilling ausgewiesen ;bei Umrechnungdes
Nettobudgetsdes Bundesfür 1933auf ein Bruttobudgetergebensich . 974
MillionenSchilling ,somit eine Differenz vonnur 36 MillionenSchilling
oderwenigerals 2 Prozent .DerBundist also ungefährauf demNiveaudes
Jahres 1929stehengeblieben .

DerstarkeRückgangbeiderGemeindeist eineFolgeerschei¬
nung der Wirtschaftskrise .Ein Staat hat immerhin gewisse Mittel zur Ein¬
dämmungder Krise .Eine Stadt,selbst vonder GrösseWiens,aberist nichtnur
abhängigvondenallgemeinenErscheinungender kapitalistischenWirtschafts-¬
krise,sondernauchvondenFolgender Wirtschaftspolitikdes Staates ,auch

wann die Mehrheit der Bevölkerung dieser Stadt mit derWirtschaftspolitik
des Staates nicht einverstandenist .DerGemeindebleiben in einersolchen
Lage vor allem zwei Aufgabengegenüber der Krise : Dieeine ,soweit esmöglich
ist,durch ArbeitenundeigeneBestellungenBeschäftigungsmöglichkeitenzu
schaffen ,die andere ,den Opfernder kapitalistischen Wirtschaft zuhelfen ,
soweit es im Rahmender Kompetenzder Gemeindegaschehenkann .DieseEin¬
schränkungist zu machenausdemsehr triftigen Grunde,weildie Feilungder
KompetenzenimStaatenatürlichallenFaktoreneinerseitsRechtegiht,ander-¬
seits aber auch Pflichten auferlegt und Handin Handgeht mit einer bestimm¬
ten Verteilungder Steuerquellen .Beispielsweiseist dieKriegsinvälidenfür¬
sorge eine Angelegenheit des Bundes . Wennder Bundnicht in zureichendem
Massedafür sorgt,mussmanimBunddafür kämpfen,dassdiese Fürsorgeausge-¬
baut werde ;aber es wärefalsch ,den Schluss zu ziehen ,dass die Gemeindedafür
einzuspringenhätte .Dasselbegilt natürlichauchbei der BehandlungdesAr-¬beitslosenproblems .Soweit es sich um Arbeitslosenversicherung handelt,ist es

eineAngelegenheitdesBundes,mitRecht ,weilhiereinProblemderGesamtwirt-¬
schaft vorliegt .DerBundhat deshalbauchdie entsprechendenSteuerrechte ,683
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er besorgtdieEinhebungderBeiträge ,ihmkommtdieBeschaffungderzusätz-¬
lichenMittelzu,er kannzu diesemZweckauchdie Steuerschraubeanziehen
undhat dies auchgetan . Wennaberdie Arbeitslosenfürsorgeunzureichendist ,
sokanndarauskeineswegseinePflichtderGemeindezumEingreifengefolgert
werden .Vielmehrist diesesProblemimBundauszukämpfen.DerGemeindebleibt
in der KrisenzeitnamentlichimHinblickauf die LängederArbeitslosigkeit
natürlich immernochein ungeheuresFeldvonFürsorgetätigkeitinindividu¬
ellen Leistungen ,die sich auf denmannigfachstenGebietenzu vollbringenhat
umElendzu lindern .Abersie kannnicht die PflichtendesBundesersetzen ,
wennnicht auch eine Aenderungder Steuerverteilungeintritt .

Sicherlich sind im Voranschlag auch etliche Ausgabenenthal¬
ten ,die bestritten sind undsich auchvielleicht nochveringernlassen .Aber
abgesehenvonder grossen umstrittenen Post des Wchnhausbaueswürdenalle
derartigenBeträgekeinenennenswerteSummeergeben .Anderseitswarmiteinem
Rückgangder Einnahmeninfolge der Wirtschaftskrisezu rechnen .Es warzu
überlegen,ohdieser RückgangwiebeimBunddurchneueSteuererhöhungenwett-¬
gemachtwerdenkann .Demgegenüberstandder Wille ,die Steuerschæaubenicht
stärkeranzuziehenundtrotzdemalles zuleisten,wasaufdemGebietederFür
sorgegeschehenmuss .In denAusgabenfür das Wohlfahrtswesenist inden
Jahren1930und1931ein Höhepunktgewesen .UnterWeglassungderInvestitione
ergibtsichimJahre1930eineNettoausgabevon91,120. 000Schilling ,imJahr
1931eineNettoausgabevon93,250. 000Schilling ;dieSummefür 1933ist
90,953. 000Schilling .DieVeringerunggegenüberdemHöhepunktimJahre1931
beträgt somit2,300 . 000Schilling .Trotzdemder Voransclagin denAusgaben
insgesamtum100MillionenSchilling kleiner sein mussals auf demHöhepunkt
habendie Ausgabenfür dasWohlfahrtswesenungefährdie gleicheHöhe ;siebe¬
tragenknapp30ProzentderGesamtausgabendesBudgets .DerRückgangum' 3
MillionenSchilling findet folgendeErklärung :ImJahre 1931musstenfürdie
Kleinrentnerhilfe3,687 . 000Schillingan denBundabgeführtwerden .Fürdas
nächste Jahr sind bloss 1,712 . 000Schilling zu präliminieren .Mit dieser Ver- ¬
ingerungallein ist fast derganzeBetragderMinderausgabenfür dasWohlfah
wesenerklärt .Ausserdemsind die PersonalkostenimWohlfahrtswesenumminde-¬
stens ' 5MillionenSchillingkleinerals imJahre1931. DiesebeidenBeträge
zusammenmachenalso mehraus als der Rückgangum ' 3MillionenSchilling ;
der Wohlfahrtsaufwandist somitungemindertaufrechterhalten.

Mitunter spricht manvon grossen Ersparnissen des LandesWie
bei denNotstandsaushilfenaufGrunddesneuenBundesgesetzesvomheurigen
Jahr ,durchdasder LanfesbeitragallgemeinvoneinemDrittel auf einSechste
herabgesetztwurde .DieseHerabsetzungmachtnichteinesobeträchtliche
Summeaus,wie manglaubt .ImJahre 1932warbei uns für diese AusgabeeinBe¬
trag von16,130. 000Schillingpräliminiert ,währendfür dasnächsteJahrder
Sechstelbetrag13,450 . 000Schillingerfordert .DieDifferenzbeträgtsohin
nichteinmal3 MillionenSchilling .Wasfür disenZwecknichtbenötigtwird,
wirdimRahmendes Fürsorgebudgetsfür andereZweckeverwendet.

Gemäss§ 87 der Gemeindeverfassungist der Voranschlag14Tag
lang öffentlich aufzulegenundhat jeder GemeindeangehörigedasRecht,Er¬
innerungenbeizubringen.Manhat sichlangenichtumdieseBestimmungge¬
kümmert . Heuerhat eineimGemeinderatnichtvertretene/ParteieineAusnützung
dieserBestimmungorganisiert .Etwa200PersonenhabensolcheErinnerungenesügebracht .Eine Zusammenstellung darüber liegt hier zur Einsicht auf .
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Hinsichtlich der Verpflichtung der Gemeinde,Arbeit zu schafe
fen ,verweise ich darauf ,dass das Budget 47 Millionen Schilling für Investi¬

tionen einschliesslich des Wohnhausbaues aufweist .Die Gemeindeverwaltung
war bestrebt ,in grossem Masse Arbeit zu schaffen .Die heutigen Mittel er - ¬
lauben keine grösseren Ausgaben für diesen Zweck .Im Vergleich mit anderen
öffentlichen Körperschaften aber bedeuten diese Ausgaben viel .Ausserdem

sind bei den Unternehmungen rund 20 Millionen Schilling für Investitionsaus - ¬

gaben vorgesehen .Das Gemeindebudget selbst enthält ferne für andre Ausgaben ,
die in die Wirtschaft hinausgehen,wie Gebäudeerhaltung ,Lebensmittel für die

Anstalten und dergleichen ,einen Gesamtbetrag von 60 Millionen Schilling .Also
unmittelbar

nahezu ein Drittel der Gesamtausgaben des Voranschlages fliesst in die Pri - ¬

vatwirtschaft zurück .Leider waren Drosselungen unvermeidlich .In den Jahren

1923 bis 1930 wurden für den Strassenbau 109 Millionen Schilling ausgegeben .

Die Aufwendung hiefür belief sich in den letzten Jahren auf eine Summe bis

zu 15 Millionen Schilling pro Jahr ;jetzt ist sie auf die Hälfte herunter¬

gesetzt .
Wennmman bezüglich des Wohnhaus baues vom Standpunkt der

Mieterschutzgesetzgebung und der damit zusammenhängenden Verpflichtung der

Gemeinde zum Wohnhausbau ausgeht,muss man zugeben ,dass eine dauernde Ver¬

weisung dieser Ausgaben auf den Anleiheweg unmöglich ist .Man müsste dann ent

weder mit dieser notwendigen Investition aufhören oder aus den Wohnungs - ¬

zinsen alle erforderlichen Beträge herausholen ,also die Zinse entspredend
erhöhen und damit den Wohnhausbau überflüssig machen .Stadtrat Breitner hat

bereits in der Rede über den Rechnungsabschluss darauf hingewiesen,was der

Weg der Anleihe bedeuten würde .Ich brauche das nicht näher auszuführen .

Eines aber steht doch fest ,dass nämlich heute unmittelbar der Anleiheweg

im grossen nicht gangbar wäre .Auch die Bundesaktion ist deshalb ins Stocken

geraten .

Die Gemeinde hat auch von dieser Wohnbauaktion des Bundes

Gebrauch gemacht .Sie hat fürdie ihr zugebilligten Wohnungen den Kredit des
Bundes für 60 Prozent der Baukosten in Anspruch genommen .Im Voranschlag

1933 ist auch die Aufnahme einer Sparkassenhypothek für weitere 30Prozent
der Baukosten vorgesehen .Diese Post war bereits im Jahre 1932 veranschlagt ,
doch wurde hievon koin Gebrauch gemacht ,um mögl ichst lange die Zinsen zu

ersparen .Im Jahre 1933 aber wird davon jedenfalls Gebrauch gemacht werden

müssen .

Eine Neuerung ist ,dass für Wohnbauzwecke nur verwendet wer

den soll ,was die Wohnbausteuer selbst bringt .Zum erstenmal wird in dieser

Beziehung eine strenge Rechnung erfolgen .Hiezu gehören auch die Aufwendun¬

gen für die kleinen Wohnbau - anleihen ,die ein Jahrzehnt zurückliegen ,die

Kosten der Tilgung der neuen Hypotheken ,aber auch der Personalaufwand für

den Wohnungsbau .Hingegen fehlen die Kosten für die Baugründe .Sie werden nac

wie vor aus den allgemeinen Mitteln getragen .

Bezüglich des Schulwesens ist geplant,den bisherigen Stand

aufrechtzuerhalten .Die Ausgaben hiefür sind ungefähr gleich hoch vorgesehen
wie früher .Die Ausgaben für Wohlfahrtswesen und Schulwe sen zusammen machen

51 Prozent der Gesamtausgaben des Budgets aus .

Der Personalaufwand hat im Jahre 1930 mit 193,000 . 000Schil

ling den Höhepunkt erreicht .Für 1933 sind 180 ' 8Millionen Schilling ver¬
anschlagt .Darin drücken sich die Kürzung vom Oktober 1931 und die Anstel - ¬

lungssperre aus .Die Personalausgaben sind im Jahre 1924 39 Prozent der
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Gesamtausgaben gewesen ,für 1933 haben sie die Hälfte aller Ausgaben erreich
Wichtig ist es,das richtige Verhältnis unter denverschie¬

denen Aus gaben hæerzustellen .Erleich ternd hiebei war die Tatsache . ,dassder
Anleihedienst keine Rolle spielt .Da befindet sich die Gemeinde in einer
glücklichen Lage ,die allgeme ine Befriedigung auslösenmüsste .

Bei Aufstellung des Voranschlages war man natürlich be¬
strebt ,einen ausgeglichenen Voranschlag herzustellen und nicht an das

Schuldenmachen zu denken .Der geringe Abgang kann ohne Beunruhigung auf die
Kassenbestände und Guthaben der Gemeinde verwiesen werden .Sellten sich un¬
vorhergesehene Ausgaben ergeben ,so wird man im Laufe des Jahres 1933mit
neuen Bes trebungen einsetzen müssen,um das Gleichgewicht herzustellen .Für

unvorhergesehere Ausgaben ist absichtlich nichts vorgesehen ,damit jeder
Zuschusskredit einer strengen Ueberprüfung unterliegt .

Was die eigeren Steuern anlangt ,bin ich nicht in der Lage ,
Steuersenkungen vorzuschlagen .Aber ich betrachte deshalb die Steuergesetze
nicht als ein unwandelbares Ideal .Das hat auch Herr Stadtrat Breitner
nicht getan .Er hat ja auch wiederholt ,insbesondere im Jahre 1929,beträcht¬
liche Stuuersenkungen vorgeschlagen .Im Rahmen der Gesetze selbst bestehen

gewisse Möglichkeiten von Steueranpassungen ,von denen wiederholt Gebrauch
gemächt wurde .Gesetzliche Steuersenkungen aber sind zu überlegen . Wirwürden
solche Senkungen wohl ohne weiteres vornehmen können ,wenn die Einnahmen
entbehrlich wären .Würden wir aber später genötigt sein ,den früheren Zustand

wiederherzustellen ,so würden wir auf das Vetorecht der Bundesregierung ,das
ihr bis 1935 zusteht,stossen . Wirhaben die Handhabung des Vetorechtes

bei der letzten Steuererhöhung kennengelernt .

Wennauf die Mannigfaltigkeit der Steuern tadelndhingewie- ¬
sen wurde,so kann meines Erachtens eine Anpassung an die sozialen Verhält - ¬

nisse nur durch die Mannigfaltigkeit geschehen .Die einfachsten Steuern sind
immer die ungerechtesten .

Im einzelnen möchte ich auf Folgendes hinweisen :

Die Nahrungs - oderGenussmittelabgabe ist bloss mit 7Millio
nen Schilling eingesetzt .Im Voranschlag 1932 war sie mit 10 ' 6Millionen

Schilling veranschlagt .Der Ertrag ist weit hinter dem Voranschlag zurück¬
geblieben .Daher ist für nächstes Jahr nahezu ein Drittel in Abschlag ge - ¬
bracht worden .Die Nahrungs -oder Genussmittelabgabe in der heutigen Formis
im Jahre 1931 nach einem Prozess vor demVerfassungsgerichtshof entstanden ,
der die frühere Form als verfassungswidrig erklärt hat .Es wurde mit dem
Bundeeine Vereinbarung getroffen ,derzufolge das neue Gesetz einenErtrag
von 10 ' 6Millionen Schilling garantieren sollte .Allerdings wurde der Aufbau
der Steuer nach dm Wunsche der Bundesregierung gemacht .Es wurde der Ge¬
meinde damals gesetzlich zugesichert ,dass sie ,falls der Ertrag hinter 10 ' 6
Millionen Schilling zurückbleiben sollte ,berechtigt ist,nachträglich und
für die Zukunft einen entsprechenden Zuschlag einzuheben .In den ersten 12
Monatenvom1 .März1931bis EndeFebruar1932warder Ertrag nur ' 9Mil- ¬
lionen Schilling .Die Gemeinde wäre daher berechtigt gewesen ,ohneAenderung
des Gesetzes schon auf Grund der gesetzlichen Ermächtigung eine Nachzahlung
von ' 7Millionen Schilling zu verlangen .Davon wurde Abstand genommen .Ich

habe den Interessenten mitgeteilt ,dass wir auf diese Nachzahlung für die
Jahre 1931 und 1932 endgültig verzichten wellen und auch für 1933 soll von
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einer Bemessung auf Grund dieser Berechtigung Abstand genommen werden .Die

Gemeinde verliert dadurch einen namhaften Betrag .
Bezüglich der Fremdenzimmerabgabe wird ein Antrag vorgelegt

werden ,die Bestimmungen der Jahre 1931 und 1932 auch für 1933 gelten

zu lassen . "
In der Generaldebatte ,die zusammen mit der Spezialdebatte

über die Verwaltungsgruppe für Finanzen abgeführt wurde,stellte zunächst
Stadtrat Kunschak fest ,dass der Voranschlag restlos bestätige ,dass im
Finanzreferat sich nur ein Personenwechsel und kein Systemwechsel voll - ¬
zogen hat .Das Merkmal auch dieses Voranschlages ist vor allem sein aus - ¬

schliesslich fiskalischer Charakter .Die Ausgabenpolitik ist,wie der Referen

schon erklärte ,darauf gerichtet ,ein ausgeglichenes Budget herzustellen .

Diese Tatsache erhallt sich aus den ganz gewaltigen Kürzungen auf demGebie
te der Investitionen .Das Budget ist in dieser Beziehung ein bitterer Hohn
auf die Resolution ,die am letzten sozialdemokratichen Parteitag bezüglich

der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit gefasst worden ist .Auch der Voranschlag
für 1933 schlägt alle Wirtschaftsinteressen in den Wind . Wieschon Stadtrat

Breitner,so hat sich auch der neue Finanzreferent bei der Erstellung des Vo
an schlages nur von fiskalischen Erwägungen leiten lassen .Die Kürzungen der
Erfordernisse für den Strassenbau sind unverständlich ;die Strassen Wiens

sind in einem derartigen Zustand ,der einer Grosstadt unwürdig ist .Während
nur die neuen Strassen bei den Wohnhausbauten Beis piele dafür sind ,wie
Strassen sein sollen,sind die eigentlichen Verkehrsstrassen in einem ganz

desolaten Zustand .Bei der Erstellung des Voranschlages sind überdies auch
Kürzungen vorgenommen worden ,die den Lebensnerv der Stadt berühren .

Der Redner bespricht dann das Arbeitslosenproblem und tritt der Meinungdes
Finanzreferenten gegenüber ,dass die Arbeitslosenfürsorge ausschliesslich Sa

des Bundes sei .Bezüglich der Nahrungs -oder Genussmittelabgabe bemerkt Stad

rat Kunschak ,dass es absolut keine Gnade der Gemeindeverwaltung ist ,vonder
Einhebung der Nachzahlungen abzusehen .Der Ertragsrückgang der Nahrungs - ¬
oder Genussmittelabgabe ist auf die Einschrumpfung der Steuerbasis ,nicht
aber der Steuersätke zurückzuführen .Dafür können natürlich die Abgabepflich
tigen nicht verantwortlich gemacht werden .Der Verzicht auf die Nachzahlunge

ist ganz einfach nur die Abfindung mit einem Ergebnis der Wirt schaftskrise .

Ueber dn Wohnhausbau führt Stadtrat Kunschak aus ,dass er auch heute
wieder der Anleihe das Wort rede .Die Zinspolitik der Gemeinde hat

den Fehler ,dass für die bauliche Erhaltung der Häuser unzulänglich ,für die

Amortisierung überhaupt nichts vorgesehen ist .Die Gemeinde wird sich früher

oder später einmal entschliessen müssen,hier eine Aenderung zu machen .Der
Redner verlangt weiters die Förderung des Exportes durch Aufhebung der Für¬

sorgeabgabe ,die für die Erzeugung von Exportwaren eingehoben werd .Schliess - ¬

lich erklärt St . . Kunschak ,dass seine Partei auch diesem Voranschlag die

Zustimmung verweigern muss .
Stadtrat Dr . Alma Motzko beantragt ,die Bodenwertabgabe vom

unverbauten Grund umgehend zu revidieren und Bodenflächen ,die gemeinnützige
Zwecken dienen ,von der Steuer zu befreien .Ein zweiter Antrag verlangt ,für

die Erledigung von Beschwerden der Beschwerdekommission eine sechsmonatige

Frist zu setzen .

GR .Dr . Hanke erklärt ,bei der Erstellung des Voranschlages
sei auf die heutigen Verhältnisse Rücksicht genommen worden ,aber nicht

auf die Verhältnisse ,die das kommende Jahr bringen wird .Im übrigen werde
seine Partei zum Voranschlag im Plenum ausführlich Stellung nehmen .

Nach dem Schlusswort des Finanzreferenten werden die Anträge
Dr .Motzko abgelehnt ;die Generaldebatte und Spezialdebatte über die Verwal¬
tungsgruppe für Finanzen ist damit abgeschlossen .
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Der städtische Voranschlag für das Jahr 1933 .
Der Wiener Stadtsenat setzte heute gemeinsam mit demstäd - ¬

tischen Einanzausschussdie Spezialdebatte über den VoranschlagderBun- ¬
deshauptstadt Wien für das Jahr 1933fort .

Den Bericht über die Verwaltungsgruppe für Personalange - ¬
legenheiten und Verwaltungsreform erstattete Stadtrat Speiser ;der Referent
führt aus ,dass der gesamtePersonalaufwandfür das Jahr 1933mit180• 80
lionenSchilling veranschlagtsei .Aufdie Aktivbezügeentfallen 129 ' 62Mil-¬
lionen Schilling ,auf die Ruhe - undVersorgungsgenüsse51 ' 17Millionen
Schilling .Der Voranschlag umfasse die Bezüge von insgesamt 35 . 496Perso¬

nen ,und zwar von 24 . 6haktiven Angestellten und von 10 . 852Pensions - ¬
parteien .

StadtratDr .AlmaMotzkoverlangtdie AnstellungvonJungleh-¬
rern ,Stadtrat Frauenfeldbeschäftigt sich mit der FragederDienstkleider ,

worauf nach demSchlusswort des Berichterstatters die Positionen derVer¬
waltungsgruppefür PersonalangelegenheitenundVerwaltungsreformgerehmigt

werden .

StadtratProfessorDr .Tandlerreferiert überdieVerwaltung
gruppefür Wohlfahrtswesenundsoziale Verwaltung ;er berichtet unterande-¬
rem ,dass die Arbeitslosigkeit für die gesamteFürsorgetätigkeit ausschlag¬
gebendsei ;sie bedingebeispielsweiseeineungeheureZunahmejenerKinder,
die vondenElternnichtmehrerhaltenwerdenkönnen .DieZahlsolcherKin¬
der sei in der letzten Zeit von 23 . 000auf 35 . 000gestiegen .DieArbeits¬
losigkeit wirkesich auchauf die Gesundheitder KinderundErwachsenenund
damitauf die Spitäleraus .DieRachitisnehmezu ,der KampfgegendieTuber-¬
kulose müsste verschärft werden .Wieviel Menschen sich heute an die Fürsor¬
ge der Gemeindewenden ,zeigen die Anmeldungenfür die "Winterhilfe " ;bis
jetzt habensich 42 . 110MenschenumAushilfengemeldet .UeberdenGesundheits

zustand der WienerBevölkerungsei zu sagen ,dass im Vorjahre in Wien . 930
Menschen an Krebs und . 158an Tuberkulose gestorben seien .In den ersten

acht MonatendesheurigenJahresseien in Wien11 . 966Lebendgeburtenzuver-¬
zeichnen gewesen ;in der gleichen Zeit seien . 259Menschenan Herz - undGe¬
fässkrankheiten ,. 851an Krebs und . 177an Tuberkulose gestorben .DieAuf - ¬
wendungenfür das Radiuminstitutin Lainzseien vollauf gerechtfertigt ;die
Zahlder Patienten ,die bis jetzt imStrahleninstitutin Pflegestanden,be-¬
trage 13. 073,dieZahlder Menschen,die dessenAmbulanzaufgesuchthaben,
3 .648unddie Zahl der Personen ,die in den BeratungsstellenfürGeschwulst -¬
kranke vorgesprochenhaben ,833 .Diese Zahlen rechtfertigen die Aufwendungenf
die Bekämpfung des Carcinoms .

Stadträtin Dr .Motzkokritisiert ,dass auf wichtigenZweigen
der Fürsorge schwere Kürzungenerfolgen ;dies stehe mit demAnwachsenderAr
beitslosigkeit undder Netin schärfstemWiderspruch .VondenKürzungenwerde
auchdie Spitäler undAnstaltenbetroffen ,Massnahmen,die absolut nichtge¬
rechtfertigt werden können .Es werden sowohl in der offenen wie auch inder
geschlossenenFürsorgrücksichtslosEinsparungenvorgenommen .DieBehandlung
von Pfleglingen in den Versorgungshäusern lasse viel zu wünschenübrig ;die
VersorgungsheimeseienkeineStrafanstalten ,die BehandlungderPfleglinge
müssedahereine humanesein .DieKürzungoder StreichungvonPflegebeiträgen
müsseebensoentschiedenabgelehntwerdenwiedie Kürzungoder Streichungder

Pfründen .

688 StadtratFrauenfeldbemerkt,dassdieNotderBevölkerung
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immergrösser werde ;die Kürzungenim Wohlfahrtsbudget stehen diesen Tat - ¬
sachengegenüberim schärfsten Widerspruch .Die EinsparungenhättenunterkeinenUmständenin der Fürsorgeerfolgendürfen ,sie hättendortvorgenom-¬
menwerdenmüssen ,wosie gerechtfertigt seien .ObwohlzumBeispiel die
Zahl der Betten in den Obdachlosenheimenvon . 318auf . 810gestiegensei
seien bei denAufwendungenfür die ObdachlosenheimebedeutendeAbstriche
gemacht worden .Da zu erwarten sei ,dass die Tuberkulose in der nächsten
Zeit infolge der Unterernährungder heranwachsendenJugendzunehmenwerde,
müsstendie Aufwendungenfür denKampfgegendie Tuberkulosezumindestauf
der gleichen Höhewie früher gehalten ,wennnicht gesteigert werden .DerRed¬
ner verlangt schliesslich Aufkäärung über die Verteilung der Subventionen
und derStipendien .

Stadtrat Kunschak verlangt Aufklärung über die Schliessung
der Heilstätte SanPelagio ,da die Devisenvorschriftenfür dieSchliessung
dieses Heimeskeineswegsmassgebendsein können .Die Verpflegskostenseien
bedauerlicherweise herabgesetzt worden ;sie müssen wieder auf die alte Hö¬

he von ' 70Schilling gebracht werden ,da die privaten Anstalten mitden
derzeitigen Verpflegskosten einfach nicht auskemmen können .

GemeinderatDr .HankeverlangtAuskunftäber dieZusammen
setzungder Sportbeirates ,woraufStadtratProfessorDr .Tandlerdie anihn
gestelltenAnfragenbeantwortet .DiePositionender Verwaltungsgruppefür
Wohlfahrtswesenundsoziale Fürsorgewerdenhieraufgenehmigt.

Ueberdie Verwaltungsgruppefür Wohnungswesanberichtet
Stadtrat Weber ,der ausführt ,dass die Bruttoausgabenmit 55 ' 14Millionen
Schillingpräliminiertseien ,umrund ' 5MillionenSchillingwenigerals
im Jahre 1932 .Vondiesen Ausgabenentfallen 40 ' 59MillionenSchillingfür
denWohnhausbau.Davonwerden24MillionenSchillingfür dieFertigstellung
der in Bau befindlichen WohnhäuserVerwendungfinden und 16 ' 5Millionen
Schillingseienfür die Inangriffnahmevonrund4000Wohnungenbestimmt.
DurchdenstarkenRückgangder BaukostenimallgemeinenundsparsamsteAus¬
führungsei es gelungen ,die Durchschnittskosteneiner Wohnungaufrund
10 . 000Schillingherabzudrücken ,so dassmitdemErtragederWohnbausteuer
mindestens. 000Wohnungenerstellt werdenkönnen .ImlaufendenJahrwurder
beziehungsweisewerdenbis 31. Dezemberauf 38 Baustellen . 617Wohnungen
fertiggestellt sein ;imBauwerdensich am31. Dezemberauf 29Baustellen

. 902Wohnungenbefinden .Die Abrechnungder fertigen Bautennimmteinenbe- ¬
fridigenden Fortgang .Voninsgesamt318Bautensind bereits 290vondentech
nischenMagistrats -Abteilungenbilanziert undvollkommenabgerechnet.

DieMietzinseingängeseienzufriedenstellendunddieMiet¬
zinsrückständekeineswegshoch .DerMietzinsrückstandausderZeitvor1932
betrugam31 .Dezmber78 . 678Schilling ;der Mietzinsrückstandaus demJah-¬
re 1932beträgt152. 738Schilling,zusammen' 23ProzentdergesamtenMiet-¬
zinsvorschreibung . Wennmanbedenkt ,dass sich die wirtschaftlichenVerhält-¬
nisseimlaufendenJahrausserordentlichverschärfthaben ,sei dieserRück¬
standgewisserträgäich .DasEinvernehmenderstädtischenWohnhäuserverwal¬
tung mit denrund64 . 877Wohnparteiensei das denkbarbeste ;dasbestätige
die Tatsache ,dass auch in diesem Jahr insgesamt nur 172 Kündigungenerforde
lich waren .

Die Inanspruchnahmedes Wohnungsamtessei nachwie vorüber¬
ausstark,stärkerals meinesErachtensimWohnungsmangelbegründetsei .Das
sei aber leicht erklärlich ,es strebe eben jeder Wohnungssuchende vorallem

eine gesunde ,billige Gemeindewohnung an oder versuche ,seine derzeit oft

teureundungenügendeHaupt -oderUntermietwohnungin eineGemeimewohnung689
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einzutauschen .Ueber die Nachfrage am Wohnungsmarktgeben vor allemdie
gerichtlichen Kündigingenunddie HaushaltsgründungenAufschluss .Beiden
Wiener Bezirksgerichten erfolgten von Jänner bis Oktoberdurchschnittlich
pre Monat1600 Kündigungen .Davonentfallen 2/3 auf Hauptmieter und 1/3auf

Untermieter .
DieEheschliessungenseiengegenüberdemVorjahreum1000

zurückgebliobon .Es wurdenvomJänner bis Oktober12 . 651Haushalte gegnündet ,
das sind im Monatdurchschnittlich . 260Eheschliessungen .

VomJänner bis Oktober 1932 seien insgesamt . 128Parteien
mitihrenAnsprüchenbefriedigtworden.Davon. 793in Neubauten,838in
städtischenAlthäusernund . 497in Privathäusern.Am31 .Oktoberwarenbeim
Wohnungsamt. 255Wohnungssuchendevorgemerkt.AusserdemerliegenamWoh¬
nungsamt 115 . 000Tauschansuchen von Parteien ,die eine Gemeindewohnungan
Stelle der alten Wohnunganstreben .

Stadtrat Kunschakbeschäftigt sich ausführlich mitder
Finanzierungdes"ohnbaues,mitderTätigkeitdesWohnungsamtesundkriti- ¬
siert diePraxisderWohnhäuserverwaltungbeiderVergebungderWohnungen.
ErwünschtdieAufstellungvonNopmen,dieeineklagloseAbwicklungdieser
Tätigkeitgewährleisten .BeiderZuweisungvonWohnungswerberninPritathäu¬
sern sollen auchdie Wünscheder Hausbesitzerberücksichtigtwerden. Wenndie
Fehler ,die jetzt gemachtwerden ,wegfallen ,würdenmehrfreiwerdendeWohnungen
von den Hausbesitzern dem Wohnungsamtezur Verfigung gestellt werdenals
bisher .Bei Wohnungstäuschen kommenmerkwürdige Dinge vor ;Mängel auf diesenGebieten solleen ebenfalls abgestellt werden .

Stadträtin Dr .Motzkotadelt ,dass vomWohnungsamteWohnungen
weitervergebenwerden ,die unbewohnbarsind ,undwünschtAufklärungüberdie
Fortsetzung der Stad trandsiedlung .Die Rednerin beantragt ,dass in denstäd - ¬
tischen WohnhausanlagenWohnungennur an solche Parteien vergebenwerden
sollen ,deren Einkommen 120 Schilling pro Monat,bei kinderreichen Familien
( mehrals drei Kinder )480Schilling pro Monatnicht übersteigt .Inallen
Fällen von Wohnungszutedlungen sind kinderreiche Familienvorzuziehen .

Stadtrat Frauenfeld bezeichnet es als Misstand ,dass einer - ¬
seits viele hunderte Wohnungenin Wienleerstehen ,anderseits aber dieZahl
der Wohnungssuchenden beim städtischen Wohnungsamt ständig zunehme .Der Wohn¬
baüpolit ik der Gemeindemüssenalso Fehler anhaften ,die einen Erfolg vonvor¬
neherein unmöglich machen .Im übrigen werde die nationalsozialistische Frak¬
tien zur Wohnbaupolitik der Gemeindeim Plenumausführlich Stellung nehmen .

NachdemSchlusswortdes Referenten ,der hervorhebt ,dassesin Wien70 . 000einräumige Wohnungengibt ,deren Mieter ebenso wiehunderte
von Untermietern das Wohnungsamt um die Zuweisung einer Wchnungbestürmen ,
werdendie Positionendr Verwaltungsgruppefür Wohnungswesengenehmigt ;derAntrag Dr .Motzko wird abgelehnt .

Ueberdie Verwaltungsgruppefür technischeAngelegenheiten
referiert Stadtrat Richter .Er führt aus ,dass beimBäderbetriebdieErrich¬tung eines neuen Kind erfreibades und die Ausgestaltung von zwei Sommer - ¬

bädernvorgesehensei .Hinsichtlichder Elektrifizierungder öffentlihhenBe¬
leuchtungberichtet der Referent ,dass die BezirkeVI undVII bereits aus - ¬
gebaut seien .Nach Duechführung des Programmes für 1933 werden auch die Be¬
zirke IV,V,VIII und XVI ausschliesslich elektrisch beleuchtet sein .

Stad trat Kunschakbespricht die Frage der Sicherungeines
ausreichendenWasserversorgung .DerWasserkonsumsei in den letztenJahren
in Wien rasend gestiegen ;das gebe für die Zukunft sehr zubedonken .

Stadträtin Dr .Motzko bemerkt ,dass die Coloniazüge sich heute
nicht mehrviel vomalten Mistbauer unterscheiden ;die Erhaltung undInstand¬
setzung der Ccloniazüge lasse sehr viel zu wünschenübrig .Rednerinbeantragt
die Auflassung der Dampfwäscherei .

Stadtrat Richter erwidert ,dass für die Sicherung des Wasser¬
bedarfesausreichendvorgesorgtsei .Füreine dritte Hochquellenleitungkä¬mennur die Ennsquellen in Betracht .Die Coloniazüge funktionieren inOrdnung ,
der Mechanismus sei vollkommenintakt .

Die Positionen der Verwaltungsgruppe für technische Angele¬
genheiten werden genehmigt .der Antrag Motzko wird abgelehnt .

St . . Linderreferiert über die Verwaltungsgruppe für Ernäh¬rungs -undWirtschaftswesen ;Stadträtin Dr .MotzkobeantragtdieAuflassung
der städtischen Wäscherei,worauf die Positionen der Verwaltungsgruppe ange - ¬
nommen ,der Antrag Motzko abgelehnt wird .

690 Die Verhandlungen werden morgenfortgsetzt .
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Nacheichungvon Massen ,WaagenundGewichten .
Diestädtische Marktamts-Direktionteilt mit :
UmBeanstandungenderGewerbetreibendenwegennichtfristge-¬

mässerNacheichungvonMassen,WaagenundGewichtenzu vermeiden,wirdin
Erinnerunggebracht ,dass es den Gewerbetreibenden ,die in ihrenständigen
oderzeitweiligenVerkaufsstättennachMassundGewichtzumessen,untersagt
ist,in diesen Verkaufsstätten ungesetzliche also nicht motrische Massound
Gowichtezu verwenden .Es dürfen auch nicht metrische ,jedoch nicht ge - ¬
eichte odernicht rechtzeitig geeichte MasseundGewichteaufbewahrtwerden ,
auchnichtWaagen,diedenbestehendenEichvorschriftennichtentsprechen.
DieAufbewahrungsolcherMasse,WaagenundGewichtenist auchdannunter¬
sagt,wennauchdiese Gegenständenicht zur AnwendungimöffentlichenVer-¬
kehr bestimmt sein sollten .

Mit1 .Jänner1933müssenbereitsderNacheichungunterzogen
seinalle Längenmasse,Hohlmassefür trockeneGegenstände,metalleneFlüs¬
sigkeitsmasse ,Transportgefässe für Milch ,Brennholzmasse und alle eich¬
pflichtigen Weinfässer ( dassind jene Weinfässer ,in denen WeinedenKäufern
überliefertwerden) ,dieals ersteEichungoderletzteNacheichungdenEich¬
stempeldes Jahres 1929oder eines vorangegangenenJahres aufweisen ;dann
alle Gewichteund Waagen,hölzerneFlüssigkeitsmasse,MilchgefässemitMess- ¬
stab ,Maischbottiche ,LedermassmaschinenundBiertransportfässer ,die alsNach¬
weisdererstenEichungoderletzten NacheichungdenEichstempeldesJahres
1930oder eines vorangegangenenJahrestragen .

Messapparate für Petroleum und für andre ,einer starken Ver- ¬
flüchtigungunterliegendeFlüssigkeitensind je nachihrerKonstruktions-¬
art vorAblaufvonje dreioderfünfJahren ,BenzinfüllapparatemitMess-¬
gefässen-Benzinmesspumpen -sindinnerhalbder für die einzelnenSysteme
vorgesehenenFristennacheichpflichtig .

DasstädtischeMarktamtwirdmitBeginndes neuenJahresmit
denmass - undgewichtspolizeilichenRevisionenbeginnen.

Die Beschaugebührenvon ViehundFleisch .
Die Grundgebührfür die Vornahmoamtlicher Untersuchungenvon

ViehundFleischbeträgtfür die Zeitvom . bis31 .Dezember' 17Schilling.
FürdietierärztlicheUntersuchungvonTieren ,diein einerWienerEisenbahn¬
oderSchiffsstationein-oderausgeladenwerden,ist diegleicheGrundgebührzuentrichten .

691
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DerstädtischeVoranschlagfür1933.
DieVerhandlungenimStadtsenatundFinanzausschussabgeschlossen.

Der WienerStadtsenat beendete heute gemeinsammitdem
städtischen Finanzausschuss die Beratungen über den Voranschlag der Bun¬
deshauptstadt Wienfür das Jahr1933 .

In FortsetzungderSpezialdebattereferiert StadtratHonay
über das Kapitel " AllgemeineVerwaltungsangelegenheiten "; orbegründetdie
geringeren Ansätze in diser Gruppe damit ,dass die Personal - undSacherfor¬

dernisseauf andreGruppenübertragenwordenseien .DieFeuerwehrerhalte
ungefährdie gleicheDotation, -derenSchlagkrafterfahrekeineVermin¬
derung .DieAusgabenfür dieMuseen,SammlungenundBibliothekensowiefür
die Kunstförderungseien imwesentlichenunverändertgeblieben.

GemeinderatDr .ZörnlaibverlangteineAufstellungüberdie
KostenderDrucklegungderstenographischenProtokolledesGemeinderates,
die der Berichterstatter zusagt . Hieraufwerdendie AnsätzedieserVerwal¬
tungsgruppegenehmigt.

DieWirtschaftsplänederstädtischenUnternehmungen.
Jeber die Wirtschaftspläne der städtischen Unternehmungen

für das Geschäftsjahr1933berichtet VizebürgermeisterEmmerling; erführt
unteranderemaus ,dassdie WirtschaftspläneaufGrundderWahrnehmungen
des laufendenGeschäftsjahresaufgebautseien .DasGaswerkschliessenach
AbschreibungenvonAnlagewertenimAusmassevonrund10MillionenSchilling
undeiner Rücklagefür Ruhe- undVersorgungsgenüsseimBetragevon500. 000
Schilling mit einemGebarungsüberschussvon117 . 000Schilling .FürInve¬
stitionen seien mehrals 7 Millionen Schilling vorgesehen ,die ihre Bedeckung
aus denAbschreibungsbeträgenundKassenbeständenfinden .

Auchdie Elektrizitätswerke präliminieren einenbescheidenen
GebarungsüberschussnachAbschreibungenvonmehrals 14MallionenSchilling
undeinerRücklagefür Ruhe- undVersorgungsgenüssein derHöhevon500. 000
Schilling .DieElektrizitätswerkehabenfür InvestitionenundRestzahlungen
für InvestitionenausdemVorjahrerund ' 5MillionenSchillingvorgesehen.

Die Strassenbehnenhabenfür Investitionen rund ' 7Mil¬
lionenSchillingpräliminiert .Für1933werden105MillionenSchillingan
Einnahmenaus der Personenbeförderungerwartet .ImVergleichmit denBetriebs-¬
rückgängender StrassenbahnenreichsdeutscherStädtesei Wiennochimmer
gut daran,was in erster Linie auf die vielfachen Begünstigungen ,wieFrüh¬
fahrscheine,Hin - undRückfahrscheine ,Wochen - undstark ermässigte Monats - ¬
karten ,die denVerkehrbeleben ,zurückzuführensei .

DasBrauhausseheeinenGebarungsüberschussvon300. 000
Schilling vor undpräliminiert für Investitionen 250 . 000Schilling .

Der voraussichtliche GebarungsüberschussderLeichenbe¬
stattung betrage172 . 000Schilling ,die Investitionenseien mit87. 000
Schillingvorgesehen.

Die städtische Ankündigungsunternehmung„ Gewista "erwarte
einenUeberschussvon110 . 000Schilling.692
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Stadtrat Kunschakbemerkt ,dass die Strassenbahnen ,ein für die
Stadt lebenswichtiger Betrieb ,zu vielen berechtigten Klagen Anlass geben ;
die Betriebsführung lasse alles zu wünschen übrig .Im Gegensatz zumReferen - ¬
ten sei die christlichsoziale Fraktion der Meinung ,dass nur eine Aenderung
der Tarifpolitik einen Wandel in der Frequenz schaffen könne .DieStadtbahn
gebe ebenfalls zu vielen Klagen Anlass .Wie soll die Strassenbahn in der Zu- ¬

kunft weitergeführt werden ? Bisjetzt werde auf jedes Defizit mit einer

Verkehrseinschränkung geantwortet ;so aber könne es nicht weitergehen ,denn
sonst laufe die Verwaltungin die Gefahr ,den Betrieb einmal ganzeinstellen
zu müssen .Bei der städtischen Leichenbestattung sei eine Aenderungder
Tarife vor allem in den unteren Klassen unerlässlich .ImZentralfriedhof
müsse ein entsprechender Bewachungsdienst eingerichtet werden,weil die

Diebstähle vonKränzenunddergleichen unddie Devastierungenständigzu- ¬
nehmen .

Stadträtin Dr .Motzkoführt aus ,dass nach einer Mitteilung ,die
ihr zugekommen sei ,die Gas - undElektrizitätswerke Installationen durch¬
führen ,die den privaten Installateuren zukommensollten .DieEinstellung
dieser Arbeiten müsseim Interesse des Gewerbesgefordertwerden .

Stadtrat Frauenfeld verlangt ,dass die für die Abschreibungen
vorgesehenen Beträge für Investitionen verwendet werden .DieStrassenbahn
sei kein Verkehrsmittel mehr ,sondern schon ein Verkehrshindernis .Bei den

Betriebseinschränkungen werde auf die Bevölkerung überhaupt nicht Rücksicht
genommen .Der Wirtschaftsplan für das Brauhaussei von einemOptimismuser¬
füllt ,der nach keiner Richtung hin gerechtfertigt sei .DieLeichenbestattung
müsse als gemeinnütziges Unternehmen geführt werden ,nicht aber nachstreng
kaufmännischenGrundsätzen .

In seinem Schlusswort entgegnet der Berichterstatter,es gäbe
heute keine Strassenbahn ,die ohne Defizit arbeite .Unter der früheren Ver¬
waltung seien bei der Strassenbahn Ueberschüsse einkalkuliert undtrotzdem
Tariferhöhungen vorgenommenworden .Mit diesem System habe die derzeitige
Verwaltung restlos gebrochen .Unrichtig sei es ,dass die städtische Leichen¬

bestattung zu hohe Tarife habe ; siesei auch kein Monopolunternehmen ,sondern
stehe mit den privaten Leichenbestattungen in schärfster Konkurrenz .DieGas- ¬
und Elektrizitätswerke führen keine Installationen durch,solche werden
durchwegs vom zuständigen Installationsgewerbe ausgeführt .Die Unterlassung

der Abschreibungen müsse aus kaufmännischen Gründen abgelehnt werden .
Die Wirtschaftspläne der städtischen Unternehmungenwerden

hierauf genehmigt .Stadtrat Dr .Danneberg berichtet sodann über das Kapitel
" Bilanz und Bedeckung " ,das ebenfalls angenommen wird .

Die Beratungen über den städtischen Voranschlag für das Jahr
1933 und über die Wirtschaftspläne der städtischen Unternehmungen für das
Geschäftsjahr 1933 sind damit abgeschlossen .Die Verhandlungen über den

Voranschlag und über die Wirtschaftspläne werden im Gemeinderat derStadt
Wien am Mittwoch ,den 14 .Dezember,um17 Uhrbeginnen .

. . - . - . - ,693
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DiamanteneHochzeit .
AmSamstagfeierte dasEhepaarJohannundAlbineHolovsky

seinediamanteneHochzeit.DieEheleutewohnenseit JahrenimWähringer
Greisenasyl,woauchdieFeierabgehaltenwurde.InVertretungdesBürger¬
meisterserschienamtsführenderStadtratHonay; errichteteandasJubel-¬
paar eine herzliche Anspracheundüberreichte sodanndie Ehrengabeder
StadtWien .Holovskystandmehrals vierzigJahreimDienstederöster-¬
reichischen Staatsbahnen ;unter seiner Leitung wurden viele Bahnlinienin
Böhmengebaut .DerJubilarist 86Jahrealt,seineGattinstehtim84 .Le-¬
bensjahr.DiebeidenKinderdesEhepaaressindgestorben.

KeinParteienverkehrimWohnungsamt.
AmkommendenDonnerstag( Feiertag )findet imstädtischen

Wohnungsamt kein Parteienverkehr statt .

AusgestaltungderelektrischenStrassenbeleuchtung .
In der nächstenZeit werdenin der LeopoldstadtdieSeiten

fahrbahnin derOberenAugartenstrassevonderRembrandtstrassebiszum
Gaussplatz,inDöblingdieDänenstrasseundRadelmayergasseundinFlorids-¬
dorfdieBunsengasse,VoltagasseunddieMittelstrassein derstädtischen
WohnhausanlageJedlerseerstrassemitelektrischerBeleuchtungeingerich¬
tet .DerMagistrathat die Aufträgezur Durchführungder notwendigenIn¬
stallationsarbeiten bereits vergeben .

EinTeilderDornbacherstrasseEinbahnstrasse .
Der Magistrat hat im Einvernehmenmit derBundespolizeidi¬

rektiondie Dornbacherstrassein derStreckezwischenderAndergasseund
der Alszeile als Einbahnstrasseerklärt ;dieser Teil derDornbacherstrasse
darfnurinderRichtungzurAlszeilebefahrenwerden.Uebertretungendie-¬
serVerordnungwerdennachdemWienerStrassenpolizeigesetzbestraft.

GemeindevermittlungsamtNeubau.
DienächstenSühneverhandlungenbeimGemeindevermittlüngs-amtNeubaufindenam. ,14. ,21.und28. DezemberimBürodesBezirksvorste-¬

hersstatt .DieVerhandlungenbeginnenimmerum10Uhr30 .

SitzungderBezirksvertretungOttakring.
DieBezirksvertretungOttakringtritt amFreitag,den16 .

Dezember,um18UhrzueinerPlenarsitzungzusammen.
694
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Geehrte Rodaktion !
Uebermorgen ,Mittwoch ,um 12 Uhr findet im Journalistenzim¬

mer des Rathauses ( Präsidium ,. Stock )eine
PRESSEKONWRENZ

statt .In dieser Pressekonferenz wird Stadtrat Professor Dr .Tandlerüber
Aktionen der " WINTERHILFE "wichtige Mitteilungen machen .

Wir ersuchen ,zu dieser Pressekonferenz einen Vertreter Ihres
geschätzten Blattes zuverlässig zuentsenden .

Förderung der Bautätigkeit .

Verlängerungder BefreiungneuerBauführungenvonderWohnbausteuer.
Umdie private Bautätágkeit in Wien zu beleben unddadurch

Arbeit zu schaffen,hat der Wiener Landtag neue Bauführungen von der Ent - ¬
richtung der Wohnbausuerbefreit .Die Bestimmungenüber dieseSteuerbefrei¬
ung gelten gegenwärtig für Bauter ,für die bis 31 .Dezember des heurigen Jah¬
res eine Benützungsbewilligung erceilt wird .Die Bautätgkeit war im heuri¬

gen Jahre ziemlichrege . Esist nunzwarnicht zu erwarten ,dass in dernäch¬
sten Zeit grosseBautenerrichtet werden,wohlaberwerdenBauführungen,die
im heurigen Jahre begonnen worden sind ,im nächsten Jahre fertiggestellt und

auch neue kleinere Bauführungen durchgeführt werden .Der Magistrat hat daher
demWienerLandtageinen Gesetz -entwurf vorgelegt ,der vorsieht ,dassdie
zeitliche Befreiungvonder Wohnbausteuerauchjenen Bauführungen ,diebis
31. Dezember1933benützungsreifsind ,gewährtwird .Dadurchtritt auchBe¬
freiung vonder BodenwertabgabevonverbautenLiegenschaftenein .

Derstädtische Finanzausschusshat in seiner letztenSitzung
den Gesetzentwurf des Magistrates über die Befreiung jener Neu - ,Um- ,Zu - und
Aufbauten ,für die bis längstens 31 . Dezember 1933 eine Benützungsbewilligung

erteilt worden ist,angenommen ;der Gesetzentwurf wird dem Wiener Landtag in
dessen nächster Sitzung Mitte Dezember vorliegen .

Sitzung der Bezirksvertretung Margareten .
Die Bezirksvertretung Margareten tritt am Montag ,den 12 .De- ¬

zember,um 17 Uhr zu einer Plenarsitzung zusammen .
. . — - . — . — . — .— .- .

Der Fussball - LänderkampfEngland gegenOesterreich .
Eine Lautsprecher - Uebertragungauf demHeldenplatz in Dienste derWinterhilfe

Uebermorgen ,Mittwoch ,findet bekanntlich in Lendon das Länder - ¬

Fussballwettspiel England gegen Oesterreich statt ,das von der Ravag in der

Zeit von 15 Uhr 05 bis 16 Uhr 55 übertragen wird .DemSpiele wird auf dergan¬
zen Welt das grösste Interesse entgegengebracht .Besonderes Interesse wirddas

Spiel bei der Wiener Bevölkerung finden ;überall werden die Berichte der Ra¬

vagreporter Professer Schmieger und Naumann mit Spannung erwartet werden .

Durch das liebenswürdige Entgegenkemmender Firma Czeja &Nis - ¬
sel ist es der " Winterhilfe " möglichgeworden ,den Fussball - Länderkampfmittels
einer grossen Lautsprecheranlage auf dem Heldenplatz zu übertragen .Der Hel¬

denplatz wird während der Uebertragung abgesperrt ;die Eintrittsgebühr in den
abgesperrten Raum beträgt 20 Groschen zugunsten der Winterhilfe .Die Ueber¬
tragung ,die also im Zeichen der Winterhilfe steht ,beginnt um 15 Uhr 05 . Ver
Spielbeginn und während der Pause veranstaltet die Musikkapelle der städti - ¬

schen Feuerwehr auf dem Heldenplatz ein Platzkonzert .
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Die Nahrungs -oder Genussmittelabgabe .

Nachzahjungenwerdennichteingehoben. -Verzichtaufdie Erhöhungfür
Jahre 1932 und1933 .

Für die Nahrungs -oder Genussmittelabgabe war bekannt - ¬

lich anlässlich der Novellierungdes Gesetzesein Ertrag von10 ' 6Mil¬
lionen Schilling für das erste Jahr ,das ist vomMärz1931 bisein¬
schliesslich Februar 1932 ,vorgesehen .Das Gesetz enthält dieBestim¬
mung ,dass ,sollte der Ertrag der Abgabeunter diesen Betragsinken ,
die Abgabe entsprecherd erhöht wer de bis der gesetzlich vorgesehene
Betragvon10 ' 6MillionenSchilling erreicht ist .Die notwendigenNach¬
zahlungensollten den Abgabepflichtigenmit Zahlungsaufträgenvorge- ¬
schrieben werden .Ueberdiessollte für den Fall eines Minderertragesim
erwähntenersten Abgabejahrdie Landesregierungim Verordnungswegefür
die Zeit vom1 .März 1932 bis 31 . Dezember1935 die Abgabeentsprechend
erhöhen .Nunist tatsächlich der Ertrag der Nahrungs -oderGenuss¬
mittelabgabe für die Zeit vom1 .März1931 bis 29 .Februar 1932weit
hinter demim Gesetz vorgesehenen Ertrag zurückgeblieben ;dertatsäch¬
liche Ertrag warnicht ganz9 MillionenSchilling .Es wärenalsonach
den Bestimmungendes Gesetzes eine Nachzahlung von mehr als ' 6Millio¬
nenSchillingfür das AbgabejahrvomMärz1931biseinschliesslich
Februar 1932auf die Abgabepflichtigenaufzuteilen undausserdemdie
Abgabebis zumJahr 1935 durch Verordnung der Landesregierung ent - ¬
sprechend zu erhöhen gewesen .

Mit Rücksicht darauf jedoch ,dass die Wirtschaftslage eine
höhere Belastung der von der Abgabe betroffenen Betriebe undinsbesonde - ¬
re der Gästedieser Betriebenicht gestattet ,hat amtsführenderStadtrat
Dr .Dannebergdemstädtischen FinanzausschussunddemStadtsenateinen

Antragvorgelegt ,wonachdie imGesetzvorgesehenenNachzahlungenfür
die Nahrungs -oder Genussmittelabgabenicht eingehobenwerdenundvon
derErhöhungderAbgabefürdieJahre1932und1933abgesehenwird.
DerStadtserathat in seiner heutigenSitzungdiesemAntrag ,derdem
Gemeinderat in dessen nächster Sitzung vorliegen wird ,zugestimmt .

Strassenbahnfahrpreis am . Dezember .
Übermorgen ,Donnerstag( Feiertag ) ,gilt auf derStrassenbahn

undStadtbahnderWerktagsfahrpreis.DieFrühfahrscheine,Hin-undRück¬
fahrscheine ,Wochenkarten ,Arbeitslosen - undFürsorgefahrscheine haben
daherGültigkeit .DieHin -undRückfahrscheineundWochenkartengelten
für die Rückfahrtschonvon11Uhran .DieSchüleranweisungenhingegen
haben keine Gültigkeit .
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Stollung desBürgormoiste
Ein Schreibon dos Bürgormeistors als ba

rs Soitz zumVersammlungsverbot .

ndeshauptmannanBundeskanzler1 . r .Dollfuss .
Landeshauptmann Seitz hat heute an Bundeskanzler Dr .Dollfuss

ein Schreiben gerichtet ,in dem es heisst :
" Vonder Ihnen als Minister unterstehenden Abteilung für öffent

liche Sicherheit des Bundeskanzleramtes habe ich ein Schreiben erhalten ,
das die Ueberschrift "Weihnachtsfrieden " - " Rundschreiben "und die Unter¬
schrift " Der Staatssekretär :Fey "trägt .

Wennin diesem Schreiben der politische und wirtschaftliche Gedan¬
ke zumAusdruck kommensoll ,dass das sogenannte Weihnachtsgeschäft sich
möglichst ungestört vollziehen möge so kann ich als Bürgermeister vonWien
und als Landeshauptmann nur sagen ,dass ich angesichts der traurigen

wirtschaftlichen/diese Absicht vollauf billige .Die traurige Lageunserer
Wirtschaft ist allerdings vor allem auf wirtschaftspolitische ,insbesondere
auf handelspolitische Fehler zurückzuführen und nicht auf ihre öffentliche
Erörterung in Versammlungen ,weshalb polizeiliche Massnahmenauf dem
Gebiete der Versammlungs - undVereinstätigkeit kein wirksames Mittel sind ,
sie zu beheben .Im Rechtsstaat ist es unzulässig ,ein Ziel ,das an und
für sich billigenswert ist ,auf rechtswidrige Art anzustreben .

Der Staatssekretär ,Herr Fey ,nennt sein Schreiben eine „ Weisung "
und gibt den Auftrag ,Volksversammlungen und allgemein zugängliche Ver¬

sammlungen überhaupt innerhalb einer gewissen Zeit ausnahmslos zu unter¬

sagen .Das bedeutet praktisch ein generelles Versammlungsverbot .Generel¬

le Versammlungsverbote aber sind nach österreichischem Recht ,sowohl
nachm Vereins -als auch nach dem Versammlungsgesetz ,seit dem 15 .No¬
vember 1918 überhaupt unzulässig .An diesem Tage wurde nämlich der Be¬

schluss der Provisorischen Nationalversammlung vom 30 .Oktober 1918 ver - ¬
lautbart ,durch den § 37 des Vereinsgesetzes und § 20 des Versammlungs¬

gesetzes aufgehoben wurden .Diese beiden Paragraphen sahen die Möglich¬

keit vor ,die Bestimmungen des Vereinsgesetzes und des Versammlungsge¬
setzes "im Falle eines Krieges oder innerer Unruhe "ganz oder teilwei¬

se ausser Wirksamkeit zu setzen ,welche Rechte der Regierung zustanden .
Neben dieser Möglichkeit genereller Verbote war und ist auch heute noch

in beiden Gesetzen die Möglichkeit spezieller Verbote vorgesehen und

zwar in den § §6 und 21 des Vgreinsgesetzes und § 6 des Versammlungsge¬

setzes .Die Gegenüberstellung der § §6 ,21 und 37 des Vereinsgesetzes
und der § §6 und 20 des Versammlungsgesetzes allein zeigt schon mit aller

Deutlichkeit ,dass es sich eben hier um die nebeneinander bestehenden

Möglichkeiten spezieller und genereller Verbote handeln sollte ,Hiebei

gingen weder das Vereins - nochdas Varsammlungsgesetz ,selbst als der
§ 37 des Vereinsgesetzes und der § 20 des Versammlungsgesetzes noch in

Kraft waren ,so weit ,wie dies jetzt der Staatssekretär durch seine
" Weisung " versucht ;denn dort waren die generellen Verbote nur in

Fällen des Krieges oder innerer Unruhen erlaubt und konnten nicht etwa
mit dem allgemeinen Hinweis auf eine "Gefährdung der öffentlichen

Sicherheit und des öffentlichen Wohles "begründet werden .Eine derar¬

tige Polizeimassnahme ,bei der es von vorneherein klar ist ,dass die

Begründung im Grossen und Ganzen nur Formsache ist ,weil wohlniemand
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ernstlich behaupten kann ,dass alle öffentlichen Versammlungen jeder
Art ,die während der Verbotszeit vorkommen könnten ,die öffentliche
Sicherheit oder das öffentlizheWohl gefährden würden ,widerspräche auch

strikte den allgemeinen Freiheitsrechten des Volkes in einem demokra¬

tischen Rechtsstaat ,weshalb eben auch die Provisorische Nationalversamm¬
lung als eine ihrer ersten Taten die Möglichkeit genereller Vereins - und
Versammlungsverbotebeseitigt hat ,obzwar das Recht solcher Verbote
schon damals ein weit eingeschränkteres war als es sich der Staatssekre¬

tär anmassen will .Mankommeda nicht mit spielerischen Interpretations - ¬
kunststücken etwa der Art ,dass ja das Versammlungsgesetz nicht ausser
Wirksamgeit gesetzt werde ,dass ausserdem überhaupt keinunmittelbares
Verbot von Versammlungen ausgesprochen werdesondern lediglich die zu¬
ständigen Behörden angewiesen werden ,zu verbieten .Es kommthier selbst¬
verständlich auf die Sache an ,auf den praktischen Erfolg ,und der wäre

zweifellos eine Suspendierung des Versammlungsgesetzes .

Dass § 6 des Versammlungsgesetzes nur spezielle Verbote ermöglicht ,
geht auch ohne Rücksicht auf die Gegenüberstellung zu § 20 aus seinem

Wortlaut unmittelbar hervor .Es heisst im § 6 ,dass "Versammlungen ,
deren Zweck den Strafgesetzen zuwiderläuft oder deren Abhaltung die
öffentliche Sicherheit oder das öffentliche Wohl gefährdet

von der Behörde zu untersagen " sind .Für jeden der deutschen Sprache

Kundigen kann sich das zweifellos nur auf bestimmte Versammlungen bezie¬

hen ,bei denen die Voraussetzungen des Verbotes nach behördlicher Kennt¬

nis gegeben sind .Hätte es doch sonst heissen müssen ,dass bei Gefähr¬
dung der öffentlichen Sicherheit oder des öffentlichen Wohles oder in
Zeiten ,in denen die öffentlihe Sicherheit oder das öffentliche Wohl
gefährdet sind ,Versammlungen von der Behörde zu untersagen sind .Es
wäre dies die allgemeine Fassung für generelle Verbote ,wie sie sieh auch
in § 20 des Versammlungsgesetzes findet .So aber kann es sich nach dem

Wortlaute des § 6 nur um die Möglichkeit eines Verbotes bestimmter Ver¬
sammlungen handeln .

Was die Versammlungen nach dem Vereinsgesetz anlangt ,wird in der
" Weisung " ,um "Missverständnisse zu vermeiden . . . . .ausdrücklich betont "

dass Vereinsversammlungen nach § 1h des Veremnsgesetzes von dem Verbote
" nicht betroffen erscheinen "( was offenbar heissen soll :sind " ) . Abge¬

sehen davon ,dass die gerade in der Weihnachtszeit von Vereinen durchge¬
führten Weihnachtsbeteilungen Mitteloser in der durch Jahrzehnte einge¬
lebten Form unmöglich gemacht würden ,stünde dies im Widerspruch zu der
allgemeinen Fassung der „ Weisung " ,die überhaupt von " allgemein zugäng - ¬

lichen Versammlungen "spricht ,da auch Vereinsversammlungen nach § 14

des Vereinsgesetzes " öffentlich " seinkönnen ,doch soll offenbar die

allgemeine Norm dann wieder für Vereinsversammlungen eingeschränkt werden

Die " Weisung "stützt sich hiebei allerdings auch auf das Rundschreiben
vom 22 .Februar 1932 ,. 100 . 876 - GD2 ,doch ginge es zu weit ,an dieser
Stelle auch auf die fehlerhafte Gesetzesauslegung in diesem Rundschrei¬

ben näher einzugehen .

Kommt man also bei näherer Betrachtung der Materie dieser sogenann¬
ten " Weisung "zu der Ueberzeugung ,dass sie verfassungswidrig undungesetz

lich ist ,so könnte man noch immer der Ansicht sein ,ein Landeshauptmann
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wäre verpflichtet ,sie zu befolgen und eventuell einlangenden Rekurse
gegen Versammlungsverbote abzulehnen ,weil es sich um eine Weisung
nach Artikel 103 der Bundesverfassung handelt .Nun ist aber nicht einmal
das der Fall ,denn die " Weisung " ,die sich selbst als eine auf Grund

der
des Artikels 103/Bundesverfassung erfolgte Weisung bezeichnet ,wird von
einem nach der Verfassung unzuständigen Organ erteilt .Zuständig zur Er¬

teilung vonsolchen Weisungenan einen Landeshauptmannsind nämlichbe¬
kannter Weise nach Artikel 103 nur die Bundesregierung sowie die einzel¬

nen Ressort minister ,nicht aber Staatssekretäre .Letztere sind
den Bundesministern als Hilfsorgan beigegehen und unterstellt .Der in der

Weisung enthaltene Hinweis auf eine angebliche Zustimmung der Bundes¬
regierung zwingt mich ausserdem ,die für den staatarechtlich einiger¬
massen Kundigen allerdings ganz selbstverständliche Fsstétöllung zu
machen ,dass es auch nicht möglich ist ,das Weisungsrecht nach Artikel

103der Bundesverfassungan irgend jemandzu delegieren ,etwaso ,wie
man im privaten Rechtsverkehre selbstherrlich bevollmächtigen kann .Die

Verfassung hat das Weisungsrecht nur der verantwortlichen Regierung und
den verantwortlichen Ministern eingeräumt .Ein Delegationsrecht etwader
Art ,wie es demBundespräsidenten aus Zweckmässigkeitsgründendurch
Artikel 66 eingeräumt wurde und das auch wieder nur bis zumBundesmini¬
ster reicht ,gibt es nach Artikel 103 der Bundesverfassungselbstver¬
ständlich nicht ;auch ein Staatssekretär nimmt da ebensowenig eine Son¬
derstellung ein ,wie irgend jemand Anderer .Ein Staatssekretär kann wohl

als vorgesetzes Organ an die ihm nachgeordneten Organe Weisungenerteilen ,
wie dies ja nach Artikel 20 der Verfassung für die Verwaltung ganz all¬
gemein vorgesehen ist .Das hat aber mit dem besonderen Weisungsrechte

nach Artikel 103 der Bundesverfassung ,der "verfassungsgesetzlich anderes
bestimmt "( Artikel 20 ) nichts zutun .

Ich sehe mich daher ,sehr geehrter Herr Bundskanzler ,voranlasst ,
diese verfassungswidrige und ungesetzlic he "Weisung "des Staatssekreters

zurückzuweisen ,lehne deren Befolgung ab und werde etwa einlangende Be¬
rufungen gegen Versammlungsverbote wie immer je nach den geltenden Ge¬
setzen individuell prüfen und über sie entscheiden . "
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DasVersammlungsverbot .
Zu der in den heutigen Morgenblättern veröffentlichten amtlichen Ver¬

lautbarung ,wonach Bundeskanzler Dr .Dollfuss das an ihn gerichtete Schreiben
des LandeshauptmannesSeitz schriftlich beantwortet habe ,wirdmitgeteilt ,
dass bis 11 Uhr vormittags im Rathaus ein solches Schreiben des Bundeskanz¬

lers nicht eingelangt ist .Da aber nicht angenommen werden kann ,dass ein
solches Schriftstück der Post übergeben wird ,so dass der Landeshauptmann

offiziell erst Kenntnis davon erhält ,nachdem es längst in der Presse ver¬
öffentlicht ist ,scheint es sich überhaupt um ein Missverständnis zu han¬

deln .

Pressekonferenzüber die„Winterhilfe "
Heute mittags fand im Wiener Rathaus eine Pressekonferenz über die

Aktionen der heurigen Winterhilfe statt .Das Referat erstattete Stadtrat
Professor Dr .Tandler . DerBericht liegt für jene Zeitungen ,die beider
Pressekonferenznicht vertreten waren ,unserer heutigen Ausgabebei .

Ein Teil der Paulanergasse Einbahnstrasse .
Der Magistrat hat im Einvernehmenmit der Bundespolizeidirektiondie

Paulanergasse in der Strecke zwischen der Neumanngasse und der Wiedner

Hauptstrasse als Einbahnstrasse erklärt .Die Paulanergasse darf in diesem
Teil nur in der Richtung von der Favoritnerstrasse zur Wiedner Hauptstrass
befahren werden .Uebertretungen dieser Verordnung werden nach demWiener

Strassenpolizeigesetz bestraft .

Mietzinszuschüsseder GemeindeWienfürWohnhausreparaturen .
Der vom Gemeinderat der Stadt Wien eingesetzte Beirat ,dem die Ent¬

scheidung über die Gewährung von Zuschüssen zu Hauptmietzinsen zusteht ,
die das Viertausendfache des Friedenszinses übersteigen,hielt kürzlich
seine 72 . Sitzung ab .In dieser Sitzung wurden die Ansuchen von 806 Parteien

in 114 Häusern behandelt und Mietzinszuschüsse im Betrage von monatlich
. 760Schilling bewilligt .Insgesamt hat der Beirat bisher den Ansuchenvon

13 . 128Parteien in . 915Häusern stattgegeben und zusammen Monatsbeiträge
in der Höhe von rund 235 . 991Schilling genehmigt .

Von den Bezirksvertretungen .
Die Bezirksvertretung Hernals twitt übermorgen ,Freitag ,um 17 Uhr zu

einer Plenarsitzung zusammen .
Die nächste Sitzung der Bezirksvertretung Leopoldstadt findet am

kommenden Samstag um 18 Uhr statt .
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Erfreulicher Fortschritt der StadtrandsiedlungLeopoldau .
Bekanntlich hat der Gemeinderat Mitte Juli eine Grundfläche von

ca .200 . 000Quadratmeter in Leopoldau und einen Kredit von 100 . 000
Schilling zur Errichtung einer Stadtrandsiedlung für Arbeitslose ge - ¬

widmet .Es sollen damit 80 Siedlerstellen zu je 2500 Quadratmeter samt

den zugehörigen Wohnebjekten und Stallungen hergestellt werden .Die

treuhändige Durchführung der Aktion wurde der Gemeinwirtschaftlichen

Siedlungs -und Baustoffanstalt Gesiba übertragen .
Obwohl wegen der notwendigen technischen und organisatorischen

Vorbereitungen erst Mitte Oktober mit der eigentlichen Bauarbeit be¬

gohnenwerdenkonnte und diese ausschliesslich von den Siedlernselbat
verrichtet wird ,sind doch bereits 18 Häüser im Rohbaufertiggestellt
und eingedeckt ,bei weiteren 12 wird die Dachgleiche in der nächsten
Woche erreicht sein ,bei ca 20 Häusern wird an der Aufstellung des Stall¬

anbaues gearbeitet .Die Wohnobjekte wurden als Doppelhäuser zu beiden

Seiten einer neuen Wohnstrasse errichtet ,die gleichfalls von den Sied¬
lern angelegt wird und parallel zur Seyringerstrasse verläuft .Sie ste¬
hen auf isolierten Betonfundamenten ,sind in Ziegelmauerwerk aufgeführt
und mit Strangfalzziegeln gedeckt .Der Stall ist ein beiderseitig ver¬
schalter Riegelwandbauund mit starker Pappe gedeckt .WährenddesWinters

worden die äussere Einzäunung des gesamten Siedlungsgeländes ,die Fertig¬
stellung der Strasse ,das Schlagen der Brunnen für sämtliche Sied¬

lerstellen und die Umackerung durchgeführt werden .Auf diese Weise
werden die Siedler bereits im Frühjahre die Bestellung ihrer Parzellen
in Angriff nehmen können .

Jubilare der Ehe .
Josef und Franziska Zwulik feierten am Samstag die goldene Hochzeit

Der Jubilar war vierzig Jahre in Wien als Schuhmachermeister tätig und
hat sich vor einiger Zeit in Au am Leithagebirge niedergelassen .Zwulik

steht im 78 . ,seine Gattin im 73 .Lebensjahr .Der Ehe entsprossen neun
Kinder .Das Ehepaa -Tohann und Theresia Weiss beging am 26 .November

das goldene Hochzeitsfest . Weissist pensionierter Postbeamter und steht
im 75 .Lebensjahr .Seine Frau ist 78 Jahre alt .Das Ehepaar hat eine ver¬

heiratete Tochter und wohnt seit drei Jahren in Steinabrückl .Zubeiden
Feiern erschien in Vertretung des Bürgermeisters amtsführender Stadtrat

Honay ,hielt eine herzliche Ansprache und überreichte die Ehrengabe der
Stadt Wien .Auch die Bürgermeister von Au und Steinabrückl nahmen anden
Feiern teil .
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Errichtung eines Autobusbahnhofes in Wien .

Im Laufe der letzten Jahre wurde eine Anzahl von Autobuslinien
für den Fernverkehr eingerichtet ,deren Ausgangspunkt Wien ist ,deren
Aufstellungsplätze aber derzeit an verschiedenen Punkten der Stadt

gelegen sind . Dasist vom Standpunkt des Verkehrs ein grosser Nachteil .

Die Aufstel lungsplätze sind dem Publikum oft unbekannt ,sodass dieses

im Bedarfsfalle genötigt ist ,erst Erkundigungen darüber einzuholen .
Da die Aufstellungsplätze der betreffenden Autubusse auf Strassengrund

gelegen sind ,fehlt zu dem die Möglichkeit ,für das Publikum geeignete
Warteräume bereitzustellen .Die Errichtung einer Zentralstation als Aus¬

gangs - undEndpunkt dieser Kraftwagenlinien ist daher im Interesse des

Publikums ehenso wie im Interesse der Autobussunternehmungen ,die aus
dieser Einrichtung Vorteile für ihren Betrieh erwarten können ,aber

auch im Interesse des allgemeinen Verkehres ,der eine Fortdauer des

jetzigen Zustandes insbesondere bei einem Ansteigen des Verkehres kaum

zulassen dürfte ,gleichermassen empfehlenswert .Auch vom Standpunkt des

Fremdenverkehres ist dieser Plan zu begrüssen .
Die Gemeinde Wien beabsichtigt nun die Errichtung einer solchen

zentral gelegenen Station für die von Wien ausgehenden Fernkraftlinien
zu ermöglichen .Für die Errichtung der Anlage kommt ein Platz an der

Lothringerstrasse beim Karlsplatz und ein zweiter Platz beimVerkehrs¬
büro in Betracht .Die eine Grundfläche steht im Eigentum der Gemeinde ,die
andere ist Eigentum der Allgemeinen Baugesellschaft A .Porr .Die Errich¬

tung und der Betrieb des Autobahnhofes sollen durch eine Gesellschaft
mit beschränkter Haftung erfolgen ,die von der Gemeinde Wien zusammen mit
der genannten Baugesellschaft gegründet wird . DerGesellschaftsvertrag
wird dem Gemeinderat schon in der nächsten Woche vorgelegt .Der Auto¬

bahnhof soll Aufstellungsplätze für Kraftwagen ,Warteräume für das Pub¬
likum und Diensträume für das Personal umfassen .Ausserdem dürften eini¬

ge Geschäftslokale in dem Gebäude untergebracht werden .Die Errichtung
von Garagen wird wegen der geringen Ausdehnung der zur Verfügung stehen¬

den Flächen voraussichtlich nicht erfolgen .Für die Entwicklung des Be¬

triebes wird die tatsächliche Inanspruchnahme der Anlage massgebens sein

Verhandlungen mit den in Betracht kommenden Unternehmungen werden von

der Gesellschaft sofort nach ihrer Gründung eingeleitet werden .

- . — —— — - - -
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Neue Strassennamen in Wien .

Ein Nestroyplatz und eine Slatingasse .

Der Gemeinderatsausschussfür allgemeineVerwaltungsangelegenheiten
hat kürzlich auf Antrag des Gemeinderates Beisser wieder einige Strassen¬
benennungenbeschlossen .So wird die platzartige Erweiterung der Prater - ¬
strasse an der Einmündungder Czerningasse und der TempelgassenachJo¬
hann Nestroy " Nestroyplatz " benannt .Auf der Landstrasse erhält eine bis¬
her noch unbenannte ,parallel zur Sinagasse verlaufende Gasse nach dem

kürzlich verstorbenen Slatin Pascha den Namen " Slatingasse " .Schliesslich

werden drei Verkehrsflächen in Floridsdorf nördlich der Siemensstrasse
nach demHolzbildhauer Franz Schönthaler ,nach demDirektor derWiner
Porzellanmanufaktur Konrad von Sorgenthal und nach der WienerBronzear¬
beiterfamilieDanninger"Schönthalergasse","Sorgenthalgasse"und„Danninger
weg "benannt .

Die Erläuterungstafeln werdenfolgendeAufschriften tragen :"Johann
Nestroy ( 1801 -1862 ) ,berühmter Wiener Volksdichter und Komiker " ," Rudolf
Slatin Pascha ( 18571932 ) ,österreichischer Afrikaforscher " ,Franz
Schönthaler ( 1821 -1904 ) ,Holzbildhauer und Innenarchitekt " "Konradvon
Sorgenthal( 1735- 1805) ,Direktorder WienerPorzellanmanufakturvon
1785bis 1805 "und„Danninger ,WienerBronzearbeiterfamilie ;JohannGeorg
d . . begründete zu Beginn des 19 .Jahrhunderts die WienerBronze - Industrie " .

Die Budgetberatungendes WienerGemeinderates .
Sitzung des WienerLandtages .

Der Gemeinderat der Stadt Wien beginnt in der nächsten Wocheam
Mittwoch die Beratungen über den Voranschlag der Bundeshauptstadt Wien
für das Jahr 1933 . DieSitzungen des Gemeinderates beginnen am Mittwochum
17 Uhr,an den folgenden Tagen um 16 Uhr .

Der Wiener Landtag tritt am Freitag um16 Uhr zu einer Sitzung
zusammen .Anschliessend an die Sitzung des Landtages nehmen die Budget - ¬

verhandlungen des Gemeinderates ihren Fortgang .
- . — —— - - — - —

Autobus orkehr am Silbernen und Goldenen Sonntag in
der Inneren Stadt .

Morgen ,Sonntag ( Silberner Sonntag ) ,und am Sonntag ,den 18 .Dezember
( Goldener Sonntag ) ,wird in der Zeit von 8 Uhr 30 bis 19 Uhr auf den

innerstädtischen Linien I ,II und III ein Autobuswæerkehr geführt .Aufden
übrigen Autobustaglinien ist der Verkehr eingestellt .
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Die Lonauschiffahrt inOesterreich .

Wie die Magistratsabteilung für Statistik mitteilt,ha¬
ben im vorigen Jahre 18 Unternehmungen mit 262 Dampfern,77 Motorbooten
und 1152 eisernen Schleppbooten die Donauschiffahrt in Oesterreich be¬
trieben . Vondiesem Schiffbestand kommen für Wien hauptsächlich die Schif¬

fe der Lonaudampfschiffahrtsgesellschaft ,der Flusschiffahrt des König¬
reiches Jugoslawien und der königlich - ungarischen Fluss - undSeeschiffahrts¬

. . ,das sind insgesamt 214 Lampfer und 1075 Schlepper mit zusammen rund
700 . 000Tonnen Tragfähigkeit ,in Betracht .Die Ruderschiffahrt ,die in Wien

nur einen Güterempfang ven 12 . 000Tonnen verzeichnet ,verschifft faat nur
Steine ,Kohlen und Holz und spielt für ganz Oesterreich nur eine sehr ge¬
ringe Rolle .

Im Personenverkehr sind für die österreichische Strecke

der Donau im Jahre 1931 insgesamt 303 . 000Passagiere zu verzeichnen ;da¬
von entfallen 98 . 000Passagiere ,also fast ein Drittel ,auf Wien,rund

12 . 000auf Linz .Der Ausflugs - undSommerfrischenverkehr der Wiener in die
Wachau drückt sich in der Statistik darin aus ,dass die Station Melk

26 . 000Passagiere ausweist .
Im Frachtenverkehr wurden auf der ganzenösterreichi¬

schen Strecke der Donau 1,118 . 000Tonnen ausgeladen ,109 . 000Tonnenat¬
gesendet und 125 . 000Tonnen durchgeführt .Gegenüber dem Jahre 1929 ist
die Durchfuhr um - rund Al Prozent gefallen ,die Ausladung um rund 27 Pro¬

zent gestiegen ,die Einladung um rund 12 Prozent gesunken .Diestärkste
Empfangsstation ist Wien mit 933 . 000Tonnen ,dann folgt Linz mit118 . 000
Tonnen ,dann Obermühl in Oberösterreich und Ybbs in Niederösterreich . Der
Wiener Versand ,der seit 1930 ziemlich konstant ist,betrifft zumeist Pa¬
pier - rund 34 . 000Tonnen - Kohle - rund 25 . 000Tonnen - ,Mehl und

Eisenwaren - je 16 . 000Tonnen - ,der Wiener Empfang hingegen vornehmlich
Getreide und Hülsenfrüchte - 369 . 000Tonnen - ,Steine und Schotter - ¬

163 . 000Tonnen - ,Mehl - 103 . 000Tonnen - ,Petroleum - 73 . 000Tonnen- ¬
Benzin - 16 . 000Tonnen - und Kohle - 31 . 000Tonnen .

— .— .— — — — ——

Eine Weiskirchnerstrasse in der Inneren Stadt .

Knapp nach dem Ableben des Altbürgermeisters Dr . Richard

Weiskirchner hat die Bezirksvertretung der Inneren Stadt beschlossen ,
den Magistrat aufzufordern ,im ersten Bezirk eine Strasse nach Weiskirch¬

ner zu benennen .Da in der Inneren Stadt neue Strassenzüge nicht er¬
schlossen werden können ,hat die Bezirksvertretung die Umbenennung einer

schon bestehenden Strasse beantragt .Solche Umbenennungen stossen jedoch

auf grosse Schwierigkeiten ,weil sich dadurch die Geschäftsleute ,die seit
vielen Jahren in der betreffenden Strasse ansässig sind,nicht zu Unrecht

geschädigt erachten .Es musste daher eine Strasse gewählt werden ,für die
solche berechtigte Einwände nicht zutreffen .Der Magistrat hat nun im

Einvernehmen mit der Bezirksvertretung der Inneren Stadt demGemeinde¬
ratsausschuss für allgemeine Verwaltungsangelsgenheiten den Antrag un¬

terbreitet ,den Teil der Wollzeile ,der in Fortsetzung des Dr .Karl Lueger¬
Platzes über den Stubenring führt ,nach Bürgermeister Weiskirchner zu be¬

nennen .Der Gemeinderatsausschuss hat heute nach einem Bericht des Ge¬
meinderates Beisser diesen Antrag genehmigt .Der Text der Erläuterungs¬

tafel lautet :Dr .Richard Weiskirchner ( 1861 - 1926 ) ,Bürgermeister der
Stadt Wienvon 1912 bis 1919 ;Präsident des Nationalrates von 1920bis

1923 . 70l— - -
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Zwei neueAutobuslinien .
Amalianbad - Siedlung Laaerberg ;Stadtbahnstation Schönbrunn - Tivoli¬

Spinnerin amKreuz .

Nach einem Bericht der Gemeinderätin Dr .Furtmüller
hat der Gemeinderatsausschuss für allgemei ne Verwaltungsangelegenheiten

am Montag der Erteilung einer Konzession zum Betrieb einer Autobuslinie

zugestimmt ,die die beiden grossen Gemeindesiedlungen" Tivoli "und
" Spinnerin am Kreuz "und die städtischen Wohnbauteh an der Hohenberg¬

strasse durchfahren wird .Die neue Autobuslinie beginnt bei der Stadt¬
bahnstation Schönbrunn und wird über die Grünbergstrasse,Hohenbergstras¬

se ,Philadelphiabrücke ,Draschegasse ,Wienerbergstrasse bis zur städtischen
Wohnhausanlage " Spinnerin am Kreuz "geleitet ,wo sie an die Strassenbahn¬

linie 165 anschliesst .Die Konzession wird einem privaten Unternehmer

verliehen ,der in kürzester Zeit den Betrieb aufnehmen wird .

Dem Magistrat liegt auch ein Ansuchen umVerleihung
einer Konzession für eine Autobuslinie Amalienbad - SiedlungLaaerberg
vor . Wennder Konzessionswerber die gesetzlichen Bedingungen ,an deren

Erfüllung die Erteilung der Konzession gebunden ist,erfüllt,wird schon

der nächsten Sitzung des Gemeinderatsausschusses für allgemeine Verwal¬
tungsangelegenheiten ein Antrag auf Zustimmung zur Erteilung dieser Kon¬
zession unterbreitet werden .

—. - ———. ——

Verkehrsregelung in der Gaullachergasse in Ottakring .

Die Stände der Fischhändler in der Gaullachergasse nächst
der Brunnengasse in Ottakring lassen zur Zeit des Fischmarktes nur eine
schmale Fahrbahn frei ,auf der sich der Kundenverkehr abspielt .Umdie
Sicherheit der Fussgänger nicht zu gefährden ,musste daher die Durch¬

fahrt durch die Gaullachergasse in dem Teil zwischen Lerchenfeldergürtel
und Kirchstetterngasse zur Zeit des Fischmarktes verböten werden .Als Pa¬
rallelverkehrswege kommen die Neulerchenfelderstrasse und die Friedmann¬

gasse in Betracht ;eine wesentliche Beeinträchtigung des Verkehres durch

das auf verhältnismässig kurze Zeit beschränkte Durchfahrtverbot ist da¬
her nicht zu befürchten .Die vom Wiener Magistrat im Einvernehmen mit der
Bundespolizeidirektion auf Grund des Wiener Strassenpolizeigesetzes er¬

lassene Verordnung ,betreffend die Verkehrsregelung in der Gaullacher¬

gasse ,lautet :
I .Die Durchfahrt durch die Gaullachergasse ist in dem Teil zwischen

dem Lerchenfelder - Gürtel und der Kirchstetterngasse an Samstagen ,
ferner am Mittwoch,Donnerstag und Freitag vor Ostern ,sowie am23 .
24 . und31 . Dezember in der Zeit von 6 bis 19 Uhr ,sonst an Freitagen
ven 6 bis 12 Uhr ,verboten .

II .Fahrzeuge ,die in dem im Punkt I bezeichneten Teil der Gaullachergas¬
se zur Zeit des Durchfahrtverbotes zufahren ,haben im Bereiche der
Marktstände langsam zu fahren .

III .Uebertretungen dieser Verordnung werden von der Bundespolizeidirek¬
tion nach § 79 des Wiener Strassenpolizeigesetzes mit Geldstrafen
bis zu 500 Schilling,bei erschwerenden Umständen mit Arrest bis zu
vker Wochen bestraft ,der an Stelle oder neben der Geldstrafe ver¬

hängt werden kann .
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mpDie Glatteisbemämpfung .

In der Nacht von Montag auf Dienstag ist in Wien Glatteis einge¬

treten .Die Glatteisbekämpfung besorgt in Wien ,wie bekannt ist ,der
städtische Strassenpflegebetrieb .Dieser hat nun heute nachts zur Durch¬

führung der Bestreuungsarbeiten bereits von 2 Uhr 30 an 15 Betriebs¬
beamte ,38 Strassenaufseher und 676 Strassenarbeiter in den Dienst
gestellt .Um 5 Uhr wurden ausserdem zwei automobile Sandstreumaschinen
und vier Sandstreuautos ,um 6 Uhr noch vierzehn pferdebespannte Streu¬

beFeits
fuhrwerke zur Glatteisbekämpfung eingesetzt .Von 5 Uhr an stand/das ge¬
samte Personal in Verwendung .Der städtische Strassenpflegebetrieb

sorgt für die Bestreuung der Strassenübergänge bei Strassenkreuzungen
und der Gehwegelängs der Parkanlagen im verbauten Gemeindegebiet .Da
eine durchlaufende Bestreuung der Fahrbahnen undurchführbar ist ,liegt
es im Interesse der Fussgänger ,die Fahrbahnen nur im Zuge der be¬

streuten Strassenübergänge zu überqueren .Zur Bestreuung derGehwege ,
die längs der privaten Liegenschaften verlaufen ,sind gemäss demWiener
Strassenpolizeigesetz die Hausbesitzer ,Pächter ,Verwalter oder Besorger

verpflichtet .

Budget - Bericht1933 .

WIENER GEMEINDERAT
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - ¬

Sitzung vom 14 .Dezember1932 .

Der Gemeinderat der Stadt Wien begann heute unter demVorsitze
des Bürgermeisters Seitz die Beratungen über den Voranschlag der Bundes
hauptstadt Wien für das Jahr 1933 .

Die Verhandlungenleitete STR .Dr .Dannebergmit einemausführlichen
Expose ein ,in dem er unter anderem berichtete :

Der Voranschlag für 1933 mit 358 . 2Millionen Schilling Einnahmen

und 359 . 9Millionen Schilling Ausgaben und einem Abgang ,der nicht ein¬
mal ein halbes Prozent beträgt ,ist um rund hundert Millionen Schilling
kleiner als in den Jahren 1929 und 1930 ,die den Höhepunkt in der Ent - ¬
wicklung des Gemeindehaushaltes seit dem Kriege darstellen .In der Ver¬

kürzung um mehr als 20 Prozent drücken sich die Wirkungen der letzten
Abgabenteilung und einer Reihe von Steuersenkungen aus den Jahren 1929
und 1931 aus ,die nur teilweise durch die Erhöhung der Wohnbausteuer und

die Wiedereinführung der Bodernwertabgaben wettgemacht wurden ;vor allem

aber die Wirkungen der verheerenden Wirtschaftskrise ,unter der wir

zweifellos auch noch im Jahre 1933 zu leiden haben werden .Ihre Folgen
für die öffentlichen Haushalte zeigen sich in der ganzen Welt .Die Wir¬

kungen sind in den Haushalten der Städte überall noch grösser als in den
der Staaten ,da für die Gemeinden die finanzpolitischen Möglichkeiten
überall eingeschränkt sind .Nach zwei Jahren trostloser Wirtschaftslage ,

einer Zeit gefolgt sind ,die man auch nichtdie bei uns in Oesterreich

als eine Periode wirklicher Hochkonjunktur bezeichnen konnte ,stehen wir
nun am Anfange eines neuen Jahres ,ohne dass sich ein Lichtblick zeigt .
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Mit dieser harten Tatsache müssen wir rechnen .Der Kapitalismus hat sixh

als unfähig erwiesen ,durch seine sogenannte Ordnung der Wirtschaft den
Menschen auch nur die nackte Existenz zu sichern ,er hat angesichts ge¬

füllter Speicher und Magazine Millionen Menschen zu erzwungenem Müssig¬
gang ,zulangsamen Verhungern und zur Hoffnunglosigkeit verurteilt .

Wie sehr die ganze Welt von dieser Krise ergriffen ist ,zeigt die Tat - ¬

sache ,dass der Welthandel im ersten Halbjahr 1932 auf das Niveau des

Jahre 1910 gefallen ist .
Die Staaten haben versucht ,mit den Mitteln der Wirtschaftspolitik

die Krise zu bannen oder zu lindern ,innerhalb ihrer Grenzen erträglicher

zu gestalten .Der Auterkiewahn ,der die Menschen ergriffen hat ,hat

kläglich Schiffbruch erlitten .Seine Experimente haben die Krise nur ver¬

schärft .Besonders in unserem kleinen Oesterreich mit seinen 6 Millionen
Menschen und seiner internationelVerflochtenheit ist der Gedanke der
Autarkie absurd .

Zu den schweren Erschütterungen ,die die Krise im allgemeinen
brachte ,kamen bei uns noch die besonderen Ursachen einer speziellen

osterreichischen Krise und einer verhängnistollen Entwicklung seit dem

vergangenen Jahre .Wenn im Jahre 1918 der politische Zusammebruch

des alten Oesterreich erfolgte ,so kam im vergangenen Jahre der Zusammen¬

bruch der alten österreichen Finanzmächte ,die immer noch ihren Macht¬
bereich über das Gebiet des alten Oesterreich und darüber hinaus ausge¬

dehnt hatten ,und es begann der Liquidationsprozess einer Entwicklung ,die ,
so lange sie erfolgreich war ,den Privatinteressen der Geldmächte diente ,

die aber ,sebald es schief ging ,die gesamte Volkswirtschaft belastet und
an den Rand des Verderbens gebracht hat .Gegen die Wirkungen der furcht¬

baren Kreditkrise wollte sich der Staat zur Wehr setzen .Dass er den
Kampf um die Sicherung der Währung aufgenommen hat ,war notwendig .Aber

zur Verhinderung des Verbrechens der Kapitalsflucht sind seine Massnahmen
zu spät gekommen .Dagegen haben sie wirtschaftsdrosselnd und wirt¬
schaftszerstörend gewirkt .

Seit dem Oktober 1931 haben wir Devisenvorschriften ,seit April
1932 haben wir auch Einfuhrverbote .Auch die neuen Massnahmen wurden im

Rahmen eines Systems ange wendet ,das seit Jahren eine verfehlte Grund¬
tendenz hat .Das Hauptproblem für Deutschösterreich war immer ,für seine
grosse Industrie ,für sein Gewerbe und seinen Handel gesteigerten Absatz
im Auslande anzubahnen und Wien als grossen ,internationalen Handelsplatz

zu behaupten .Aber der überragende Einfluss der Agrarier in der Regierungs¬
mehrheit des Nationalrates hat entgegen den Lebensinteressen der Industrie¬

bevölkerung und vor allem Wiens jahrelang zu einer einseitig agrarisch

orientierten Wirtschaftspolitik geführt ,die noch in der schweren Krise
und dann erst recht - fortgesetzt worden ist .Sie hat den Zollschutz des

Binnenmarktes für die Landwirtschaft in die erste Linie gestellt
und dafür die Interessen der Industrie oft genug preisgegeben .Sie hat

auch die Zwangswirtschaft des letzten Jahres einseitig missbraucht :
( Lebhafte Zwischenrufe bei den Chmistlischsozialen .GR .Dr .

Wernisch : Wir sind doch nicht im Parlament ! - GR .Bi ber :Ist das
ein Referent ?Sind wir in einem Kaffeehaus ? )

STR .Dr .Danneberg :Wir sind nicht in einem Kaffeehaus ,sondern
im Wiener Gemeinderat ,der die wirtschaftlichen Tatsachen für Wien prüfen

muss ,wenn er das Budget der Gemeinde beraten soll .( Lebhafter Beifall

bei den Soz .dem . )
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STR .Dr .Danneberg in seinem Expose fortfahrend :In der Art der
Behandlung der Einfuhrbewilligungen ,der Kontingente und der Kompensations - ¬
politik ,in dent langen Festhaltenan einer ausgesprochenon Steuer auf den

Export ,wie es die Rohstoffquote war ,deren Ablieferung die National - ¬
bank noch bis vor wenigen Tagen verlangt hat .Dieser Agrarpolitik ist
es gelungen ,der Landwirtschaft in Oesterreich höhere Preise zu sichern .

Ende Juli des heurigen Jahres standen die Preise der wichtigsten Lebens¬

mittel in Osterreich um 70 Prozent höher als der Weltmarktpreis .

( Lebhafter Zwischenrufe bei den Christl .soz .GR .Biber :
Glauben Sie ,Sie sind in einer Wählerversammlung ?Sind sind amReferen¬
tentisch ! )

STR .Dr .Danneberg :Ja ,eben deshalb sage ich das .Lebhafter
Beifall bei den Soz .dem . )

STR .Dr .Danneberg in seinem Expose fortfahrend :Aber mit den
höheren Preisen wurde der Absatz erschlagen ,wurden die Produktionskosten
der Industrie neuerdings vergrössert und die Ausfuhr erschwert .Er st
jetzt ,da viele Möglichkeiten verschüttet sind ,scheint sich eine Umkehr

zu vollziehen ,aber das System der Einfuhrverbote ,der Kompensationen

und der Kontingente kann höchstens Stapelindustrien begünstigen und
versagt ,wo es sich um Geschmacksindustrienund um Gewerbehandelt ,in

denen man nicht mit typisierten Waren rechnen kann .Das ganze System

der Devisenvorschriften erschlägt den Transithandel ,der für das Wiener
kaufmännische Leben hervorragende Bedeutung hat .

In den ersten zehn Monaten des Jahres 1932 ist die Ausfuhr von
Fertigwaren aus Oesterreich gegenüber den ersten zehn MonatendesJahres

1929 auf 34 . 1Prozent gesunken .Die Ausfuhr von Fertigwaren ist in den
drei Jahren von 1330 auf 157 Millionen Schilling zurückgegangen .( Hört - ¬

Hört -Rufe bei der Mehrheit ) .Darin allein steckt die Ursache der

Arbeitslosigkeit von 150 . 000bis 200000 Menschen .Freilich drückt sich

darin auch die starke Senkung der Preise auf dem Weltmarkto aus .

Aber auch mengenmässig ist die österreichische Ausfuhr von Fertigwaren

so gesunken ,dass sie heuer wahrscheinlich kaum mehr als ein Drittel des
Exportes vom Jahre 1928 erreichen wird .Insbesondere sind auch spezielle

Wiener Pro - duktions -und Handelsaktikel dadurch schwer betroffen .Gegen¬
über dem Jahre 1929 ist die Ausfuhr von Strick -und Wirkwaren aus Baum¬
wolle auf weniger als ein Viertel ,die Ausfuhr von Herrenhüten auf etwa

vier Zehntel ,die Ausfuhr von Regen -und Sonnenschirmen ,vonLederwaren ,
von Zier - ,Schmuck -und Luxusartikeln auf ein Dittel ,die Ausfuhr von
Drechsler -und Schnitzwaren auf ein Sechstel ,die Ausfuhr von Silber¬

arbeiten auf ein Drittel und die von Goldarbeiten auf ein Zehntel gesunken .
Es ist berechnet worden ,dass die Produktionskosten der Ausfuhrindustrie

sich seit einem Jahre um zwanzig Prozent erhöht haben .Wie wenig würde
da die Vergütung der Fürsorgeabgabe an die Exportindustrie ,selbst wenn
sie möglich wäre ,bedeuten !
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Die Absperrungspolitik hat die österreichischen Preise von den

Weltmarktpreisenlosgelöst .Wir hatten im Sommer Grosshandelspreise ,die

um 35 Prozent höher als die Weltmarktpreise waren .Die Verteuerung spürt
die einheimische Bevölkerung ;sie ist überdies auch eine Schädigung

des Fremdenverkehres ,der wachsende Bedeutung hat .
Die traurigen Wirkungen der Krise und dieser Politik sind sichtbar

in der Stillegung von Betrieben ,in der Verringerung der Belegschaften ,

in der Krezarbeit ,in der Abwanderung von Handelsniederlassungen ,in der

wachsenden Arbeitslosigkeit .Ende November zählte man in Wien 23 . 000 ,

Mitte November in ganz Oesterreich 56 . 000Arbeitslose mehr als vor einem
Jahr .Setzt man die Arbeitslosigkeit des Jahres 1923 für ganz Orsterreich

gleich hundert ,so war sie schon in der guten Konjunktur des Jahres 1928
auf 163 ,im Jahre 1931 auf 210 gestiegen und ist heuer sicher beträchtlich

grösser .Immer grösseren Anteil hat die Jugend an der Arbeitslosigkeit .
Nach einer Zählung vom März des heurigen Jahres sind unter den Wiener

unterstützten Arbeitslosen 22 Prozent bis zu 25 Jahre alt gewesen .Nach

den Angaben des Industriellenverbandes haben in der Wiener Metallindustn e

Von 100 Arbeitern ,die im Herbst 1929 dort beschäftigt waren ,im

September 1932 nur mehr 42 gearbeitet ( Hört Hört -Rufe bei der Mehrheit )
und davon nur 25 voll .In der Wiener Starkstrom -und Kabelindustrie

sind gegenüber 100 Arbeitern im Jahre 1929 nur mehr 34 beschäftigt gewesen
und davon nur mehr 11 voll .

Wie der Wiener Handel mitgenommen wurde ,zeigt die Tatsache ,dass
die Zahl der Mitglieder des Gremiums der Wiener Kaugmannschaft ,das den

den
mittleren und Grosshandel umfasst ,von 13 . 142im Jahre 1925 auf 8585
im Jahre 1931 zurückgegangen ist .Die Zahl der Handelsarbeiter und Handels¬
arbeiterinnen Wiens ist seit dem Sahre 1924 um ein Drittel gesunken .

Für Wien können wir annähernd auch die Lohnverluste berechnen .

Die Fürsorgeabgabe .warß im Jahre 1929 das höchste Erträgnis mit 79 . 5
Millionenen Schilling ab .Wir können sie für 1933 nur mehr mit 55 Millionen

Schilling veranschlagen .Der Rückgang von 25 Millionnn Schilling zeigt

eine Lohn -und Gehaltsverringerung in der Privatwirtschaft an ,die

600 Millionen Schilling beträgt ,fast ein Drittel der Lohnsumme ,
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die im Jahre 1929 ausgezahlt worden ist .Diese SchwächungderKaufkraft
der breiten Massenbringt nebenallen Leidenfür die Betroffenenschwere
Schlägefür das ganzeGewerbemis sich ,vondemsich zwarmancheZweige
krisenfester erwiesen haben als die grossen Betriebe ,andere aberwieder
der ärgsten Verelendung verfallen sind ,

Unddennochmüssenwir sagen ,dass die Verhältnisse in
Wienin mancherBeziehungnicht so arg sind ,wieamübrigenOesterreich .
Die Entwicklungder Arbeitslosigkeit ist in ien eine langsamereals in
denanderenLändern . Wenndie Zahlder unterstützten ArbeitslosenimJah-¬
re 1923 gleich 1oo war ,so ist sie in Wien im Jahre 1931 .172 und in den
übrigenBundesländern387gewesen !( HörtHört !bei der Melrheit ) .Auchdie
wirts chaftlichen Todesfälle sind in Wienverhältnismässig geringer an
Zahl als in den anderen Länd ern .Die Anzahl der Ausgleicht betrug imJahre
1929in Wien861undhatsichin denersten11MonatendesheurigenJahres
verdoppelt .In den übrigen Ländernist sie aler von 1126auf 2407gestie - ¬
gen .Die Anzahlder Konkursestieg in der gleichen Zeit in Wienvon188
auf 252,indenLändernabervon393auf 733 .Dasist nicht einTrost ,
aberimmerhineineErkenntnis ,die unszeigt ,dasses nichtrichtigist ,
dass ausserhalb Wiens die Verhältnisse besser seien als hier .Sie sind im

Gegenteilnochschlechter .WürdendieBreitner- Steuernwirklichjenen
schrecklichenEinflussaufdasWirtschaftslebengehabthabæn ,derihnen
seit einemJahrzehntzugeschriebenwird ,so könntediese Entwicklungnicht
sein .DieInvestitionen der GemeindeimBetragevonmehrals einer Milli- ¬
ardeunddiederGemeindeunternehmungenvonfast500MillionenSchilling
habenoffenbareine sehr guteWirkunggeübt .Selbst jetzt ,bei demsehr
eingeschränktenArbeitsprogrammder Gemeindeundin der ungünstigenZeit
desNovemberhabenwiraufdenGemeindebautenBeschäftigungfür 3700Arbeiter

geschaffen .
Die Gemeinde hat aber ausser ihren eigenen Inyestitionen

Aetauch Investitionen in der Privatwirtschaft angeregt .Siehat besonere
Gesetzesbestimmungenbei der Fremdenzimmerabgabeundbei der Nahrungs -oder
GenussmittelabgabeInvestitionen imBetragevonmehrals 20Millionen
Schilling herbeigeführt .Sie hat auchdie private Bautätigkeitgefördert .
StadtratKunschakhat imFinanzausschussangeregt ,es mögederErtrag
derBodenwertabgabe,soweiter nichtfür Mietzinszuschüsseverwendetwird,
zur Förderung der privaten Bautätigkeit Verendung finden .Wir kännen heute

die Finanzgebarungder Gemeindenicht durch neue Zweckbestimmungenerschwe¬
ren .Aberes kanngesagt werden ,dass ,währendder Ertrag derBodenwertabgabe
bisher gegnüberdenAusgabenfür die Mietzinszuschüsseum5Millioren
Schillinghöherwar ,die Gemeindefür die HeimbauhilfeKreditevoninsge¬
samt ' 2Millionen Schilling bewilligt hat .

Die Gemeinde hat dadurch ,dass sie frühzeitig einWasser¬
kraftwerk gekaut hat ,eine Verbilligung des Kraftstrompreisesherbeige -¬
führt .Sie hat das Nutzwasser für das Gewerbe wesentlich verbilligt .Sie
hat der WienerMetallindustriedurchdie RusslandaktionzweiJahrelang
Aufträge im Werte von 74 ' 5Millionen Schilling zugeführt und durchihre
Beteiligung der Russlandaktiondes Bundesfür die WienerIndustrie
Aufträge von fast 25 Millilnen Schilling ermöglicht .Der Kreditverein der
Zentralsparkasse Lat an Wiener Gewerbetreibende und Kaufleute zu einem Zins - ¬

fuss von 6 Prozent ,also der Hälfte dessen ,was heute immer noch Kreditneh¬

merder Bankzu zahlenhaben ,DarlehenimBetragevon13 ' 7MillionenSchilling
ausgegeben .



RATHAUSKO RRS ONDENZ
VI .Blatt

Herausgeberund verantw .Redakteur :
eFRANZXAVERFRIELKICFI

Wien ,am .

Auch bei der Stederpolitik haben wir das Gewerbe begünstigt

Im Gegensatz zu den meisten anderen Länderr haben wir die kleinen Werk- ¬
stätten und Geschäftslokale nur mit einer ganz niedrigen Steuer belegt
und grössere Lokale gegenübergrösseren Wohnungenbegünstigt ,währendman
anderwärts umgekehrtverfahren ist .Wir hatten bei der Nahrungs -oderGenuss- ¬
mittelabgabe die Steuer nach der Leistungsfähigkeit der Betriebe eingerich¬
tet und zumBeispiel fünf Sechstel aller Wiener Gastwirte von derSteuer

freigelassen .Erst als unsere Steuer aufgehoben und eine neue imEinver - ¬
nehmen mit der Bundesregierung gemacht werden musste ,kam man zu einem
mechanischen System ,das heute allgemein als unrichtig empfunden wird .

So lange die Geme inde die Kraftwagenabgabe einheken konn - ¬
te ,hat man erklärt ,diese Steuer sei eine Hemmungfür die Entwicklung des
Autoverkehrs und ihre Unerträglichkeit gegeisselt .Damals waren nur die

Personenautos besteuert,nicht das Motorrad ,nicht der Lastkraftwagen .Das
Autotaxi zahlte sechs Schilling monatlich .Seitdem die Gemeindesteuer
aufgeheben ist und der Bund seine Kraftwagenabgabe und seine Benzinsteuer

jährlich ,
gemacht hat ,zahlt ein Motorrad 50 bis 140 Schilling /( Hört ' Härt !bei der

Mehrheit ! )ein Lastdreirad 150 Schilling ,( Hört ! Hört ! beider Mehrheit )ein
5 Tonnen- Lastkraftwagen ,der täglich 100Kilometerfährt ,7000Schillingim
Jahr ( Lebhafte Hört - Hörtrufe bei der Mehrheit ) .Die 6700Wiener
Lastkraftwagen ,die früher keine Steuer zu leisten hatten ,sind jetzt mit

einer Steuervonrund7 MillionenSchillingbelastet(Hört!Hört!bei
den Sozialdemokraten ) .Ein Taxi ,das der Gemeinde72Schilling jährlich zah¬
len musste ,zahlt ietzt 990 Schilling .Eine sorgfältige Berechnungergibt ,
dass der WienerAutoverkehrjetzt 18 ' 3Millionen Schilling Jahressteuer auf¬
zubringen hat ,mehrals dreimal so vel ,als die Geneindegefordert hat .
( Hört ! Hört !bei den Sozialdemckraten ) .Nicht die angeblichwirtschafts¬

feindliche Gemeindevewaltung ,sondern der Bund hat der Wiener Industrde
und dem Handel diesa Steuer auferlegt .

Man klagt über die Fürsorgeabgabe der Banken .Aber die Zen¬
tralbanksteuerdes Bundesmachtmehraus als die ganzeFürsorgeabgabe ,die
die Kreditinstitute zu zahlen haben ( Hört ! Hört !bei denSozialdemokraten ) .

Die Lustkarkeitssteuer ,über deren Höhe so oft geklagt
wurde ,ist heute in vielen Fällen nicht grösser ,als die Warenumsatzsteuer ,
die von den Lustbarkeiten gezahlt werden muss .Als die Gemeinde vor zehn

Jahren eine Luxuswarensteuer von 12 Prozent einführte ,galt das als uner - ¬
träglich .Heute erreicht die Warenumsatzsteuer für lebenswichtige Bedarfs - ¬
artikel eine solche Höhe .

Wenndennochimmerwiederüber die WienerSteuerngeklagt
wird ,so ist das verständlich ,weil bei dem schlechten Stande der Wirtschaft
die Steuern fühlbarer werden .Aber die Geme inde hat sich auch hier anzu¬

passen versucht .Sie hat vom Jahre 1930 an sieben Steuern ermässigt und
bei der Erhöhung der Wohnbausteuernichts anderes als einenKrisenbeitrag
für Arbeitsbeschaffung verlangt .Der Bund hat ,um sein Budget auszuglei¬
chen ,eine Reihe schwer wiegender Steuererhöhungen vorgenemmen und will im

Jahre 1933 einen Ertrag erreichen ,der nur um ' 5Prezent hinter dem Er¬

trag der Bundesabgaben im Jahre 1928 zurückbleibt .Die Gemeindeabgaben sind
für das Jahr 1933 mit einem Betrag veranxchlagt ,der um 20 Prezent hinter
ihrem Ertrage vom Jahre 1928 zurücksteht .

Mit Recht bekämpfen die Gemeinden den Grundsatz des Bun - ¬
des ,dass er zwar für sein eigenes BudgetVorsorgetragt ,den Gemeindenaber
keineMöglichkeitfürgleichesTunlässt .Abernochwenigermöglichistder
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Standpunkt ,dass es zwar dem Bund erlaubt sein soll ,die Wirtschaft stär - ¬
ker zu besteuern ,wenn er es für notwendig findet ,dass aber die Gemeine
dann die Pflicht habe ,Entlastungen herbeizuführen,um die Lageorträgli¬
cher zu gestalten .Eine solche Arbeitstoilung in der Steuerpolitik kann
es nicht geben .Denn auch die Gemeinden haben ihre Verpflichtungen undAuf - ¬
gaben ;sie sind in der Krisenzeit nicht kleiner ,sondern grössergeworden .

Es war notwendig,die Ausgaben für das Wohlfahrts -undGesundheitswesen
trotz der Verringerung der Einnahmenum100 Millionen Schilling aufder - ¬
selben Höhe zu erhalten .Man mag einwenden ,dass dies bei gestiegenem Elend
zu wenig sei .Aber wer gerecht urteilt,wird dennoch sagen ,dass es eine
ausserordentliche Leistung ist . Wirhaben unsere Ausgaben für die Schule

in den letzten Jahren auf ungefähr gleicher Höhe zu erhalten vermacht .
Fürsorge und Schule erfordern mehr als die Hälfte der Mittel desVoranschla¬
ges .Innerhalb der Fürsorge spielt die Jugendfürsorge auch finanziell
eine grosse Rolle .Zusammenmit den Ausgaben für die Schule ergibt sich
ein Betrag von mehrals 100 Millionen Schilling ,den die Gemeindefürdie
heranwachsende Jugend verwendet .

Auch jetzt muss es unser Bestreben sein ,möglichst viel
der Wirtschaftzugutekommenzu lassen .Wirhaben47 MilliorenSchilling
für Investitionen im Voranschlag ,daneben 60 Milliznen Schilling für Er - ¬

haltungsarbeiten ,Lebensmitteleinkäufeunddergleichen ,die auchdemMarkte
zugute kommen ,dann noch 20 Millionen Schilling Investitionen derstädti¬
schen Unternehmungen .Alles bescheiden und zu wenig ,verglichen aber mit
den Leistungen anderer Körperschaften immer noch viel .Wir führen die
Wohnbautätigkeitweiter und wollen unsere Versprechungenerfüllen .Nachden
60 . 000Wohnungensollen weitere 20 . 000gebaut werden( LebhafterBeifall
bei den Sozialdemokraten ) .DasTempoergibt sich aus demErtrage ,dendie
Wohnbausteuer liefert .

Heutemussganz Wienfür eine Bolitik Danksagen ,diedie
Stadt nicht mit grossen Anleihen belastæt hat ( Lebhafter Beifall bei denSo- ¬
zialdemokraten ) .Wir wärensonst in denselben Schwierigkeiten wieandere
Städte undmüssten entweder den Steuerdruck wesantlich verschärfen oder

unsere Gegenwartsverpflichtungen arg vernachlässigen .Damit will ich freilich
nicht sagen ,dass ich eine Anleihepolitik der Gemeinde für alle Zeiten und
unbedingt ausgeschaltet wissen will .( Zwischenrufe ) .Es könnenAugenblicle

kommen ,in denen für eine Uebergangszeit ein gewisses MassvonVerschuldung
notwendig werden kann .Aber diesen Zeitpunkt muss man sich sorgsam aussu - ¬
chen und auch das Ausamss und den Zwedk sorgsam festlegen .

Selbstverständlich streiten öffentliche und private Wire
schaft miteinander darüber ,inwieweit der Ertrag der privaten Wirtschaft

in Anspruch genommen werden soll .Auch die ,die eine
Uebersteuerung wahrzunchmen glauben und darüber klagen ,wünschen
eft in einem Atem die Ausdehnung der Aufgaben der Gemeinde .( Zwischenrufe ) .
Sicher ist ,dass die private Wirtschaft durch die Krise so viel Unheil
angerichtet hat ,dass nur das Eingreifen des Gemeinwesensdas Lebenüber - ¬

haupt noch erträglich zu gestalten vermag ( Lebhafter Beifall bei den Sozial¬

demokraten )und dass gerado aus demVersagender privaten Wirtschaftund
aus der privatkapitalistischen Behandlungaller Wirtschaftsfragen ,diena¬
turgemäss,trotz aller Predigten,egoistisch bleibt ,in der heutigen Gesell - ¬
schaft immerneueAufgabenfür das Gemeinwesenerwachsen .WennderUnterneh¬
mer seinen Betrieb wegen Ertragslosigkeit reduziert oden apennt



tal zu retten ,so erwachsen dem Gemeinwesen neue Aufgaben aus der Sorge
um die Menschen ,die auf die Strasse gesetzt werden .Dazu braucht aber das
Gemeinwesen wieder die Mittel ,ob es sich jetzt um den Bund oder umdie
Gemeinde handelt .

Mag æin ,dass man da manchmal in schweren Zeiten voneiner
gewissen Wegsteuerung des Kapitals nicht ganz mit Unrecht sprechen kann .
AberKapital ist in Oesterreich auch anders/durchWegsteuerungoft
genug verlorengegangen ( Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten ) .Eine

lässige Bankenwirtschaft hat Verluste von mehr als einer Milliarde herbei¬
geführt ,die den Staat zu hoch verzinslichen Anleihen gezwungen haben und

schwerergdie der Wirtschaft durch eine dauernd hohe Bankrate Lasten auf - ¬

erlegt haben als alle Steuern .Die Ordnung im Gemeinwesen aufrechtzuer - ¬
halten ,ist nicht eine blosse Polizeiangelegenheit ,die mit dem Gummi¬

knüttel gelöst werden kann .Sie muss durch die Erfüllung der sozialen Pflich - ¬

ten gelöst werden ( Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten )unddie
notwendigen Geldmittel hiezu mässen beschafft werden .

Ich habe schon an anderer Stelle gesagt ,dass ich die
bestehendenGemeindesteuernnicht als ein unantastbares Idealbetrachte .
Das hat auch mein Vorgänger nicht getan und er hat selbst wiederholt
Steuerermässigungen vorgeschlagen ,wennder richtige Zeitpunkt dazuda
war .Aber man muss zwe ifellos unterscheiden :In einer Zeit aufsteigender
Wirtschaft kann eine Steuerermässigung Antrieb und Belebung bedeuten und
muss letzten Endes die gesamten Einnahmen nicht schmälern .In einer Zeit

wirtschaftlichen Niedergangessinken die Steuererträgnisse autenatisch .
Senkungen der Steuersätze noch dawzu ergeben so starke Verminderungen der
Einnahmen ,dass man sie nur verantworten kann ,wenn man auch die Ausgaben

sofort entsprechend vermindrt .Wir haben aber in unseremVoranschlage
keine überflüssigen Ausgaben .Man kann über irgendwelche kleine Posten

verschiedener Meinung sein ,aber nicht über solche ,die finanziell eine

wirkliche Rolle spielen .
Steuerregelungen nach unten sind auch deswegenschwr ,

weil kein Beruf geneigt ist ,gerocht zu sein und jeder begreiflicherweise
nur sein eigenes Interesse ,sicht .Kaum einer würde verstehen ,dass man

nicht ihm ,sondern einem anderen Berufe Erleichterungen schafft . Soentsteht
gleich ein grosses Problem ,dessen Lösung nicht einfach ist .Eine Kritik
ist von vorneherein unfruchtbar ,wonn sie sich nur in allgemeinen Klagen
ergeht ,alle Pflichten ,der Wirtschaft Erjeichterungen zu schaffen ,nur auf
die Gemeinde wäktz und übersieht ,dass das Schicksal dor Wirtschaft

nicht von den Gemeindesteuern ,sondern vor allem von der ganzen Wirt schafts - ¬

politik abhängig ist ,soweit es überhaupt im Rahmen des eigenen Landes beein¬
flusst worden kann .Die Kritik bleibt unfruchtbar,wenn sio nicht im ein¬

zelnen anzugeben vermag ,welcher Abbau an Steuern und welcher Aufbau von

Steuern im Rahmen der der Gemeinde zustchenden Kompetenz erfolgen soll .

Wenn man auf der einen Seite Anträge stellt ,die eine Steigerung der
Ausgaben der Gomeinde um Dutzende Millionen zum Inhalte haben ,und auf der

anderen Seite über die Wegsteuerung des Kapitals klagt,kommt man nicht vor - ¬

wärts .Mit Rocht hat die Mehrheit der Wiener Bevölkerung eine solche Kritik

soit einem Jahrzehnt zurückgowiosen .Heuto muss man insbesondere auch
sagen ,dass das ganze Steuerproblem nicht nur unter dem normalen Gesichts¬

punkt der Beschaffung von Einnahmen zu betrachten ist ,sondern dass es
sich umOpfer zur Bekämpfungder Not handelt ,an denen die Opferndenletz - ¬
ten Endes vielleiht dasselbe Interesse oder mehr Interesse haben ,als die ,
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deren Not durch die Opfer gelindert werden soll .Noch ein anderer Gesichts¬

punkt darf nicht vergessen werden :Das Vetorecht der Bundesregierungbis
zum Jahre 1935 ist ein Hindernis für die freie Entscheidung der Gemeinde in

Steuerfragen .Man wird sich daher schon unter diesem Gesichtspunkt jedes

Vorgehen sorgfältig überlegen müssen .
Unter den Ursachen der Verringerung der Gemeindeeinnahmen spielt

quch die Abgabenteilung eine grosse Rolle ,Manhat uns imvergangenen
Jahre nach dem damaligen Stande der Ueberweisungen einen Betrag von
35 Millionen Schilling genommen .Zieht man die Verringerung der Bundes¬
steuererträge in Betracht ,von denen wir Anteile bekommen ,soergibt

sich als Verkürzung für das Jahr 1933 ein Betrag von etwa 20 Millionen

Schilling .Ich bin sehr dankbar ,dass Herr Stadtrat Kunachak kürzlich

im Nationalrat selbst Verwahrung dagegen eingelegt hat ,dass etwa ein
solcher Aderlasa an Wien wiederholt werde .Wir gönnen allen andern Ländern
und Gemeinden in Oesterreich das Beste ,aber wir müssen auch auf unsere
Rechte für Wien bestehen .Eben jetzt wieder unternimmt die Bundesregie¬
rung mit ihrer Steuereinhebungsvorlage einen Angriff auf Wien ,der beträcht¬

liche finanzielle Wirkungen haben müsste .Sie will in Zukunft die Bundes - ¬

steuern selbst einheben ,aber uns den ganzen - parat überlassen ,der Jahr¬
zehnte auch für den Staat die Arbeit besorgt hat und in Wien - wohlnicht
zur Freude der Steuerzahler - einen Wettlauf der Steuerexekutoren ver¬
anstalten .Aber wenndie christlichsozialen Wiener Abgeordneten danicht
mittun ,gibt es im Nationalrat für dieses Gesetz keine Mehrheit .Zu¬
stimmung bei den Soz ,dem . )

Zu unserer Selbstbehauptung gehört auch die richtige Einstellung
zu den Monopolbetrieben der Gemeinde .Es war gewiss eine grosse Tat ,
die Gas -und Stromerzeugung und die Strassenbahn vor drei Jahrzehnten

zu sozialisieren ,wenn das damals auch nur bedeutet hat ,die Gewinne
dieser Unternehmungen dem Privatkapital zu entreissen und der Gemeinde
zuzuführen .Aber es war auch ein grosser Verdienst ,das die gegenwärtige
Verwaltung für sich in Anspruch nehmen darf ,diese Betriebe ,die imKriege
heruntergewirtschaftet worden sind ,wieder instandzusetzen und in der Zeit
der Inflation mit einer richtigen Tarifpolitik trotz aller demagogischen An¬
feindungen im Gemeindebesitz zu erhalten .Die schwere Wirtschaftskrise nimmt
jetzt auch diese Betriebe mehr oder minder hart mit .Sie mit den richtigen

Methodenvor jeder Gefahr zu schützen ,gehört auch zu den grossenAufgaben ,
die wir gegenwärtig haben .

Jede Verwaltung hat die Pflicht ,ihr Dasein immer wieder durch ihre
Leistungen zu rechtfertigen .Sie hat Rechenschaft zu geben und sie hat
Programm zu machen .So soll der Voranschlag aufgefasst werden .Mit
gutem Gewissen empfehle ich seine Annahme .( Stürmischer Beifall bei den

Soz .dem . )
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Die Generaldebatte über den Voranschlag und die Spezial¬

debatte über die VerwaltunggruppeIg werdenunter einemabgeführt .
Stadtrat Kunschak ( chr . soz . ): 14 Jahre haben wir das

SystemBreitner bis zur Neigeausgekostet undsindjetzt davonüberrascht ,
dass dieses Systemsein Endegefundenhat und dass an seine Stelle ein

anderes treten soll .Wer die persönliche und sachliche Auswirkung heute
beobachtet hat ,die dieser Wechsel in der Person des Finanzreferenten her¬
beiführte ,erinnert sich unwüllkürlich an das Wort :Es kommtselten was
besseres nach ( Lebh .Beigall bei den Chr . )Dassteuerzahlende Wienist vom
Regen unter die Traufe gekommen .Der frühere amtsführende Stadtrat hat den
Vorzuggehabt ,dass er ein fachlich hochgebildeter Mannund eine ganzaus - ¬
serordentliche Arbeitskraft war .DiesebeidenschönenEigenschaftennament¬
lich die erstere hat nur schwer darunter gelitten ,dass er sich umRahmen
einer Weltanschauungbetätigen musste ,die nun einmal nichts Guteshervor¬
zubringenvermag( Lebh .Beifall . d .Chr .soz, ) .Mansagt manchmal ,dieDenkweise
der Juristen sei durch ihr Studiumetwas verkrüppelt ;beimFinanzreferenten
Breitner ist das Fachwvissensicher sehr stark belastet wordendurchseine
sozialdemokratäsche Ueberzeugung ,der er in allen seinen Massnahmen bis zu

den letzten Konsegeuenzenglaubte treu bleiben zu mässen .Auchdarinhat
sich eine gewissegute Eigenschaft des Finanzreferenten gezeigt .Manwusste
immer ,woran man bei ihm ist . Erist sich und seinen Grundsätzen in allen

seinen finanzpolitischen Massnahmen treu geblieben ,mit einer einzigen Aus - ¬
rahme ,dass er nämbich im Jahre 1922 behauptet hat,seine Steuern seien In¬
flationssteuern undmüsstensofort bei geändertemWeldwertverschwinden.
Aper in allem anderen wusste man ,das ist der Brei tner ,derfinanzpolitiskhe
Repräsendenteiner sozialdemckratischen Gemeindewirtschaft ,der vondiesem
Wegin nichts ahzubringenist . Wirhabendafür nichts Bessereseingetauscht .
Dennheuteha benwir zwarein StückVerleugnungBreitnerscherGrundsatz-¬
politik gehört .Derjetzige Finanzreferenthat gesagt,erstehedurchaus
nichtaufdemStandpunkt ,dassandenStarnderGemeindenichtsgeändert
werdenkönne .Daswäreeigentlich eine sehr verheissungsvolleMitteilung .
Aber es war unschwer zu exkennen ,dass das ein blosses Lippenbekenntnis
wæ. WährendBreitner sein starres Nein mit männlicher Offenheit in dieWelt
hinaus und den WienerSteuerträgern ins Gesicht geschmettert hat,hat der
neue Finanzreferent seine freundliche Geste hinschtlich der Forderungnach
Aenderung des Steuersystems dam doch wieder in den Speichel rahulistischer

Redensarteneingewickelt ,sodassdenBissengar kein Hundmehrfressenkann
( HeiterkeitundBeifall . . Chr. soz . )Ich musssagen ,mirdestensappettit¬

licher war das ,was Stadtrat Breitner als Richtschnur seiner Finanzpolitik
ge legt hat .Der heutige Finanzreferent unterscheidet sich auch in demeinen
von demgeweserenReferenten ,dass der frühere sein Referat mit einerDar¬
stellung allgemein wirtschaftpolitischer Art eingeleitet hat ,die esver¬
mied ,irgendwelchePolemikenzu führanunddass er danneinanschauliches,
seine Ansichtenklar wiedergebendesBild über die Grundlagen ,Ziele undRicht¬
linien des Budgetes gab ,während sich der heutige Referent darin gefallen
hat ,die Polemikeines Agitators in einer Volksversammlungzu führen( Lebh .
Peffall . . Chr . soz . ) ,um sich damit gewissermassen den Hintergrund zu
schaffen ,von demsich sein dürftiges Budgetvorteilhafter abhebensoll .
Er wardabeiwahrscheinlichder Meinung ,die grosseMassebleibt vondemIn¬
t desBudgetsohnehinvollständigunberührt ,dieheutigeZeitdurstet

so sehr nach Polemik ,Kritik ,eventuell auch nach Beschimpfungenundungerecht¬
fe rtigten Angriffendes Gegners ,da füttert mandie Massedamit ,dannIst
die Einführungsredeviel wirkungsvoller( Lebh .Beifall. . Chr. soz. )715



RATHAUSKORRESPONDENZ

XI .Blatt

Herausgeber und verantw .Redakteur :
FRANZ XAVER FRIEDRICH

Wien ,am

St .R .Kunschak beschäfigt sich sodann mit den einzelnen
Gemeimeabgaben ,und zwar zunächst mit der Abgabe von unverbauten Grund¬

flächen .Diese Abgabe ist in ihrer Konstruktion eine ganz entsetzliche

Missgeburt ,wie auch aus verschiedenen Aeudserungen ihres Schöpfers hervor¬
zu

geht ,der im übrigen in offener Gemeinderatssitzung/sagte ,er wolle nur

die erste Auswirkung der Abgabe abwarten und dann an ihre Rekonstruktion

schreiten .Heute drei Jahre nach der Beschlussfassung über dieses Gesetz
ist an der Abgabe noch nichts geändert .Die Gemeinde verpachtet grosse
Grundkomplexe ,die sie besitzt weiter .Diese Gründe sind mit der Bodenwert¬
abgabevonunverbautemGrundbelastet .Die . Steuer wird auf denPächter
überwälzt - Heutesteht auf dr Tagesordnung der Antrag auf einen Zuschuss - ¬

kredit von 150 . 000Schilling ,der damit begründet wird ,das s die Vorschrei - ¬
bung der Bodenwertabgate für die Gemeindegründefür die drei Jahre 1930
bis 1932 nun nachträglich erfolgt .Eine Steuer ,deren Vorschreibung drei Jah - ¬

re erfordert trägt an sich schon das Merkmal der Unmöglichkeit .Für die

Gemeindeist das sehr einfach ,da sie sich die BedeckungvomPächter holt .
Aber auf den Pächter wird nach 3 Jahren die Abgabe überwälzt ,Nunerfährt

pn
das Pächter auf einmal ,dass der Grundwert ,den er :etwarf Schilling an - ¬

genommen hat ,jetzt von der Gemeinde mit 30 Schilling bemessen wird .Es er¬

gibt sich daher e ine mehr als vierfæ he Steigerung der Bodenwertabgabe ,
die der Pächter jetzt auf einmal leisten soll ,für die er aber keine Be¬

deckung hat .Ein anderer Bodenbesitzer hat die Möglichkeit,gegen die Fest¬
stellung des Grundwertes zu berufen .Der Pächter kann das nicht ,weil nicht
ihm ,sondern der Geme inde die Abgabe vorgeschrieben wurde und die Gemeinde

sich nicht veranlasst findet ,gegen die zu ihren Gusten vorgenommene Ueber¬

bemessung Stellung zu nehmen .Nach der Konstruktion des Gesetzes könnte die
Gemeindeihre Pächtergeradezuenteignen ,da sie in der Einschätzungihres
Grundes ganz frei ist . Esergibt sich daraus ,dass sowohl das Pächter¬

schutz -wie das Mietenechutzgesetz für die Pächter der Gemeinde Wien aus¬
geschaltet erscheinen .Dazu kommt noch ein weiterer Ums tand :In der ganzen
Welt ist es ein bodenpolitischer Frundsatz ,dass der unverbaute Grundnur
unter demGesichtswinkelt geste uert wird ,der Grundspekulationentgegenzu - ¬
wirken und Baugrund für die Bautätigkeit freizumachen .Aber auch der Hof
jedes Wohnhauszs ,von dem man wünschen müsste ,dass er mo lichst gross sei
und der gar nicht Gegenstand der Spekulation sin kann ,wird mit dieser

Apgabe belegt .Ebenso jeder Garten .Das ist unsinnig und ungerecht zugleich .
Wir stellnn daler folgenden Antrag : Aeramtsführende Staftrat der Ver - ¬

waltungsgruppe wird beauftragt,der Landesregierung ungesäumt eine Gesetzes - ¬

vorlage zu unterbreiten ,durch welche das Gesetz betreffend die Bodenwert - ¬
abgabe von unverbauten Grundflächen der in Aussicht gestellten Revision
zugefülært wird ,wobei auf Pacht - undgewerbliche Nützungsgrundflächen be¬

sondere Rücksicht zu nehmen ist .( Lebh .Beifall b .d .Chr .soz .

Der Finanzreferent hat sehr beweglich und mit Recht über
den starken Rückgang unseres Exportes geklagt ,wenn auch seine Motivierung
total falsch war .In allen Staaten tun die öffentlichen Faktoren alles ,um
den Export zu beleben .Die GemeimeWienbelastet die Exportproduktegerau
so mit der Fürsorgeabgabe wie die für den Inlandmarkt bestimmten
Produkte .Dabei sind die österreichischen Exportwaren sogerannte Qualitäts¬

waren ,bei dnen mehr als bei anderen „ aren der Prozentsatz des Arbeits - ¬

lohnes überwagt ,sodass die Fürsorgeabgabe für die Preisbildung eine noch
grössere Rolle spielt als für die Inl andware .Man muss sich entschliessen ,
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n de Frag der Fürsorgoabgabe einen anderen Weg als bisher zugehen .
Wir haben in der Beziehung schon Anträge gestllt und wir wiederholen heu - ¬

te den Antrag,dass der amtsführendeStadtrat der VerwaltungsgruppeII be- ¬
auftragt wird ,der Landesregierung ungesäumt eine Gesetzesverlage zuun¬
terbreiten ,durch welche das Gesetz betreffend die Fürsorgeabgabedahin
geändert wird ,dass die auf die Gehalts -und Lohnquote für die in das Aus -
land ausgeführten Waren entfallende Abgabe rückwergütet wird ( Lebh .Beifall

b . . Chr .soz . ) /Hinsichtlich der Nahrungs -oder nussmittelabgabe hatsich
der Referent daran gestossen ,dass das Gesetz zu sehr mechanisiere und .

zu Schädigungenführe und er hat angedeutet ,dass an demGesetz dieBundes- ¬
verwaltungSchüldtrage .In Wirklichkeitist dieses Gesetzein Kindeingehen-¬
den Verhandlungen zwischen den Finanzminis ter des Bundes und demFinanz - ¬
minister der Gemeinde ,Es ist also ein Baktiertes Gesetz,für das Bundund
Gemeinde die gleiche Verantwortungzu tragen haben .Dadie Zustimmungdes
Finanzreferentender Gemeindezu demGesetzerfolgt ist ,ist es geradzuein
lächerlicher Versuch ,sich der Verantwortung entziehen zu wollen .Beide
Te ile waren der Meinung ,ds werdepfmit dem Gesetz etwas Gutes gemacht .Die
Erklärungdafür ,dass die SacheamEndedechnicht stimmt,liegtlediglich
darin ,dass es damalsdie Unterhändlerder Gemeindean der notwendigenAuf- ¬
richtigkeit gegenüberdemFinanzmindsteriumhabenfehlen laysen .DirGrund¬
tendenz des Finanzmintsteriumswar es ,den Steuerträgern mindestens 6Millio - ¬
nen im Jahr zu ersparen ,den Ertrag der Steuern von etwas über 17Millionen
auf höchstens 10 ' 6im Jahr herunterzudrücken .STr .Breitner hat damalsdie
Befürchtung geäuseert ,dass die Skala den Ertrag von 1e ' 6Millionen nicht
bringenwerde ,währendich die Meinungvertrag ,dasssie einenweithöhe-¬
ren Ertrag sichere .DasMaterial ,auf Grunddessen manzu einemflüssigen
Ergebnishätte kommenkönnen ,ist das Geheimnisdes WienerMagistrats und
des Herrn Breitner .Wirwarenauf Kombinationenangewiesen .In dasGesetz

da
wurdenundie Bestimmunghineingenommen,/wennBreitrerRechthat ,dieGe¬
me inde eine Nachtragsvorschreibung vornehmen kann ,während ,wenn ich Recht
habe ,eine Reduktion der Skalastufen vorgenommenwerden sell .Darauf hat man
sich darauf geeinigt ,immermit der Tendenz ,von 17 auf 10 ' 6Millionenher¬
unterzukommen .Nun haben sich die Verhältnisse seit dem Jahre 1931,wesentlich

geändert .InfBlge der unerhört scharfen Wirts chaftskrise ist dasSchankgewer¬
,dessen Ausübungnicht unerlässlichen Lebensbedürfnissen dient ,am
ersten zumHandkussgekommenund der Umsatzist in allen Betriebenganz
fürchterlich zurückgegangen .Diese Tatsache kann man doch nicht demSchank¬

in der Skala
gewerbezur Last legen . Wärekeine Veränderung/eingetreten .so hätte Herr
Breitner auch nicht 17,sondern nur 8 oder 9 Millionen hereingebracht .Dann

hätte die Gemeindediesen Verlust ebensowie bei einer ReiheandererAbgaben
zu ihren Lasten buchen müssen .Der Antrag ,dass von einer Nachzahlungabgesehen
wird ,ist wirklich nur eine Demonstration ,die den wahrenSachverhalt
verdunkelt .Eigentlich braucht man diesen Beschluss nicht ,es wäreeinfach
vonder Finanzverwaltungdie Tatsachezur Kennthiszu nehmen ;dass nichtin¬

folge Versagens der Skala ,sndern infolge Schrumpfung des Umsatzes sich
dieser Minderertrag ergeben hat . Wennaber der Finanzreferent aufdiesem
Antrag besteht ,so können wir darin nur die feierliche Bestätigung dafür er - ¬
blicken ,dass unsere Stellung in dieser Frage einen solchen ErfolgerzieltCyn

hat ,dass sich eben auch die sozialdemokratische Mehrheit nichtentziehen
kann . Esist das eine Ehrung ,nachder ich wirklich nicht gegeizthabe .

Die Wertzuwachsabgabe ist auf einer notorischen Lügeaufge¬
baut .BeimRealitätenverkaufgibt es keinenWertzuwachs ,da dieallergünstigsten717
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Kaufpreise heute noch zumind est/zu ho Prozent unter dem Vorkrieg swert
liegen . Esist also nicht nur kein Wertzuwachs ,sondern ein starker Wert - ¬
verlust . Zuverstehen ist es noch ,wenndiese Abgabedort eingehoben
wird,wo es sich umoffensichtliche Spekulationen handelt .Das müssteaber
im Gesetz ausgesrochen sin . Wirbeantragen daher den amtsführenden Stadtrat
der Verwaltungsgrzppe II zu beauftragen ,demGemeinderat eine Novellezum
Gesetz betreffend die Wertzuwachsabgabe von Liegenschaften vorzulegen ,
wonachdie Uebertregung von Liegenschaften der Abgabedann nicht unter -
liegt ,wennder massgebendeErwerb vor dem1 .Jänner 1919 erfolgt ist .

EinemKapitel ,der Frage des Bürgerspitalsfonds ,ist der
Referent aus demWegegegangen ,Es ist auch das ein Erfolg unsererPartei ,
was ich sehr gern kuitiere . : * .Der Fonds
ist durch die Inflation ,durch die Entwertung des Grund -undHausbesitzes
passiv geworden ,seine Einnahmensind versiegt .Die Gemeinehat die Pflicht ,
an seine Stelle zu treten .Sie erfüllt diese Pflicht mehr schlecht als
recht .Zuerst hat mansich die Praxis zurechtgelegt ,über denGrundbesitz
des Fonds so zu verfügen ,als ob es sich umherrenloses Gut handelt .Unsere
Angriffehabendazugeführt ,dass mansich entschlossenhat ,dieBehandlung
dieses Besitzes auf die Basis eines Zwecktermögenszu stellen .Manist
danndazugekommen,wennmanBaugründedes Fondsfür ZweckevonWohnhaus-¬
bauten verwendethat,sie demBürgerspitalfonds zum/üblichenPreisabzukau¬
fen und Hat sich endlich entschlossen ,für die Gründe ,die mannicht
käuflich erworben ,aber : ,verwendet hat ,einen Pachtzins in der Höhe
von 1 Frozent zu bezahlen .Ein gauslicher Zustand,wenn man bedenkt ,dass
der Wert der Gründe nicht valorisiert wurde . Wirhaben dagegen angekämpft

und wie aus dem Büdget ersichtlich ist ,istes uns gelungen ,die Gemeinde - ¬

verwaltungzu veranlaasen ,dass vom1 .Jänrer an die PachtgründedesFonds
mit 3 Prozent verzinst werden .Dass ist wohl ein bedeutender Fortschritt .
Es ist aber noch immervollständig ungenügendund beschämend .Denndie
Gemeinde verzinst dem Fonds die Beträge die sie ihm ) .bevorschusst ,
mit dem doppelt hohen Zinsfuss .Das ist der Höhepunkt der Schäbigkeit . ? .
Manmüsste entweder die Zinsenforderungan den Fond auf 3 Prozent ermässigen
oder die Zinsenforderungdes Fondsauf die jeweilige Bankrate ,das sindge- ¬genwärtig 6 Prozent erhöhen .

Die Wohnhausverwaltung steht vor der ernsten Gefahr ,dassfür die Erhaltung der Bauten ungenügend vorgesorgt ist . Heute geht die Sache

noch ,da die meisten Häuser relativ jungen Datums sind und eine Reihe von
ihnen noch in der Haftpflicht der Unternehmungenist .Es besteht eineRück¬
lage von rund 9 Millionen bis Ende dieses Jahres und ausserdem ist imVoran¬
schlag vorgesehen ,dass aus demMietzinserträgmmis des Jahres 1933!
Millionen als Rücklgge für die Erhaltungskosten reserviert werden .Dassind
shheinbar grosse Summen .Wenn man aber bedenkt ,dass die Wohnhausanlagen ,wie
STR. Webersagte eine Ausdehnungin der Grösse der Stact Wienshaben ,soer - ¬
gibt sich ,dass mit diesen Rücklagen das Auslangen bald nicht wird ge - ¬
funden werden können .Aber auch für Erneuerungsrücklagen ist nicht gesorgt .
All das zeigt ,dass Ihr Ohnbauprogrammnicht von sachlichen sondern nurvon
politiscen Erwägungen diktiert war .( Lebhafter Beifall . d .Chr .soz . )
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DerReferent hat auch vonder NotwendigkeitvonInvestitionenge¬
sprochen .Wiees die Sozialdemokratenmit dieser Erkenntnishalten ,
beweisen schon die Wohnhausbauten .Im Sahre 1930 haben sie für Wohnhaus- ¬
bauten 93 . 1Millionen verausgabt ,im Jahre 1931 80 . 7Millionen ,imJahre
1932 sind nur mehr50 Millionen veranschlagt ,die sicher nicht verausgabt
werden ,und für 1933 sind nur mehr 1o . 9" ' llionen veranschlagt .DieAuf¬
wendungen für Wohnhausbauten allein sind o gegenüber dem Jahre 1930
um 52 Millionen ,also um mehr als 60 Prozent herabgesetzt .Nimmtman
den Voranschlagder Hoheitsverwaltunginsgesamt ,so wurdenfürWert¬
vermehrende Investionen im Jahre 1930 117 . 1Millionen verausgabt ,im
Jahre 193196 . 7Millionen ,im Jahre 1932warennur mehrveranschlagt
63,8Millionen ,vondenenschongrosseAbsprüchevorgenommenwordensind ,
undfür 1933sind nur mehr13 . 1Millionenvorgesehen .DieAusgabenfür
Investionen wurdenalso seit 1930 um74 .Millionen oder um80Prozent
gekürzt .Mankann also nicht sagen ,dass sich die Sozialdemokratische
Partei bei der Aufstellung des Gemeindebudgetund der Festlegung derGe¬
meindepolitik der Notwendigkeit bewusst war ,durch grosse Investionen

und öffentliche Arbeiten den Arbeitsmakkt zu beleben .Der Not kannnur
durch Arbeitsbeszhaffung abgeholfen werden und dazu hätte die Gemeinde
manche Gelegenheit .DerRednererinnert an seinen am17 .Junigestellten
Dringlichkeitsantrag ,demzufolge die Wohnbauförderungdes Bundesauch
in der Gemeinde eine den Erfahrungen angepasste Nachbildung finden
solle ,und an seinemim Parlament gestellten Antrag ,Grosswohnungen
in Klein -und Mittelwohnungenumzubauen .Dieser Antrag findet imParlamente
die stärkste Gegnerschaftder soz .dem .Partei .( Hört- Hört -Rufebei
den Christl .soz . )Die Gemeindekönnte das ohne Schwierigkeitentun .
DieBodenwertabgabekonverbautemGrundist eine reineZwecksteuer.
Ihre Einnahmenbetragen . 4Millionen ,die Ausgabensind mit900. 000
Schilling veranschlagt . Die Ersparnis von . 1Millionen verschwindetadgependenZeatiggnggg

Gesetzein den allgemeinen Steuergeldern .DerMehr¬
ertrag dieser Zwecksteuerkönnteverwendetwerden ,umdieBestrebungen ,
Grosswohnungenzu teilen ,nachdrücklichst zufördern .

Der Rednerbeantragt : „Ausden Ueberschüssendes Ertragesder
BodenwertabgabevonverbautemGrundwird ein Fondgebildet ,auswelchem
den Hausbesitzern für die Umgestaltung von Gross -in Klein -undMittel¬
wohnungen ,für die Vornahmevon Auf -und Zubauten sowie für die Ausanie - ¬
rung von Klein -und MittelwohnungenDarlehen zu mässigen Zinsengewährt
werden . "( Beifall bei den Christl .soz . )

Die Frage ,woher die Mittel zu nehmenseien ,hat der soz .dem .
AbgeordneteDr .Bauer in der Sitzung des ,FinanzausschussesdesNational¬
rates vom19 .Dezemberbeantwortet .Bauer hat in seiner Redeim
Finanzausschuss das grösste Gwichtdarauf gelegt ,dass dieWirtschaft
durchöffentliche Arbeitenangekurbeltwerde,under hat gesagt ;"Wenn
aber jemandbehauptet ,dass es überhauptunmöglichist ,die Mittelfür
öffentliche ArbeitenundBestellungenaufzutreiben ,so wäredaseine
arge Uebertreibung . "Die Möglichkeit ,der Aufnahmeeiner Anleiheist
bei der GemeindeWieneine grössere als beim Bund ,denn der Bundist
atark verschuldet undhat für seine Schuldenden Ertrag des Tabak -und
Salzmonopolesschon verpfändet ,währenddie GemeindeWiennochriesige
Aktiven vollständig frei hat .

DerRednerstellt den Antrag: „ ZurPeistelunng dererforderlichen
Mittel für die Durchführeng des Wohnhausprogrammessowie für Strassen
herstellungenundKanalbautenwirdeine AnleiheimBetrageven250 .Millionen
aufgenommen.DieVerhandlungenhierübersind sofort qufzunehmenundist
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über deren Ergebnis dem Gemeinderat spätestens bis Ende 1933 Bericht zu
erstatten .

Nach den Ausführungen Dr .Bauers ist nicht zu bezweifeln ,dass
die Mehrheit diesem Antrag mit allen Kräften unterstützen wird .( Heiter¬

keit und Beifall bei den Christl .soz . )

Zu den einleitenden Auführungen des Referenten bemerkt der Redner ,
dass der Voranschlag heute schon nicht wahr ist und dass der Referent
sich in voller Kenntnis dieser Tatsache befindet .In diesem Budget ist
keine Rücksicht genommenauf die Defizite der städt .Unternehmungen,
namentlichjene der Strassenbahnen .Wirhabenuns bisher damitgeholfen ,
den Abgang von einem Jahr immer auf das nächste Jahr vorzutragen .Eswird
aber der Tag kommen ,wodas nicht mehrgehen wird ,und wennes sichnicht
um Gemeindebetriebe ,sondern im Privatbetriebe handeln würde ,hätten die
Strassenbahnen schon längst das Ausgleichs - ,eventuell das Konkursver - ¬

fahren einleiten lassen müssen .Diese Defimite müsstenpflichtgemäss
auf die Passivseite der Voranschlages gestellt werden .( Zustimmungbei
den Christl .soz .) Auch die Pensionskassa ist mit einem Riesendefimit
behaftet und es rückt die Gefahr heran ,dass das Institut zusammen¬
bricht .Derzeit hält es sich nur mehr dadurch aufrecht ,dass die

städt .Betriebe die Pensionsansprüche aus ihren Einnahmendeckenund
die Pensionskassa den städt .Betrieben die Beträge schuldig bleibt .

Diese Dinge zeigen ,dass es umdie Gemeindefinanzen trotz diesemschön
gef ärbten Voranschlag schlecht genug steht .

16 . der Regierung91Der Referent hat/gemeint ,die verfehlte Handelspolitik/und die
Bevorzugungder agrarischen Interessen hätten den Zustandverschuldet ,
indem wir uns heute befinden .Demge genüber muss betont werden ,dass

die zwingenden Bestimmungen des Friedensvertrages Oesterreich ,aber
auch die anderen Staaten in der Führung eines vernünftigen Zoll -und
Handeispolitik schwer behindern .Das Hauptübel liegt in derBestimmungAe
über die Meistbegünstigung , der die ganze europäische Zoll -undHandels¬
politik leidet ,und es ist daher mit grosser Freude zu begrüssen ,dass
auf der Wirtschaftskonferenz in Stresa der gegenäärtige österr .Bundes¬

kanzler eine Lockerung des starren Systems der Meistbegünstigung herbei - ¬
geführt und so neue Voraussetzungen für eine vernünftigere Zoll -undHan¬
delspolitik geschaffen hat .( Lebhafter Beifall bei den Christl .soo . )
Wir hoffen ,dass die neuen Bestimmungen ,die in Stresa festgelegt worden
sind ,die Möglichkeit bieten ,vor allem anderen mit Deutschland in ein

erträgliches handelspolitisches Verhältnis zu kommen ,wie es unserer
wirtschaftlichen Kraft und unserer nationalen Verbundeheitentpricht .
Natürlich spielen in der Zoll -und Handelspolitik auch die Einfuhrbeschränkun

gen eine Rolle ,aber man soll nicht den angreifen ,der von diesem Mittel

zuletzt Gebrauch gemacht hat .Ein Mann ,der ernst genommenwerdenwill ,
sollte es sich überlegen ,vom Referententisch so unmotivierte und unhalt¬

bare Angriffe vorzubringen .( Lebhafter Beifall bei den Christl .soz . )
Auch wennes wahr wäre ,dass die Regierung die agrarischen Interessen
zu stark berücksichtigt hätte ,so wäre darin noch immer nicht das

Recht zu einem Vorwurfgelegen .Die österreichische landwirtschaftliche
Bevölkerung bildet über 15 Prozent der Gesamtbevölkerung und es ist für
die Wirtschaftslage eines Volkes nicht gleichgültig ,in was für einer
WæptschaftlichenSituation sich diese 15 Prozent der Bevölkerungbefinden .
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Wenn diese grosse Gruppe vor dem Zusammenbruch bewahrt 4wurde ,
der nicht nur den Zusammebruch ihrer Existenz sondern auch den Zusammen¬
bruch ihrer Konsumkraft bedeuten würde ,so ist das noch lange nicht

eine einseitige agrarische Politik .Es is auch absolut unrichtig ,dass

die österreichische Regierung in den Zollkrieg mit Ungarn eingetreten ist ,
um die agrarischen Interessen Oesterreichs gegen die ungarische Kon¬
kurrenz zu schützen .Die Kündigung des Handelsvertrages wurde nur deshalb
unternommen ,weil Ungarn die Resourcen des österr .

Marktes für seine agrarischen Produkte in der unerhörtesten Weise ausge¬
nützt und undere Ausfuhr auf den ungarischen Markt mit allen Mitteln

unterbunden hat .Der neue Handelsvertrag bringt einen Grossteil unserer
Industrie die Möglichkeit ,die Wæren nach Ungarn unter bevorzugten Be¬
dingungen auszuführen .Der Erfolg wird davon abhängen ,wie weit der
ungarische Markt konsumkräftig ist ,um die österreichischen Waren in

entsprechendem Umfang aufnehmen zu können .

Was der Referent über die Kraftwagenabgabe und die Bezinsteuer ge¬
sagt hat ,ist ein demagogischer Dreh ,mit dem man in Versammlungen

imponieren kann ,mit dem aber den Gemeinderat verschonen sollte .
EEr weiss sehr genau dass die Benzinsteuer als Zwecksteuer eingeführt

wurde ,um das Strassennetz in Oesterreich endlich einmal in Ordnung zu

bringen ,was auch für das Wirtschaftsleben in Wien ton grösster Bedeutung
ist ,und ich würde nur wünschen ,dass auch die Stadt Wien endlich daran
gehe ,ihr Strassennetz in Ordnung zu bringen .( Zustimmung bei den :
Christl .soz . )Es ist unrichtig ,dass durch die Einführung der Benzin¬

steuer die Wiener Bevülkerung mit 18 Millionen belastet worden ist .Tat¬

sache ist ,dass das Benzin heute genau so viel kostet ,als es bei der Ein¬

führung der Benzinsteuer gekostet hat .Die Darstellung des STR ,Dr .Danne¬

berg ist nichts anderes als eine demagogische Demonstration .Die Benzin¬

steuer hat das gute gehabt ,dass das Benzinkartell gesprengt worden ist .
Die Zinsgroschensteuer findet icht . .den Beifall des Referenten .

Er will da keinen Unterschied zwischen niwelierend und progressiv ,finden ,
weil ihm das besser in seine Demagogie hineinpaast .Unrichtig ist auch ,
dass die Erhöhung der Wohnbausteuer einen Krisenbeitrag für Arbeitsbe¬

schaffung darstellt ,da ja die Gemeinde ihren Wohnhausbau stark ein¬

schränken musste .STR .Dr .Danneberg hat auch erklärt ,dass die Einnahmen

des Bundes um . 5Prozent ,die Einnahmen der Gemeinde hingegen um 16 Prozent

niedriger sind .Dieser blosse Hinweis auf einen budgetären Kniff ist geradezu

lächerlich .Man kann nur Gleiches mit Gleichem vergleichen .ODer Bund hat m
nach der Verfassung mit Wirtschaftspolitischen Problemen fast nichts zu

tun .Die Gemeinde aber hat wirtschaftspolitische Aufgaben zu erfüllen ,sie
hat für die Armen zu sorgen und so fort .Ein Vergleich mit dem Bund ist

daher nach dieser Richtung nicht stichhältig .Wenn STR .Dr .Danneberg

mit grosser Pose darauf verwiesen hat ,dass die Privatbetriebe zugesperrt
werden ,wenn ihre Rentabilität nicht mehr gegeben ist ,so verweise ich

daruaf ,dass die Betriebe und Unternehmungen der Gemeinde Wien ebenfalls

nur nach streng kapitalistischen Grundsätzen geführt werden .STR .Breitner

hat joden Betrieb ,der nicht mehr rentabel war ,zugesperrt ,so Zillingdorf ,
Mauthausen ,Ybbs ,. . w .Mit solchen Mätzchen soll man den Gemeinderat

verschonnn .
721 .



RATHAUSKORRESPONDENZ
XVII .Blatt Herausgeberund verantw .Redakteur :

FRANZ XAVERFRIEDRICH
Wien ,am

Der Referent hat auch von der Kreditanstalt und von denverlorenen
Milliarden gesprochen .Es gibt gowissniemand ,der nicht dasEreignis
vom Mai 1931 bedauert .Mit Ausnahme der Heimatblöckler haben im National¬

rat alle Parteien für die Bundeshaftung gestimmt .STR .Breitner hat mit
Rechtfür die Zentralsparkassegezittert .Durchdie Verpflichtunghat
der Bund viele Institute vor dem Zusammebruchbewahrt und es ist daher un¬
anständig ,anders zu argumentieren .Wir können nur Folgendes feststellen :
Es ist ein neuer Finanzreferent ,aber das alte System .Es ist ein neuer
Finanzreferent ,was aber geblieben ist ,ist das System der sozialdemo¬

gratischen Gemeindeverwaltung .Dieses Systemist zu verwerfen ,es hatsich
nicht bewährt und es dnückt sich auch in sehr ungünstiger Weise in
demVoranschlagderGemeindeWienfür 1933aus .Deshalbwerdenwirfür
den Voranschlag nicht stimmen .( Beifall bei den Christl .soz . )

STR .Frauenfeld( nat .soz . )bemerkt ,es sei überausinteressant ,
dass zur Beratung des Voranschlagesdie Staatspolizei zwei Vertreter auf
die Galerie entsendet hat .Waswir vomReferenten über denVoranschlag
gehört haben ,wareine Versammlungsrede ,weil ihmwahrscheinlichein
anderes Forumfehlt ,vor demer eine Redehalten könnte .Dieverwaltende
Partei hier unddie Partei ,die imNationalratdieRegierungsmehrheit
stellt ,haben sich heute hier einige Aufrichtigkeiten gesagt ,diegezeigt
haben ,dassdasganzeSystem ,nachdembei unsregiert undverwaltetwird ,
untauglich ist .Wirwerdenkeine unfruchtbare ,sondern einepositive
Kritik üben .Wir haben

schon zur Genüge Vardationen über das Thema
Weltwirtschaftskrisegehört undes sind immerBeschwörungsformeln ,diedie
Rednervonsich geben ,als obes sich bei der vonihnnnbezeichneten
WeltwirtschaftskriseumeineFeuersbrunst,umeinenHagelschlagund

dergleichen handeln würde ,die maneben hinnehmenmüsse .DerHinweis
auf die Krise ,vonder immerwiedergesprochenwird ,kannabsolutnicht
die Absolutionerteilen .In demVoranschlagsind nicht die Zifferner¬
schreckend,sonderndasReferatdesFinanzreferenten .DerBerichtzeigte
keineneueIdee ,seineAusführungenwarenepigonenhaft,eineFortsetzung
dessen ,wasBreitnergesagthat ,eswarerschreckendzuhören ,dassdie
verwaltendeParteidenZeitläufennichtRechnungtragenkannoderwill .

STR .Frauenfeldbespricht danndie Wirtschaftslageimallgemeinen
undbemerkt ,dass voneiner Weltwirtschaftskrisenicht gesprochenwerden
kann .AlsKrisebezeichnetman ,wennein bestehenderZustandvorüber -
gehendgestört ,aber dannwiederhergestellt wird .Dasist abernücht
der Fall ,denndie Wirtschaftslagehat sich derart verändert ,dasssie
zumalten Zustandüberhauptnicht mehrzurückkehrenwird .Europabefand
sichvordemWeltkriegein demZustandunerhörterIndustrielisierung
und diesem Zustand hat der Ausgang des Weltkrieges ein Ende gesetzt .
Die Verhältnisse in der Rohstoffbeschaffung ,die Versorgung der Kolonien ,

alles dies ändertesich vomGrundeauf .Wennvonder Autarkiegesprochen
wird ,spricht manimmerwievonetwasNebensächlichem.Gewissist die
Autarkiekein Ideal ,aber sie ist ein ImmonisierungsmittelgegendenVer- ¬
fall .WasSie als Weltwirtschaftskrisebezeichnen ,ist die Kriseder
die WeltheherrschendenDemokratie,die auchdurchdieAktiengesellschaftenin die Wirtschaft hineingetragen worden ist .Die Demokratie züchtet Ver¬

antwortungslosigkeitsowohlin derVerwaltungwieauchin derWirtschaft .
Demhabenwirzuzuschreiben,wasSieals KrisederWirtschaftbezeichnen.
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Heuteist jeder Lehrbubtotunglücklich ,wenner nicht auf einemMoterrad
fahren oder zumWeeckendnicht mit seinemGrammophonhinausfahrenkann .
Es wirdganzkünstlichein Luxusbedürfniserzeugt .Dennes ist einLuxus,
dass sich jemand ,der nichts zu essen hat ,einbildet,er müsse auf einemMo¬
torrad fahren oder umjeden Preis eine blöd - sinnigeJazzmusik hören .Diese
Erscheinungensind nicht nur vominternationalenKapitalismus ,sondernauch
vominternationalen Marxismusgefördert worden .

Die sogenannteösterreichische Krise ist keine Krisein
demSinne ,dass heute ein Zustand nicht mehr besteht ,der einmalbestanden
hat und dass dieser ehemalsbestandeneZustandwieder hergestellt werden
müsse .Auchdann nicht ,wennmanglaubt ,eine Donaukonföderationschaffen
zu können .Die Nachfolgestattenhabensich im letzten Jahrzehnt einesehr
starke heimischeIndustrie geschaffen . Würdendie heutigenGrenzenfallen ,
sowürdemanin denNachfolgestaatennichtdieFabrikenin dieLuftsprengen.
Wirhättengar keineAbsatzmöglichkeit,jawirwürdenvondenIndustrieen
der Nachfolgestaaten ,die geringereSteuernhaben ,nurunterbotenwerden.
DieseFolgenmüsstensich ergeben,wennmanetwarein mechanischaneine
RekonstruktionvergangenerZustände schreitenwollte .

Hier in Wienkommtzu der österr .Not nochdiespezielle
iener Nothinzu ,die durchdie Unfähigkeitder Sozialdemokratenverschul¬

det ist .DieSozialdemokratenhabendasErbederChristlichsozialenüber-¬
nommenund haben so gewirtschaftet ,als ob Wiendas Erbe des grossenOester¬
reich wäre ,demdie ganzen Resurrcen des europäischen SudostraumeszurVer¬
fügung stehen .Zu all demgesellt sich die unproduktizeArbeitslosenfür¬
sorge ,die sich auf die Wirtschaft kerheerendauswirkenmuss .Es wäredie
primitivsteAufgabederGemeindeverwaltunggewesen,wernauchihreMöglichkei¬
ten beschränktsind ,innerhalb des GemeindegebietesdieArbeitslosigkeit
nichtzurKatastragheanwachsenzulassen,sondernrechtzeitigVorkehrungen
dagegenzu treffen . Eshätte nicht jemandals Finanzreferenthingesetzt
werdendürfen ,der nur ein neuer Steuerinkassant ist,sondern ein Mann ,der
neue Arbeitsmöglichkeiten schafft ,durch die flann automatisch neue Steuern

einfliessenwürden .( Lebh .Beifallbed .Nat .soz . ) Eswurdebehauptet ,dass
ien in Pezugauf die Arbeitslosigkeit umseviel günstiger daraniat als

die Provinz .Daranhat wederDr .Dannecergnochsein VorgängereinVerdienst .
Es ist begreiflich ,dass es in WieneinemArbeitslosenleicheer ict ,sich
umzustellen als in einemProvinzrotz ,wooft nur eine einzige Fabr ikbe¬
steht und woder Arbeiter den Ort nicht verlassen kann ,da er mitdem
Sgückchen Grund und Boden ,das er hat ,verwachsen ist .Aber auchdarüber
hinaus ist die Feststellung des Finanzreferenten unzutreffend ,soweit es sich

umdie deutscheBevölkerungin Wienhandelt .Wienhatte ver 20 Jahrenüber
2 Millionen Einwohenr ,es hat heute etwa 1,900 . 000. Wienhat alsoseither
nicht nur 200 . 000deutscheBewohnerverloran ,in derselbenZeit sindüber
200 . 000Fremdstämmigehereingekommen ,das bedeutet einen Verlust vonüber
1oo . ooobodenstämdigenBewohnern .Dasbeweist ,dass Wienals deutscheStadt
unterderHerrschaftderSozialdemokratieeinesterbendeStadtgewordenist
( Lebh .Beffall . d .Nat .soz . )ManmüsstesichheutemitderFragebeschäftigen,
ob unter denverändertenVerhältnissen ,midenenmanin Eurcpaundspeziell
in Oesterreich rechnunmuss ,überhauptdie Möglichkeitbesteht ,eineWelt¬
stadt in der Formwiesie früherbestandenhat ,aufrechtzuerhalten,oderob
sie nichtabsterbenmuss,wennsie denverändertenZeitläufennichthechnung
trägt .Bei den entwickeltenVerkehrsverhältnissenist es heute nichtmehr
notwendig ,die MenschenaufeinemverhältnismässigkleinenRaumsozusammen¬
zuballenundder Erdeso zu entwurzeln ,wiees vor J,hrzehntender Fallwar .723
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Dazukommt ,dass wir von der Wärmewirtschaftlangsamin das Zatalter der
ElektrotechnikunddærChemiehineinwachsen,unserZeitalterist dasZeitalte
desFernsprechensundda wirdeine Dezentralisierungsehr leichtmöglich.
DenneuenPerspektiven,diesichdaergeben,mussRechnunggetragenwerden.
DaraußergibtsichaberdieNotwendigkeit ,dieStadtnichtwieSieesimmer
getan .haben ,nurindieHöhe,sondernsieindasWeite ,indasGrünehinaus-¬
zubauenunddadurchdenMenschendieMöglichkeitzugeben,wiedereigamen
BodenzubesitzenundihnvonderMaschineunabhängigzumachen.EinGrund
unsererNotist auchdie/Tatsache ,dass eine Stadt undein Staatzugrunde-¬
gehenmüssenmin denenderMittelstandzugrundegerichtetwordenist . Der
Mittelstandmusstebeiunszugrundegehen.WeilesIhnennichtmöglichwar,/
das .Proletariatemporzuheben,habenSiedenMittelstandproletarisiert.
DurchdieseVernichtungderMittelschichteist auchdemArbeiterdieAuf-¬
stiegmöglichkeitgenommerworden .DieKonzentrationder IndustrieundWirt-¬
schaft ,die nicht/vominternationalenKapitalismusgefördertwird ,sondern
auchvender Sozialdemokratie ,bedingtes ,dass es bei unsnur einigeweni¬
geGrossunternehmungengibt ,indenendasEmporkommennichtvonderFähig-¬
keit ,sondernvonder RasseundvomBarteipolitischenBeziehungenab¬
hängigist . DurchdieVernichtungdesMittelstandeswurdedenbreitenMassendesVolkesjeder: . mAnsporgenommen .Leistungenzusetzen.
EsgibtzweiFommanvonGrosstädten,sslche ,dieorganischgewachsenund
diekulturellbedingtsind ,derengeegraphischeundgeopolitischeLage
ihreNetwendigkeiterkennenlassen,undselche ,diealsFremdkörperihres
VelkeszubetrachtenunddaherzumAbsterbenverurteilt sind .Wiengehärt
nachæinerganzenVergangenheitundGeschichtezudererstenGruppeund
eshatdahereineZukurft,wennmandensichdarausergebendenNotwendigkei-¬
tenRechnungträgt .Davonhatmannieein"ortgehört.ManaddiertZiffern,
mangibtausgeglicheneBilanzenherundglaubt,damitseinePflichterfüllt
zuhaben. WennWienwiederdasZentrumdeseuropäischenSüdostraumeswird-¬
unddieserZustandwirdüberkurzoderlanghergestelltwerdenmüssen,wirdeszwarmitderIndustriewenigmehrzutschaffenhaben,abereswirdalsUm-¬
schlagplatz ,als Verkehrszentrum,als ZentrumdesKunstgewerbesundals
StadteinerhohenKulturzuwertensein . "iesehrSiediesemUmstandRech-¬
nungtragen ,gehtdaraushervor ,dassdasDefizitderBundestheaterzum
grossenTeil auf die Lustbarkeitsabgabezurüclzuführenist .Sie glaubenwahr¬
scheinlich ,dassdieFremdennichthereinkommen,weiles sie in dieseStadt
heherKukturhinzieht ,sonderndamitsie sicheinesIhreeHäuserbetrach-¬
ten können ,die imKlosett - oderEmmentalerstilerbautsind .DazukommtIhre
iresinnigeSteuerpolitik.Siebeschränkensichja nuraufdasreineInkasso.
StattArbeitsmäglichkeitenzuschaffen ,dieautomatishSteuernhereinbräch¬
ten ,stelltmansichaufdenStandpunkt,zunehmen,washierist unddaraus
zu holen ,wasmanbraucht .Manist einerseits so stolz darauf ,dass mander
lebendenGenerationdieKostenfür denWonphausbauaufgebürdethat ,aber
der Finanzreferenthat sich dochdie Hintertüreiner Anleihepolitikaufge-¬
nacht . ZueinersolchenAbleihepolitikwerdenSiewahrscheinlichinden
Zeitpunktschreiten ,wodiesozialdemokratischeParteiherrchaftzuEnde
geht ,damitSieIhrenNachfolgerndieSchuldenüberlassenkönnen .EineUrsa¬
che der wirtschaftlichenNotliegt auchin demerschütterndenVertrauen
der Bevölkerung.Heuteldagt dasGeldder Oesterreich/inder Schweizund
wirddortganzgeringodergarnichtverzinst ,ja manmuss,!Depotgebühren
dafürbezahlen ,währendwirGelderdurchAnleihenzu Wucherzinsenhereinbe-¬
kemmen .Manversucht systematischdie mittleren undkleinerenUnter¬
nehmerzugrundezurichten,weilmanglaubt ,wennnureinigewenigesind,kann
manihnenihrenBesitzleichterwegnehmen.DurchdieseKenzentrationwird
denMenschendieLebens-undAufstiegsmöglichkeitgeraubt .DemarmenTeufel724
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ist es gleichgültig ,ob derjenige ,der an der Spitze eines Konsumvereins
oderUnternehmenssteht ,als Generaldirektoroderals GenosseVolkskommis-¬
sär angesprochenwird. DurchdieseKonzentrationhabenSiedieVerantwortungs -¬
losigkeit auch in die Wirtschaft hineingetragen .Sie wendensich immergegen
deninternationalen Kapitalismus ,woSie an dr Herrschaftsind ,wenden
Sieaberdi selbenMethodenan ,weilderSozialismusnichtsanderesist ,
als ein übler Sohndes Liberalismus .DerFinanzreferent mögenichtwieder
die Ausredegebrauchen ,dassder Bund ,die Regierungin dieserBeziehung
hemmendeingreifen . Sieberufen sich ja immerauf dieHunderttausende
Fäuste,dieSiezurVerfügunghaben .DannhättenSieabermitdiesenhunert-¬
tausendenFäustenin zweiGenerationenZeitgenuggehabt ,IhreIdeenzu

verwirklichen .Ih "Reklambedürfnis zeigt sich überall .Manmacht
Dinge ,mitdenenmanin Flugblätternundin derZeitungAufsehenerregen
kann,manlässtaberallesausseracht ,wasvielleichtnotwendigwäre,
abersich parteipolitischnichtaulsschrotenlässt .Manprotzt mitden
5 GrammRadiumund verringert die Spitalsbetten für die Tuberkulosenum
die Hälfte ,dies in einerZeit ,wodie steigendeNotderBevölkerungein
Ansteigender Tuberkulosezweifelloszur Folgehabenmuss .Siesind
stolzdarauf ,dassSie98der60. 000Wohnungengebauthaben ,Siever¬
gessenaber darauf ,dass manmit demGeld70 . 000oder 80 . 000hättebauen
können .( Zwischenrufebei denSoz .dem .) Ich habemeinenLehrbriefals
MaurergehilfeundmeinStaatszeüghisalsTechnikerundkannmirdaherein
Urteildarüberbilden .(HeiterkeitundZustimmungbeidenParteigenossen ).
Essind Preisefür denKubikmeterverbautenRaumeserrechnetworden,
diebedeutethöhersind432die ,diediePrivatwirtschafthättebieten
können.Esist diereinsteDemagogie,jährlichtausendevonWohnungenzu
bauen ,währendaufderanderenSeiteWohnungenleer stehenundjeder
sich um3000oder loooSchilling eine Wohnungkaufen kann .DasEr - ¬
schreckendeist nichtdieLage ,in derwirunsbefinden,sonderndie
Unfähigkeit,mitderSiedieserLagegegenüberstehen .( Zustimmungbei
denNat .soz . )Wienist heutenichtmehrdieMetropoleeinerGross-¬
macht ,sie hatnichtmehrdasHinterland ,es müsstenihr daherdurcheinen
gesteigertenFremdenverkehrunddurchNiederlassungvonLeuten ,diehier
ihrenLebensabendverbringenwollen ,neueMöglichkeitenerschlossenwerden.
EineStadt ,diesoerfülltist voneinergrossenGeschichteundVergangen¬
heit ,könntezueinemWallfahrtsortvonMillionenMenschengemachtwerden,wennmansichnichtdaraufbeschränkenwürde,indemagogischerWeiseWahl¬
schlagerzusammelnaufKostenderwerktätigenBevölkerung.WennvonWien
derbestverwaltetenStadtderWeltgesprochenwird ,somüssenwirsagen,
dassWiendenRekordanSelbstmordenhält unddasses auchimVerbrecher-¬

+unweseneinenRekordaufzuweisenhat ,wasnichtzuletztaufdiezartekzu¬
führenist ,wieheutedieOeffentlichkeitundinsbesonderedieJugend
erzogen und verucht wird .Wirhabeneine Stadt ,in der ein Drittol der
BevölkerungvondenallgemeinenWohlfahrtseinrichtungenerhaltenwerdenmuss.
Si . ndSiesich jemalsdarüberklar geworden,wiedemoralisierenddiese
unproduktiveArbeitslosenfürsorgeist ?Mangibt denLeutendenBetteleiner
Arbeitslosenunterstützungundsagt ,daswäreeinesozialeErrungenschaft.
MitsolchenDingenversuchtmandie UnzufriedenheitderBevölkerunghintan-¬
zuhalten ,Siewerdenesabernochzuspürenbekommen,wenndieErbitterung
derLeutesichdurchbrichtundsichgegendieSchuldigenwendet.
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Sie haben die grösste und schönste Stedt des Kontinents in dertiefste
Elend hineingetrieben .Wernach Innen kemmt ,wird einen Trümmerhaufenauf - ¬
zubauen haben .Diese Stadt wird so lange eine sterbende Stadt sein ,
als sie unter Ihrer ferrschaft steht .Sie wird erst danneinergrossen
Zukunftentgegengehen ,bis sie vonIhrer Parteipolitik befreit seinwird ,
Sie würden diese Stadt zugrunde richten ,wennIhnen die Zeit hiszu bliebe .
Aber die Zeit werden wir Ihnen nicht lassen .( Beifall bei den Nat .soz . ,

Gelächsterbei denSoz .dem . )WirtschaftenSie nurso weiter ,dannwird
der vorliegende Voranschlageiner der Letzten sein ,dann werdenSienicht
mehr die Möglichkeit haben ,aus dieser Stadt ein Experimentierfeld zumache
für Ideen ,die in der Praxis schonm lange als falsch erwiesen sind .Wir
werden dafür sorgen ,dass Wienmöglichst bald von dersoziademokraitschen
Mehrheit ,die es in dieses Elendhineingetriebenhat ,befreitwird .
( LebhafterBeifall 'bei den Nat ,soz . )

GR .Dr .Hanke( nat .soz . )führt aus ,STR .Dr .Danneberg
sei ein Vertreterjener Politiker ,die heuteumdie Machtringen ,umihrer
Rasse eine Vormachtstellung zu erkämpfen ,eine jener Persönlichkeiten ,
denender Sozialismusnur ein Lippenbekenntnisist ,die demSozialismus
nicht dienen ,so ndern mit demSpzialismus herrschen undunterdrücken
wollen .Die Abwehrstellung der Nationalsozialisten diesenPersonen
gegenüber is also durchaus natürlich .Wir haben aber nicht nurzum
Politiker Dr .DannebergStellungzu nehmen ,wirmüssendemneuenStadtrat
auchals gewähltenPeamtenwertenundwirwollendies unbeeinflusstvon
allen politischenErwägungentun .DiebesteGelegenheitbietetdieser
Veranschlag .DerVoranschlagwirdin denDetails immerdürftiger ,sodass
eineUeberprüfungheuteschonganzunmöglichgewordenist .Diesozial¬
damokratscheMehrheithat der Oppositionauf HellerundPfennigRechen-¬
schaft zu legen .Dies geschieht aber wederim Rechnungsabschlussnoch
imVoranschlagin genügenderWeise .BeweisenSie dochendlich ,dassWien
die bestverwaltete Stadt ist und geben Sie der Opposition dieMöglich- ¬
keit der Kontrolls .SolangeSiedies sorgfältigzuverhinderntrachten ,
könnenwirmitRechtsagen ,dassSie Frundhaben ,der Oppositiondas
RechtderKontrollezuverweigern.( BeifallbeidenParteigenossen) .
SiehabeneinenVoranschlageingebracht,dernichteinmalderSituation
desJahres1932entspricht ,Siehabenin keinerWeisedemkommenden
schwerenZeitendesJahres1933Rechnunggetragen .ImNamenmeiner
Fraktionmacheich denStadtratDr .Dannebergfür Alles ,waskommenmuss,
schonheute verantwortlich .Die Lageunse rr Stadt ist so ernst ,dass
ich es unterlassenwill ,andeneinzelnenPostendesVoranschlagesKritik
zuüben ,sondernich wil 1 nureinenallgemeinenUeberblickunsererLage
geben .Bei dieser Gelegenheit muss ich besonders die Tatsacheanprangern ,
dass zwischen demBundund der Stadt Wienein Kampfgeführt wird ,der
der Bevölkerungganz unverständlich ist .Anden gegenwärtigenVerhält -¬
nissenist sowohlder Bundwiedie GemeindeWienschuldig .Esbesteht
eine würgendeKreditnot ,eine ungeheureArbeitslosigkeit ,HandelundGewerbe gehenzu zugrunde .DieEffektuderungderLausanner
Anleiheist mehrals unwahrscheinlichgewordenundich fürchtesehr ,
dasses für unshiereineinternationaleBlamagegebenwird .DasJahr1933
lässtkeinePesserungsondernvielmehreineVerstärkungdergegenwärtigen
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Notlage erwarten .Nicht nur der Bundbefindet sich in einertrost - ¬
losen Situation ,sondern auch die finanziellen Lage der Städte undGe¬
meindenmussals trostlos bezeichnetwerden .DerJahresberichtder
Zentralsparkasse vom1931 weist als Darlehenssummeanöffentliche
KörperschaftendenTetragvon123MillionenSchillingaus ,währendim
Jahre 1913nur 14 Millionen Kronenausgewiesenwurden .Es bestehtleider
die Befürchtungdass ein grosser Teil dieses Betragesverlorenist .
DieZentralsparkassehat derGemeindeWienein Darlehenvon12Millionen
Schilling gegeben ,der GemeindeVöslau . 8Millionen ,derGemeinde
Schwechatmehrals eine Million ,der GemeindeSt .Pölten fast 9Mil- ¬
lionen ,der GemeindeWr .NeustadtzehnMillionenSchilling .(Hört-Hört-¬
Rufe bei den Nat .soz . )Es besteht kein Zweifel ,dass dieses Institut
Wegegegangenist ,die grosse Gefahrenheraufbeschwören .Wirhaben
es deshalb im Juni . J .abgelehnt ,den AusschussderPentralsparkasse
zubeschicken ,weil wir uns diese Wirtschaft nicht verantwortlich
machen konnten .( Zustimmungbei denParteigenossen ) .

Der Redner stellt den Antrag :Der Gemeinderat wolle be¬

schliessen :Zur Ueberprüfung der Kreditgewährung der Zentralsparkasse
der GemeindeWienundder Einbringlichkeit der an öffentlicheKörper-¬
schaftengewährtenDarlehenwirdein Untersuchungsausschusseingesetzt ,
der sich zu gleichen Teilen aus den im Gemeinderat vertretenen Parteien
undVertreternder SparerundEinlegerder ZentralsparkassederGemeinde
Wienzusammensetzt.

Zusammenfassenddmuss festgestellt werden ,dass dasJahr
1933 für die schaffende Bevölkerungdieser Stadt und dieses Staates ein
JahrverschärfterWirtschaftsnctsein wird .DieBevölkerungwirddie
gegenwärtigeMehrheitfür ihr Treibenbaldgenugzur Rechenschaftziehen .

GlaubenSie nicht ,dassSie die Verantwortungfür diesenVoran¬
schlag durch die Berufugnauf die Wirtschaftskrise ablehnenkönnen .
DasUrteilüberdiesoz .dem .ParteiundüberdieverantwortlichenStadt-¬
räte ist schen gesprochen ,es wurde nur noch nicht verkündet .Die
Sozialdemokratenarbeitenfür ihre Partei ,derMoterdernatienalsozialisti¬
schen Politik ist aber das deutsche Velk .( Lebhafter Beifall beiden
Nat .soz .) .
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GR .Schaffhaubt( soz . dem. )beschäftigt sich mit der Nahrungs -oder
Genussmittelabgabe. Erführtunteranderemaus ,dassdiefrühereAbgabe
nach demWillen der sozialdemokratischen Gemeinderat smehrhet die Klein¬
und Mittelbetriebe geschont und die grösseren und grossen Betriebe zur

Zahlungherangezogenhat .Diealte AbgabepasstesichdeneinzelnenBetrie¬
benanundderUnterausschusskonntealle Fragenindividuellbehandeln.
Dasalles hat denChristlichsozialennicht gepasst .Sie gingenin derKam¬
pagnegegendiealte Nahrungs-oderGenussmittelabgabemitdemNamenLueger
in denVersammlungenhausieren undich stelle hier fest ,dassvonmanchen
christlichsozialen Rednernin diesen Versammlungenmit demNamenLueger
Schindluder getrieben wordenist . WoSie nur konnten ,suchten sie dieAbgabe
zu Fall zu bringen .Sie gingensogar so weit ,dasssie Ihre eigenen
Leute ,die imUnterausschusssassen ,in schwersterWeiseverdächtigten.
Sie wendetensich vorallemgegendasfreie Ermessen .Ich kannhiernur
sagen ,dass das freie Ermessen einen Schutz für viele Gewerbetreibende be¬
deutete ,dassdurchdasfreie ErmessenGerechtigkeitgeübtwerdenkonnte.
EsgabkeinemechanischeBehandlungderFälle ,sondernnureineindivi¬
duelle .Aberdasalles wolltendie Christlichsozialennicht,siewollten
die Abgabeauf diebreitenSchultern der Gewerbetreibendenlegen .
DieZusammensetzungdes Unterausschusseswarkeineparteipolitische ,ja
bei denAusreihungenhabensogardie christlichsozaalenLeutedenVorzug
gehabt .Die neue Nahrungs -oder Genussmittelabgabe nimmt auf die Lagedes

einzelnenGewerbetreibendenkeineRücksichtmehrunddasist einzigund
allein denChristlichsozialenzuverdanken .Sie habensich 84Leuteangenommen
undhabenfür diesedie grosseTrommelgeschlagen .DerEndeffektist ,dass
dasKlein -undMittelgewerbejetzt genauso herangezogenwerdenmuss,wie
diegrossenBetriebe . DasMännerheimin Hernalsist ebensoabgabepflichtig
wieein Konzertkaffee. Dasist ein Skandal .DieGastwirtehabenselbstver-¬
schiedeneVorschlägezumSchutzderEleinenundmittlerenBetriebegestellt ,
aberderGenossenschaftsverband,in demdie ChristlichsozialendieHaupt¬
rolle spielen,hatdiesenAnträgennicht zugestimmt. WirwerdenauchinZu¬
kunftunsereBemühungen,diekleinenundmittlerenBetriebezuschützen,
fortsetzen .( Lebh .Beifall . d .Soz .dem. )

GR .Pichler( nat . soz . )erkläit ,dassseinePartei für denAntrag
stimmenwerde ,dass an Nahrungs -oder GenussmittelabgabekeineNachzah¬
lungen zu leisten sind ,und auch keine Erhähungenfür 1933platzgreifen .
Wirwundern unsnur ,dassSie ,die Sie ausder bodenständigenBevölkerung
allesherauspressen,wasmöglichist ,diesmalNachsichtüben.Imvergangenen
und immlaufendenJahre hat die Nahrungs -oder Genussmittelabgabezueinem

katastrophalen Niedergangedes Gastgewerbesgeführt undviele
Selbstmordein diesemGewerbesindsicherin diesemGewerbezurückzuführen .
Wirsagendarum: FortmitderganzenNahrungs- oderGenussmittelabgabe,
die wirtschaftsmordend und nichts anderes als eine zweite Warenumsatz¬
steuerist ,gegendiedieSozialdemokratenimmerin scheinheiligerWeise
auftreten ,obwohlsie selhsteinenAnteilandieserBundessteuereinstecken.
( Lebh .Beifall . . Nat. soz . )
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Die Verhandlungdes GEmeindevoranschlageswird sodannabgebrochen .DringlichkeitsantragesEs wird zur Verhandlungeines derGemeinderäte
Rotter ,SchafferundGenossengeschritten ,in welcherverlangwird ,dass
denausgesteuertenArbeitslesen unddenimGenussderNotstandsunterstüt¬
zung åtehenden im Rahmen der Winterhilfe eine einmalige Weihnachts¬

spende ausbezahlt werde in der Höheeiner WochenquotedesArbeitslosen¬
peitrags ,den der Betreffende erhält oder zuletzt erhalten hat .IHiezubemerktBgm .Seitz ,dass der Gemeinderatder Axtion„Winter¬
hilfe " ,die eine automomeKörperschaftist selbstverständlichdurchBe¬
schlüsse keine Vorschriften machen könne . Eskönnte sich hier nur umeine
Resolution handeln ,die an die Aktionwinterhilfe weitergeleitet werden

könnte .

GR .Rotter ( nat,soz . ) bemerkt ,dass es den ausgesteuertenArbeits¬
losen ganz gleichgültig sei ,wer hier kompetentist ,ob die Hilfe imRahmen
der Winterhilfe oder von der Gemeinde kommt .Es wäre an der Zeit ,diesen

armen Teufeln diese einmalige Unterstützung zukommenzu lassen ,umsomehr
als der Bürgermeister in einer Rede auf den Parteitag erklärt hat :Wir
stehen zu den Arbeitslosen .Ler Bürgermeister hat dort auch erklärt ,dass
unsere Führer Gaukler und Charlatane sind . Wenndae Mehrheit und der Bürger¬
meisternicht annehmen,verdienensie selbst diese Bezeichnung( Lebh
Beifall b .d .Nat . soz . )

St . . Tandlerbemerkt zunächst ,es müsse festgestellt werden ,dass
die Not der Arbeitslosen über jeden Zweifel erhaben ist und dass esselbst¬
verständliche Pflicht ist ,ihnen zu hel fen .Dor dringliche Antrag ist aber
schon Jeshalb nicht berechtigt,weil in diesem Budget wie in denJahren
vorher für Zwecke einer einmaligen Zuwendung ein eigener Betrag vorgesehen
ist .Er sei übrigens auch überzeugt ,dass ,nachdemder Antragsteller von
dieser Tatsache nun Kenntnis erhalten hat,er einsehen wir d ,dass sein .An¬
frag wirklich nicht dringendist .

Die Dringlichkeit wird abgelehnt .( LebhafteZwischenrufe ) .
Schluss der Sitzung 22Uhr .

Bogenabgertigung22 ' 15Uhr.

729



Herausgeber und verantw .Redakteur :
FRANZ XAVER FRIEDRICH 340

Wien ,am . L5 . . . .DeZember. 1932 .

1Die Ausstellung "JugendamWerk" .
Eröffnung durch Bürgermeister Seitz .

Heute mittags wurde die Ausstellung " Jugend am Werk" imSitzungs¬
saal der Bezirksvertretung Alsergrund ,Währingerstrasse 13 ,durch Bürger¬
meister Seitz eröffnet .Der Bürgermeister führte in seiner Eröffnungs¬
ansprache aus :

" Ich folge gern demRuf ,di Ausstellung der Aktion" Jugendam
Werk "zu eröffnen .So weit wir in der Menschheitsgeschichte zurückschau¬

en ,heisst leben arbeiten und nur arbeiten heisst leben .Ein Volk ,das in
seiner Gänze oder auch nur zu einem grossen Teil nicht arbeitete ,würde
nicht nur zugrunde gehen ,weil es der notwendigen .Konsumartikel entbehr¬
te ,sondern es würde zugrunde gehen ,weil es damit auch der inneren Wer¬

te und Kräfte ebtbehrte ,die die Arbeit schafft .Dieser Drang zurArbeit
um der Arbeit willen zeigt sich vor allem bei der Jugend ,die amaller¬
härtesten daven betroffen ist ,nicht arbeiten zu dürfen ,stillstehen und
untätig sein zu müssen .Es gibt Millionen Menschen in der Welt ,die nicht

arbeiten ,weil sie zu jung oder zu alt oder krank sind ;aber esgibt
auch Millionen kräftiger ,junger ,gesunder Menschenbei denen mansich
fragt :Warumarbeiten sie nicht ?Das ist heute das ProblemderMenschheit
die reichen Schätze der Erde allen Menschenzugänglich zu machen ,sie
auszuschöpfen ,zu verarbeiten und so zu verteilen ,dass alle Menschen
arbeiten und geniessen .Die Jugend vor allem ist es ,die unter der Trost¬

losigkeit dieses Systems der schlechten Arbeitsverteilung leidet und
kaum den Weg in eine bessere Zukunft sieht .Wir haben uns in Wien zusam¬

mengefunden ,umder Jugend Arbeit zu geben ;freilich eine Arbeit unter
ganz anderen Bedingungen und Umständen als jene ,die sonst in der Volks¬
wirtschaft üblich sind .Würde die arbeitslose Jugend unter dennormalen
Gesetzen der Volkswirtschaft arbeiten ,das heisst marktfähige Ware für

einen Lohn hersbellen ,so würden wir sofort die Widerstände aller der
Schichten spüren ,die selbt unter schwieriger Konkurrenz Ware erzeugen
und verkaufen wollen .Das Problem ,den Jugendlichen Arbeit um der Arbeit

willen zu geben ,ist hier gelöst .Die Waren ,die hier erzeugt ,die Werte ,
die hier geschaffen werden ,gehen nicht auf den Markt ,bedeuten also

keine Konkurrenz .Sie kommen nur dem nächsten Kreise derer zugute ,die
selbst mitarbeiten ,sie kommenvor allem der Jugend selbst zugute ,die
in dieser Zeit der Arbeitslosigkeit nicht untätig sein ,sondern umder

S )
Arbeit selbst willen arbeiten will und Werte schafft ,die sonst nicht

geschaffen würden .Wir unternehmen diese Aktion " Jugendam Werk "in dem
sehnsüchtigen Wunsch ,dass alle Völker ,alle Menschen bald erkennen mö¬

gen ,dass die Arbeit die Quelle aller Freude des Lebens ist ,dass Arbeits¬
losigkeit Elend bedeutet und Arbeit aller Aufstieg .Im Geiste der Arbeit

sei diese Ausstellung eröffnet . "( Stürmischer Beifall . )

Das Glatteis in Wien .
Wegender anhaltenden Glatteisbildung in denMachmittagsstunden

des Mittwoch wurde der Bestreuungsdierst des städtischen Strassenpflege¬
betriebes mit der gesamten Mannschaft von rund 1000Strassenarbeitern
bis zum Dienstantritt der normalen Nachtschicht fortgesetzt .Ausserdem
wurden zwei Sandstreumaschinen während der ganzen Nacht in den Dienst ge¬
stellt .Heute ,Donnerstag ,wurden in den Frühstunden zwischen vier und
sechs Uhr weitere 350 Strassenarbeiter hauptsächlich in den äusseren Be¬

zirken zur Bestreuung der Uebergänge eingeteilt .Zwischen sechs und sie¬
ben Uhr früh wurde dann das übrige Personal in den Dienst gestellt ,so
dass schon zeitlich morgens wue der rund 1000 Mann mit der Bestreuung der
Uebergänge beschäftigt waren .
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Budget - Bericht 1933 .

W R1 L r
DEDIENEEGEMEINERAT

Sitzung vom15 .Dezember1932 .
Der Wiener Gemeinderat setzte heute die Verhandlungen über dasBudget

der Bundeshauptstadtfür das Jahr 1933 fort .Zum Kapitel Finanzwesen

und in der Generaldebatte führt in seinem Schlusswort STR ,Dr .Danneberg
aus :

gmSTR .Kunschak hat mir gestern im Voraus seinen Tadel ausgesprochen .
Ich kann mich damit umsoeher abfinden ,als dieser Tadel in ein Lob meines

Vorgängers eingewickelt war ,den STR ,Kunschak 14 Jahre lang in diesemSaale
getadelt hatte .Ich will dem STR ,Kunschak nicht darin folgen ,dass ich
Sprichwörter zitiere ,cbwohl man auf die Situation einige passende Sprich¬
wörter anwendenkönnte .Ich stelle nur fest ,es wird hier die allgemeine
menschliche Erkenntnis sichtbar ,dass dem Menschen ,namentlich imspäteren
Alter die Vergangenheit immer schöner erscheint als die Gegenwart ( Lebh .
Heiterkeit bei d .Soz .dem . )Im übrigen wird man abwarten müssen .Mirbleibt
nichts anderes übrig als auf meinem Posten zu arbeiten ,ob das demStadtrat
Kunszhak sympathisch ist oder nicht ,fast fürchte ich ,dass er in einem
späteren Zeitpunkt zu keinem anderen Urteil kommen wird als heute . Erhat

am Schlusse seiner Ausführungen gemeint ,die sozialdemokratische Verwaltung
sei etwas verwerfliches . Daich diese Verwaltung hier zu vertreten habe ,
ist es kein Wunder ,dass er mit mir nicht einverstanden ist .Aber er hat sich
die Argumentationdochzu leicht gemacht .Er hat auf der einenSeitegeta¬
delt ,dass ich einfach auf demStandpunkt stehen bleibe ,wenmeinVor¬
gänger in Steuerfragen eingenommenhat ,er konnte aber doch nicht überhören ,

was ich über die Steuergesetzgebung gesagt habe .Um das wegzuräumen ,erklär¬

te er einfach ,er fasse meine Worte nur als ein Lippenbekenntnis auf .Eine
solche Argumentation ist sehr bequem ,hilft in der Sache aber nicht weiter .

Im übrigen wundertes mich ,dass gerade STR ,Kunschak mich einen demagogische
Agitator nennt .Der Varwurf gerade aus diesem Mundepasst eigentlich nicht .

Aber ich muss auch das hinnehmen .

Nicht ohne Widerspruch kann ich es aber hinnehmen ,dass er voneinem
dürftigen Budget gesprochen hat ,dass er alles kleinlich ,schlecht und unzu¬
länglich findet ,was im Gemeindebudget enthalten ist ,während er für das

Kleinlichere Schlechtere und Unzulänglichere ,was in dem von seiner Partei
vertretenen Bundesbudget enthalten ist ,nur Entschuldigungs -und Recht¬
fertigungsgründe findet .Ich habe gestern den Vergleich desGemeindebud¬
get mit dem Bundesbudget nicht deshalb angestellt ,um gegen den Bundeine
Polemik zu führen ,sondern um zu zeigen ,auf welchem Untergrund sich das
Budget und die Verwaltung der Gemeinde aufbauen muss ,und um zu zeigen ,

dass ,soviel manauch an demGemeindevoranschlagtadelt,wir es nochimmer
besser verstanden haben als der Bund ,den schwierigen Zeiten Rechnung zutra
Selbstverständlich ist heute Arbeitsbeschaffung leider in geringerem Masse
möglich als vor zwei Jahren ,aber im Verhältnis zu anderen Körperschaften
und insbesondere auch zumBundsteht die Gemeindenoch immerweitvoran .
Die Meinung des Gemeinderates Kunschak ,der Bund habe keine Verpflichtung
zu Infestitionsarbeiten ,kann nur auf einem unerklärlichen Irrtum beruhen ,

Einen solchen Standpunkt hat der Bund selber nie vertreten ,er wäreauch
bei den tausend Möglichkeiten und Verpflichtungen ,die eine so grosse Ver¬
waltung zu Ivestitionen hat ,absurd .Tatsächlich hat auch der Bund in den

jetzten Jahren I vestitionen gemacht ,zum Beispiel im Johre 1930 soldhe
im Betrag von 248 Millionen und ist im Jahre 1933 auf 6 Millionen herunter
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gekommen .Dieser Abbau schaut ganz anders aus als der Abbau ,der leider
in Besprechung der Anleihome 3olichkeiten der Gemeindeauch bei der Gemeinde notwendig war .Wenn STR .Kunschak /gemeint hat ,die

Gemeindekönne sich leichter bewegenals der Bund ,da der Bundalles Mög¬
liche verpfändet habe und verschuldet sei ,die Gemeinde aber nicht ,so

war das wieder ein Kompliment für den so lange geschmähten Stadtrat

Breitner .Aber Stadtrat Kunschakirrt in den Folgerungen ,wennermeint ,
die Gemeindemüsse eine Anleihe auch bekommen,wennsie sich nurentschliesse
sie aufzunehmenAber selbst wenndie Gemeindeeine Anleihe aufnehmenwollte ,
was sie sich natürlich sehr überlegen müsste ,könnte ihr niemand eine solche

Zusage bis Ende Februar machen und ein Bericht ,wie ihn STR .Kunschak bis
Ende Februar in seinem Antra verlangt ,könnte deshalb nur feststellen ,
dass der Kredit nicht zu bekommen sei .Eine solche Feststellung wäre für den
Gemeindekredit gewiss nicht zuträglich .Der Antrag hat umsowenigerBerech¬
tigung,als es heute sowohl für den Bund wie für die Gemeinde unmöglich
ist ,eine Schillinganleihe zu bekommen ,sodange der endgültige Schilling¬

wert noch nicht feststeht . Eswäre daher das Richtigste ,wenn STR ,Kunschak
seinen Antrag zurückziehen wollte .

STR .Kunschak hat in siner Besprechung der Steuerpolitik der Gemeinde¬

nicht mehr wie in vergangenen Jahren grundsätzliche Einwendungengegen
diese Steuerpolitik erhoben ,sondern dazu nur sozusagen einige Randbemer¬

kungen gemacht .Die Undurchführbarkeit seines Antrages aufRückvergütung
der Fürsærgeabgabe für Exportwaren ist hier schon wiederhol auseinander¬

gesetzt worden .Es wäre das eine Massnahme ,die manvielloicht fürganz
Oesterreich erwägenkönnte ,die aber für Wienisoliert eine vielgeringere

Bedeutung hätte als für Oesterreich ,da die auf den Exportwaren lasten¬
den Produktionskosten und die sich aus der Zollpolitik der anderen Staaten
ergebenden Belastungen gegenüber den 2 Prozent Verbilligung ,die die Refun¬

dierung der Fürsorgeabgabe darstellen würde ,eine ausschlaggebende Rolle
spielen ,Ganz abgesehen davon ,dass in der Wiener Industrie zahlreiche
Rohstoffe und Halbfabrikate verwendet werden ,auf denen dieFürsorge - ¬
abgabe der anderen Länder liegt .

Zu demAntrag des STR ,Kunschakbetreffend einer Revision desGeset¬
zes über die Bodenwertabgabevon unverbautem Grunderklärt STR . Dr .Danneberg ,
es sei richtig ,dass die Pächter nach diesen Gesetze keine Parteienstellung
im Verfahren haben Nicht richtig ist es aber ,dass dies ein Schaden
für den Pächter sein muss ,da auch der Eigentümer im Gegensatz zu denAus¬
führungen des STR » Knschckein Interesse an der Bewertung seines Grundes
hat .Die Schätzungen der Gemeindegründe erfolgen nach einem bestimmten
System unter Rücksichtnahme auf die Schätzungen der Nachbargrundstücke .

Doch ist es zuzugeben ,dass manahe Bestimmungen des Gesetzes einer Klärung
bedürfen .Der Finanzreferent empfiehlt ,diesen Antrag dem Finanzausschuss

zuzuweisen .
STR ,Dr .Danneberg wendet sich sodann dagegen ,dass der demGemeinde¬

rat vorliegende Antrag über die Nahrungs -und Genussmittelabgabe als eine
Demonstration bezeichnet werden könne .Dic Annahme des Antrages erspart

dem Gast -und Schankgewerbe die Nachzahlungen .Hinsichtlich des Gesetzes übe :
die Nahrungs -oder Genussmittelabgabe liegen nicht wie STR . Kunschaksagte ,
Vereinbarungen zwischen Gemeindeund der Regierung in demSinnevor ,
dass man die Gemeinde für das bestehende Gesetz verantwortlich machen könn¬
te . DieZustimmung der Regierung zu der Novelle war seinerzeit nur zu erhal¬

ten ,wenn die Gemeinde der Formulierungdes Gesetzes ,wie sie heute vorliegt
zustimmte und wenn sie ihre Zustimmung zur Ausschaltung des freien
Ermessens gab . Dasbedingt natürlich ein so mechanische Staffælung ,wie

sie im Gesetz nun enthalten ist .Eine Aenderung dieses Gesetzes ist sehr

schwer möglich ,weil dazu nixht nur die Zustimmung des Wiener Landtages ,

sondern auch die Zustimmung des Bundesregierung und des Parlaments notwendigwäre . 791
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DemAntragdes STR. Kunschakbetreff nd die Wertzuwachsabgabestimmtder
Finanzreferent nicht zu ,weil die Annahmedes Antragseinenwesneltibhen
Entfall an Einnahmenbringen würde ,und weil mankeineswegs imEinzelnen
unterscheiden kann ,oh es sich um Spekulatihnskäufe handeln kann oder

nicht .Bekanntlich war der Hausbesitz vor dem Krieg mit Hypotheken schwer

belastet ,im Wiener Durchschnitt mit etwa 70 Prozent .Durch die Geldent¬
wertungist diese Belastungverschwundenunddie Huseigentümerhabenso
erst das wirtschaftliche Eigentumihrer Häusererworben ,die ihnenfrüher
nur formalrechtlich gehört haben .

Auch den Antrag des STRzKünschak betreffend die Bodenwertabghbe
vomverbauten Grundersucht der Finanzreferent abzulehnen .Infolge derBe¬
engtheit unserer Mittel könnenwir heute keine neuenZweckbestimmungen
machen ,anderseits steht den Hausherrendie grössere in kleinere wohnungen
umwandelnwollen ,der Wegzu denSparkassenundauchzu derZentralspar¬
kasse offen ,Kredite aus Gemeindemittelnkönnten nur dann in Fragekommen,
wenndie Gemeindewieder eine Verfügung über den ganzen Wohnungsmarktbekäme

STR ,Dr .Dannebergbeantwortet sodann die Fragen des GR. Dr .Hanke .
WaszunächstdenBetraganlangt ,der für die EinhebungderBundessteuern
ins Gemeindebudgeteingesetzt ist ,so wurde dieser Betrag -essindie

' 5Millionen-soerrechnet ,dass/3Prozent ,aufdiedieGemeindenachdem
bestehenden Gesetze Anspruch hat ,von jenem Betrage angenommenwurdendån
dasFinanzministeriumselbst als ErtraganWienerBundessteuernfürdas
nächse Jahr angibt .Der Betrag von eineinhalb Millionen ,derin

den Bundesvoranschlageingesetzt ist ,kannnicht auf d Gesetzge¬
gründet werden .Für die Ertragsanteile des Bundeshat die Gemeindeeinen
Betrag eingesetzt ,der um ca 20 Millionen höher ist als der in denBundes¬
voranschlageingesetzte Betrag .Auchhier ist das absolute RechtaufSeite
der Gemeinde .DasAbgabenteilungsgesetzenthält die klare Bestimmung,dass

Siedie Zuweisungenaus den Ertragsanteilen nicht kleiner sein dürfenals/im
Jahre 1923 waren ,vermehrt um 30 Prozent .Auf dieser Grundlage haben wir

denBetrageingesetzt .In das Bundesbudgetwurdeauf Grundderpräliminierten
Steuern für das nächste Jahr ein Betrag ohneRücksichtauf dieseGaran¬
tiebestimmungg eingesetzt .

Wir sind selbst - ¬

verständlich berechtigt ,den von uns angenommenenBetrag inAnspruch
zu nehmenundhabendiesenAnspruchauchbei der Regierunggeltendgemacht.

Zu demAntragwdesGR. Dr .Hankebetreffend die Zentralsparkasse be¬
merkt STR. Dr . Danneberg ,dass ein Untersuchungs ausschuss die Einbringlich¬
keit von Darlehen gar nicht untersuchen könnte .Es gibt da auch nichts zu

untersuchen .Die Zentralapsrkasse hat ihre berufene Vertretung in der Ver¬
waltung ,wie sie nach dem Statut eingesetzt ist .Auch den Herrn der natienal¬

sozialistischen Partei ist das Recht angeräumtan dr Verwaltungteilzu¬
nehmen .Sie haben wie GR. Hankeselbst erklärt hat ,dieses Recht nicht in
Anspruchgenommen.Dasgibt aber dochwiedernicht das RechtdieRedlich¬
keit der Verwaltungder Zentralsparkasse anzuzweifelnund einenBufmord
an ihr zu begehen . DerReferent ersucht daher diesen Antragabzulehnen .
In einer Erwiderung auf die Rede des STR ,Frauenfeld bemerkt STR . Dr¬
Danneberg ,auch die Sozialdemokraten sind ninht der Meinung ,dass die Weltwi - ¬

schaftskriseeine Beschwörungsformeloderein vonGottgesandtesUebelsei ,
sie halten diese Erscheinungenvielmehr als ein aus demMechanismusder
kapitalistischen Entwåcklung entspringendes Uebel ( Zwischenrufe ) . Auchwir
sind der Meinung ,dass aus dieser Krisenicht das hervorgehenkann ,wasgewer
ist ,sondern dass aus ihr ,je furchtbarer sie ist und je länger sie dauert ,
etwasneuesundetwasandereserwachsenmuss ,Werdiese Dingeuntersucht ,
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muss sie zunächst richtig erkennen .Manerkennt sie aber nicht richtig ,
wenn man die Gründe des Uebels nicht in dem Wirtschaftsmechanismus dieser
Gesellschaftsordnung sondern in politischen Gründen sucht .Nicht die Demo¬

kratie ist ,wie STRFrauenfeldmeinte ,die Schulddieser Krise .DieKrise
besteht ebensowohl in den Ländern der Lemokratie wie in denen desFaschis¬
mus und der Diktatur .( Zwichenrufe bei den Nat ,soz . - GR ,Müulberger :Undin
Moskau ! )In Moskaugibt es vor allem keine Arbeitslosen wie in derkapi¬
talistischen Welt ,dort ist eine PEnwirtschaft aufgebaut . . .( STR .Frauenfeld :

Die Rote Fahne wird sich über Sie freuen ! )nein ,sie wird sich nicht über
mich freuen ,sowenig Sie sich über mich freuen ( Lebh .Heiterkeit bei den
Soz ,dem . )Es handelt sich hier umwirtschaftliche Tatsæ hen ( GR .Mühlberger :

kapitalistischenDie von den Juden heraufbeschworen werden ) .Von den /Juden und von den ka¬

pitalistischen Ariern .Sowenigdiese Krise eine demokratischeErscheinung
ist ,so wenig ist sie eine jüdische Erscheinung ,sondern sie ist eine ka¬

inter¬bitalistische Erscheinung .Der Kapitalismus ist eine pr .Mkonfessionelle undinternationale

Angelegenheit .( Lebh. Beifallbd . d .Scz .dem . )Nurwennmandaserkennt ,
wird man auch die richtigen Mittel im Kampf gegen den Kapitalusmus anwen¬

den können .( GR. Frauenfeld :Sie führen 80 Jahre lang den KampfgegendenKa¬
pitalismus ! )Ja ,der Kampf gegen den Kapitalismus dauert lange und Sehaben
noch nicht den Beweiserbracht ,dass Sie ihn in kürzerer Zeiterfolgreich
zu führen vermögen( Lebh .Beifall . d ,Soz .dem . )Es wird sich erst zeigen ,wie
lange Sie den Kampfgegenden Kapitalismusführen ( GRFrauenfeld :Solange

glaubewie Sie nicht ! ) Ich „ Sie werden ihn nicht solange führen ,weil Sie

dazu keine Gelegenheit haben werden ( Lebh .Heiterkeit und Beifall bei den
Soz .dem . )STR .Frauenfeld hat gstern eine ganze Reihe sehr wichtiger Tat¬
saxhenüber die kapitalistische Entwicklungundihre Wirkungenangeführt

Er verwechselt nun mancherlei Dinge ( GR .Mühlberger :Die Ihnen unangenehm

sind ) Nein . Wennich sehe ,dass sich jemand bemüht auf den richtigen Wegzu
kommen,ist mirdasnursympathisch.UndwennderNatiomalsczialismusvom
Marxismus etwas lernt ,wirddas nur nützlich sein ( Heiterkeit undlebh .
Beifall . . Soz .dem. ) Abervorläufig sind wir noch nicht soweit ,wiedie
Ausführungen des STR .Frauenfel bæweisen .STR .Frauenfeld hat gemeint ,es
wäre die Pflicht der Gemeinde gewesen ,in den vergangenen Jahren Arbeit zu

schaffen .Ich habe gestern schon daran erinnert ,dass die Gemeindever¬
waltung seit dem Ende der Inflation Investitionen von einer Milliarde

09Schilling gemacht habe . Distädtis chen Unternehmungen von beinahe f Millio¬

nen ,Das ist für die Wiener Verhältnisse eine gigantische Summe( ZwisdhenrufeADas hat auch seine Wirkung gehabt ,da ,sich die Arbeitslosigkeit in Wien

wesanttihh langsamer entwickelt hat als in den Ländern ausserhalb Wiens .
Zur Arbeitsbeschaffung braucht die Gemeinde Mittel und daher darf der¬

jenige der das wünscht ,auf der anderen Seite nicht vonUebersteuerungen
reden ,STR .Frauenfel d hat auch erklärt ,er wolle positive Kritik üben .
Ich muss mich wirklich frag en ,was positiv an seiner Rede war( GR. Mühlber¬
ger :Das haben Sie nicht begriffen ! - Zwischenrufe ) Dannweiss ich nicht,wozu
STR .Frauenfld seinen Vortrag hier gehalten hat .Im übrigen war mir das ,was

er vorgetragen hat nicht neu ,denn ich habe es erst von ein paar Tagenim
. „ der nationalsozialistischen Zeitschrift " Land und Gemeinde "geles

Ich war daher mit den Gedankengängen ,die er gestern hier vertreten hat ,
schon vertraut .( Schallende Heiterkeit bei den Noz .dem . )STR ,Frauenf - eld

un¬
hat auch von erantwortlichen Leuten in der Wiener Verwaltunggesprochen .
Er sollte das nicht sagen .Es wäre natürlich viel bequemer ,die Verwaltung
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der Stadt so zu führen ,wie es die Nationalsozialisten zumBeispiel
n Koburg gemacht habe n ,wo sie einfach erklärt haben ,das Budget ist
nicht ausgeglichen ,die Aufsichtsbehörde sell einfach dekretieren ,was
für Steuern eingehobenwerden .En Oesterreich gibt es kein Gesetz ,dasy
eine solche Taktik erlaubenwwürde ,Undwennes ein solches Ge etz gäbe ,
wäre es unvorantwortlich ,es so anzuwenden .Eine Mehrheit ,die von derBe¬
völkerungzur Verwaltungberufenist ,mussdenMutfinden ,das zutun ,
was sie für notwendig hält .Das können unter Umständen auch harte Tatsachen

sein . Dafürmuss aber die Mehrheit die Verantw ortung zu tragen bereit
sein . Sonstdiskreditiert sie die Demckratie .Das wünschen Sie . Wirwünschen
es nicht ,darum tragen wir die Verantwertung ( Lebh .Beifall . . Sez .dem . )
Alle drei Redner der nationalsozialistischen Partei haben von denUrteil
des Volkes gesprochen ,das angerufen werden müsse .Erst im April des heu¬

rigen Jahres ist das Urteil des Volkes angerufen worden und das Ergebnis
der Entscheidung ist dervheutige Gemeindenat .Die heutige Gemeinderat smehr¬

heit hat seit 14 Jahren gezeigt ,dass sie dieses Urteil nicht zu scheuen
hat . Siehat sich immer diesem Urteil gesteltt und sie wird auch in Zukunft

diese Entscheidung nicht zu scheuen haben ( Lebh .anhaltender Beifall b .
d .Soz .dem . ) - Zwischenrufe .

Bei der Abstimmung werden die Ansätze des Voranschlages der Ver¬
waltungsgruppe II angenommen .( GR .Weikert ( nat ,soz . )macht anhal¬
tend Zwischenrufe . )

Bürgermeister Seitz :Vielleicht würden die Herren so freundlich

sein ,diesem Herrn ,der als Letzter in der letzten Bank sitzt ,ein wenig
parlamentarische Formenbeizubringen .

STR .Frauenfeld ( nat .soz . )Parlamentarische Formenwerdenwiruns
nie angewöhnen

Bürgermeister Seitz :Wenn Sie sich mit ihm befassen ,werden Sie
bald sehen ,dass da etwas nicht stimmt .

GR .Dr .Hanke ( nat .soz .. ) :Sie haben als Vorsitzender nicht
derartige Bemerkungen zu machen !

Bürgermeister Seitz : Ich habe als Vorsitzender die Pflicht ,den

GR .Weikert aufmerksam zu machen ,dass er sich hier im Saal der Ordnung
gemäss zu benehmen hat .( Zwischenrufe bei den Nat .soz . )

Die Anträge des Stadtsenates betreffend den Verzicht auf die

Nachzahlung der Nahrungs -und Genussmittelabgaben und die Ver¬

wendung der Eingänge der Wasserkraftabgabe in den Jahren 1933 bis 1935
für die WAGwerden abgenommen .

Der Antrag Kunschak ;aur .a Revision des Gesetzes betreffend die
Bodenwertabgabe wird dem Magistrat zur Prüfung und Berichterstattung zuge - ¬
wiesen ,die übrigen Anträge Kunschak und der Antrag Dr .Hankemm

" i1 . : N17 * werden abgelehnt .

Damit ist die Generaldebatte und die Spezialdebatte über die Ver¬
waltungsgruppe II beendet .
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DieVerhandlungenüberdasKapitel "Personalangelegen-¬
heitenundVerwaltungsreform"leitet STR .SpeisermitfolgendemBe¬
richt ein :

Den heutigen Verhältnissen entsprechend ,war die Gemein¬
deverwaltungschonimVoranschlagfür dasJahr1932gezwungen,diePer-¬
sonalausgaben ,die imJahre1931nochrund188 . 1MillionenSchilling
betrugen ,auf184 . 3MillionenSchillingzusenken .FürdasJahr1933
sieht der Voranschlag180 . 8MillionenSchillingPersonalauslagenvor .
Essoll also gegenüberdenAusgabendes Jahres1931ein Ersparnisvon

. 3Millionen Schilling ,gegenüberden voraussichtlichenAusgaben
desJahres1932ein Ersparnisvonweiteren2 MillionenSchillingein¬

treten .

InfolgederdurchdieKriseerzwungenenEinschränkungen
derSachauslagenhat sichdasVerhältnisderSachauslagenzudenPer¬
sonalauslagenimmerungünstigergestaltet .ImJahre 1930 ,dasden
Höchstaufwandfür Personalbrachte ,sind 4l . 85% ,imJahre1931
43 . 77% ,imJahre193219 . 10%der Gesamtauslagender Gemeindefür
Personalzweckeverwendetworden .AusdiesenProzentsätzensiehtman,
dassderAnteilderPersonalausgabenandenGesamtausgabenderGemeinde
mit der Möglichkeit ,die Sachauslagen der Gemeinde ,das heisst die
Leistungen der Gemeindefür die Bevölkerungzu erhöhen oder mitder
Notwendigkeit ,dieseSachauslageneinzuschränken,imengstenZusammenhang
stöht .DaimJahre1933die Sachauslagen,besondersdie Ausgabenfürden
Wohnungsbau ,neuerlich eingeschränkt werdenmüssen ,steigt damitder
Anteil der Personalauslagen an den allgemeinen Ausgabenauf 50 . 23%.

Daraus ergibt sich der zwingendeSchluss ,dass aufdem
Gebiete der Personalausgaben grösste Sparsamkeit walten muss .Es wird also

leiderin dernächstenZeitnichtmöglichsein ,diebestehendeAufnahms-¬
sperreaufzuheben .EsergibtsichvielmehrdurchEinschränkungderSach¬
auslagenein gewisserUeberstandan Personal ,insbesondereinden
technischenGruppen .Eszeigt sich nun ,dass die Vorsicht ,die dieGe¬
meindebeiderAufnahmevonneuemPersonalgeübthat ,wohlbegründetwar.

DerVoranschlagenthält für NebenbezügeundDienstkleider
eine weitereEinschränkungum1 MillionSchilling .DieVorlageüber
dieseErsparungwirddenGemeinderatdemnächstbeschäftigen .Eswirdvor¬
geschlagen,dassdieNebenbezüge ,vonganzgeringfügigenAusnahmenabge-¬
sehen ,für dasJahr1933einheitlichum1o%oderatwaum600 . 000Schilling
gekürzt werden .Die Vorlagewird eine weitere Ersparungvonhoo . o00Schil¬
ling beimAufwandfür die Dienstkleiderenthalten .Es soll nämlichjede
Dienstkleidungorteeinmalumein Jahr später ausgegebenwerden .Auch
bei der Gebarungmit denDienstkleidern ,die imEigentumderGemeinde
verbleiben ,wirdmitgrosserSparsamkeitvorgegangenwerden .DieVerhand-¬
lungenmitdemPersonalwerdenvoraussichtlichin wenigenTagenbeendigt

sein .

Der Voranschlagfür das Jahr 1933ist auf jenemStand
aufgebaut ,dendieGemeindeam1 .August1932festgestellthat .Daswaren
24 . 644aktive und10 . 852Pensionsparteien ,zusammenalso 35 . 496Fersonen.
AmgleichenStichtagdesVorjahresgabes 25 . 871aktiveund10 . 468Pen-¬
sionsparteieA .DerGesamtstandmit Einschlussder Pensionistenist also
imVerlauføeines Jahres um843gesunken .DieZahlder Aktivenhatum
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. 227abgenommen ,die Zahl der Pensionisten hat sich allerdings um384
erhöht .Zu diesen Aktiven und Pensionisten der Hoheitsverwaltung kommen
noch die Beamten und Bediensteten der Unternehmungen .Die Zahl der
aktiven Beamten der Unternehmungen betrug am 1 .August 1932 . 609 ,die
der Bediensteten 20 . 173 ,zusammen 22 . 782 .Die Unternehmungen haben

1232 Pensionisten aus demBeamtenstand und . 167Pensionisten ausdem
Stande der Pediensteten ,daher . 399Pensionsparteien .DerGesamt¬

stand von Aktiven und Pensionisten bei den Unternehmungen beträgt daher
32 . 171und der Gesamtstand sämtlicher Angestellten und Pensionisten der
Gemeinde 67 . 700 .

Die Gemeindehat in der Hoheitsverwaltung nochimmer
einen gewissenUeberstandan Angestellten ,der sich aus derAuflassung
einiger Anstalten und aus der Standesverminderung der Gemeindewacheer - ¬
gebenhat .Dieser Ueberstandist in einer Personalreservezusammenge-¬
fasst .DiePersonalreservewirdjeweils dort eingesetzt ,wosichdringende,
aber vorübergehende Aufgaben ergeben .Die Zahl der in derPersonalreserve
befindlichen Angestellten nimmtständig ab ,da diese auffreiwerdende
Postenüberführtwerden .Es ist wohlanzunehmen,dass diePersonal¬-¬
reserve gegen Endedes Jahres 1933 aufgesogen sein wird .Deshalbsind
auchimVoranschlagfür diese Personalreserveheuernur mehr350. 000
Schilling gegen 650 . 000Schilling im Vorjehr eingesetzt .

Die Krankenfürsorgeanstalt und die Krankenkassa der

Strassenbahnbediensteten ,die sich eine Zeit lang in schwadrigenVer¬
hältnissen befanden ,sind vollkommen ins Gleichgewicht gebracht worden .
Die Darlehensstelle der Gemeinde ,durch die die Gemeindeangestellten für
dringende Fälle Geld zu 6 %igen Zinsen ohne Bürgen und Polizzen oder
sonstigen Nebenspesenerhalten ,ist heute ebenfalls eine eingelebteund
wohltätig wirkende Institution .Schwierigkeiten ergeben sich leider noch
immerbei der Pensionskassa der Kollektiverträgler ,Hier werdenReor¬
ganisationsmassnahmengetroffen werdenmüssen .Verhandlungenüberdie
notwendigenReformensind bereits eingeleitet und werdenwohl bald zueinem
Ziele führen .

Allen Angestellten der Gemeindeund ihrer Unternehmungen
gebührt auch heuer wieder der Dankder Gemeindeverwaltungfür ihre eifrige
und erfolgreiche Mitarbeit .( Beifall bei der Mehrheit . )Die Gemeinde - ¬
verwaltungerwartet ,dass gerade in der jetzigen schwerenZeit alle Ange- ¬
stellten allen Reformen ,die auf eine Verbesserung und Verbilligung der
Verwaltunghinzielen ,volles Verständnis entgegenbringen ,dass sie aber
insbesonders in diesen schwerenZeiten der gesamtenBevölkerungsoweit
es nur geht mit Rat und Tat zur Seite stehen .( Beifall bei den Soz .dem. )

GR .Stöger ( christl .soz . )bezeichnet den gegenwärtigen Heeres¬
minister Vaugoin als den Initiator und Schöpfer des modernen Dienst¬
und Besoldungsrechtes der städt .Angestellten .Er beschwert sich über die
Auslegung verschiedener Bestimmungen der Dienstordnung durch denPersonal¬
referenten zum Schaden der Kriegsinvaliden .Die Kriegsinvaliden ,die

schwereBlutopfer für das Vaterlandundfür diese Stadt gebrachthaben ,
werden unter Hinweis auf die schwierige Finazlage geschädigt undsie
müssen zur gleichen Zeit sehen ,wie die Partei ,die angeblich die

Vertretung des Proletariats gepachtet hat ,den Kindern vonschwerreichen
euten Schulbücher schenkt und auf Kosten der ausgebluteten Steuerträger

reichen Leuten kostbare Windelpaketgeschenke ins Hausnachträgt .
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WenndemscheidendenFinanzreferenten im Namendes städt .Personales
für die geordnete Führung des Gemeindehaushaltes in schweren
Zeit gedanktwird ,so entspricht es den elementarsten Forderungender
Gerechtigkeit ,auch der unvergesslichenTätigkeit Dr .Sepels zugedenken,

haltesder letzten Endes die Fortführung des Gemeindehaus überhaupt ermög¬
elicht hat .An den neues Finenzre sei bei Beginn seiner Amts

tätigkeit der Appell gerichtet ,mit der bisherigen Gepflogenheit zu
brechen ,bei Auftauchenden finanziellen Schwierigkeiten einfach die
Bezüge des Personales herabzusetzen .Der vielfach überauskomplizierte
Betrieb der Verwaltungund die mit der Aufnahmsspezusammenhängende
Arbeitsintensivierung fordert von den städt .Angestellten die äusserste
Anspannung ihrer Kräfte .Tst der Pereonalaufwand für die Wirtschaft

nicht mehrtragbar ,dann müssten endlich jene Betriebe ,die derPrivat¬
wirtschaft entzogen wurden ,an diese zurückgegeben werden .Dadurchkönnte
der Personalstand um einige hundert herabgesetzt und der Personalauf¬
wand auf viele Millionen Schilling herabgedrückt werden .Der Redner ver¬
weist auf den stetigen Geburtenrückgang in Wien und erklärt es als ein
Gebotder Stunde ,dass die Gemeinde ,sobald die finanziellen Verhältnisse

es nur irgend wie gestatten ,das Los der Kinderreichen Familien erleich¬
tern möge .Er stellt nachstehene Anträge :

Die Dienstordnung für die Angestellten der Gemeinde Wien ist
dahin abzuändern ,dass die Mitglieder der Personalkommission aus dem
Stande ger Gemeindeangestellten von den Angestellten selbst in unmittel¬

barer ,freier und geheimer Wahlnach den Grundsätzen desVerhältnis¬
wahlrechtes gewählt werden .Der Magistrat wird beauftragt ,einen
diesbezüglichen Entwurf im Einvernehmen mit allen Gewerkschaften der Ge¬
meindeangestellten auszuarbeiten und ehestens dem Gemeinderat zur Be¬

schlussfassung vorzulegen .

Die Satzungen der Krankenfürsorgeanstalt ,der Ange stellten und
Bediensteten der GemeindeWiensind dahin abzuändern ,dass die Mitglieder
aus dem Stande der Angstellten und Bediensteten von diesen selbst in

unmittelbarer ,freie und geheimer Wahl nach den Gpundsätzes des Ver¬
. . —

haltnsiwahlrechtes gewählt werden ,Der Magistrat wird beauftragt ,einnn
diesbezüglichen Entwurf im Einvernehmen mit allen Gewerkschaften der

Gemeindeangestelltenauszuarbeiten undehestens demGemeinderatzur
Beschlussfassung vorzulegen .

Der Abzugder Beiträge für den Verband der städt .Angestellten von
ihren Gehaltsbezügen hät vom1 .Jänner 1933 an zuunterbleiben .

Redner schliesst :Die Aera Breitner - Speiser ist vollendet ,die
Aera Danneberg - Speiser beginnt .Mögeder Personalreferent die gesamte
Verwaltung und Gebarung seiner Verwaltungsgruppe umstellen nachdem
Wahrwort ,das auch für Gemeinde volle Geltung hat : Gerechtigkeit ist
die Grundlagedes Staates ! DemVoranschlag einer Personalverwaltung ,
die das Parteiinterrese höher stellt als die Gerechtigkeit ,können die

Christlichsozialen nicht zus timmen .( Beifall bei den Christl .soz . )
GR .Scholz ( nat .soz . )weist darauf hin ,dass ,während

alle Ausgabeposten im Gemeindehaushalt sinken ,die Bezüge der gewählten
Funktionäre die alte Höhebeibehalten .Die Not dieser Stadt dringt nicht

in die Salonsunddic Arbeitsstubendes Bürgermeistersundderamtsführen¬
den Stadträte .Die Fartei des Redners könne der Aeusserung des Bürger¬
meisters ,dass jeder Funktionär wisse ,was er in dieser schweren Zeit zu
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tun habe ,nicht vertrauen ,und wiederhole daher den Antrag :

Die im Voranschlag 1933 für die Bezüge und Gebühren der gewählten
Funktionäre der Gemeinde Wien veranschlagten Summen werden um 50von
1oo herabgesetzt .

Es gibt in diesem Saale gewiss nicht einen Menschen ,der vonder
Notwendigkeit der Bezirksvertretungen überzeugt wäre .Die ganze Arbeit

werde von den Magistratsbeamten gemacht .Die Bezirksvertretungen seien
nichts anderes als eine Art demokratisch - parlamentarische Augenaus¬

wischerei ,deshalb müssen ihre Kosten herabgemindert werden .

Der Redner stellt den Antrag :
1 .Die kostenlose Ausgabe von Fahrtausweisen für die gewählten

Funktionäre wird ab 1 .Jänner 1933 eingestellt .

2 .Die im Voranschlag 1933 enthaltene Pauschgebühr an die Strassen¬

bahnen wird gestrichen .

In einer Besprechung der Gehaltspolitik der Gemeinde führt der

Redner weiter aus ,dass es mit der Angestelltenfreundlichkeit der
Gemeinde sehr windig aussehe .Als der Steuersegen in dieser Stadt so
reich floss ,dass selbst STR .Breitner nicht mehr wusste ,was er damit

anfangen soll ,blieb nichts anders übrig ,als auch den Angestellten der Ge¬
meinde Wien

/einen Brocken hinzuwerfen .In Wirklichkeit sind sie kaum über 60 Prozent
des Vorkriegsstandards gekommen .Sie sind zwar den Angestellten anderer

Gebietskärperschaften in der Bezahlung etwas voraus ,dafür aber wirdihre
Arbeitskraft bis zum Aeussersten ausgebeutet .Im Uebrigen geht man
getzt daran ,auch die Bezüge der städt .Angestellten zubeschneiden .

Dabei bedient man sich der Verbandes der Angestellten der Stadt Wien ,
einer Art Unternehmergewerkschaft ,die alles tut ,was der Dienstgeber will .
Die Führung der Gewerkschaft liegt in der Hand einer Reihe alteinge¬
sessenen ultraroten Bonzen .Sie macht sich auch sehr gut bezahlt .So
bezieht der Präsident des Verbandes Rumler an Dienstbezügen menatlich

nicht weniger als 1200 Schilling ,ebwohl er das Amt seit Jahren nie ge¬

sehen hat ,und ausserdem von der Gewerkschaft monatlich 800 Schilling .
( Rufe : Hört - Hört bei den Nat .soz . )Ungefähr 60 bis 70 schwer bezahlte

Unterhäuptlinge sitzen ebenfalls an dieser Futterkrippe .Zu ihnengehört
der Vizepräsident Reder ,der als Gemeinderat seine Gebühren bezieht und
die Dienstgeberinteressen vertritt .Als Funktionän des Verbandes be¬
kommt er monatlich 600 Schilling .Nebstbei ist er Oberamtsgehilfe ,macht

zwar keinen Dienst ,bekommt aber seinen Gehalt .Man kann sein Monats¬

einkommen auf 1200 Schilling schätzen .Die Einhebung der Mitglied¬

beiträge für Ihre Monopolgewerkschaft besorgt die Gemeinde .Es gehenda
jährlich für die Gewerkschaft etwa 3/4 Millionen Schilling ein .DieEin¬
hebung der Gewerkschaftsbeiträge durch die Gemeinde ist ganzungehörig ,
Jetzt verlangen Sie eine Aenderung der Gebührenvorschriften ;schon die

lineare Kürzung der Ueberstunden ist unsozial und ungehörig ,da sie den
wirtschaftlich Schwächsten trifft .Das Recht desDienstkleiderbezuges ,
das etwa 100 Jahre alt ist ,wollen Sie ebenfalls kürzen .Das ist ebenfalls
ein ganz ungehöriger Lohnraub .Den Schulwarten und Amtsgehilfen wollen
Sie ganz lächerliche Beträge für die abgelösten Dienstkleider geben,so

für einen Mantel 15 Schilling ,für eine Kappe A Schilling ,für einen Win¬
teranzug 32 Schilling und so weiter .( Zwischenrufe bei dan Nat .soz . :

Das sind ja Tandelmarktpreise ! )Der Redner stellt den Antrag ,die inder
Ausgabepost für Dienstkleider im Voranschlag für 1933 angegebene Summe
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für den Sachaufwand der Angestellten und Bediensteten der Gemeinde Wien
auf den im Jahre 1931 für diesen Zweck ausgeworfenen Betrag zu erhöhen .

Der Redner beschäftigt sich dann mit der Heimkehrerfrage undverlangt ,
dass diese endlich einmal energisch geregelt werden müsse .Ganz unge - ¬

hörig ist ,dass die Gemeindean Beamtemit Schadenersatzansprüchen heran¬
tritt .Dann beschäftigt sich der Redner mit den städt .Fachkonsulenten

und bezeichnet diese als Parteibuchbeamte der sozialdemokraitschen Partei .
Der sozialdemokraitschen Mehrheit ,schliesst der Redner ,ist es vorbe¬

halten gewesen ,die sozialen Errungenschaften der Angestellten undBedienste
ten schrittweise abzubauen .Sie haben die Dinnststunden von 6 Stunden

auf 7 Stunden verlängert ,die Pensionen von 100 Prozent auf 67Prozent
herabgesetzt ,Sie haben die Bezüge umeinen halben Monatsbezuggekürzt ,
Sie haben bereits alle Nebengebühren um 10 Ppozent gekürzt ,Sie haben
die Pensionsfondsbeiträge neu eingeführt und diese neu eingeführten Bei¬
träge im Jahre 1932 um 3 Prozent erhöht ,Sie haben die Personaleinkommen¬
steuer ,die früher von der Gemeinde getragen wurde ,auf die Anget ellten
überwälzt ,Sie haben die Urlaube gekürzt ,die Arbeit intensiviert und
jetzt wollen Sie den Angestellten und Bediensteten die Dienstkleider
nehmen .Durch diesen Abbauder sozialen Eprungenschaften derAngestellten
und durch diesen Lohnraub haben Sie sich bereits das Vertrauen der weiteste

Kreise der Angestellten verscherzt ;wir müssendeshalb denVoranschlag
ablehnen .

GRtin Schlösinger ( chr . soz . )verweist darauf ,dass die
Christlichsozialenimmerschonfür Sparsamkeitin dr Verwaltungeinge-¬
treten sind ,allerdings immer den Standpunkt vertreten haben ,dassam
richtigen Ort gespart werdenmüsse .AufdemGebietedes Schulwesensdarf
aber Spærsamkeitnur mit allergrössetr Vorsicht platzgreifen .Heute ,
wo es einem Grossteil der Bevölkerung nicht möglimist ,der Jugend .mate - ¬
rielle Güter zu bieten ,gewingen die geistigen Güter besonders anBedeu¬
tung .Es Wäredaher eine der heiligsten Pflichten der Gemeinde,denKindern
des Volkseine mäglichstgute Erziehungzu geben .Sparmassnahmenmüssten
vor der Schule Halt machen . Tatsächlichhaben aber in Wiendie Sparmass - ¬
nahmenim Schulwesenunterden österreichischen LänderneinenRekkord
erreicht .Die Schülerzahl ist von 1927 um 25 . 000gestiegen ,die Lehrer¬
zahl in derselben Zeit um810gesunken,statt dass manhättetrachten
müssenzumindestijod und Pensionierungen entstandenen Lücken auszu¬

füllen . Esist sonderbar ,dass diesen Bestrebungen gegenüber die Schulbe¬
hörde entwedercstummbleibt oder ihmer nur einen sehr schwachenWider¬

stand entgegensetzt .Seit demJahre 1929 insbesondere sind dieDrosse¬
lungen im Schulwesen so einschneidend geworden ,dass man in Lehrerkreisen

von einer Breitnerischen Schulreform spricht .Im Jahre 192 wurdeeine
Reihe von Schulen aufgelassen ,Klassen zusammengezogen ,nicht weniger
als 10 . 000Kinder in fremde Schulen versetzt .Im Jahre 1930 erschien der
berühmte Erlass über die Schaffung von Aushilfskräften .Im vorigenJahre
mussten die Lehrer nicht ble s die Gehaltskürzung auf sih nehmen ,die Volks

schullehrer wurden gewwungen ,an den Hauptschulen Lehrdienst zu übernehmen
Die Rednerin beschäftigt sich sodann ausführlich mit einem im Juli dieses

Jahres erschienenen Erlass ,der neuerlich weitgehendeMehrdienstleistungen
der Lehrer verfügt und spricht in die sem Zusammenhang ihr Bedauern aus ,
dass für das Schulwesen nicht eine eigere Verwaltungsgruppe bestehe .Sie
stellt den Antrag ,es mögen sämtliche Angelegenheiten ,die denpersönlich
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undSachauNvandfür dasSehulvenenpetreffemaneinereigenenVertal¬
tungsgruppeunter demTitel "Schulwesen "zusammengestelltwerden .DerEr¬
lass vomJuli desheurigenJahresist geeignet ,ausdemlebendigenOrga-¬
nismus der Schule einen toten Mechanismus ,einen Be rieb am laufenden Band

zu machen . DieSchulleiter werden ,in kleineren SchulenzumUnterrichtheran
gezogen ,dafürwirdihnendie zugeteilte Personallehrkraftentzogen.
DieLehrverpflichtungderLehrpersonenwirdabermalsundzwarauf25
Stundenerhöht .DieVolkszchulewirdgeradezuaufdenKopfgestellt,es

wirdihr dasgenommen,wasihr Wesenausmacht ,dasKlassenlehrersystem .
In demErlasswirdnichtmehrvonGegenstsänden,sondernvonStunden ,von
Unterrichts -undReststundengesprochen .Dassmandie Lehrerso zuStunden-¬

arbeitern degradiert ,ist ein pädagogischesVerbrechen .Klassen undSchu¬
len werdengekoppelt . Esgibt eine Schule ,die mit 13 anderengekoppelt
ist,das heisst aus13anderenSchulenkommenihr die Lehrkräftezu .Esist
daherkeinWunder ,dassder Stundenplanunmöglichwird .In einerKlasse
musszumPeippilderGegenstandLesenaufzweiLehrkräfteverteiltwerden.
Wohinist der"Gesætunterricht",aufdendieSchulreformsostolzwar ,ge-¬
kommen“DassdurnhdieSparmassnahmenmanchesvonderSchulreformbe¬
grabenwurde,iwtnichtzubedauern . Zubedauernist es aber ,dassdurchsolch
MassnahmendermoderneUnterrichtbegrabenwir . AuchdenHanptschullehrern
wurdeeine wesentlicheMehrdienstleistungzugemutet .Manhat sich inder
Seit derSchulreformviel aufdie möglichsteGleichstellungderHauptschu¬
le mitderUntermittelschilezugutegetanunddenEiternmehrereFremd¬
sprachenversprochen .HetztwirdnurFranzösischunterrichterteilt undauch
dieGruppenhiefürsindwesentlicheingeschränktworden .In einerSchule
habensich60KinderzumFremdsprachenunterrichtgemeldetundnur42wurden
ge nommen .Die Fremdsprachengruppen sind ausserordentlich überfüllt .Aehnlich
ist es mitder Stenographie .DieseSparmassnahmenwirkensichaussererdent-¬
lichschlechtaufdieLehrpersonenaus . Esgibtz,B .eineLehrerin,diedie
erste Unerrichtsstundein derHauptschulezuerteilenhat ,in derPause
musssieineineVolksschule,dorteineUnterrichtsgtundeerteilenundum
1oUhrmusssie wiederin die Hauptschulezurück .SolcheMassnahmenwird
derIdealismusunddieArbeitsfreudederLehrerschafterschlagen.Manhat
es immerals Vorteilder WienerSchulenhingestellt ,dassin ihnendie
Schülerzahlkleinerist alsinanderenLändern .In Niederösterreichundin
anderenBundesländerngibtesKlassen,diesehrstark ,aberauhsolche,
dieausserordentlichschwachbesetztsindundgeradeNiederösterreich ,das
sooft angezogenwird,istbeispielgebenddurchseineSorgefürdieSchule
und namentlich auch für die Junglehrer .Mansagt ,dass die finanziellen
Mittel nicht ausreichen ,um Lahreranstellungen vorzunehmen .DerPetrag
von 842 . 000Schilling ,der auch im heurigen Budget für die
Gemeindewacheeingesetz ist würde ausreichen ,um300 Junglehrer anzu¬

stellen .Auch die Mehrzahl der soz .dem .Lehrkääfte steht diesen
Sparmansnahmen ablehnend gegenüber und die nicht marxistische Lehrer¬

schaft hat es an Protestaktionen und auch an Vorschlägen nicht fehlen
lassen .

Die Rednerin beantragt ,zur Beseitigung des drückendenBeherer¬
mangels unverzüglich Junglehrer anzustellen ,zur Behebung der Junglehrer¬

not für den Fremdsprahunterrricht an städt .Hauptschulen stellenlose

Volks -und Hauptschullehrer ,die die vorgeschriebenen Prüfungen für
das Lehramt in Fremdsprachen haben ,anzustellen ,sie beantragt ferner
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die Schaffung einer eigenen Personalvertretung für die Lehrer und die
Eliminierung des Artikels 3 des Behrerdienstgesetzes .

Der Lehrer an den WienerSchulen ist zumStundenarbeiter degra¬
diert worden ,Gesichtspunkte einer kapital istischen Petriebsart sind an

die Stelle pedagogischer und titaktischer Erfordernisse getreten .Die

Sparmassnahmen des Finanzreferenten ,des Personalreferenten und der Schul¬
verwaltung haben dahin geführt ,dass die Verhältnisse an den WienerSchulen
unerträglich geworden sind ,und die führenden Männer haben denherostra¬
tischen Ruhm ,an den Ruin des Wiener Schul wesens gearbeitet zuhaben .
( Beifall bei den Christl .soz . )

GR .Dr .Riehl ( nat .soz . )weist darauf hin ,dass besonders die
Avancementverhältnisse der unteren Kategorien der städt .Angestellten
sehr ungünstige sind ,während in den höheren Gpuppen und insbesondere

aus den juristisch gebildeten Beamten der leitenden Stellen des Magistrates
eine Prätorianer - Garde geschaffen wurde ,die gegen sehr viel Geld
ihre Kenntnisse dahin ausnützt ,um die Herrschaft der soz .dem .Partei

innerhalb der Beamtenschaft mit allen Finessen zu erhalten .Besonders

benachteiligt ist eine Kategorie von Beamten ,die nicht
nur beim Bundund in den anderen Bundesländern ,sondern auch in allen
Staaten Mittel -und Westeuropas eine durchaus gerechtfertigte Begünstigung
geniesst ,das sind die Beamten ,die eine Militärdienstleistung aufzuweisen

haben .Er beantragt ,den Gemeindeangestellten einschliesslich der Lehr¬

personen ,die nach dem 31 . 7 .1914 in den Dienst der Gemeindeübernommen
worden sind oder in Hinkunft übernommenwerden ,die während des Krieges ,

in der Volkzwehr und im Bundesheer zugebrachte Dienst¬
zeit für die Erlangung höherer Bezüge sowie für die Ruhegenussbemessung

anzurechnen .
den, §20der

Der Redner kritisiert / Dienstordnung für die Angestellten der

Stadt Wien ,dessen Kautschukbestimmungen die Gefahr politischer Mass¬
regelungen möglich machen .Währendnach demzwingeneBestimmungendes
Artikels 7 der Bundesverfassungdie Politischen Rechte deröffentlichen
Angestellten in keiner Weise eingeschränkt werden dürfen ,bestimmt der

§ 20 der angeführten Dienstordnung ,dass ein Angestellter ,dereine
der demokratisch -republikanischen Staatsform feindliche Tätigkeit oder
Propaganda entfaltet ,ein Dienstvergehen begeht ,das ohne Rücksicht
auf eine etwaige gleichzeitige gerichtliche Verfolgung zu ahnden ist .
Nach den Anschauungen sämtlicher Rechtsgelehrter der Mittel - undwest¬
europäischen Staaten kann eine demStaat oder der Staatsform feindliche
Betätigungnur danngeahndetwerden ,wenneine Tathandlungbegangen
wird ; ,hier kann aber schon eine Propaganda bestraft werden .Natürlich
braucht der betreffende Beamte nicht in Untersuchung oder in ein Dis - ¬
ziplinarverfahren gezogen werden ,sondern man kann ihn in anderer Weise
schikanieren .Selbst ein Gesinnungsgenosse der soz .dem .Partei hat

diese Bestimmung als eine Gefahr für die politische Freiheit der Beamten
bezeichnet .Das Bundesverfassungsgesetz sagt ferner in Artikel 20 ,
dass ein Beamterzur Geheimhaltung nur insoferne verpflichtet
ist ,als es sich um Dinge handelt ,die im Interesse der betreffenden
Gebietskörperschaft geheim gehalten werden soll .In .thaus werden
aber die Beamten von den Vorständen und sogar von den amtsührenden Stadt¬
räten strengstens darauf aufmerksam gemacht ,dass sie Leuten ,die

mit unserer Gemeinderatsfraktien in Verbindung stehen ,nichts zu erzählen
haben .Wo bleibt das Versprechen des Herrn Bürgermeisters ,er würde eher

seine Stelle niederlegen ,als dulden ,dass unter den städt .Beamten ein
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Terror zu Gunsten einer Partei geübt wird ?DieGemeindeverwaltung
hat ein Recht ,von allen Beamten im Dienst strengste Unparteilichkeit

und ein unpolitisches Verhalten zu verlangen ,aber eine Ueberprüfung
der Beamtenschaft ausserhalb des Dienstes in Bezug auf ihre Vereins - ¬

oder Propagandatätigkeit ist nichts anderes als eine unverhüllte Pertei¬
herrschaft , gegen die wir uns mit allen Mitteln zur Wehr setzen

werden .( Beifall bei den Nat .soz . )

GRt Holaubek ( Christl .soz . )bemerkt ,wenn derTerror ,
der gegen die säädt .Angestellten früher geübt worden ist ,etwas nach¬

gelassen habe ,so sei das nicht ein Vardienst der sozialdemokra bschen
Partei ,der Direktoren und Vorstände ,sondernein Verdienst derAnge- ¬
stellten ,die sich durch den Terror nicht beugen liessen .Nichts¬
destoweniger sind auch heute noch Vorfälle zu verzeichnen ,dieTerror
genannt werden müssen .Dazu gehören insbesondere die Wahlen bei den
städt .Strassenbahnen ,bei denen das Mogeln beinahe das Entscheidende

ist .Die Wahlvorschriften verlangen den Aufdruck einer Stampiglie
auf den Stimmzetteln , der von den Vertrauensmänner erteilt
wird ,Um diesen Unfug aus der Welt zu schaffen ,beantragt der Redner

eine Aenderung der Wahlordnung in dem Sinne ,dass die Notwendigkeit
des Aufdruckes einer Stampiglie zu entfallen hat .

In einer Sitzung der Personalvertretung der Strassenbahnbeamten

hat Direktor Resch erklärt ,das Defizit betrage 25 Millionen Schilling ,
daher seien Sparmassnahmen unvermeidlich und es bestehe die Gefahr ,
dass in Hinkunft alle Zulagen und Uebersturd engebühren entfallen werden .

Umdas Defizit zu decken ,ist es absolut nicht notwendig ,die Löhneund
Gehälter der Angestellten zu kürzen .Es gäbe eine Reihe vonMöglichkeiten ,
die zur Verminderungdes Defizites herangezogenwerdenkönnten .Der
Strassenbahnverkehr in Wien ist heute schon ein Skandal .Es müsste eine
kürzere Zugsfolge eintreten ,es müsste wieder der Zonentarif geschaffen

werden ,dann würde die Frequenz eine Steigerung erfahren und es
würden mehr Einnahmen einfliessen als bei den heute nur notdünftig auf¬
recht erhaltenen Verkehr .Der Redner zitiert die Kölnische Ferkehrs¬
Rundschau ,in der berichtet wird ,dass zur Hebung der Frequenz Umstel¬
lungen in den Strassenbahnbetrieben vorgenommen werden müssen ,dast den

Kurzfahrern entgegengekommenwerden müsse .So hat Frankfurt a .M .dieZugs¬
intervalle von 8 auf 6 Minuten herabgesetzt und lässt jetzt auch statt
der Dreiwagen - Zügenur Zweiwagen - Zügeverkehren ,da damit auch eine

schnellere Fahrtmöglichkeit gegeben würd .Der Fahrgast will ja nicht nur
bequem ,sondern auch schnell befördert werden .Von allen diesen Dingen
aber will die Direktion der Wiener städt .Strassenbahnen nichts wissen ,
sie geht lieber daran ,die Gehälter und Löhne der Angestellten zu kürzen

als durch zweckentsprechende Massnahmen die Frequenz zu beleben .Eigen¬

tüm lich ist es ,dass in der Zeit des wachsenden Defizites die Haupt - ¬
kasse der städt .Strassenbahnen von der Rahlgasse in die Direktion in
die Favoritenstrasse übersiedelt wird ,was ja mit beträchtlichen Kosten

verbunden ist .Ich richte an den Referenten die Anfrage ,ob es wahrsei ,
dass in der Strassenbahndirektion Rechenmaschinen amerikanischer Her¬

mona tliclkunft verwendet werden ,deren Miete 3000 Schilling/kostet .Schliesslich
beschäftigt sich der Redner mit den Disziplinarausschüssen und stellt den
Antrag ,für die Wahlen in die Disziplinarkommissionen der Bediensteten ,

Arbeiter und Angestellten der Wiener städt .Strassenbahnen an Stelle der
MMehrheitswahlrechtes das Verhältniswahlrech einzuführen .( Beifall bei

den Christl .soz .713
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GR . Dr .Suchenwirth ( nat .soz . )bemerkt ,gestern habe der

talmudis che Grossmeis ter der sozialdemokratischen Finan politik in stol¬
zen Worten erklärt ,die Ausgabenfür das Schulwesen seien heuer aufder
gleichen Höhe gehalten wie in den Jahren vorher .In Wirklichkeit sind
die Personalauslagen für die Schulen heute umm9oo. 000S geringer als im
Vorjahr ,obowhldurch die normaleVorrückungder einzelnen Lehrkräftedie

Gebühren und damit der Gesatbetrag höher sein müsste .Ist es vielleicht

wirklich war ,was ale Gerpcht verbreitet wird ,dass maneinenneuen
Anschlag auf die Gemeineangestellten vorbere iteto indem man ihnen die

begünstigte Anrechnung der Dienstjahre streichen will .Damit würdeman
der Gemeinheit die Krone aufsetzen .Für den Stadtschulrat schwelgen die
Ausgabenallerdings von Jahr zu Jahr an .Von182 . 000S im Jahre 1925sind
die Kosten heuer auf ungefähr 700 . 000S gestiegen .Der Stadtschulrat

hat nicht weniger als 108 Sitze aufzuweisen ,der Gemeinderat hat nur
1o0 Vertreter .Der Stadtschulrat leistet sich also ein ganzesParlament
mit hohenSitzungsgeldern ,aber ann Parlament in der famosestenZusammen¬
setzung .Dagibt es 18 Vertreter der Lehrerschaft ,dagegenhoPolitiker ,
die der Gemeinderat hineinschicktunddamitja die roteMamelukenzüchterei
auf die Spitze getrieben wird ,werdenauch noch 20 Rote vomStadtschulrat
hineingeschickt .Ihre Personalpolitikkannalees wenigerals anstöndigge¬
nannt werden .Im Jahre 1932haben Sie bei der Bestellung derprovisorische :
Leiter eine ausgesprochenpolitische Einstellung bekundet .Sie habenzu
Leiternan denHauptschulen14Sozialdemokraten,an denVolksschulen30
Sozialdemokraten ernannt .Da wurde ein Herr Kuldar zumprov .Leiter er¬
rannt,obwoal er in den letzten Jahren nur die Klassifik ationsnote 2
gehabt hat . Erist aler ein guter Freund des Herrn Enslein vomZentral¬
verein .Dazuhat der Manneine Chrfeigenangelegenheitin der Sc ulegehabt ,
die niedergeschlagen wurde .Dagegenhat maneinenLehrervnationaler
EinstellungnichtzumLeiterernannt .obwohler dieKlassifikationIhat ,
obwohler seinerzeit denSchulgartenangelegtundsich inFachzeitschrifter
bewährthat .Manhat einenHerrnKan ,zumLeiterernannt,offenkarwielerei
bes ondere Befähigung hat . Erhat nämlich seinen Schülern das Waschen in

der Schulebeigebracht ,hat denWaschtrogmitgebracht ,die Kinderwaschen
lassen unddie Fetzenaufhängenlassen .Sie sollten dieses GenieHerrStadt
rat zu Ihrem Adlatus machen ,damit er Ihnen hilft ,die Moorenwäsche Ihrer

FersonalpolitikimGemeinderatreinzuwaschen( Lebh .Beifall . d .Nat .soz . ) .
HabenSie Herr Stadtrat ,nicht in einer anständigen Stunde eineGewissens- ¬
regunggehabt ,Sie,der ehemaligeLehrer ,der Intimus desBürgermeisters ,
die Sie beide sich immer gegen die Vergewaltigung der Lehrer gewendetha¬
ben Sie habeneine ganz peinliche Entwicklungdurchgemachtundverleugnen
das,wogegenSie einmal aufgetreten sind .Warumsagen Sie im Voranschlægnic
wie hoch die Geldposten für die Auszeichnungensind ,für diegewissen
Stufenvorrückungen ,die in die Fension eingerechhat werden ? Mitdiesen
Schwindelgeldernhaben Sie alle Ihre roten Parteifreunde versorgt .Man
schaffe die Auszeichnungsschweinereiab und manstelle aus dendadurch
ersparten Geldern Junglehrer an .Währendmanbei den deutschen Schulenso
liebevoll spart,währendmanungefähr15 Schilen in Wienzugesperrtund
nur eine neu erbaut hat,hat man zu derselben Zeit der tschechischen Be¬
völkerungein Geschenkgemacht .NachdemVetragvonLanaist die Gemeindem
verpflichtet für Schulkinder österreichischer Staatsbürgerschaft tschechi¬

scher Nationalität eine Schulklasse zu erüffnen .In den deutschen öffent¬
lichen Schulensitzen 39 Kinderin einer Klasse ,in dentschechischennur
28 ,wobeimangar nicht überprüft ,ob die KinderKinderösterreichischen
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Staatsbürger sind .Mankönnte sofort 1o Klassen der tschechischen Schulen
ersparen ,wennmanihre Schüler zahl der Schülerzahl der deutschenSchulen
anpassen würde .Für die Ersparnis könnte man sofort Junglehrer anstellen .

Sie fördern auch noch das Privatschulwesen der Komenzkyvereine ,Siehaben .
ihnen die öffentlichen Schulen ausgeliefert .In derHainburgerstrasse
im III . Bezirkhat manes dmdeutschenTurnverein verweigert ,denRurn¬

saal eine Stunde länger zu benützen ,weil die effentliche Gemeindeschule
demtschechischenSchulvereinKomenzkyverpachtet wordenist .Sie,Herr
STR .Speiser ,drce malige Lehrer haben kein Augedafür ,dass dieLehrer - ¬
schaft heute unter ganz anderen Verhältnissen arbeiten muss als vor
dem Krigge ( Zwischenrufe ) - ¬

*
GR .Mühlberger ruft zu den soz .dem .Bänken : Der Judsoll

die Goschen halten !

VorsitzenderDr .Neubauer/muftdenGR .MühlbergerzurOrdnung.
GR .Mühlberger :Da hat überhaupt kein Jud zureden !
GR .Rotter : Sie können keinen Vorsitz führen .

e
Vorsitzender Dr .Neubauer ruft GR. Rotter zur Ordnung .( Leöh¬

Zwisshenrufe. - Rufebei denNationalsozialisten :Warumwirdderandere
nicht zur Ordnunggerufen ?RufenSie ihn auchzurOrdnung?)

VorsitzenderDr .Neubauer: Wennich ausdemstenogr .Protokoll
ersehe ,dass ich Anlass zum Einschreiten habe ,werde ich es tun .

GR .Dr .Suchenwirth :Esist in dieser Stadt sogarmöglich ,
dass Schulkinderan öffentlichen Schulenmit drei Pfeilenerscheinen .
Es gibt sogar Schulen ,wo die Schuldiener in derSchutz¬
bunduniformaufgetretensind ,wodie Kavaliere ,weilich nichtsagen
möchtePlattenbrüderin Schutzbunduniformaufgetretensind .

VorsitzenderDr .Neubauerruft GR .SuchenwirtzurOrdnung .
GR .Dr. Suchenwirthsetzt seine Redefort undwirdvomVorsit-¬

zendenDr .Neubauerdaszweitemalzur Ordnunggerufen .Ersagt darauf :Ichanfe den
mache/Sie Oberfzulenzer . . . .VorsitzenderDr .Neubauerruft denGR,Dr.
SuchenwirthzumdrittenmalzurOrdnung,undmachtihnaufmerksam,dasser
bei einemnochmaligenOrdnungsrufbemüssigtwäre ,dasDisziplinarverfahren
gegenihneinzuleiten.(ZwischenrufebeidenNat. soz. . )

GR .Mühlberger Sie Oberfaulenzer .

zur Ordnung . VorsitzenderDr .Neubauer: Ichrufe Sie wegendihsesAusdrucke
GR .Mühlberger : Esist aberwahr !

VorsitzenderDr .Neubauer: ZihrufeSienochmalszurOrdnung.
Gr .Mühlberger : Esist wahr :

VorsitzenderDr .Neubauer:IchrufeSienochmalszurOrdnung.
GR .Dr .Sucherwirth .In der Schulein derSteinöächnersbæasse

mussteeine pflichttreueLehrerinauf WeisungdesSchulwartsdenTurnunter¬
richtvorzeitigschliessenweileinesozjaldemokratischenOrganisation
ihn in dieserZeit benützt .Wasdie Sozialdemokratenausdr Schulege¬
macht haben ,ist das Spiegelbild ihrer marxistischen Denkweise . Heutelebt

dortdr Geist,derVerrat ,derLügeundHeuchelei .DieParolederunterdrück-¬
ten Pehrerschaft ,der denkendenEltern ,die ihre Kinderzuanständigen
deutschenMenschenerzogenhabenwollen,lautet:diefreiedeutscheSchuleimdrittendeutschenReich( Lebh,Beifall . d .Nat ,soz. ) .
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STR .Speiser bemerkt in seinem Schlusswort ,dass für die städt .An¬
gestellten ,die sich währenddes KriegesVerletzungenzugezogenhaben ,
durch GemeinderatsbeschlussvomMärz1921 eigene Besimmungengeschaffen
worden sind .Alle Angestellten - Organisationen haben Gelegenheit ,ihr
Koalitionsrecht auszüüben .Die Behauptung ,dass Auszeichnungennur

an Sozialdemokratenverliehen werden ,ist unrichtig ,dieausserturlichen
Beförderungen wirken dienslich sehr gut und es ist nur zuwünschen ,
dass verdienstvolle Beamte ,wennes die finanzielle Lagegestattet ,
bessere Vorrückungsmöglichkeitenerhalten .DerVerschuldungderstädt .

Angestellten wirkt die Darlehensstelle in vorbildlicher Weise

entgegen .Die Intensivierung der Arbeit aller städt .Angestellten ,
also auch der Lehrer ,hat es mit sich gebracht ,dass die GemeindeWien
nicht zu jenen Gehaltskürzungen schreiten musste ,die in anderen
Körperschaften an der Tagesordnung sind .

Zuden Anträgendes GR .Scholzauf Herabsetzungder Bezügealler
Funktionäre um50 Prozent und auf Einstellung der freien Fahrtausweise
stellt der Redner fest ,dass der gegenwärtige Bürgermeister diebHälfte
der Bezüge eines Bürgermeisters der Vorkriegszeit hat ,dass die amtsführen
den Stadträte im Jahre 1931 selbst eine Kürzungihrer Bezügeum20Prozent
verlangt haben und dass die Bezügeder amtsführendenStadträte vielfach
kleiner sind als die der ihnen unterstellten Beamten .Die Bezügedieser
Stadträte sind auch kleiner als die Bezüg . gleichartiger Funktionäre
in vielen kleineren deutschen Städten ,unter welchenFunktionären sichauch
sehr viele Mitglieder der nat .soz .Partei befinden .Die freien Fahrt¬
ausweiso sind durch die vielen Fahrten ,die die Funktionäre imGemeinde¬
interesse machen müssen ,zur Genüge gerechtfertigt .Die Pension desStadt¬
rates Breitner wurdegenaunach den Beschlüssendes Gemeinderatesbemessen
und entspricht den Normen ,die für die städt .Angestellten gegegeben

sind .Der Pensionsbezug beträgt nach 10 Jahren Amtstätigkeit 50Prozent
der Bezügeund für jedes weitere Jahr 3 Prozent .Es ist selbstverständlich ,
dassauchfür diesePensionendie Pensionsbeiträgeentrichtetwerden.
Die Bezeichnung des Verbandes der städt .Angetellten als gelbeGewerk¬
schaft ,müsse Redner zurückweisen ,weil er niemals mit einer in einen

Abhängigkeitsverhäktnisstehen denGewerkschaftverhandelnwürde .Eswar
seit jeher der Fall ,dass Ange örige der verschiedenen Parteien undGe¬
werkschaften im Gemeinderat sitzen ,was niemals zumSchaden ,sondernimmer
zumNutzender betreffenden Angetellten - Kategoriengewesenist .
Warumdie Beurlaubung gerade des GR ,RedervonGR .Schogganständetwurde,

ist unverständlich ,da bekanntlich die Mandatare aller Parteien solche Be¬

urlaubungen in Anspruch nehmenund in den Reihen der Oppositionmindestens
3 Herren sitzen ,die ebenfalls vomDienst beurlaubt sind ,(Hört - Hört
bei den Soz .dem . ) ;ich glaube sogar ,dass sich der Herr Anfragesteller
unter den Beurlaubten befindet .( Lebhafte Heiterkeit bei den Soz .dem .
Es ist unrichtig ,dass schon im vorigen Jahre eine KürzungderUeber¬

stunden vorgenommenwurde .Wir bestreben uns ständig ,dieUeberstunden¬
leistungen überhaupt abzubauen .und wenn wolche Leistungen abgebaut
werden ,fällt natürlich auch das Entgelt weg .Das ist einBestreben ,
das in der Zeit der grossen Arbeitslosigkeit nur allgemeine Sympathie
finden kann .Die Tragdauer der Kleider wird nich ab 1933 um ein Jahr
verlängert ,sondern die Vorlage beinhaltet ,dass die Tragdauer für jede
Kleidersorte nur ein einziges Mal umein Jahr verlängert wird .DieFrage
der Heimkehrer ist von verschiedenen Rednern zur Sprache gebracht worden .
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ürlegegdensbzeitDerAntragauf Einrechnungder kann ausfinanziellen
Gründdnnicht angenommenwerden .Die Gemeindeberücksichtigwaberdie
Interessen derHeimkehrer dadurch ,dasssie
alle jene Heimkehrer ,die im späteren Jahren in den Dienst gekommensind ,
bei ausserturlichen Avantements nach Möglichkeit in erster Linie berück¬besonderssichtig .Was die Behauptungnanbelangt ,dass die bevorzugten Beamten

durchwegsSozialdemokratensind ,stelle ich ausdrücklich fest ,dass
unter den leitenden Beamten des Wiener Magistrates ein verhältnismässig
kleiner Prozentsatz der sozialdemokratischen Partei angehört . Wennein
vollständiges Verzeichnis der tüchtigen und bevozzugten Beamten aufge¬

stellt wird ,werden Sie finden ,dass die Mehrheit nicht der sozial¬
demokratischen Partei angehört .( GR .Dr .Suchenwirth ( nat ,soz . ) :
Aber nicht Lehrer ! )Ich stelle ausdrücklich fest ,dass die Mitglieder

des Zentralvereines unter den Ausgezeichnetenkaumdie Hälfteausmachen .
Die Verlängerungder Dienststunden von 6 auf 7 ist nicht nurbei
der Gemeinde ,sondernin allen öffentlichen Anstalten ,Betriebenund
Aemternerfolgt .Wasdie Pensionsbemessungsgrundlage anbelangt ,soist

festzustellen ,dassdie städt .Angestellten
auch in dieser Hinsicht besser behandelt werden als alle anderen öffent¬
lichen Angestellten .Auchdie Behauptung ,dass die Bezüge umeinenhalben
Monatsgehalt und ausserdem um 1o Prozent gekürzt worden seien ,ist un¬
richtig ,Es ist insgesamt ein 6 Prozentiger Gehaltsabbau erfolgt ,also

ein geringerer Abbau als bei den Bundeaangestellten und ins¬
betondere bei den Bundesbahnangestellt en .
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Der Herr GR . Dr .Riehl hat eine Anzahl von städtis chen Ju¬
risten als Prätorianer bezeichnet ,die für die politischeVerwaltung
Spitzeidienste leisten .Ich muss von dieser Stelle aus diesen Vorwruf
auf das schärfste zurückweisen .Der § 20,Absatz 1 derDienstpragmatik
steht nicht im Widerspruch zur Bundesverfassung und die Befürchtungendes
GR. Dr. Riehlsind vollkommenunbegründet .Aufdie AusführungendesGR.
HolaubekerwidertderReferent ,dasser schonwiederholtfestgestellt
hat,dasses unterseinerAmtsführungbei denstädtischenEngestellten
niemals einen Terror gegeben habe . Esist richtig ,dass die Direktion
der städtischenStrassenbahnenRechenmaschinenin Mietebenützt ;diese
MaschinenwerdenvondenFirmennicht verkauft ,sondernnurgegenMiete
abgegeben .Die Verlegung der Hauptkasse der städtischen Strassenbahnen

hat nicht ,wie GR. . Holaubekgesagt hat,600 . 000S gekostet ,sondern nur
einen Betrag,der mit dieser Summein gar keinemVergleich steht .Ueber¬
dies werden durch die Verlegung der Hauptkasse eine dauernde Verein¬

fachungundverschiedenartigeErsparungenerzielt .GR .Suchenwirthhat
heute seine Redein dembei ihmüblichen Tongehalteh .Er mögenicht
glauben ,dass ich mich durch Anschreien oder durch beleidigende Aeusse¬

rungenirgendwiebetroffen fühle .Ich braucheden Rat desGR. Buchenwirth,
ich möge in mein Gewissen gehen ,nicht .Jemand der eine solche Agitation

macht und in diesem Ton redet ,täte am besten ,bei sich Eikkehr zuhalten .
( Lebh .Beifall . d .Mehrheit ) . Da ich Amtspersonbin,will ichtrotzdem
aufdie gestelltenAnfrageneingehen .StadtratSpeisergibt sodannein¬
gehendeAufklräungübær die Sparmassnahmenim Schulwesenund teilt mit ,
dassdie angeblichhoheSitzungsgebührdesStadtschulrats3 Schillingbe¬
trage .Dassdie GemeindedentschechischenSchuleneineUnterstützung
zuteil werden lässt ,ist ganz unrichtig .In den letzten 10 Jahren waren

. 713ausländische Kinder in den tschechischen Gemeindeschulen ,dagegen
11 . 000Kinderösterr .Staatsbürgerin dentschechischenPrivatschulen
scdass das AbgehenvondemStaatsvertrag für die Gemeinde Wienmiteinem
ausserordentlichenVorteil werbundenist .Ausserdemsei mitgeteilt ,dass
sowohldieZahldertschechihenSchulklassen,wiederSchulkinderzurück¬
gegangen ist . STR .Speiser behält sich vor ,auf die Darlegungen derGRtin
SchlösingerbeimKapitelErnährungs-undWirtschaftsangelegnheitenaus-¬
führlich zurückzukommen( Lebh .Peifall b .d .Spz .dem. )

BeiderAbstimmungwirdderVoranschlagderVerwaltungsgruprI angenommen ,die in der Debattegestellten Anträge abgelehnt
mit Ausnahmeder AnträgeStöger,Schlösinger( BehebungderJunglehrernot
ünd Schaffung einer eigenen Verwaltungsgruppefür Schulwesen] undHolau¬
bek(betreffendDisziplinarkemmission),diedergeschäftsordnungsmissigen
Behandlungzugewiesenwerden.
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ANVIENERLNDTAG .
Sitzungvom16 .Dezember1932.

DerzweitePräsidentdesWienerLandtagesThallereröffnetum16UhrdieSitzung.
Es werdenAnträgeüberreicht vonden Abg .Dr .HankezumSchutz

dervonderKrisebetroffenenSteuerträger,Mühlbergerbetreffendein
Notstandsgesetz zur Linderung der wirtschaftlichen Not deswerktäti¬
gen VolksundPichler betreffend zur HintanhaltungzonTierquälereien .

Präsident Thaller teilt sodann mit ,dass der beherige erste Präsi¬
dent des Landtages Dr .Dannebergdas Mandateines ersten Präside tenzu
rückgelegthat . EswirddaherdieWahleineserstenPräsidentennowwendig.

ei der hierauf voggenommenenWahlwird Abg . Dr .HansNeubauer
zumersten Präsidenten des Landtagesgewählt ( Lebh .Beifaöl . . Soz .dem. )

Präs . Dr .Neubauer erklärt die Wahl anzunehmen und übernimmt so¬

gleichdenVorsitz . Erdanktfür die Wahlunderklärt ,dasser seinAmtmit
voller Objektivität ,Unparteilichkeit und gewissenhaft führen werde .Er¬
knüpftdarandieBitte ,dassdasHausihnindiesemBestrebenunterstützen
möge .DemscheidendenPräsidentenDr .Danneberg ,der die se Stelle seit der
GründungdesLandesWiendurch12Jahrebekleidethat ,sprichterden
wärmsten Dank aus ( Lebh .Beifall . d .Soz .dem . )

Berichterstatter Rotter ( nat . soz. ) referiert sodann überdas
Ersuchender BezirkshauptmannschaftNeusidlamSeeumZustimmungzurVer¬
flolgungdesLandtagsabgeordnetenGratzenberger.Esliegt folgenderTatbesta
vorm30 .Oktoberfandein AufzuguniformierterNationalsozialistendurch
die OrtschaftenNeusidlamSeeundWeidenamSeestatt .DieserAufzugwar
nicht angemeldetund wurdedurch BescheidderBezirkshauptmannschaft
ausdrücklichverboten. DenZugderNationalsozialistenführteAbg.Gratzen¬berger

DemErsuchenumAuslieferung wird nicht stattgegegebmn .
Abg. Rotterreferiert sodannüberein ErsuchendesLandesgerichtes

fürStrafsachenWienI umZustimmungzurVerfolgungdesAbg .Ing .Schaffer.
wegenVergehensnach§300 St . . DieStaatsanwaltschaft hat die Beschla
nahmedes Flugbaattes " Arbeiter der Stirne und Faust "sowie desInhalts
gleichenMaueranschlagesgemäss§ 38Pressgesetzbeantragt ,weilimInhalt
in der Stelle „ DasVaterland wird von einer unfähigen Regierung andas

verpfändet,verratenundverkauft "dasVergehennach§ 300St . G.zubegrün
den geeignet er Scheint .NachDurchführungder Beschlagnahmeerfolgtedie
Ladungdes Abg .Schaffer ,der als verantwortlicher Schriftleiter gezeichnet
hatte undgegenden die Einleitung der Voruntersuchungwegendiesesobge¬
nanntenDeliktesbeantragtwordenwarundstellte sich bei dessenErschei¬
nenheraus ,dass SchafferMitglieddes WienerLandtagesist ,dergemäss
§ 18/2desPressgesetzesnichtverantwortlicherSchriftleiterseinkann.

Abg. Kunschak( chr .soz . )bemerkt ,dass öffentliche Funktionäreinsbesc
soweit sie Immunitätgeniessen sich in den Aussprücheneine gewissenZu¬
rückhaltung auferlegen müssen und über die Grenze dessen nicht hinaus¬

gehendürfen ,wasanständigerweisevoraller Weltvertretenwerdenkann.
ImkonkretenFall hat ein Mitglieddes Landtages ,der die Immunitätbesitzt
als verantwortlicher Redakteureiner Flugschriftgezeichnet .NachdemPress
gesetz ist dies absolutverboten . Wenndies nun trotzdemgeschieht ,
istdies zweifellos ein Missbrauchder Immunitätundder Missachtungder
gesetzlichen Bestimmungen .Der Gesetzgeber hat diese Bestimmungbewusst

als
aufgenommen ,umdemUnfugzu steuern ,dass /verantwortlicheRedakteure
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solche Leute zeichnen ,die in Wirklichkeit einer Verantwortungnichtunter¬
liegen .BeidieserSachlagesollte eigentlichAbg. Schafferselbstseine
Auslieferungbeantragenbezw .müsstesie derLandtagselbstvornehmen .
Nochdeutlicher tritt diese Veppflichtungbei demGegenstandhervor
derdemAuslieferungsbegehrenzugrundeliegt.Esist in dieserZeitschrift
behauptetworden ,dassOesterreichdurcheineunfähigeRegierunver¬
pfändet ,verratenundverkauftwerde .UebereinzelnedieserBeschuldigungen
pann manverschiedener Weinungsein . Esgehört ja heute schon zu denAll¬
täglichkeitendespolitischenKampfes ,denGegnerimmergleichdesVerra¬
tes ,der Unfahigkeitunddergleichenzu beschuldigen .Daranwird sichniemar
stossen undaucheine Regierung ,die allerdings mehrals der einzelnePar¬
lamentarierundPrivatmenschauf ihr Ansehenbedachtseinmuss ,wirdsich
damitabfinden ,dasswirin einerZeitderVerrohungdespolitischenKamp¬
res leben . Eswirdaberhier die konkreteBeschuldigungerhoben ,dieden
TatbestandeinesVerbrebkansbilde ,dassdieRegierungdasVaterlandver¬
kaufthabe. EinesolcheBeschuldigungdarfnichthingeworfenwerden,ohne
dass derjenige ,der sie erhebt ,denBeweisdafür erbringt .Nunerlebenwir
peute das Schuaspiel ,dass der Mann ,der diese schwerwiegendeBehauptung
in einer Druckschrifterhobenhat ,der Verantwortungvor Gerichtauszuweich

das heisst diese schwereBeschuldigungbrauchtnichtbwiesen
werden .Ein solches Vorgehenist auch in dieser Zeit der Verlotterungdes

politischen Kampfesnicht zu entschuldigen .Ein öffentlicher Funktionär ,
welcherPartei immerer angehört,hat die Pflicht ,für solcheBeschuldigun¬
geneinzustehen,umsomehralsessichhierumeinenAbgeordnetenhandelt,
dessenPartei die anderenParteien als korruptundminderwärtigunddie
gleichzeitig sich als die Repräsendanten des deutschen Edelmenschentums
bezeichnen . MitdiesemdeutschenEdelmenschentumhat das ,waswir heuteer¬
leben ,nichtsgemein .EmGegenteil,esverrät einengrossenMangelanEdelsinn
und an aufrechter Mannesgesinnung . Wirkönnen daher demAntrag ,demErsuchen
des Landesgerichtesnicht stattzugeben ,nichtzustimmen.

Abg .Frauenfeld ( nat . soz . )bemerkt ,es seien hier umeinekäeine
Sacheviel grosseWortegemachtworden .Festgestelltsoll zunächstwerden,
dass Ing .Schaffer ,der ja erst seit kurzer Zeit dem Wiener Landtageange¬
hört von der Tatsache ,dass immuneMandatare als verantwortliche Redakteu¬

re nicht zeichnen dürfen,keine Kenntnis hatte .Und dass bei ihmdaher
nicht die Absicht vorlag,sich durch die ImmunitätdemZugriff desGesetzes
zuentziehen .WennAbg .Kunschakmeinte ,dasses sichhierumVerdächtigungen
handle ,so sei demgegenüberfestgestellt ,dass das keine Verdächtigungist .
sonderndass das ,wasin demzur Verforgunggestellten Satz gesagtwird ,
der Gesinnung eines grossen Teiles ,ja man kann sagen ,der Mehmeit unserer
Bevölkerungentspricht( Lebh .OHo- rufebei denGhr. soz . )Wassichinsbeson¬
dere in den letzten Monatenan führender Stelle im Staate ereignet hat ,

wird durch diese Kritik ,die allerdings scharf ist ,treffend charak¬
terisiert . Wennauch Abg .Schaffer zu einer Geldstrafe voneinigen

Schillingen ver - urteilt würde ,wänenochimmernicht bewicsen ,dassdie
Regierungdas Vaterland nicht vorraten und verkauft hat .Aucheinsolches
Urteil würdean demTatbestand insbesondere eines Paktes von Lausannenicht
ändern ,der für jedendeutschfühlendenMenschenin OesterreichdenTatbe¬
stand eines Verrates amVolke und eines Verkaufes unsererSelbstbestim¬
mungsrechtesfür 300MillionenSchillingbeinhalte( Zwischenrufe ) .Darüber
hinaus war es bisher aber immerGepflogenheit parlamentarischer Körper¬
schaften ,bei rein politischen Delikten den Betreffenden nicht auszu¬
liefern ( Lebh .Beifall . . Nat .soz . )
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Abg. Thallerbemerkt ,auchseineParteisei gegenjedenMissbrauchder Immunitätnamentlich auchin demFalle ,wenneir
immunerAbgeordneterals verantwortlicherRedakteureinerDruck¬In diesemeinen Fail wollen wirandereschrift zeichne . Rücksichtenwal¬ten lassen ,wir aber ,wennsich derartige Fällc wiederholen

sollten ,nichtmehrdieselbeStellungeinnehmen.Jedenfallswärcesnütz¬
licher ,wenngeradeeinePartei wicdie nationalsozialistische ,diedoch
eineGegnerindesParlamentarismusist unddieImmunitätverwirft ,die
Immunitätnicht missbrauchenwürde .Sie sollten dochnicht dasBeispiel
ihresBelinerGauleitersGoebbelsnachahmen,dersichaufeinemPlakat
genannthatGoebbels. . . ,Goebbels,InhaberderImmunität.In denvor¬
liegendenFallhandeltassichumeinausgesprochenpolitischesDelikt.Wenn an der Regierungeine politische Kritik geübt wird,könnenwir
auchdannnichtfür dieAuslieferungstimmen,wenndieseKritikingroben
Wortenvorgebracht wird ( Lebh .Beifall . d .Soz .dem. )

BerichterstatterRotter :Washiervorliegt ,ist nichteinVerbrechen,
wieAbg. Kunschakgesagthat ,sonderneinVergehen.SchauenSiesichden§
300 an ! Alsalter Hascin der christlichsozialen Partei sollen Siedas
wissen ,Sie ,dieletzteSäuleeinerabsterbendenPartei( Lebh.Entrüstungs¬
rufe undRufeFrechheitbei . Chr. soz . )Imübrigenhabenwir es allean
unseremLeibgonuggespürt ,dassdasVaterlandverkauftwordenist . DerBeri
erstatter ersucht ,demAuslieferungsbegehrennichtstattzugeben.

DerLandtagbeschliesst ,demAuslieferungsbegehrennichtstatzu¬
geben .

DerBerichtderWienerLandesregierungüberdieGebarungderWiener
LandeshypothekenanstaltfürdieZeitseit ihrerEröffnungbis31. Dezem-¬
ber 1931wirdnacheinemBerichtedes Abg .Broczynerzur Kenntnisgenommen.

BerichterstatterDr. Hengl(chr. soz. )referiertüberdasErsuchendes
Disziplinarrates der Rechtsanwaltskammerin WienumZustammungzurFort¬
setzungdesgegendenAbg. Dr.ZörnleihanhängigenDisziplinarverfahrens.
DieseDisziplinarangelegenheitsteht vordemAbschluss ,undzwarsolldie
Immunität des Abg .Zörnleib aufgchoben werden ,damit ihm dieRechtsanwalts¬
kammerden Einstellungsbeschluss zustellen kann .Sowohldie Rechtsanwalts¬

kammerwieAbg.ZörnleibselbstersuchenumdieZustimmungzurAuslieferung.DemAuslieferungsbegehren wirdstattgegeben .
BerichterstatterThallerreferiertüberdasGesetz ,womitdieWirk¬

samkeitderGesetzesvorlagebetreffemdiezeitlicheBefreiungvonderWohn-¬
bausteueraus demTitol der Bauführungverlängertwird .

Abg. Dr. Zörnleib(chr. soz. )bemerkt,seineParteisei gewissnicht
gegen die Vorlage,wenn durch sie auch nur in einemsehr geringemMassedie private Bautätigkeit

angeregt wird .Das Gesetz hat doshalb kein besonders grosses Anwondung
gebiet ,weilNeubautenundUmbauten,diealleindieBegünstigunggeniessen,
heutezudenSeltenheitengehören .EssolltendaherauchkleineBauführunger
gefördert werden .Er beantragtdaherfolgendeAenderungdes § 2 Absatz2 :
Ein neues Geschosliegt auch dannvor ,wenninnerhalb des altenDachbodens
durchErrichtung ,vonZwischenwändenundHorstellungvonFensternundder-¬
gleichenummindestenseineWohnungmehrgeschaffenwird . Erbeantragtweite

folgende Entschliessung : DerMagistrat wird beauftragt ,umgchendeinenGe¬
setzentwurfauszuarbeiten ,durchwolchedie BestimmungendesgegenwärtigenGesetzesdahinabgeändertwerden ,dass als Gegenstandder Befreiungauchalle jene Bauführungen gelten ,welche die Investition eines Kapitals er¬

fordern ,das zumindestein Drittel des zu Beginnder Bauführungbestehen¬den Wertesdes Bauobjektesbeträgt ,soweit os sich nicht umnotwendigeEr¬
haltungsarbeitenhandelt . - DasGesetzwirdin erster undzweiterLesungangenommen ,die Anträge demzuständigen Ausschuss zugewiesen .

Schluss der Sitzung 16 Uhr55 .751 —. —. ——. —. —- 7
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Geschäftsstunden amGoldenenSonntag .

AmSilbernen Sonntag sind ,wie aus einer Eingabedes
DetaillistenverbandesOesterreichshervorgeht ,zahlreicheDetailkauf¬
leute zurAnzeigegebrachtworden ,weilsie überdiegestatteten
Geschäftsstundenhinausihre Ladenoffengehaltenhaben .Begründet
wird diese für die Betreffenden von unangenehmenFolgenbegleitete
Epscheinungmit der in der GeschäftsweltherrschendenUnkenntnisüber
die für denSilbernenSonntaggeltendenSonntagsruhevorschriften .

Umfür denkommendenGoldenenSonntagderartigenBean¬
ständungen zu begegnen ,wird über Anregung des Detaillistenver¬

bandesdaraufaufmerksamgemacht ,dassnachderVerordnungdesLandes¬
hauptmannesvom . XIT. 1930,. . Bl .f .WienNr .61 ,an diesemTage
die Sonntagsarbeit im gesamten Lebensmittelkleinhandel und imge¬
samtenKleinverschleissder Lebensmittelerzeugungsgewerbein derZeit
von 8 .Uhr bis 11 Uhr und von 16 Uhrbis 19 Uhr ,im sonstigenWaren¬
verschleiss im Kleinen von 10 Uhr bis 13 Uhr und von 15 Uhr bis 18Uhr
gestattet ist .Die für einzelne Branchen bestehendenSondervorschriften
wiefür denNaturblumenhandelunddenZuckerwarenhandelwerdendurchdie
vorstehendenBestimmungennichtberührt.
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Budgetbericht1933.
WIENERGEMEINDE AT

Sitzungvom16. Dezember1932.
Vorsitzender Weigleröffnet um5 Uhrdie Sitzung .Es wird indie

Spezialdebatte über die VerwaltungsgruppeIIl eingegangen .
Prof .Dr .Tandlerführtaus ;Schondie Tatsache ,dassdasWohlfahrt

budget trotz der Verminderungdes heurigen Budgets umrundhundert
Millionen nicht gekürzt wurde ,spricht dafür ,dass die Gemeindeverwaltung

sich der Wichtigkeit und der Labensnotwendigkeit dieser Ausgaben bewusst
war .Es ist selbstverständlich ,dass in die Gobarungund Aufwendungde¬
Gelder innerhalb des Wohlfahrtswesens ganz besonders die Arbeitslosigkeit
hineinspielt .Währendin frühererZeit die Zahlder Monschen,dieunter
dem Titel der Arbeitslosigkeit teils selbst ,teils in ihrer Familie

der Wohlfahrtspflegezur Lastgefallensind ,verhältnisnismässiggering
war ,ist sie seit 1929 ungeheuer angewachsen .Wir haben in diesemJahr
nur . 12 . 000Pflegebeiträge an Kinder gezahlt .Diese Zahl war noch anfangs
1930 ziemlich stabil und ist bis zur Mitte des heurigen Jahreauf
36 . 000hinaufgegangen .Dazu kommen . 000Kostkinder ,die bei Pflege - ¬
eltern und . 000Kinder ,die in den verschiedenen Anstalten
untergebracht sind .Die ungeheure Belastung dürckt sich auch in den
geldlichenAufwendungenaus .ImSeptember ,wurdenfür KindervonArbeitslo

193. 117Schillingaufgewendet,anPflegegelder113. 000Schilling,
also rund 636 . 000Schilling im Monat .Das gilt auch für dieübrigen
Monate .Ein grosser Teil unserer Zeit und Arbeit in der Fürsorgegeht
darauf verloren ,Menschenvon ihr fern zu halten ,die nicht
hineingehören .Oesterreichist in der traurigen Lage ,wenigFürsorge¬
gesetze zu besitzen ,vor allem Fürsorgegesetze für die Jugend .Erschwerend
ist auchder Umstand ,dass das Verwaltungsverfahrensgesetzeinkompli¬
ziertes Rekursverfahren ermöglicht .Eine weitere Belastung bedeutetdie
grosse Zahlder Repatriierten ,jene MengevonunglücklichenMenschen ,
die ausserhalb Ocstereichs Arbeitsgelegenheit gefundenhabenund nunin
der rücksichtslosesten Weise vielfach über Nacht in ihre Heimatzurück¬
gebracht werden .Das Budget für die Jugendfürsroge ist heuer um 1,700 . 000S

höherveranschlagt.Wennwires nichtsohocheinsetzen ,als esvielleichtim Laufeder Zeit sich als notwendigerweisenwird ,so deshalb ,weilwir
der Ueberzeugungsind ,dass ZuSchusskrediteerforderlichen Fallcswerden
bewilligtwerden .DieZahlder PfründnerundRentenbezichernimmtimmer
mehr zu .Auch hier ist ein kompliziertes Verfahren notwendig .DieKlagen
über die lange Dauer der Erledigung der Gesuche sind ohne Zweifel in
vieler Beziehungberechtigt undwir bemühenuns deshalb ,das Verfahrennach
Möglichkeitabzukürzen .Bei der sicher vorhandenenNotist esheute
schwierig ,sich jener zu erwehren ,die unberechtigter Weise sich indie
Fürsorge hineindrängen .Manliest häufig ,von verschiedenenSkandalen
bei den Fürsorge -und Jugendämtern ,wobeihäufig gegen einzelneFunkt¬
tionäreAnwürfeerhobenwerden .DasResultatder Erhebungenhatergeben,
dassdie MehrheitdieserSkandalevon
effektiven und bekannten Raufboldenhervorgerufen wurden .Vielfachwerden
dieDingeauchganzfalschdargestellt .In derletztenZeithateineFrau
mit 3 KindernSelbstmordbegangen .Ich habediesen Fall genauuntersuchen
lassen .Die Frau hatte einen Lohn von 115 Schilling monatlich ,zweiFrei¬
plätze im Hort ,hatto eine freie Ausspeisungundein KindimKindergarten .
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Es konbte also nicht Notsein ,dic die Frauzu dieser furchtbarenTatveranlasst hat .
Im heurigen Budget ist natürlich wieder 1,000 . 000für die Aus- ¬

gesteuerten undfür die mit vielen KindernversehenenArbeitslosenauf¬
genommen ,ebenso wic 1,000 . 000für die Winterhilfe .

Ueberdic Bevölkerungsbewegungist Folgendeszu sagen :ImJahre
1931 wurden in Wien 16 . 570Menschengeboren ,es entfielen also auf
1000Einwohner9 Geburten .ImJahre1900wurden52 . 364Menschenge¬
boren ,auf 1o00Einwohnerentfielen also 31 . 6Geburten .In denersten
neunMonatendes laufendenJahres wurden11,966Menschengeboren .
Den16. 570LebendgeburtenimJahre1931stehon25. 937Todesfällegegen-¬
über ,sodasssich ein minusvon. 367 ergibt .Im heurigenJahr
dürftedasVerhältnisähnlichsein .Erfreulichist ,dassdieKinder¬
sterblichkeit trotz der grossen Not abnimmt .Wir hatten vor demKrioge
eine Säuglingssterblichkeit von beiläufig 17 % ,1922 von 12 . 4%und
1931von 7 % .Auchin den ersten neunMonatendes heurigen Jahresist
dieser Perzentsatz nur umein Minimumüberschritten .VonInteresse
sind auch die Gründe der Todesfälle .Im Jahre 1900 betrug die Zahlder
Lebendgeburten in Wien 52 . 000 ,die Zahl der Verstorbenen 34 . 000 .An
Krebsstarben damals . 251Menschen ,das sind . 56Prozent ,an derTuber¬
kulose . 776 ,dassind22 . 67Prozent ,anGefässerkrankungen. 784 ,das
sind . 12Prozent .1931starben 25 . 937Menschen .AnKrebs15 . 15Prozent ,
an Tuberkulose 12 . 1Prozent ,an Gefässerkrankungen21 . 6Prozent .
WirsehenalsoeinekontinierlicheAbnahmederTuberkulosesterblich¬
keitundeineununterbrocheneZusnahmedesKrebsesundderErkrankungen
des Gefässsystemsunddes Herzes .DerRückgangderTuberkulose
dernatürlichnichtein WienerSSpezifikumist ,ist vorallemzurück¬
zuführen auf die Sozialversicherung und auf alle MassnahmenderProphylaxe
wiesie in allen Kulturstaatendurchgeführtwerden .BeiderZunahmeder
KrebserkrankungenstehenwirvoreinemRätselundauchdenErkrankungen
des Gefässsystemsstehen wir machtlosgegenüber .

Umdie furchtbareWirkungdesAlkoholeszuillustrieren,
möchteich überdie Untersuchungvonrund5000Kindern
1500Alkoholikerfamilienberichten .NimmtmandieGesamtzahlderKinder
ohneRücksichtaufdasAlter ,sowaren54Prozententwederschwachsinnig
oder schwerpsychopatisch .Nimmtmannur die Kindervon6 bis 14Jahren ,
so kommt/auf einer Satz von 93 Prozent .Von den Frauen waren 70Prozent
Alkoholikerinnen,61Prozentgeschlechtskrank,23Prozentmerven-und
geisteskrank ,63ProzentwarendergewerbmässigenProstitutionergeben,
47Prozentwarenkriminell .VondenGrosselternwarennahezu90Prozent
in Versorgungs-oderin Irrenhäusernuntergebracht.

Wasdie Infektionskrankheitenbe - trifft ,so mussfestgestellt
werden ,dass die Scharlachepidemievon heuer sich durch nichts vonder .
vorjährigen unterscheidet .Sie ist leicht in den einzelnen Fäller und
dieSterblichkeitist minimal.AehnlichverhältessichmitderDiphthorio
dies muss aus dem Grunde betont werden ,weil diese Dinge da unddort

aufgegriffenundmitBalkenletternin denZeitungenwiedergegebenwerden,
wasunseremAnsehenin der Weltnicht nützt undumsotrauriger ist ,alsdiese Angabenunwahrsind .

Beider Bekämpfungder Tuberkulosehabenwir seit JahrendasSchwer-¬
gewicht in die Tuberkulosefürsorgestellen verlegt .Wirbeobachtenein
ZurückgehenderZahlderwirklichInfiziertenundeinSteigenderZahlderGeängstigten .
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Wir haben allerdings der Not gchorchend eine Reihe vonTuberkulose¬
anstaltengesperrt .ImJahre1929hattenwir . AlhTuberkulosebetten,
gegenwärtig haben wir . 750 ,also ein Rückgang von 650 Betten ,der sich
vor allemauf jene bezicht ,die denGefährdeten ,vor allemFrauenund
Kindern ,gedienthaben .Wirmusstenwir eine ZahlvonBettendeshalb
aufgeben ,weil die betreffenden Baracken ihr Lebensende erreicht haben .
GegenüberdemVoranschlagist indoferneeine Aenderungeingetreten ,
als wir auch SamPlagie das ganze nächste Jahrmit
60 Betten belegenwerden .Es erübrigt mir nnurnoch ,allenjenen
mehr als 6000 Menschen ,die als meine Mitarbeiter das ganze Jahr ihre

Pflichtgetanhaben ,vondieserStellebestenszudanken .(Lebhafter
Beifall bei den Soz .dem. )

GR .Dr .Arnold( christl .soz . )bemerkt ,das4Wohlfahrtabudget
zeige sowohl ein Zuvile als auch ein Zuwenig .Das Zuviel kommtvorallem
zumAusdruckin denteurenFürsorgeanstalten ,derenRentabilitätzu
denwohenBetriebskostenin keinemVerhältnissteht .STR .Tandlerhat
selbstzugegeben,dass30MutterberatungsstelenfürWienzuvielsind.
Wennsie gesperrtwerden,können300. 000SchillinganVerwaltungskosten
erspartwerden .DieAusgabenfür KindergärtenundHortesindmit
5,578 . 000veranschlagt .Pavonentfallennahezu4,000 . 000aufdenFer¬
sonalaufwand .Zu bemängelnist ,die Undurchsichtigkeit undKnappheit
derdiesbezüglichenAngaben,diedemGemeinderatdieKontrolleerschwert.
MannmussdeshalbdenRechnungsabschlussüber das Jahr 1931unddie
statistischen Mitteilungen der GemeindeWienzu Hilfe nehmen .Nachdem
Rechnungsabschlussfür 1931betrugandie Ausgabenfür dieKindergärten
allein5,108. 000. - - ,davonfür denPersonalaufwand3,700 . 000Schilling,
für dieFrühstücks- undMittagsspeisung920. 000. - -Schilling.

EskommtalsoeinKindaufetwa2 SchillingimTagmitAusspeinung.
undaufnahehzu2SchillingimTagohneAusspeisung,währendinden
katholischenAnstaltenundInternateneinKindmitvollerVerköstigungauf . 5Schilling im Tagekommt.

12DerGesamtaufwandfür dieHorte/betrug873. 677Schilling,
davonfür MittagsundJausenausspeisung209 . 000 ,für dasPersonal

nahezu5o0 . 000Schilling .DerVerein "FroheKindheit" ,Landes¬
organisationWienundNiederösterreichhat imJahre 1931 .auch800. 000
Schillingausgebenmüssen,davonaberbeilloooKindernnur365. 000
Schilling für Personalaufwand .Bei uns kommtein Kind im Jahrauf
26Schilling,SiezahlenfüreinKind,dasnichtausgespeistwird,
270Schilling .( Hört-Hört-RufebeidenChr. soz. )ZuderAusspeisung
in denKindergärtenwärenochzu bemerken ,dass sich Ihreeigene
Organisationder KindergärtnerinnenimWegeeiner DeputationbeiSTR.4 .K .

Tandlerdie Kostin denKindergärtenbeschwerthat .
ZudemZuvielanAuslagenfürdieFürsorgegehörchdieluxuriäse

Ausstattungunddie hohenErhaltungskostender Kindergärten .Fürdie
ErrichtungvonKindergärtenwurdevon1926bis 1930ein Betragvon
9,364. 961Schillingverausgabt,wobeidiedurchschnittlicheBesucher¬
zahl der Kindergärten vomJahre 1920 bis zumBeginndesheurigenJahres
von 5518auf 6651 ,also nur im 1100Kinder gestiegen ist .SolcheAus- ¬
gabensindin einerZeitsogrosserwirtschaftlicherNotnichtzuverant¬worten .
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DieluxuriäseAusstatunngist auchauspädagogischenGründenzuver¬
urteilen ,dennderUnterschiedzwischenihr undderAusstattungeiner
Elendwohnungmusssicherziehlichschlechtauswirken .Für27Horte
wurdenvon1926bis193101,673. 000Schillingausgegeben.DieZahlderHorte ,die in derVerwaltungderGemeindestehen ,hatsichblosum
11vermehrt ,die anderensindals Hortofür die Kinderfreundeerbautworden .

DerGemeinderathatimJahre1923denBeschlussgefasst ,das
geistlichePersonalindenverschiedenenFürsorgeanstaltenzukündigen.
Dafürhatmanin derDörfelstrasseeineneueKindergärtnerinnenschule
erzichtet ,ohnedassdiesdurcheinenGemeinderatebeschlussgedecktwäre,
ohl mit denbereits bestehendenSchulendas Auslangengefundenwerden
kann .Kindergärtnerinnendie ausdieserSchulehervorgegangensindundbei
derGemeindeangestelltwurden ,sindnursolche ,dieentwederschonam
BeginnderStudienodervorderReifeprüfungausderKircheausgetreten
sind .ImFürsorgewesengibteseinreichlichesZuvielanAusgaben.Dasgilt
insbesondereauchfürdiegeschlossenenAnstalten.ImZentralkinderheim,
in derAinderübernahmsstelleundamWilhelminenbergwirdeinetägliche
Erhaltungsquotevon ' 10Schillingerrechnet . Wielässt sich ,einsolcher
däglicher Erhaltungsaufwandfür ein Kindrechtfertien ,wennmanWitwen6

bei der Gemeinde memiteinemMonatseinkommenvon75Schilling/abweist,WievieleFamilienwärenglücklicheinsohohesEinkommenfürdieganzeFamilie
zur' erfügungzuhaben.DerRednerstelltdenAntrag,dassdiestädtischenErziehungsanstalten,soweitdieKinderin AnstaltenderprivtaneFürsorge
untergebrachtwerdenkönnen,abzubauenundindieseAnstaltenunterzu¬
bringensind .AufanderenGebietenwirdwiederzuwenigausgegeben.Diesgilt insbesonderevonderTuberkulosenfürsorge .AuchfürdieFörderungvon
SportundKörperkultursindheuernur87. 000Sausgeworfen,gegenüber
167. 000SimJahre1931,derBeitragdesLandesWienzurNotstand
fe derArbeitslosenundzudenKostenderArbeitslosenfürsorgeder1931
Ausgabenvon15Millionen,imJahre1932solchevon16Millionenerfor¬
derte,erscheintdiesmalnurmitinerZiffervon13Millionen.DerBeitrag
derGemeindezum(leinrentnerfondshatsichummehrals50Prozentver¬
ringert .AnErhaltungsbeiträgenfürErwachsenesindindiesercZeitderNot
umeinehalbeMillioneingesetzt.AuchderLebensmittelaufwandfürdie
PfründnerindenVersorgungshäuseristumfast300. 000Sgeringergeworden
DerLebensmittelaufwandindenObdachhäusernwurdeum1oProzent,derin
denKrankenanstaltenum30Prozentgekürzt.WährenddieoffiziellePressederSozialdemokratenin einemfort denMinisterfür sozialeVerwaltungbe¬
schimpft ,der in wirklichaufopfernderWeiseundmiteinemwahrhaftreli¬
giösenGewissensichbemüht,dieArbeitslosenfürsorgeaufrechtzuerhal¬ten,sinddieMassnahmendiedieGemeindefür dieArbeitslosentrifft ,
weithärteralsdieRichtliniendesMinistersResch.NurzweiBeispiele:
DasindimXVI.BezirkderMann'unddieFrauausgesteuertunddieLeutebe¬ziehenfür 3 KindereinenBeitragvon81S .DieserErziehungsbeitragwurde
gestrichenundjetzterhältdieFamilienur30SimMonatund3Lebensmitt
pakete.UnddannderUnglücksfallinSimmering!NachderDarstellungdes
"Abend"hatdieMitteilungandieFrau ,dassderErziehungsbeitragfür
ihreKindereingestelltwerde,denletztenAnstosszudemUnglückgegeben.
BotzderUnzulägglichkeitundderFehler ,dmein derFürsorgegemachtwer¬
den ,greifenwirSienichtinsoordinärerWeisean ,wieSieesgegenüber
unseremMinistertum. WennSiehier imGemeinderatmanchmalsehrordinäreWortezuhörenbekommen,erforschenSieIhr Gewissen,obSiein derBezie-¬
hungnichtdieLehrmeistergwesensind .( Lebh.Beifall . d .Chr. soz. )756
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Wrienns( ehr - )gteltestyinesdieAusftürungendes
StadtratesTandlerimPezugaufdasWohlfahrtswesenderGemeindenicht
sorosigwarenwiedieAusführngendesFinanzrefereten .STR.Tandlormuss-¬
te zugeben ,dassdie EusgabenderGemeindefür das"ohlfahrtswesender
GrössederheutigenNotnichtmehrentsprechen.InsbesonderefürdieJugerd
unddie Arbeitslosenwirdviel zu wenigvorgesorgt .Vonden313Millionendie für Geld -undSachaushilfenvorgesehensind ,immdie Summevon
1MillionfürbesondersbedürftigeArbeitsloseab .EndeNovembergabes
in Wion173. 000Arbeitslose,vondenennur120. 000in Unterstützungstan-¬
den . 53 . 000waren also ohne jede Unterstützung .Rechnet man die weiteren
50. 000Menschendazu ,diezugrundegegangensind ,dieabervondenAr¬
beitsämternnichterfasst erden ,so ergibt sich ,dass rund100. 000
Menschenin WienohneEinkommensind . Die1 Millionm,diefür dieseMen¬
schenaufgewendetwird ,ist vielzugering .AuchdieunterstütztenArbeits-¬
losenkönnen ,insbesonderewenndie eine grössereFamiliehaben, .tder
Unterstützungnichtleben.UnterdiesenVerhältnissenmüsstemanalles
tun,umzuverhindern,dassesinfolgedieserNotzuVerzweiflungsauf¬
brüchenkommt.FürdieArbeitslosenmüsseeinVielfachesdessengetanwer-¬den ,washeutefürsiegeschieht.WennaufallenGebietemgespartwerden
muss ,aufdiesemGebietdarfnichtgespartwerden.Undwievielkönnte
manaufanderenGebietenersparen.Dagibtmanfürbesondersbedürftige
Arbeitslose1MillionausundfürdieganznutzloseInstitutionder
emeindewacheebenfalls1Million,OderfürdieHinterbliebenenderJuli-¬
opfersind38. 000SindenVoranschlageingesetzt.Dasisteinekrasse
UngerechtigkeitgegenüberdenArbeitslosen.WenndieseHinterbliebenen
inNotsind ,mörgensiedieselbeUnterstützungbekommenwiedieanderen,abernichtmehr.DerRednerführtsodannKlagedarüber,dasssichimFür¬
sorgewesenderBürokratismussehrbreitmache.DassderApparatsoschwer¬
fälligwird ,erklärtsichdaraus,dassmandenFürsorgerätenihrwrenrüng¬-¬
lichesRechtgenommenhat ,dassdieFürsorgerätezumgrossenTei.
ArbeitheuteschonohneLustleisten,dasienichtnachihrenErhebun¬

genundihrereigenenMeinungentscheidenkönnen ,sonderndadieUnter¬
stützungennachenErlässen,devonobenkommen,festgesetztwerden.
DerBund,gegendenSiesichnamentlichindenFragenderArbeitslosen¬
fürsorgemitUnrechtsosehrwenden,bietetwirklichalleKräfteauf,uminderArbeitslosenfürsorgezuleisten ,wasmöglichist .Mehrzuleis-¬
tenerscheintschonunmöglich.DaentstehtauchfürdieLänderundGemein¬
dendiePflicht,dmBundenachzueifern.DieGemeindeWienist ihrenVer¬
pflichtungenindiesemPunktnichtvollkommennachgekommen.Wirbilligen
demSTR.andlorzu ,dassersichbemüht,beimFinanzreferentenfürseinRessortVerständniszufinden .AberdiesozialdemokratischeParteikann
sichvonparteipolitischenErwägungennichtfreimachen,unddeshalbwird
derVerwalterderGruppeIII gegenüberdemFinanzreferentenimmerunter¬
liegenmüssen.SchliesslichverweistderRedneruafdieKlagederSimmerin¬
gerGärtner ,dassdasfürihreGartenbetriebebenötigteWasserver-¬
seuchtist .ErfragtdenamtsführendenStadtrat,welchesResultatdievom
GesundheitsamtvorgenommenenUntersuchungengehabthabenundwelcheMass-¬
nahmenertreffenwolle,umdiesenUebelstandausderWeltzuschaffen( Lebh .Beifall . . chr. )
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GR .Weikert (nat .soz . )bemerkt ,dass die Rede des Finanzreferen¬

ten Dr .Danneberg eine Verlegenheitsrede war ,die die ganzeUnfähigkeit
der Verwaltung aufgezeigt hat .Wie sich im ganzen Budget schwere Mängel

ergeben ,so finden sich nsbesondere bei der Ver - ¬
waltungsgruppe für Wohlfahrtswesen Mängel schwerster Art .Die beste Für¬
sorge ist die Arbeitsbeschaffung für jeden Menschen ;schaffen Sie
den MenschenArbeit und Verdienst ,dann braucht sich die Gemeindenicht
den Kopfzerbrechen ,wie sie das Heerder Arbeitslosen über denWinter
hinwegbringt .Es ist eine unorhörte Hauchelei ,dass dieSozialdemo¬
kraten in der Frage der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in Gebiets - ¬
körperschaften ,in denen sie nicht die Mehrheithaben ,Forderungen
aufstellen ,die sie als verwaltende Mehrheit in Wienselbst nicht er¬
füllen .Wir haben schon am 24 .November1931 beantragt ,dass alle ge¬
wähltenMandatare10Prozentihrer Bezügefür die hungerndenArbeits- ¬
losen abgebensollen ;die Satten aber haben unseren Antragabgelehnt .
Die Erregung des Volkes ist eine sehr grosse und sie könnte sicheinmal
gegen die wenden ,die dieses namenlose Elend mitverschuldet haben .
Der Redner bospricht dann einzelne Kapitel des Voranschlages derVer¬
waltungsgruppefür Wohlfahrtswesenundkritisiert ,dass dieGemeinde

Wien mit dem Besitzer einer Herberge einen Vertrag abgeschlossen hat ,

wonach die Gemeinde in dieser Fremdenherberge täglich 30 Betten zum
Preise von je 50 Groschen gemietet hat .Der Besitzer derFremdenherberge
ist ein Herr AntonSommer ,selbstyerständlich ein hundertprozentiger
Genosse .Der Mannwar zuerst Pächter eines Hotels in Edlach ,dannPächter
eines Kaffeehauses im 14 .Bezirk ,später dann Pächter des Kaffeehauses
im Arbeiterheim Favoriten .Dieses Kaffeehaus hat er weiterverpachtet und
es ist jetzt ein Prozess im Zuge .Es ist für die Gemeindeunwürdig ,mit

Obdachlosenhoimso einem Dunkelmann einen Vertrag abzuschliessen .
herrschen die fürchterlichsten Zustände .Die Obdachlosenmüssenauf
Drahtmatratzenschlafenundes ist ihnenverboten ,Packpapieraufzulegen .
Tuberkulose müssen mit Gesundenzusammenschlafen und die Kost ,die diesen
armen Teufeln gegeben wird , ist derart ,dass die Bezeichnung
Hundefrass noch viel zu gut ist .Die Leute müssen im Obdachlosenheimhaus
wie nicht einmal Zigeuner leben .Für die Ausgabevon Säuglingswäschesind
Lljo .000Schilling veranschlagt .Wirhabenimmerwiederbetont ,dasses
nicht angeht ,dass aus Gemeindemitteln Reiche unterstützt werden ,während
Fausende hungern .Wir bestehen darauf ,dass da einmal nach Recht undVer¬
nunft vorgegangen wird und beantragen ,dass die kostenlose Ausgabevon
Säuglingswäsche nur mehr an jene Gemeindeangehörige zu erfolgen hat ,deren
Monatseinkommen600 Schilling nicht übersteigt .Der dadnncheingesparte
Betrag soll bei der Mehrbeteilung mit Säuglingswäsche bei jenenGemeinde¬
angehörigen Verwendung finden ,deren Monatseinkommen 200 Schilling nicht

übersteigt .Bezüglichder Notstandsaushilfenstellt der RednerdenAntrag ,
den im Voranschlag vorgesehenen Beitrag des Landes Wien zu denNotstands¬
aushilfen für Arbeitslose und zu den Kosten der Altersfürsorge um 2 Millic

nen Schilling zu erhöhen .Durch die Hauspersonalsteuer ,die die soz .dem .

Gemeindeeingeführthat ,wirdnur die Prostitution gezüchtetunddieGemei
de erzielt aus der Fremdenzimmærabgabe der Stundenhotels daraus dann Vor¬

teile .Wirmüssenentschieden die Aufhebungdieser Steuerverlangen .
Der Redner værlangt dann die Streichung der Post " Unterstützung der

Hinterbliebenender Juliopfer "undbeantragt weiters ,die Harife desstäd
Friedhofsbetriebesfür minderbemittelteGemeindeangehörigesoweitherabzu¬
setzen ,dass kein Gebarungsüberschussmehrverbleibt .
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Der Rodner befasst sich hierauf mit den Richtlinien an die

FürsorgeinstituteundFürsorgeräteundstellt denAntrag :Diederzeit
in GangbefindlicheUeberprüfungder PflegebeiträgeundErhaltungs¬
beiträgawirdmitsofortigerWirksamkeiteingestelltunddie imZuge
dieser Aktion bisher erfolgte Entziehung und Herabsetzung vonPflege¬
beiträgenundUnterstützungenwirdausser Kpaftgesetzt .

Immermehrhäufensich auchdie Klagender Pfründner ,dassihre
Erhaltungsbeiträgegekürztwerden .Daherstellt er denAntrag :DasAus-¬
mass der Pfründen wird mit mindestens 50 Schilling monatlich festge¬
setzt ,kann jedoch nach Bedürftigkeit bis 1o0 Schilling erhöht werden .
Anträgeauf ErhöhungvonPfründen ,ferner EinschreitenumBewilligung
vonPfründensowieRekursein Fürsorgeangelegenheitensindbeschleunigt
zubehandeln .

Der Rednerstellt ferner den Antrag :DenGemeindeange¬
hörigen wird ,soweit sie im Bezuge einer Hausgehilfen - ,Klein - ,Alters - ¬
oderUnfallsrente oder Gnadenpensionaus Gemeindemittelnstehen ,
ein Zuschusszur Rente ( Gnadenpension) gewährt ,der sie aufden
Betrag von 80 Schilling ergänzt .Schliesslich befasst er sich mitder

AWinterhilfe .Er fordert ,dass jedes Ansuchenüberprüft undjederWürdige
Ausnahmebeteilt werde .DieWienerBevölkerunghat die Spendenfür

die Winterhilfenicht gegeben ,dassnur rote farteigenossenetwasbekommen
sondernes soll jedeBedürftigeohneUnterschiedderfarteibeteilt
werden .Die Fartei des Rednerssei nicht gewillt ,die Verantwortungfür
die Experimente und Fehler der Mehrheit zu übernehmen ,und werdedeshalb
gegendenVoranschlagstimmen.( BeifallbeidenParteigenossen) .

Vorsitz .Weigl macht darauf aufmerksam ,dass nach derGeschäfta¬
S 5 .ordnung das Verlesen von Reden nicht gestattet ist .( GR .Weikert :

Auch Redner anderer Parteien haben das getan ! )Wennich
es bemerkthätte ,hätteiches nichtgeduldet .(Zwischenrufe
bei den Nat .soz . )

GR .Dr .Zörnlaib ( chr .soz . )bemerkt ,STR .Dr .Tandler ,STR .
Dr .Dannebergunddie ganzeRathausmajoritätseien sehr stolzdarauf ,
dass rund 91 Millionen Schilling im Vahre 1933 für das komunaleWohlfahrs¬
wesenaufgewendetwerdensollen .Ansich ist die Ziffer sicher nichtge¬
ring ,siemagvielleichtsogarüberdieSteuerkraftderWienerBevölkerung
hinausgehen ,sie ist aber im Verhältnis zur Grösseder NotundArbeits¬
losigkeitnichtüberwältigend .DieNotunddasElenddesEinzelnenwerden
kaumfühlbar gemildert werden .Die GemeindeWienmahntmitihren
Wohlfahrtsaktionenan jenen Mann ,der einemanderenzuerst dieKleider
gestohlenhat unddannstolz war ,dasser demBostohlenengestattethat ,
sich nackt beimgeheizten Ofenein bischen zu erwärmen .( Heiterkeitund
Zustimmungbei denChr .soz . )Diesoz .dem .Mehrheithat durchihre
finanzpolitische Verirrung einengrassen Teil der Bevölkerung derStadt
Wiennicht nurdenGewinn ,sondernauchnochdie Vermögensubstanzweggeste
ert ;dieBevölkerungsagtweggestohlen.Daesihrnichtmehrmöglichist ,
aus der Erwerbswirtschaft nennenswerte Beträge herauszupressen ,musstesie
natgedrungendie präliminiertenEingängefür das Jahr 1933um100Millione
herabmindern .Fest steht ,dassihr vonder weitblickendenchristäich¬
sozialenGemeindeverwaltungeinVermögenvon1 MilliardenSchillinghinter
lassen wordenist .DerNotstand ,indemsich diese Stadt gegenwärtigbe¬
findet ,rechtfertigteinAngreifenderSubstanzdesGemeindevermögens
wenigstensin derForm ,dasses die Unterlagefür eineAnleihebietet .759
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STR . Dr .Danneberg hat erklärt ,dass die Aufnahme einer Enleihe
nicht für alle Zeiten ausgeschlossen ist ,nur müsseder Zeitpunktstreng
geprüft werden .Wollen Sie damit so lange warten ,bis die Massenver¬
hungert sind ?DasElend ist unerträglich gewordenund derZeitpunkt
für die Aufnahmeeiner Anleihe zur Peschaffung vonArbeitsgelegenheit
ist bereits gegegeben .Daherstellt der Rednerden Antrag :DerGemeinde¬
rat wolle in Anbetracht der bedrohsteigenden Arbeitslosigkeit in
Wien beschliessen :Beistellung der erforderlichen Mittel für
die Durchführungder Notstandsarbeitenwird eine Anleihevon 250Millionen
aufgenommen .Die Verhandlungensind sofort einzuleiten und überderen
Ergebnisist demGemeinderatspätestensbis EndeFeber1933Berichtzu

erstatten .

Mankommenicht mit gelehrten finanzpolitischenundsozialistischen
Einwendungen .Angesichts der Not mussjede Gelehrsamkeitaufhören .
Mankommeauch nicht mit der Kompetenzfrage .Es geht nicht an ,einer
solchen Katastrophe gegenüber ,wie wir sie jetzt durchleben ,sich

auch das formale Argumentzu stützen ,die BekämpfungderArbeitslosigkeit
falle in die Kompetenz des Bundes .

onkannFürsorgemassnahmennicht unabhängigvondergesamten
Wirtschaftsituation durchführen .Wichtiger als die

SchaffungvonLehrlingsheimenist die BeschaffungvonLehr -undArbeits¬
plätzen ,wichtiger als die Errichtung von Mutterbratungsstellen ist die
Beantwortung der sehr drängenden Frage ,wovon diese Mütter die Kinder
ernähren sollen .Statt der Ausspeiseaktion für die Kinder wäredie
wichtige Frage zu lösen ,wie manden Eltern die entsprechendenMittel
verschafft ,dass sie selber für ihre Kinder sorgen .Statt derBerufs¬

beratung wärenBerufsstätten zu schaffen .Lie Arbeitslosigkeit ist
das Karzinomdr Wirtschaft und gegeneine solche Krankheit gibtesnur
eine Radikalkur .ArbeitsgelegenheitundimmerwiederArbeitsgelegenheitmuss
geschaffenwerden.DamussaucheinbisschenvomGemeindevermögenherhalten,
wennes mitdenGemeindesteuernundGemeindeabgabennicht mehrgeht .Auch
die Deckungdes Anmuitätendiensteswärenicht so gefährlich .Habenwireine
solche Anleihe,so werdensich automatisch die Ausgabenin der GruppeIII
senker undmanwird sich entschliessen müssen ,die parteipolitisben Aus- ¬
gaten aus dem Budget zu streichen .Den Worten des Dr .Danneberg vonvor - ¬
gestern stellen wir folgendeWortegegenüber 'In der Gemeindesoll nicht
der Gummiknüttelder Gemeindewache,nicht die Polize i der Gemeindefür
die Aufrechterhaltung de Ordnung in den kommunalen Amtsräumen sor¬

gen ,in dieser reichen Gemeindesollen endlich von der Mehrheit diesozia¬
len Pflichten erfüllt werden .Sie können das,wenn Sie dis von unsbean¬
tragte Notstandsanlecheakzeptieren .SolangeSie das nicht tun,ist die
Erfüllung der sozialen Pflicht bei Ihnen nichts als einedemagogische
Fhrase .( Lebh ,Beifall b .d .Chr . )

GR .Hörmayer( chr . ) bezeichnetes als ausserordentlichbedauer
lich ,dass in dieser Zeit dr steigendenNotmit denErhaltungsbeiträgen
nochhinuntergegangenwird . WennvondenErhaltungsbeiträgendsEinzelnen
3p Prozent abgestrichen werden ,ist es kein Wunder ,dass es zusoichan
Szenenin denFürsorgeinstitutenkommt .Dabeigeht manbei derBemessung
der Unterstützungenganz parteipolitisch vor .Bei Leuten ,die dersozial¬
demokratischenPartei nicht angehören ,wirdlustig darauflosgestrithen ,bei
denSozialdemokratenwirdein Augezugedrückt .Sooft ein Institut neu
eröffnet wird,wird ein grosses gemacht ,wenn aber ein Institut einge -760
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stellt wird,wie dies bei den Jugendhorten ,Kindergärten und in der Krüppel - ¬

fürsorge der Fall war,erfährt man davon überhaupt nichts oder erst
lange Zeit nachher .Wir haben heute zum Peispiel 106 Kindergärten ,vondenen
ain grosser Teil nicht vollbelegt ist . Trotzdemerrichtet man noch eine
Schulzahnklinik und noch eine Mutterberatungsstelle .Angesichts dieser
schweren Seit wäre es viel besser ,die dafür aufgewnadeten Peträge fudie
Winterhilfe oder die Arbeitslosenfürsorge zu verwenden .Der Rednerstellt
schliesslich den Antrag,dass alle 70 Jahre oder daröber alten erwerbs¬

unfähigen und hilfsbedürftigen Befürdorgten dar Unterhaltsbeiträg von
56 S monatlich anzuweisen ist .Er richtet an den Stadtrat dieFrage,wie
viel Fersonen heute in Wien noch die Höchstpfründe beziehen ( Lebh .Beifall
b .d .Chr . )

GR .Dr .Riehl ( na . ) spricht seine Verwunderung daruber aus ,

dass der Referent ,der ein Mediziner ist ,also einem der idealsten Berufe
angehört ,über das zunehmendeCuerulantentumin so harten Wortengespro¬
chen hat .Das Querulantentum ,das sicher in erschregkendem Mass zunimmt ,

ist eine Folge der ausserordentlichen Notlage und darüber sollte man
nicht mit so harter Miene den Stab brechen .Der Redner bringt sodann folgen¬
den Fall zur Aenntnis des Stadtrates ;Ein Strassenbahner wurde jetzt zum
zweitenmalwegenalkoholischer Exzesse bestraft und sofort aus demDienst
entlassen .Ueber den Mann und sarüber ,ob ihm Recht geschehen ist oder
nicht ,soll nicht gesprochen werden .Der Mannhat aber 5 Kinder undeine
Frauzu erhalten .Nunhat er beimzuständigenFürsorgamtvorgesprochen,
dort erklärte manihm ,manmüssedie Sacheerst überprüfen,essei dieAr¬
beitslosenbestätigung noch nicht eingelangt .Der Mann sei mit eingefallenen

WangenzumRednergekommenundhabeerklärt ,er wissenicht ,waser
tun solle ,seine Kinderhätten schon3 Tagenichts gegessen .Insolchen
Fällenmüssteder Fürsorgeapparatsofort eingreifenundmandürftenicht
erst abwarten ,bis wiederein grässliches Unglückgeschieht .DerRedner
befasst sich sodannimeinzelnenmit demVoranschlag der GruppeIll undT

nennt es ein Zeichen schlechter Verwaltung ,dass diePersonal
auslagendieserGruppeein vollesDrittel der Gesamtausgabenerreichen.
UnsNationalsozialisten undgrossenMasseder arischenBevölkerungnist
es besondersunsympathisch ,dass diesergrossePersonalaufwardzumgroemen
Teil jüdischenAngestaltenzugutekommt .Wirbetrachtendasals einenganz
unerträggichenZustand ,weilwirdie BehandlungvonArierndurchNicht-¬
arier als das allerärgste ,als eine Knechtschaftunseres Volkesempfinden.
BezüglichdesSachaufwandesmusses sehrauffallen ,dassdieGesamtausgaben
für Lebensmittelgegenüber1931um17Prozent ,alsoumeineausserordentlich
hoheZiffer verringert wodensind .ImObdachlosenheimwurdezumPeispiel
trotz einerBelagvermehrungum20Prozentnichtwenigerals 8Prozent
Lebensmittenerspart ,in denJugendfürsorgeanstaltenum31 ' 4Prozent,in
denKrankenanstaltenum27Prozent ,in denHeil -undPflegeanstaltenum
15 Prozent .Merkwürdigist auchfolgendes :DieVerwaltungsgruppeIII lässt
durchdasstädt .Wirtschaftsamtzu Engropreiseneinkaufen .Dabeikommtdie
sozialdemokratischeParteinichtschlechtweg .Selbstverständlichwerden
die Schuheund Textilien ,die Holz und Kohlle bei der Wihokogelauft .Die
Schülerausspeisungen werden durch die Wök ,wieder einem unter jüdischer
DirektionstehendemUnternehmengemacht .DieGemeindeist nichtdazuda ,
dår Wök ,die nur dazugeschaffenwurde ,umumsterGast gewerbe
umzubringen ,nochweitereGeschäftezukommenzu lassen .Nunverlaauftdas
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Wirsschaftsamtdie Warenan die GruppeIII zu viel höherenPresen ,nurdamit
eine möglichst grosse Ziffer bei den Sachauslagen für die Vohlfahrts - ¬
pflege herauskommt .Die Aufbringung der Mittel für die Fürsorgedurch
die Armenlotterienist anneantiquierte undlängst zumAbbruchreifeIn¬
stitution .WennZweidrittel einer Lotterie für Ausgaben ,wahrscheinlich
wiederPersonalausgaben,vershleudertwerden ,musseinesolcheLotteriege-¬
sperrt werden .Beider Pfleglingsentschädigungsind einige Personenständig
als Schreibeg,BotenangestelltundbekommenunterdemTitel"Pfleglings-¬
entschädigung "furdie ganztägigeArbeit5 Schilling imMonat .In derJugend-¬
fürsorgeist voneinerRichtlinie ,einemGrundsatz ,aucheinemsozia¬
listischen Frundsatznichtszu bemerken .Dieganze„ohnungspolitikderGe-¬
meindeist exzesivjugendfeindlich .ManschütztdurchdieMietengesetzgebung
lediglich die alten Leute .Es ist Ihnengleichgültig ,dass in gresenWoh-¬
nungenvonMittelstandshäusernheuteniemandmehrals eine einzigealte

erichtenFerson wohnt .Wir unter diesen Umständen in ganzs innloser Weise

Neubauten,obwohlWohnräumein HülleundFülledawären .Dazuwerdennoch
die stüdtischen ohnungennicht den ObdachloænundderWohnungsbe-¬
dürftigengegeben ,sondermnnwdenen ,die einenErsatzbieten,dieeine
Wohnungseinrichtungmibbringenundso weiter .Soerklärt sichdiesonder¬
bare Erscheinung ,dass in Wiendie Zahl der Wohnungslosenimmermehrauf der einen Séite m eine grossezunimmt ,obwohlr

cahi von neuen Wohnungen gebaut wurde ,aufder anderenSeite die Bevölkerungabnimmt.
Notwendigist eine vollständige Umstellung unserer Einst ellug

zur Jugond erziehung .Wir müssen trachten ,unsere jungen Leutefür
Berufezu erzielen ,in denensie derzeit auf denBodenunseresklein
gewordenenDeutschösterreich und später im RahmenvonGrussdeutschland
eine Aussicht auf Fortkommenhaben .Ausdiesem Grundeist dieRückäührung
eines bedeutenden Prozentsatzes der städt .Jugend zur ländlichen Betäti¬
gung absolut notwendig . Wirstellen ferner die Forderung ,das inerster
Linie für unsere deutschösterreichische Jugend gesorgt wird und nicht für

Fremde .Bei der Behandlungder in NotgeratenenJugendmussalsGrundsatz
aufgestelltwerden,dassdieGemeindeverpflichtetist ,für jedesineinen
ErnährungsnotstandgerateneKindprinzipiell undabsolut zu sorgen .Essollt
auch mehr getrachtet werden ,Kinder bei wonlhabenden Familien unterzu¬

bringen ,statt i in roten Fürsorgeanstalten ,wie . B.in derSocietas .
Währendmandie Lobensmittelausgabenfür die Fürsorgefortwährendbeschränkt
ist Goldvorhanden ,um3 SozialistischeSutdentenheimeinGemsindeneubauten
unterzubringen .Wennmandie Poträge ,die unter demTitel derWohlfahrts¬
pflege als Subventionfür soz .dom .Erziehungsanstaltenverausgabtwerden ,
für die Jugendfürsorgeverwendenwürde ,würdennichtanallenStrassen¬
eckenjungeMenschenherumstchen,würdennichttausendejungeLeutesingend
undbettelnd durchdie StrassenWiensziehen .DieBeschränkungderTuberku¬
losenfürsorgeist geradein dieser Zeit der Massenarbeitslosigkeitunddes
Massenhungersder jungenLeutebesondersgefährlich .BezüglichderHeil¬
undPflegeanstaltenist zu bemängeln ,dasssich in ihnennochimmereine
sehrbedeutendeZahlpolnischerPatientenaufKostenderWienerBevölkerung
pflegen lässt .Bei der FörderungvonSport undKörperkulturist , abgesehen
vonderVerminderungdesdafürausgeworfenenBetrages ,zukritisieren,
dass kein Angehörigerunserer Parteirichtung bisher in denSportbeirat
einberufenwurde .Wasdie Gesundheitsfürsorgein denSchulenbetrifft ,
so mussfestgestellt werden ,dassdie SchulzahnarztstellenunddieSchul¬
arztstellen fast ausschliesslich mit Juden besetzt sind .
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Bozüglich der Verleihung von Stipendien stellt der Rodner anden
Roferenten die Anffage ,ob es richtig sei ,dass nur die Hörer der ersten

anatomischen Lehrkanzel ,deren Vorstand der Referent ist ,mit Stipen¬
dien bedacht werden ,während die Hörer an der zweiten anatomischen Lehr¬

kanzel leer ausgehen .Ber Reåner wendet sich dann der Frage der Not¬

standsanleihe oder des Verkaufes oder der Verpfändung von Gemeinde - ¬

vermögen zwecks Abhilfe des Notstandes zu .Er meint ,dass eine Anleihe

nur zu einem sehr hohen Zinsfuss zu bekommen wäre ,Wir stehen einer

Anleihe sehr skeptisch gegenüber ,wenn aber die Gemeinde eine Anleihe

aufgenommen hätte ,wären schr viele Milliarden ,sehr viel politischer
Pflanz und sehr viel optischer Trick der Wiener Bevölkerung erspart

geblieben .Sie hätten auch der Jugend tausendmal mehr gedient ,wenn Sie

das offene LandumWienerschlossen unddie Jugendin Siedlungenstatt
in die Zinsburgen ,die Sie gebaut haben ,gewiesen hätten .Die Folge
Ihrer Politik ist das stete Sinken der Bevölkerungszahl ,ist der ent - ¬
setzliche Geburtenrückgang .Eine gesunde Aufzucht der Jugend kann in
den Riesenwohnbauten der Gemeinde niemals erreichtwerden .Der Redner
beschäftigt sich schliesslich mit der Frage der Vermittlung des Eigen¬
tums an Wohnungenund bemerkt zum Schluss ,dass seine Partei auch
das Kapitel Wohlfahrtswesen ablehne .( Beifall bei den Nat .soz . )

GRtin . Dr . Motzkobemerkt ,die offene Fürsorge der Gemeinde erschöpfe
sich in einer Abweisungspolitik .Man hat ,um diese Abweisungspolitik zu be¬
gründen den Begriff des Familieneinkommensschaffen und zählt diesem
Einkommen auch das Einkommen von Menschen zu ,für die eine gesetzliche
Unterhaltspflicht nicht besteht .In einem Fall wurde sogar das Einkommen der
Schwägerin des Kindesvaters und deren Lebensgefährten :zugerechnet .Es
geht nicht an ,dass die Gemeindeganzeigenmächtigdas Gesetzbiegt ,wie
sie es braucht .Auf das Entschiedenste muss man sich dagegen verwahren ,
dass parteipolitische Propaganda mit der Fürsorgetätigkeit verquickt wird .
Da hat ein Fürsorgerat Mitteragger in der Neulerchenfelderstrasse aller
Fürsorgeparteie besucht und auf sozialdemokratischen Stimmzetteln
seine Visitenkarte hinterlassen ( Lebh .HörtHörtrufe bei den Soz . )Oderwie
werden die Sachbeihilfen gegeben .Da wurde einer Frau von der Magistrats

Abteilung 8 eine Bestätigung über 10 S gegeben ,sie wurde zu einer be¬
stimmten Zeit in die Judengasde 5 vor das Geschäft Goldberger bestellt ,
ein Magistratsbeamter der sie dort erwartet hat ,ist mit ihr in das

Geschäft gegangen ,die Frau durfte sich dort ein Paar Schuhe kaufen ,die
Frau Goldberger bekam die 1o S und in der Magistrats - Abteilungwurdedann
festgestellt ,dass die Schuhe höchstens 3 bis I Schilling wert sind .

In den allerletzten Tagen haben mir Fürsorgeparteien wiederholt
erzählt ,dass ihre Bitte um fallweise Aushilfen unter Berufung auf die

Winterhilfe abgewiesen wurde .Die Winterhilfe soll ein Plus sein und
darf in keiner Weise missbraucht werden ,um die Fürsorge der Gemeinde
einzuschränken .( Zustimmung bei den chr . soz . )

Ein besonderes Kapitel ist die Aufnahme in die geschlossene Alters¬
fürsorge .Der Vorgang ,wie solche Ansuchen bchndelt werden ,kommt einer
vollständigen Aufnahmssperre gleich .Dabei werden die Leute noch mit
Hohn und Spott bedacht .In den Versorgungsheimen ,besonders im Versorgungs¬
heim Baumgarten hungern die Loute .Wennes Fleisch gibt ,dann nur 3dkg .Die Kost ist ohne Substanzen gekocht und daher nicht nahrhaft .In ihren

Versorgungsheimen gibt es keine wirkliche Fürsorge und keine airkliche
Pflege für die alten Leute ,sondern nur Respektlosigkeit undHerzlosigkeit .Wenn sich die Leute beklagen ,werden sie nach Steinhof verschickt oder

strafweise in das oberste Stockwerk versetzt .Eine 74jährige Frau hat sich
wegen einer solchen Bestrafung vom A .Stockwerk heruntergestürzt .In den letz¬
ten 2 Jahren hat es in Baumgarten 5 Selbstmorde gegeben .Auch in anderen
Anstalten kommen solche Terrorakte vor . Wirwarnen Sie ,auf diesem WegeIhrer
Fürsorgepolitik weiterzugehen ( Lebh .Beifall b .. Chr . )

Nächste Sitzung Dienstag, .WEi . mden 20 . Dez . ,16Uhr .
Schluss der Sitzung 22 Uhr O5 .

Bogenabfertitung 22 Uhr08 .763
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Ein Anton Baumann - Parkin Währing .
In der Bezirksvertretung Währing ist der Antrag gestellt worden ,nach

dem verstorbenen Altvorsteher Währings Anton Baumanneine Verkehrsfläche
zu benennen .Der Gemeinderatsausschuss für technische Angelegenheiten hat

nun in seiner letzten Sitzung auf Antrag der Gemeinderätin Haas beschlos¬

sen ,die Gartenanlage ,die am Währingergürtel am Beginn der Antonigasse liegt
und die bisher noch nicht benannt ist ," Anton Baumann - Park " zubenennen .Die

Erläuterungstafel wird folgenden Wortlaut haben :" AntonBaumann( 1948 - 1926 ) ,
Bezirksvorsteher von Währing in den Jahren 1893 bis 1918 " .

Anton Baumann war bereits in der alten Gemeinde Währing als Gemeinde¬

funktionär tätig und ist dann nach der Einverleibung dieser Gemeinde in die

Bezirksvertretung Währing gewählt worden .Am24 .November1893 ist Baumann
zum Bezirksvorsteher gewählt worden und war als solcher viele Jahre hin¬
durch erfolgreich tätig .Von 1891 bis 1919 hat Bezirksvorsteher Baumannden
Bezirk Währing auch im niederösterreichischen Landtag vertreten ; erwar Mit¬

glied der Kommission für Verkehrsanlagen und Präsident des Jubiläums - Stadt - ¬
theatervereines und gehörte auch dem Direktorium der WähringerKommunal¬
sparkasse an ,Anton Baumann ,der am8 .November1926 in Wiengestorbenist,hat
sich um Währing besonders durch die Ausgestaltung des Aumannplatzes ,des
Türkenschanzparkes und des Czartoryskiparkes verdient gemacht ,

. — . — —- - -„ — ———- ¬
Jubilare derEhe .

In der letzten Zeit feierten die EhepaareWendelinundHermineFlei¬
scher ,Ignaz und Lina Neumann ,Sigmund und Bertha Plaschkes ,Paul und Anna

Rheinhardt ,Josef undFranziskaSereda ,JohannundDorotheaSchusterund
Markus und Regine Schüssler das Fest der goldenen Hochzeit .In Vertretung des

Bürgermeisterserschien amletzten SamstagamtsführenderStadtrat Honayin
der Wohnungder Jubelpaare ,beglückwünschtesie undüberreichteihnendie

Ehrengabe der Stadt Wien .

—. —- —-— — — .—- - .

Autobusverkehr am GoldenenSonntag .
Morgen ,Sonntag ( Goldener Sonntag ) ,wird auf den innerstädtihen Linien

I ,II und III in der Zeit von 8 Uhr 30 bis 19 Uhr ein Autobusverkehr ge¬

führt ,Auf den übrigen Autobustaglinien ist der Vexkehreingestellt .
. - . - . - .- .- ¬

Spenden .
Der Elternverein an der Mädchen - Hauptschule Friedrichsplatz hat dieser

Schule einen Mignonflügel ,der Elternverein an der Mädchen - Volksschule
Halirschgasse dieser Schule ein Klavier und die Niederösterreichische Es¬

kompte - Gesellschaft anlässlich des Weihnachtsfestes zu HandendesBürger¬
meisters zur Verteilung nach freiem Ermessen den Betrag von dreitausend
Schilling gespendet .Der Bürgermeister hat in der letzten Gemeinderatssit¬

zung den Spendern den Dank ausgesprochen .

. - . —. —.———————- „ ¬

Sitzung der Bezirksvertretung Neubau .
Die Bezirksvertretung Neubau tritt übermorgen ,Montag,um 18 Uhrzu

einer Plenarsitzung zusammen .
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Stand der Infektionskrankheiten imNovember .

Im Novemberlangten beim städtischen Gesundheitsamt547
Anzeigenüber Scharlacherkrankungenund554AnzeigenüberDiphtherie-¬
erkrankungenein .Dies bedeutet im Verhältnis zu den ver gangenenJahren
eingeringesAnsteigenderScharlach -undDiphtheriehäufigkeitimMo¬
nate November ;die Gesamtzahl der gemeldeten Scharlach -undDiphtherie¬
erkrankungenimJahre1932wirdjedochvoraussichtlich dieGesamtzahl
dieser ErkrankungenimvorigenJahr nichtübersteigen.

Keineprivaten MarkthalleninWien.
Zudenin der letzten Zeit verbreiteten Gerüchtenüber

die geplante Errichtung von privaten Markthallen verweist derMagistrat
darauf ,dass Markthallen ebenso wie offene Märkte nur auf Grundvon
Marktrechtenbetrieben werdenkönnen .Ein solches Marktrechtbesitzt
die GemeindeWienvonaltersher .AnprivateUnternehmerkannesnichtverliehenwerden .AnsuchenumGenehmigungzur Errichtungvonprivaten
"Markthallen"müsstendahervomMagistratabgelehntwerden.

- - . -
VerführungderEinrichtungenderWienerFeuerwehrvorRichternund

Justizfunktionären .
VoreinigerZeithataufErsuchendesOberlandesgerichts-¬

präsidiumsdieWienerFeuerwehrihreE,nrichtungeneinemgrösserenKreise
vonRichtern kursmässigvorgeführt .DerPräsident desOberlandesgerich¬
tesin WienhatnunnacherfolgterVorführungandenBranddirektorInge¬
nieurWagnereinSchreibengerichtet ,in demer seinenDankfürdieVor-¬
führungausspricht.IndiesemSchreibenheisstesunteranderem:„DieEindrücke ,die wiralle sowohlbei demerstenBesuchin derFeuerwehr¬
zentrale" AmHof "als auchbei unsererFahrtzudenverschiedenenFeuer¬
wachenimengerenundweiterenSchutzgebietegewannenhaben,hatdiese
ExkursionengeradezuzueinemErlebnisfüralleTeilnehmerge: taltet .EinglänzenderVortrag ,denHerrOberratIngenieurJohannStanzigüberdie
UrsachenunddieVerhütungdesFeuersgehaltenhatundderwissenschaft¬
licheTiefemiteinerlebensvollenundgeradezukristallklarenDarstellung
in seltenerWeisevereinigte,bildetedenwürdigenAbschlussunsererder
VerhütungundBekämpfungdesFeuersgewidmetenStudien. "

.
AusschreibungvonStifungenfürWaisenkinder.

AusdenAdolfIgnazundJulie MarzellineMautnervonMark¬
hof' schenStiftungenfürWienerWaisenkinderwerdenachtStiftplätzezuje
600Schillingan4WienerWaisenknabenund4WienerWaisenmädchen ,und

zwar je 2 an katholische ,je 1 an evangelische ( . B.und . B, )und je 1an
israelitischeWaisenkinder,verliehen .ZurBewerbungsindarmeWaisenknaben
imAlter von12 bis 16 JahrenundarmeWaisenmädchenimAlter von10bis

berufen .

14Jahren,dieinWienheimatberechtigtsind/DemvomgesetzlichenVertreterdesKindeseinzubringendenGesuchesindMittellosigkeitszeugnis ,Tauf -( Ge¬
burts - )schein,NachweisderZuständigkeitundderVerwaisung,letztesSchul¬
zeugnis und Vormundschaftsdekretbeizulegen .Die Gesuchesind bei derMa- ¬
gistratsabteilung 8 im Neuen Rathaus bis spätestens 30 .Dezembereinzu - ¬
reichen .Verleihungstagist der 6 .Februar1933.
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Budgetberatung1933 .
Wiener Gemeinderat

Sitzung vom 20 .Dezember 1932 .
VorsitzenderDr .Neubauer( soz . )eröffnetdie Sitzungum

16 Uhr10 .

Eswirdin die TagesordnungeingegangenunddieSpezialdebatder VerwaltungsgruppeI .
te/über den Voranschlagfür das Jahr 1933fortgesetzt .

GR .Muhlberger ( nat . )bemerkt ,der Bürgermeister hätte unbe - ¬
einflusst vonjeder Parteipolitik dafürzu sorgen ,dass imVoranschlag
fürdasJahr1933denheutigenElendsverhäktnissenRechnunggetragen
wirdundwenndr amtsführendeStadtrat als Nichtdeutscher für dasEldnd
derDeutschenin di ser StadtkeinVerständnishat ,müssteer ihnder
Amtsführungentheben .WiewenigVerständnisdr amtsführendeStadtrat
für die heutigenVerhältnissehat ,geht daraushervor ,dass er diejni¬
gen ,die mitderVerwaltungdr Sta dt nicht zufriedensind ;alsQueru-¬
lanten bezeichnet hatIn welcher FormBürgermeister und Stadträte ihre Ver - ¬

pflichtung zur Unparteilichkeit auffassen ,geht aus derBehandlungder
Subventionenhervor .Die Subventionen wurdenimJahre 1932soaufgeteilt ,
dass jüdische undsozialdemokratischeVereinedenselbenBetragvom
Jahre1931bekamen,währenddie nichtjüdischenundnichtsozialdemokratische
Verinendie Zuwendungengekürztwurden .DenNaturfreundenwurden8000

S undunterdemTitel ' Asköweitere55 . 000S zuerkarnt .Dagegenbekommtder
deutscheTurnerbund,dermichtwenigeralsfast16. 000Mitgliederhat ,das
Trinkgeldvon2000S ,derdeutschösterreichischeAlpenvereinüberhauptnichts ,ebenso auch der deutsche Schulverein ,dem sogar das Recht der
Strassensammlung ,das er in der Monarchiehatte,genommenwurde .Allediese
ereine würden Sie subventionieren ,wennsie den Arierparagraphen streicher

würden,daswerdenSieabernichterleben .WirlegengegendiesenMiss-¬brauchöffentlicher Mittel frotest ein undfordern ,dass dieöffent -¬
lichenMitteln ,die durchdeutschenGeist ,deutscheArbeitskraftund
deutschenFleisserworbenwurden,restlosdenDeutschenzugutekommen.
WennesdenAsiaten ,wiehierals ungebeteGästeleben ,nihhtpasst ,mögen
sie überdie Taborliniedorthingelen ,wohersie gekommensind .DerRedner
stellt denAntrag ,das eingereichteSubventionsansuchendemGemeinderats¬
ausschussII zur Begutachtungvorzulegensind .Er verweistsodanndarauf ,
dass demVerbandfür freiwillige Jugendfürsorgeder gewiss nichthohe
Betragvon60. 000Szugewendetwird .Aberauchdasist einepar-teipoli¬
tischeZuwendung,dadervölkischenJugendderBeitritt zudiesemVerband
vewweigertwird undsie daher überhauptkeine Subventionbekommt .Auchvon
den Zuwendungenfür Sport undKöparkultursind alle völkischenVereine
ausgeschlossen .DerRednerbeantragt ,dass die imWirkungsbereichderVer-¬
waltungsgruppeIII bestehendenKuratorienBlindenfürsorgeundJugendam
Werkaufgelöstwerden ,da sie nicht mehrdenMehrheitsverhältnissenim
Gemeinderatentsprechen,unddassdieNeuwahlfürdieseKuratorienbis
15 .Jänner 1933vorzunehmenist .Er verlangt vonStadtrat Tandlerschliess -¬
lich Aufklärung ,obdafürvorgeworgtwordenist ,dassdnSimmeringerGärt-¬
nernstatt desbeschmutztenNutz -undTrinkwassersreines WasserzurVerfü¬
gunggestellt wird ( Lebh .Beifall b .d .Nat . ) .

766



ATHAUSKORRESPO
Herausgeberund verantw .Redakteur :
FRANZ XAVERFRIEDRICHII .Nlatt

Wien ,am

R

GRtin .Platzer ( soz . )kommtauf die Behauptung zusprechen ,
dass die Pfleglinge in den städtischen Vers orgungshäusen Hunger leidn .

Es wäreja nicht undenkbar ,dass in so grossenAnstalten Klagenvorkommen,
umsomehrals sich Leute in vorgerücktemAlter schwerin eineGemeinschaft
einfügen können ,aber eine grös sere Anzahl von Pfleglingen sowohl in
ainz wie auch in Baugarten hat übereinstimmendausgesagt ,dass dasEssen
gut und genügendsei .( Zwischenrufebei den Chr .und Nat . )Sie erhalten Sup¬
pe und Gemüse ,soviel sie wollen,allerdings nicht immergleich ,sie können
auch zwei - unddreimal verlangen,sodass sich auch stärkere Esseranessen
können .EineFraunamensNimfürerzählte der Rednrin ,sie sei aus derBürger-¬
versorgung gekommen,habe ein Gasthaus ind er Bellarie gehabt und sie er¬
klärte ,dass die Pehauptung ,die Pfleglinge müsstenhungern ,eineUnwahrheit

der Anstalt insei ( Lebh . HörtHörtrufe bei den Soz .) Auchin/Baumgarten , über welche
Strin .Dr . Motzkobesondere Klagen vorgebracht hat,habe Rednerin übersin¬
stimmendgehört ,dass die Behauptung ,die Pfleglinge müsstenHungerleiden ,
unwahrost ( " euerliche Hört Hörtrufe bei den Soz . )AuseinemKüchenrapport
dieser Anstelt geht hervor ,dass zah lreiche Protionen in die Küchezurück
gehen ,ein Beweis ,dass genügend Essen gegeben wird .Das wichtigste ist
aber ,dass die Möglichkeitbenteht ,über das normaleMassder Portionhimaus
Essen zu bekommen ,welchemVerlangen die Kücheents prechen muss .DieRed- ¬
nerin verliest einen Speisezettel aus dieser Anstalt vomMonatDezember,
woraushervorgeht ,dassdie PfleglingeamSonntagHasenbratenmitKmödel,
am Dienstag Rindfleisch mit Kohlrüben ,am Donnerstag Blutwurst mitSauer - ¬
kraut ,amSamstag"asenjungesbekamen .Als Nachtmahlerhielten sieabwechs-¬
selnd Knackwurst ,Würsteln ,Einbrennsuppemit Nudeln ,Presswurst ,Käeund
so weiter und aussermemMchlspeise .Der Speisezettel ist durchausabwehs¬
lungsreich ,mitaller Aufmerksamkeitzusammengestelltundoft wirdMittag
und AbendFloisch gegeben .Auchdie Behauptung ,dass besonders inPaum¬
garten an demReinlichkeitsbedürfnisder Pfleglingegespart wird ,ist un¬
r ichtig .In Painz und in Baumgartenmussjeder Pflegling mindestensein
bis zweiBäderimMonatnehmen ,eine Einschränkungist nur durchdenGesund¬
heifszustand bewilligt .Auf jeden Pflegling entfallen durchschnittlich
1 BäderimMonat .SokönncemanBehauptungumRehauptungzergliedernund
zumSchluss würdenichts an dres herauskommen ,als der Versuch,mitdema¬
gogischenMittelnpolitische Propagandazu troiben( Le. Beifallb .d .Soz. )
WürdemandenSpeisezettel eines Angestelltenmit einemEinkommenvon140
bis 180S oderdeneinesAbbeitersmiteinemWachenlohnvonlo bis 50Soder
deneinesKurzarbeitersmit25bis 30S vergleichen ,so würdeeinsolcher
VergleichsehrzugunstenderstädtischenVersorgungsanstaltenausfallen.
( Zustimmungbei dn Soz. - GR.Prinke ( chr . ) :Nochbeser wärees,einenAus- ¬
gesteuertenzumVergleichheranzuziehen ! )DieMehrheitdesHauseshatden
Wechsel ,densie denWählernausgestellt hat,trotz des Zwangeszurgrössten
Sparsamkeitund trotz stark gesenkter Einnahmenalso auch auf diesemGebiete
zur Gänze eingelöst .Es würde für die Mehrheit eine grosse Beruhigung bedeuten ,

wennalle Arbeitslosen und Ausgsteuerten ,wennauch alle Hausgehilfen ,
ddemit hooder50JahrenkeineAussichtauf Stellungmehrhaben ,denen
mandie kargeAltersfürsorgerentenicht nachjener Lohnklassozahlt,nachder
sie ihreBeiträgeleisten,mitLebensgüternsoversorgtwürden,wiediePfleg-¬
lingederAnstaltenderGemeindWien( Lebh .Beißall . d .Soz. )

St . Rtin .Dr .Motzko ( chr . )stellt zunächst fest ,dass sie
nurvonBaumgartengesprochenhabe .Essei sehrauffallend ,dassFrauNim¬
für ,eine alte WienerBürgorin ,ihr vor einigen Tagenin einemBriefver - ¬
sicherte ,es sei nichtwahr .dassdiePfleglingein denVersorgungsanstalten767
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der GemeindeWienhungern .( Rufebei denSoz . : Naalso ! ) Atempoaufmeine
ersto Rokrimination im Gemeinderat ist dieser Brief ,gekommen,erwaralso

ggewissbestellt ( ZustimmungbeidenChr . ,zahlreichefoei ' nSoz . )Ichhalte
die Anklagen über Baumgartenvollinhaltlich aufrecht ( Beifall bei denChr .
Zwischenrufebei dn Soz . )Wenneine sozialdemokmatischeGemeinderätin
in die Anstalt,kommt ,wird natürlich alles rosarot geschildert und dasPa - ¬
pier der städtischenVerwaltungist ja geduldig .( GR. Jalkozy( soz . )
Wirwerdenmiteinanderhingehen ! )Die Menschenhabengar keinenGrund ,mir
etwasvorzulügen .ImSpeisezettel steht allerhand .Aberwennes zumAusteilen
kommt ,sagt der Pflegeroderdie Pflegerinoft ,jetzt kommtder kleineSchöp-¬
fer daran ,weil nicht genug da ist ( GRtin .Platzer ( soz . )Das ist nicht

wahr ! ) Wenndie Vorredrenin sagt ,dass die Leute auch Abends Fleisch bekommen ,

so ist das dahinrichtigzustellen ,dass sie ein kleines StückBlutwurst
bekommenundsonstnichts,weilsie die drei kleinenBrötchen ,die siemor¬

- ensfassen ,schonaufgegessenhaben .Dieffleglinge stehenunter demTerror
einer Angestellteng - ruppe( Zustimmungbei denChr,Zwischenzufebe i denSoz. )
Ich waran Wahltagenin Lainzundhabegesehen,wiedie Pfleglingedortbe-¬
handeltwerden ,undich werdeihnenimmerwiederdasBeispielvonLiesing
vorhalten,wosie alle die armenLeute ,die gewagthaben ,gegendieVerwaltun
urddasPersonalauszusagen,nachSteinhofgeschickt haben .Siehaltendiese
MenschenwieGefangene,aber nichtwieLeute ,denenmaneinensorgenlosen
Lebensabendschaffensoll .( GR. Kurz( soz . )UnterIhrerVerwaltunghabendie
Leutewirklichgehungert ! ) Wenndie Vorrednerindavongesprochenhat ,dass
es den Pfleglingen in Lainz besser geht als den Kurzarbeitern und den Arbeit

losen,somussich ihr entgegenhalten ,dassan der ungeheurenSteigerungder
Arbeitslosigkeitin Wiendie zwölfjährigeWegsteuerungdesBetriebskapitals
durchdiesoz .ParteidieHauptschuldträgt ( Beifallb .d .Chr. -Zwischenrufe

. d .Soz . ) WieSie überdie Arbeizslosendenken ,die imJenussderArbeitslosen¬
unterstützungstehen ,beweisendievielenRekurse,dieimStadtsenatgegendieVerweigerungvon Pflege beiträgen eingebracht werden .Wennes gilt,zu hetzen
undUnruhezu stiften ( GRTin .Platzer Dastun Sie ! )dannsind Ihnendie
Arbeitslosengut genug .( Dr .Riehl ( nat . )Für Subventionenan rôteVereine
habt Ihr Geld ! )In den ersten Umsturzjahren wares sehr schwer für eine Haus - ¬in ien ,
frau/eine Hausgehilfinzu bekommen .Dannkamdie wundervolleHausgehilfenab¬
gabeundvondemZeitpunktan,wodieseSteuerstrafeaufdasHaltenvonHausge
hilfen eingeführtwar ,gibtes einenUeberflussan stellenlosenHausgehilfen
( G.RtinDeutschKrammer( soz . ) 4SfürzweiHausgehilfinnen!)bei4Hausge-¬

hilfen sind es scon 900S imJahr .Sie habendiesen Berufruiniert ( Lebh.
Beifall . d .Chr .) DamitdassSiedannzweiHeimederGemeindeWiendemVerein
Einigkeit schenken ,der schon ixmal zusammengekrachtist ,schaffen Siedie
NotderHausgehilfennichtausderWelt .( GR. Dr.Friedjung( soz . )NurdieBank-¬
skandalehabendasherbeigeführt!)-GR.Pappanek( soz . )HerausmitderAlters-¬
versicherung ! )Sie wissen sehr genau ,dass weder der Bundnoch dieGemeinde
nochdiePrivatwirtschaftdieseBelastungertragenwürde( RufebeidenSoz. :
Aha ,da habenwir es ! )Sie wissen ,dass die Altersversicherungheuteundurch¬
führbarist ,aber es ist für Sie ein Agitations -undHetzmittel .WennSie
gegenüberder fürchterlichenStrangulierungder Pflegebeiträgedaraufhinwei¬
sen ,dass es Menschengibt ,die noch weniger haben,so sage ich :Ihre Schande
ist es ,dassessolcheMenschenaufWienerBodengibt .IhreFürsorgeistund
bleibt eine i
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St . R .Tandler bemerkt in seinem Schlusswort gegenüber den
Einwendungen dr Debatteredner ,dass die Gemeinde in der Bekämpfung der

Arbeitslosigkeit zu wenig leiste ,dass die Gemeinde ja ausserstande sei ,
den Krankheitsprozess der Arbeitslosigkeit von sich aus zu kurieren - Es
bleibt ihr nichts übrig ,als zu versuchen ,das eine oder andere Samptomzu
bekämpfen .Gewiss wäre es auch uns recht ,wenn wir die für Unterstützungs - ¬
zwecke zur ' erfügung stehenden Summen erhöhen könnten ,leider fehlen uns

die Mittel hiezu . Es wurde gesagt ,ich hätte diejenigen ,die
mitd er Verwaltung dr Stadt nicht zufrieden sind ,als Querulan - ¬
ten bezeichnet .Ich habe den Ausdruck " Querulanten " überhaupt nicht ge - ¬
braucht .Allerdings habe ich davongesprochen ,dass sich unsere Fürsorge- ¬
rische Tätigkeit leider zu einem Teil darauf erstrecken muss ,Leute von

der Fürsorge fernzuhalten ,die vorgeben ,im Elend zu sein,es aber nicht sind .
Ich meinte Fälle wie den einen ,dass eine Familie ,die ein Sesamteinkommen

von 1000 S im Monat bezieht ,sich nicht schämt ,um eine Unterstützung ein¬
zukommenundgegenden abweisendenBescheidnochzu rekurieren .Es wurdeuns
zum Vorwurf gemacht ,dass es uns an Ideen in der Fürsorge fehle .Es ist gar

nicht so schwer ,Ideen in der Fürsorgezu haben .Nurbraucht es zuihrer
Durchsetzung ausserordentlich viel Zeit undGeduld .Wir haben uns z .B .aus - ¬
serordentlich bemüht ,junge Leute aufs Land zu bringen . Esist ein ungeheuer
schweres Problem ,den Merchen zu Transplantieren und es braucht dazu aus - ¬

serordentlich langer Zeit .Aber tatsähhlich ist es uns schon vor Jahrenge¬
lungenGruppenvonjungenLeutenauf Latifundien im Marchfeldunterzubrin¬
gen und zu errreichen ,dass diesen jungen Leuten nicht das Maximum an Arbeit

zugemu tet wird .Ein dort eingeführtes Brämiensystem hat auch sehr guten Er
folg gehabt . Wirhaben auch in einer weiteren vomGR. Dr .Riehlangeregten
Frageuns sehr bemüht .WirversuchenKindervonEltern ,die dieVersorgung
ihrer Kinder nicht bestreiten können ,zu solchen Leuten zu bringen ,die Kin¬
der gerne als ihre eigenen annehmen .Aber auch da sind die Schwierigkeiten

ausserordentlich gross . WievileMüzter gibt es ,die ihre Kinder nicht herge - ¬
ben wollen ,was ja sehr verständlich ist .Undwie schwer ist eineEinigung
zwischendenKindeselternunddenkünftigenPfgegeeltern .GR .Zörnlainmeinte ,

wir sollten auf die Lehrlingsheime und auf die Berufsberatung wrzichten .
Wirbefürsorgendie Menschenbis zum14 .Lebensjahtmit einemsehrgrossen
Geldaufwandundsollen sie geradein der Zeit ,die immenschlichenLeben
hesonders glücklich ist .im Stiche lassen .Dass die Armenlotterie aufge - ¬
geban werde ,ist auch mein Wunsch,ebenso wie ich darauf gedrungen habe ,dass
die Armensammeltageeingestellt werden .GR .Weikert hat Auskunft überjenen
Fonds des Bürgermeisters verlangt ,der für die Dotationausserordentlicher
Fzlle bstimmt ist . Eshandelt sich hier um verschämte Arme ,die den normalen

Wegder Fürsorge zu geln sich schounn .Es sind das verarmte Menschen ,die
unsvondenKünstlergenossenschaften ,vondenArchitektenvereinigungenge¬
schickt werden und auch Arbeiter ,die ihre Not nicht öffentlich eingestehen
wollen .Dass dieser Fonds abgeschafft wird ,kann wohl niemandwünschen .
St . R .Tandler gibt sodann Aufklärung in der Frage des Wasser für die Simme- ¬

ringer Gärtner undgibt bekannt ,dass hier eine ReihevonKommissionierungen
stattgefunden habe ,dass ew sich auch persönlich in der Sacheinfoemiert
habe und sagt zu ,dass mit Eintritt besseren Wetters einigeAuslaufbrunnen
werden errichtet werden . ST . R .Tandler kommt sodann auf den von GR ,Dr .Riehl

erwähnten Fall eines Strassencahners mit 5 Kindern zurück ,hinschtlich dessen
die Fürsorge nicht rasch genug eingegriffen hätte .Der Mannist am 13 .Dezem¬
ber entlassen worden,hatte aber am 1 .Dezember bis zum 16 .ordnungsnemäss
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seine Bezügeerhalten .Die Frau fand sich im Jugendamtein,woihreSache
sofort aufgenommenwurde .Sie erhielt an demselbenTagefür 3 KinderSpeise - ¬
markenfür ein Mittagessenauf 3 Wochen .ImFürsorgeamtwurdanihrweitere
6 S als Aushilfegegebenundein AotokollwegenErhaltungsbeiträgefürdie
Aindermit ihr aufgenommen .EinrGrundzur Beschwerdeliegt also hiernicht
vor .Es stehen uns zwe i Angestellte ,die mit Motorrädern vershen sind ,zur
erfügung .DieseAngestelltensind mit nichts anderembeschäftigt alsdamit ,

wenneine Nachrichtüber einen plötzlichen Elendsfall einläuft ,sofort
die Recherchenvorzunehmen .Es ist auhunter denArmenWiensbekannt ,
dass,wennmansich rechtzeitigandie richtigeStelle wendet ,die Hilfeso
rasch wie möglichgeleistet wind .Wasdie Säuglingswäschebetrifft ,sosind
imPaufedesJahreslediglichin 134FällenvonSanatoriumsentbindungen
die Paketeausgefolgtworden ,darunterwaren70Krankenversicherte ,
die anderen60 hauptsächlichGewerbetreibende ,Aerzteundandere .DieRekri¬

e inmaIminationen bezüglich der offenen Fürsorge beziehen sich darauf ,
dasswirdenEürsorgerätenzuviel ,dasanderemaldarauf ,dasswirihnenzu
wenigRechtegeben . GR. TinDr ,Motzkohat hier den Fall desFürsorgerates
MittereggerzurSprachegebracht ,derangeblichaufsozialdemokratischem

Stimmzettel seine Visitkarte bei den Fürsorgeparteien abgegeben habe .Mitter¬

eggerhatschonin derSektionsversammlungdenchristlichsozialenFürsorge-¬
rat ,der diesenVorwurferhob ,erklärt ,dass die Stimmzettelvonihmnicht
herrühren und dass auch die Schriftzüge auf diesem Stimmzettel vonihm
nicht stammen .Er forderte in einer Sitzungim Dezemberdenchristlichsozia¬
lenFürsorgeratauf ,dieStimmzettelsämtlichenFürsorgerätenzuzeigen,worauf dieser aber erklärte ,die - timmzettel nicht mehr in seinem Besitz zu
haben ( Hört Hört bei den Sßz . ) St . R.Tandler kommt sodann auf die Vorwürfe

der G .Rtin Dr .MotzkowegenangeblichunkorrekterVorfälleanlässlichder
WahlimLiesingerVersorgungsheimundaufeinendamitimZusammenhangstehen
denProzesszusprechen .DieAngelegenheitwurdeuntersucht .EznigeFrauen
legten Aussagen ab,wegen die ser Aussagen ist es zu Streitigkeiten zwischen

denFfleglingengekommenundumdenFriedenin derAnstaltherzustellen,
wurdeneinigedieserPfleglinge,wohlgemerkterst nachdemsie dieAussageabgelegt hatten ,aus der Anstalt wegggbracht .DasStrafverfahren ,dasim
Gangewar ,wurdeeingestellt ,sodassmanalsogewissnichvonirgendwelchenMachinationendesFürsorgeamtessprechenkann. . RtinMotzkohatauchdavon
gespprchen ,dassin denAnstaltenangeblichgehungertwerde .MirhabendiePfleglingeeinSchreibengeschickt ,indemsie dasentschiedenbestreiten
ich legediesesSchreibenaberabsichtlichnichtvor ,weilmirsonstgesagtwürde ,dassich es bestellt hätte . Esliegt aberauchein PerichtdesPrimar¬arztes und des Verwalters der Anstaltvor ,

in dm die Sachlagerichtigdargestelltwird .Frau . RtinMotzkokannin diesenBerichtEinblicknehmen . G.RtinMotzkobehaupteteferner ,dassin einerAnstaltfür 900Per-¬sonen 3
Badewannenzur erfügung stehen .InWahrheitgibt es imder Anstalt 38 Wannen,injedemStockwerk2 Badezimmermit je3Wannen .( HörtHörtbei der Mehrheit ) . Esist selbstverständlich ,dass dieAn- ¬

staltsleitung die alten Frauennur unter BeobachtungdurcheinePflegerinbadenlässt . Dasist die VerletzungdesSehamgefühls,vonder . RtinMotzko
gesprochenhat . St . R.Tandlererklärt schlieslich ,er habefür seinReferatnie in Anspruchgenommen ,dass es frei vonallen Fehlern sei ,wohlaberkönneer in Anspruchnehmen,dassmandarannichtnurdieFehlerfeststelle ,sondernihmzubillige ,dasser seinReferatnachstemWissenund Gewissenführe .( Lebh .Beifali b .. Mehrheit ) .

Der Voranschlagder Verwaltungsgruppewird hierauf ange- ¬
nommen,die in der Debattegestellten Anträgewerdenabgelehnt .770
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Die Spezialdebatte über das Kapitel Wohnungswesen leitet amts¬
führender STR .Weber mit folgendem Bericht ein :

Das Budget der Verwaltungsgruppefür dasWohnungswesen
blieb natürlich von dem gewaltigen Einnahmerückgang der Gemeindenicht
unberührt .Für das Jahr 1933 sind die Bruttoausgaben ,die imlaufenden
Jahre noch59 . 7MillionenSchilling betragen ,mit 55,146 . 000Schilling
präliminiert .Seit dem Beginne der grossen Bautätigkeit der Gemeinde
im Jahre 1923 wurdenim Jahresdurchschnitt für den Wohnhausbau76Mill .
Schilling verausgabt ,nicht gerechnet die Kosten der Baugründe .Im
laufenden Jahre sind für diesen Zweck im Budget noch 47 . 8Millionen
Schilling enthalten und für das Jahr 1933 konnten die Ausgaben für den

reinen Wohnhausbau nur mehr mit 4c . 6Millienen Schilling präliminiert

werden ;der Ausgabenrückgang für den Wohnhausbau gemessen amDurch¬
schnitt der Ausgabender letzten 10 Jahre beträgt also diegewaltige
Summevon 35 . 4Millionen Schilling .

Ich habe schon im Vorjahre die Debatte mit der Bemerkungeinge¬
leitet ,dass eine Einschränkung der Bautätigkeit doppelt schmerzlich

sei ,doppelt nicht nur wegen der drückenden Wohnungsnot ,sondern vor

allem wegen der immer mehr umsichgreifenden Arbeitslosigkeit .Diese
Worte haben heute erhöhte Geltung und ich kann nur hinzufügen ,dass
sich die Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkte wesentlich verschlechtert
haben und dass die Wohnungsnottrotz demstarken ZuwachsanWohnungen
noch immer sehr gross ist .Die private Bautätigkeit ist sehr gering .
Es wurdenvon Privatenin den zehn Monatendes laufenden Jahres durch
Neubautennur 156 ,durchZubauten62 unddurchUmbauten301Wohnungen,
zusammen 819 Wohnungen errichtet .

So sehr wir auch bedauern ,dass im nächsten Jahre für denWohn¬
hausbau nur der Ertrag der Wohnbausteuerzur Verfügung steht unddaher
statt wie bisher jährlich . 000Wohnungennunmehrnur etwa . ooe
Wohnungengebaut werdenkönnen ,könnenwir dochbefriedigt sein ,dass
es der Gemeinde Wien möglich ist ,trotz der alles erstickenden Wirt - ¬

schaftskrise die Bautätigkeit wenigstens in diesem noch immergrossen
Umfangefortzuführen .Die GemeindeWienist auf demBaumarktedereinzige
gresse Auftraggeber .ImlaufendenJahre wurdenauf 38 Baustellen . 617
Wohnungenfertiggestellt ;im Bau werden sich auf 29 Baustellen am
31 .Dezemberdieses Jahres noch . 902Wohnungenbefinden ,dievoraus - ¬
sichtlich bis Ende 1933 der Benützung übergeben werden .

Ich habe schon bemerkt ,dass mit dem Ertrage der Wohnbausteuer
etwa . 000Wohnungen gebaut werden können .Eine Wohnung wird daher im
Durchschnittnur 10 . 000Schilling kostendürfen .DiesesZiel ist bei
sparsamsterBauweiseundWeglasangalles Entberhlichenerreichbarund
nur erzielbar ,wenn die Einbauten auf das allernotwendigste Ausmass

reduziert werden .Es wurden schon im laufenden Jahre einige Bautennach
diesen Gesichtspunktenerrichtet .Sie entsprechen allen Anfarderungen ,
die gerechterweise an eine Kleinwohnunggestellt werdenkönnen .

Die Abrechnungder fertigen Bauten nimmteinen befriedigendenFort - ¬
gang .Von isngesamt 318 Bauten sind bereits 290 ,also 91 Prozent voll¬

kemmenabgerechnet .

Die Inanspruchnahmedes Wohnungsamtesist nach wie vor überausstark ,
stärker als meines Erachtens im Wohnungsmangel begründet ist .Dasist
aber leicht erklärlich ;es strebt eben jeder Wohnungssuchendever allemein
gesunde ,billige Gemeindewohnung an .
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Für die NachfrageamWohnungsmarktesind vor allem dieWehnungs¬
kündigungen und die Eheschliessungen massgebend .Bei den Wiener Bezirks¬
gerichten erfolgten vom Jänner bis Oktober . J ,pro Monat durchschnitt¬

lich 1600 Kündigungen .Zwei Drittel der Kündigungen entfallen auf Haupt - ¬
mieter und ein Drittel auf Untermieter .

Die Zahl der Eheschliessungen ist gegenüber dem Vorjahre umrund
1ooo zurückgeblieben .Es wurden vom Jänner bis Oktober . J .12 . 651
Haushalte gegründet ,das sind im Monatsdurchschnitt . 260Eheschliessun¬

gen .

Aus diesen zwei Ursachen allein treten monatlich rund . 800Be¬
werber auf dem Wiener Wohnungsmarkte auf .Gewiss strebt nicht jede

dieser Parteien eine eigene Wohnung an ,wie es auch gewiss ist ,dass

sich ein Teil auf demprivaten Wohnungsmarkte ,auf demjährlich . 500
bis . 000Wohnungen durch Tod oder Wegzug frei werden ,ein Obdachbe¬
schafft .Aber der grössere Teil bemüht sich doch beim Wohnungsamte um
eine Wohnung .Auf dem Wiener Wohnungsmarkte treten ausser diesen Be¬
werbern noch die aus der UmgebungWiens und aus den LändernZuwandernden
als Wohnungssuchende auf .Die Zahl der nach Wien Zuwandernden ist leider
nicht feststellbar ,sie beträgt aber jährlich zweifellos einige Tausende .

Ausser den Wohnungslosenbemügensich zehntausende Mieter ihr gewissoft
unzulängliches und teueres Quartier gegen eine gesunde und billige

Gemeindewohnungeinzutauschen .
So ist die gewaltige Inanspruchnahme des Wohnungsamtesbegreiflich .

Im Jahre 1931 wurden beim Wohnungsamt89 . 260Eingabeneingereicht ;
davon entfielen auf mein Büro allein 34 . 000Schriftstücke .Imlaufenden
Jahre wird nach den bisherigen Ergebnissen die Zahl der Eingabennicht
geringer sein .Entsprechend der Zahl der Bewerber ist natürlich auch
der Parteienverkehr im Wohnungsamterenorm .Das Amtwird täglich von
800 bis . 000Parteinn aufgesucht .Bei dieser riesenhaften Inanspruch¬
nahme des Wohnungsamtes ist es keineswegs leicht ,allen berechtigten
Anforderungen Rechnungzu tragen .VomJänner bis Oktober . Jwurden
6 .128 Wohnungen zugeteilt und damit 21 . 438Personen mit ihren Wohnungs- ¬

ansprüchen befriedigt .Davon wurden . 793in Naubautenuntergebracht ,
838 in städtischen Althäusern und . 497in Privathäusern .BeimWohnungs- ¬
amte sind gegenwärtig noch . 255Wohnungssuchende vorgemerkt .Ausserdem

erliegen 115 . 000Tauschgesuche von Parteien ,die eine Gemeindewohnung
an Stelle der alten Wohnung anstreben .

Ich kann auch in diesem Jahre nur meinem Bedauern Ausdruck ver¬
leihen ,dass die Gemeinde auf die Vergebung der in denPrivathäusern
freiwernenden Wohnungen keinen Einfluss hat ,und ich erhebe auch heute
von dieser Stelle aus die Forderung an die Gesetzgebung ,ein brauchbares
Gesetz über den Wohnungsnachweiszu beschliessen .Es ist unverantwortlich ,
dass in einer Zeit schwerer Wohnungsnot Wohnungen leer stehen .Ich habe

aus einer Tageszeitung vom 16 .Oktober . J ,die darin offerierten Wohnun¬

gen zusammengestellt ;danach warenan diesem Tage in dieser einenZeitung
517 frei unmöblierte und 61 möblierte ,zusammen578 Hauptmiet -Wohnungen,
vom Kabinett bis zur Sechszimmerwohnung ,offeriert .Darunter befanden

sich 135 Küche - Zimmer -Wohnungen ,82 Zimmer -Kabinett -Küche -Wohnungen ,

105 Zweizimmer - Wohnungen ,86 Zweizimmer -Kabinett - Wohnungenund 61Dreie
zimmer - Küchg - Wohnungen ,29 Vöerzimmer - Wohnungenund 38 Wohnungenvon4
Zimmer - Kabinett bis 6 Zimmer .Die Leerstehungen erstrecken sich auf alle
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Bezirke Wiens .Die geforderten Ablösen schwanken zwischen 500 bis . 000
Schilling .Für eine Küche - Zimmer -Wohnung werden 500 bis . 000Schilling
begehrt ,für eine Zweizimmer - Wohnung . 000bis . 500S .Die bogohrton

Monatszinse schwanken bei der Küche - Zimmer - Wohnungvon 1o bis 1l0
Schilling ,bei den Zweizimmer -Wohnungen von 12 bis 160Schilling .

Die Forderung nach Schaffung eines Wohnungsnachweisgesetzes darf
vorstummen .

nicht . Es muss erreicht werden ,dass jeder Vermieter den
Mietgegenstand bei Wohnungsnachweis anzuzeigen hat und dass die Mieter ,
statt durch kestspielige Insertion und Vermittlungsgebühren und durch

ebenso kostspieliges und zeitraubendes Suchen in allen Gassen ,imWohnungs¬
nachweis in das Verzeichnis der freien Mietobjekte Einblick nehmen können .

Natürlich muss den Gemeindenim Falle der Nichtvermietung einer Wohnung
ein rasch wirksames Einweisungsrecht gegeben werden .

Der Aufgabenkreis der städtischen Wohnhäuserverwaltung ist auch
in diesem Jahre gestiegen .Die Zahl der Mietobjekte beträgt 6l . 877 .Es

kann mit Befriedigung festgestellt werden ,dass trotz der schwierigen
wirtschaftlichen Lage der Mietzinsrückstand verhältnismässig gering ist .
Er betrug am 31 .Oktober . J .bei einer Mietzinsvorschreibung von

. 8Millionen Schilling blos 231 . 100Schilling .Das gute Einvernehmen

zwischen den Wohnparteien und der städt .Wohnhäuserverwaltung geht daraus
hervor ,dass im laufenden Jahre nur 172 Kündigungen notwendig waren ;davo
erfolgten nur 82 Kündigungen wegen Nichtzahlung des Mietzinses .Räumungs¬

klagen waren insgesamt nur 13 netwendig .

Für die Gebäudeerhaltung sind im Voranschlag . 5Millionen Schilling
vorgesehen und als Reserve für grössere Instandhaltungen sind 4 Millionen

Schilling präliminiert .Die gesamte Reserve für grössere Instandsetzungs¬

arbeiten wird voraussichtlich Ende 1933 16 . 7Millionen Schilling betrag
Die Zahl der zentralen Waschküchen und Bäder hat sich um je einen

Betrieb vermehrt .Berzeit stehen 33 Sentralwaschküchen mit 825 Wasch¬

ständen und 276 Waschmaschinen in Betrieb .Die Bäder verfügen über 312
Wannen und Ll6 Brausen .

Im Voranschlag ist auch ein Betrag von 900 . 000Schilling für Zu¬
schüsse zu den Mietzinsen bei Instandhaltungsarbeiten ,wenn dadurch die

Mietzinse lo Groschen für eine Friedenskrone übersteigen ,enthalten .Der

vom Gemeinderat eingesetzte Beirat hat bisher 72 Sitzungen abgehalten und

für . 915 Häuser an 13 . 128Parteien monatlich 235 . 990Schilling bewilligt

Bis zum 1 .Dezember wurden 2,298 . 575Schilling bewilligt .
Für die Kleingartenförderung enthält der Voranschlag 21 . 000Schillir

mit den Personalkosten und sachlichen Ausgaben werden die Kosten des Kleir

gartenwesens 65 . 000Schilling betragen .
Auf die in diesem Budget zum Ausdruck gebrachte Leistung der Gemein

Wien können wir trotz der Kürzung der Ausgaben für den Wohnhausbau mit
Berechtigung stolz sein .Dieser Zweig der Sozialpolitik der Gemeinde

hat bisher nicht nur hunderttausenden Bewohnern dieser Stadt Leben und
Gesundheit bewahrt und verbessert ;er hat auch demWirtschaftsleben

mächtige Impulse gegeben und durch die schönen und eft mächtigen Bauten
den vielfach öden Vorstädten Wiens städtebaulich ein prächtiges Antlitz

verliehen .

Das Budget des kommenden Jahres sieht trotz aller Schwierigkktien
die kraftvolle Fortsetzung dieses Zweiges kommunalenSozialpolitik
und produktiver Arbeitslosenfürsorge vor und ich bitte daher in die

Beratungen einzugehen .( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit ) .
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GR .Biber ( chr .soz .) hält die Verwaltungsgruppe IV für die ein¬
zige ,bei der durch einen Wechsel im System ,das die Majorität beob¬
achtet ,wesentliche Ersparnisse und daher auch Steuererleichterungen

herbeigeführt werden könnten .Die ausserordentliche Notlage hat die
Mehrheit gezwungen , die Ausgaben auf diesem Gebiete zu kürzen .Wenn¬
gleich die ho Millionen Schilling ,die in diesem Voranschlag eingestellt
sind ,kaum ein Drittel dessen sind ,was die Sozialdemokraten einst in

einem Jahre aufgewendet haben ,trifft auch diese Ausgabe
die Wiener Bevölkerung sehr schwer .Auch die Christ lichsozialen sind
im Prinzip der Meinung ,dass die Gemeinde aus der Vergebungöffentlicher
Mittel für Wohnbautenbesondere Rechte für die Art und Weise derVer¬
wendung dieser Gebäude ableiten kann ,aber beim System gehen unsere
Wegeweit auseinander .Mussdenn die Gemeinde ,wennsie Wohnungsfürsorge
betreibt ,auch immer Hausherr sein ?Die meisten Gemeinden ,auch sozial¬
demokratisch verwaltete ,lehnen es absolut ab ,in einem grösseren als dem
unbedingt notwendigen Ausmass Hausherren zu sein .Dies ist besonders in

22Wien ,wo die amtsführenden Stadt gewählte Mandatare sind ,eine

besondereGefahr .Sie habenmit diesemSystemder Volkswirtschafteinen
Schaden zugefügt ,den Sie nicht mehr gut machen können .( Zustimmung bei

den Christl .soz . )Beim Schutz der Rochte der Mieter gehen wir ein
sehr langes Stück Weges mit den Sozialdemokraten zusammenund wirhalten
in der gegenwärtigenLageaucheine SteigerungdesMietzinsesfürausge¬

Aschlossen .Es gab aber eine Zeit ,wo föhne
fühlbaren Einfluss möglichgewesenwäre .Die Preise für Kleider undLebens
mittel wurden der Entwertung des Geldes angeglichen ,bei den Mietzinsen

wurde die Entwicklung zwangsweise niedergehalten und durch die
damitzusammenhängendeEntwertungdes Hausbesitzes ;weite Scnichtender
Bevölkerunggeschädigt .( Zustimmungbei denChristl .soz . )Durcheine
ReihevonAbgabengesetzenwurdedas Frundeigentumausserordentlichbelas - ¬
tet unddieses ain allen Ländernstabile Vermögensgutschwerbeunruhigt .
Daes nie sicher ist,ob nicht wiederbald ein neues Abgabengesetzkommt,
entschliesst sich kein Menschzu bauen .Sie machenalles das nur ,umsich
ein Baumonopolzu sicherm ,durch das die Bevölkerungausserordentlichschw
geschädigt wird .( Lebh .Beifall bd .Chr . )Ist es möglich ,dass eineGemeinde
in Zeiten so fürchterlicher Not sich durch drünkendeSteurn aus demFleis
und Blut der Bevölkerung in das Eigentum hineinbaub ?Wir sind nicht über¬
haupt gegendas Bauen ,aher Ihr Systemdes WohnhausbauesIst dasbrutalste
( Leth .Beifall . . Chr. )Dazukommtnoch ,dass ,wenndurchdieMietengesetz-¬
gebung der Zins auf einem htel bis einem Zehntel des Friedenswertes nie - ¬
dergehalten wird ,nie festgestellt werdenkann ,ob ein BedarfanWohnunge

besteht oder nicht .Obwohlwir noch gar nicht wiseen ,ob ien dasindustrie
Zentrumurd das Zentrundos Kredutverkehrsbleiben wird ,das es war ,wollo
wir bauenwiefrüher .Mansollte viel eherabbauen .Stadtrat Weber ,denwir
als einen vernünftigen Verwalter kennen ,sollte sich hier einesBesseren
belehren lassen .

DasBystemIhres Wohnhausbauesberechtigt zu den schwerstenBodenke
und wir müssen immerwieder verlangen ,dass Sie endlich einmal vondiesem
Systemabgehen .Sie bauennicht,umdie Wohnbedürfnisseder WienerBevöl- ¬
kerung zu befriedigen ,sondern Sie stellen den gesamten Wohnhausbauin
den Dienst Ihrer Parteipolitik .Die politische Kontrolle der Mieter in der
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städtischen Neubauten geht bis ins Ett ,jeder Wegder Mieterwird
von Ihnen kontrolliert .Der Hauptfehler Ihres Systems aber ist ,dass
trotz demAufwandvon bisher fast 800 Millionen Schilling dieschreck¬
liche Wohnungnotin Wienbis heute nicht gehobenwordenist .Siehaben
durch Ihr Steuersystemdie WienerBevölkerungausgebeutetundeinbedeu¬
tender Teil der heutigen wirtschaftlichen Notlage resultiert ausIhrer
EinstellungauchzumWohnhausbau.Ihr Systemhat zurAusbeutungderUnter¬
mieter geführt ,hat auch dazu geführt ,dass heute statt derfrüheren
billigen HypothekarzinsenWucherzinsengezahlt werdenmüssen .

Der Rednerwendet sich dann der Fpage der Architektur desmodernen
Wohnhausbaueszu undbetont ,dass die GgmeindeWiendenArchitektengegen¬
überein vernünftigesSystemeingeführthabe ,dasüberausbegrüssenswert
ist .DieGemeindehat die bdeutendstenArchitektenherangezogen ,wirk¬
liche Künstler unserer Zeit vorausgehen ,und es sind auch ausser¬
ordentlich schöne Bauobjekte entstanden .Auch mancheHofläsungensind
das Beste ,was bisher auf diesem Gebiete geschaffen wordenist .Ich
möchtevor Allemvor einer ungerechtenKritik warnen ,dennsie trifft ja
die Künstler Wiens ,die auf dem Gebiete des städt .Wohnhausbauesdas
Beste und Schönste geleistet haben .

DerRednerverlangtdie ErrichtungvonBadenischenin denstädt .
Wahnhäusern ,die Anbringung abgekappter Ecken ,die der Sicherheit des
Verkehresdienensollen ,undwarnt ,in der Frageder BelichtungderWohn-¬
räumezugespitzteProblemeaufzulösen .DerRednerbezeichnetes alseinen
Fortschrift ,dassnunmehrdemwiederholtenErsuchenderchristlichsozialer
Fraktion entsprochen und bereits in vielen Neubauten statt derBalkone
eine Reihevon Erkern geschaffen wordenist .GR .Biber ersucht dannden
Referenten ,beimstädt .WohnhausbaudenHolzkenstruktionenmehrAugenmerk
zuzuwenden ,und so mit Rücksicht auf die ungeheureschwierige Lagedes
HolzmarktesdenHolzkonsumzu steigern .Weitersverlangtder Rednerdas
anlässlich des Jahresbschlussesdie in Arbeit befindlichen Neubautenihrer
Werte nach aufgenommenwerdenund dass für die VergebungvonArbeiten
Normenaufgestellt werden ,die die FührungvonschwarzenListen ,diees
angeblichgebensoll ,unmöglihmachen ,HinsichtlichderWohnungvergebung
erklärt GR ,Biber ,dass auch hier der politische Einfluss derSozial¬
demokratiebestehe ;es müssejedoch anerkannt werden ,dass auf demGebie
te derWohnungsvergebungin derletztenZeiteinekleineBesserungeinge-¬
treten sei .

DerRednerschliesstmitdemAppell :VerlassenSiedenWeg,die
bedeutendenGeldmitteldie die BevölkerungIhnenzurVerfügungstellt in
einer einseitigenpolitisch beeinflusstenWeisezu verwenden .HörenSie
auchaufdie WirtschaftdieserStadtunddannwerdenSiebestimmteinen
anderen WeggehenzumWohleder gesammtenBevölkerung !( Beifallbei
den Christl .soz . )

GR.Ing .Höl ? l( nat .soz . )führtaus ,dassderVoranschlagdieser
VerwifungsgruppedenBeweisdafürerbringt ,dassWieneinesterbendeStadt
ist .DieKürzungdesGesamtbudgetsbeträgt 22Prozent ,die Kürzungim
Wohnungswesen34Prozent .ImJahre1931warenausdemErtragderWohnbau¬
steuer 36MillionenSchillingeingesetzt ,für daskommendeJahrwurden
47MillionenSchillingeingesetzt ,TrotzdemwerdenwenigerWohnungen
gebaut .Die einzelnen Zifferansätze zeigen das unsoziale Vorgehen der

Mehrheit .Fürdie PostUebersiedlungshilfewarenimVorjahre9400Schilli
eingesetzt , für das kommendeJahr sind es nur 1100Schilling .
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Diese Kürzung trifft am meisten die Stellenlosen ,die die Kosten eines

Umzugesnicht bezahlen können .Auf den WahlplakatensagenSie ,
60 . 000Wohnungenwurden gebaut ,80 . 000sollen es werden .In demBudget
kann manaber ve steckt lesen ,dass die Ziffer von 60000 nochgarnicht
erreicht ist .Die Beträge für die Gebäudeerhaltung sind gewüaltig ge¬
stiegen ,von 1,600 . 000im Vorjahre auf 2,500 . 000Schilling für das kommende

Jahr .Da die meisten Bauten erst 5 und 6 Jahre alt sind ,ist dies ein Be - ¬

weis ,dass sie technisch nicht einwandfrei ausgeführt worden sind .Im

Karl Marx - Hofmussten Senkungenmit grossen Kosten behoben werden ,im
Reumann - Hofsind die Türen verzogen ,weil das Material feucht war ,
der Back ist abgesprungen ,die Fansterrahmen sind undicht ,die Fussböden

uneben , die Zimmer an den vier Ecken ungleich hoch .Sie sagen ,das

Wohnungsamtwerde von Wohnungssuchenden überrannt ,weil die Gemeinde¬
wohnungen praktisch ,gesund und billig sind .Das stimmt nur zumTeil .

Sie haben sich ein Monopolauf demWohnungsmarktegeschaffen undzwingen
dadurch die Bevölkerung ,Gemeindewohnungen anzustreben .Sie bauen die
Häuser mit Steuergeldern ( brauchen dds Geld züngerzinsen und zuamorti¬
sieren .Da kann man leicht billige Wohnungen herstellen .Uebrigens sind

die Bauten nicht so billig ,Sie bauen heute bedeutend sparsamer und
die Wohnungen sind bedeutend kleiner geworden .Durch die Monopolisierung
der Wohnbausteuersind Sie zumgrössten Hausherrn in Oesterreich geworden
und Sie wünschen ein Anforderungsgesetz ,um auch die Privatwohnungen er¬
fassen zu können .Dagegen sprechen wir uns ganz entschieden aus ,denn

die Erinnerung an das frühere Anforderungsgesetz ist nicht gerade ermu¬
tigend .Protektion und Bestechung der Beamten war damals gang und gäbe ,

eine Wohnung bekam nur der ,der der Gemeinde und dem betreffenden Beamten
gepasst hat .

Die Wohnungsnotkann nicht durch die Gemeindeallein beseitigt
werden ,es muss auch der Bund eingreifen und ein Mietengesetz schaffen ,
das allen Anforderungen gerecht wird .Auchwir stehen auf demStandpunkte ,
dass lerstehende Wohnungen restlos erfasst werden müssen .Die Aufnahme

einer Anleihe von mehreren hundert Millionen Schilling halten wir für
verfehlt ,weil man neue Steuern einführen müsste ,um die Anleihe zu ver¬

Zinsen und zu tilgen . Vor allem ist

eine Reform des Mietengesetzes notwendig mit Festsetzung eines Mietzinses ,
der nur ein gewisses Mass ,etwa den 3000 fachen Friedenszins ,erreichen
dürfte .Für gesetzwidrige Zinserhöhungen ,für die Forderung vonAblösen
und für das Leerstehen von Wohnungenwären Kerkerstrafen vorzusehen .
Weiter wäre eine Teilung von Grosswohnungenund eine Adaptierungvon
Fabriksräumlichkeitenzu Wohnungenerforderlich .Es wurdeunsmitgeteilt ,
dass die Zahl der Tauschwerber über 110 . 000beträgt .Wenndie vonmir

vorgeschlagenen Massnahmendurchgeführt werden ,wird es zu einer gewaltig
Anzahl von Uebersiedlungen kommen ,was den verschiedensten GewerbenArbeit

bringen wird .

Wir sehen in der Nachkriegszeit die Tendenz nach Ahhau der Gross¬
Dan Setstädte mit dem Ziel der Errichtung von Gartenstädten . nach Grund

und Boden ,das Streben nach schönen Eigenheimen ist in allen Kreisen der Be
völkerung vorhanden .
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Die moderre Grosstadt drängt nach Aufschliessung .Aber mit demheutigen
System kommt man hier nicht weiter .Den gangbaren Weg weist hier Gottfried
Weber ,der in Formvon zinsfreien Gutscheinen den Bau vonEigenheimen
ermöglichen will .Durch die Einführung der Arbeitsdienstpflicht würde die

Bauführungungemeinverbilligt werden .Auf diese Weisewürden ,Anfänge
des Gartenstadtwesens möglich werden .Auf diese Art könnte mnauchdie
Landflucht bekämpfen ,es würden viel mehr Baumeister undArchitekten
beschäftigt werden als bei dem Bau grosser Wohnhäuser und ds würde archi¬

tektonisch auch vielgestaltiger gebaut werden können .DieseBauweise
ist bei dem heutigen System wie gesagt ,nicht mögläch .Die Gemeinde baut aber
kapitalistisch ,diese Bauweiselehnen wir ab und bekämpfenwir .( Lebh .Beifall
bei den Nat . )

GR .Swoboda( soz . ) bemerkt ,die beidenParteien derOpposi .
tion versuchen,bei dieser Verwaltungsgruppe einander Konkurrenz zumachen .
Bisher wurdeimmerbehauptet ,die Gemeindehabenicht das Rechtzubauen ,

mansolle den Privaten das Bauenüberlassen .Nun ,da die Gemeindeinfolge
der Wirtschaftsnot und infolge der letzten Abgabeteilung grosse Einbussen
an ihren Einnahmenerlitten hat und infolgedessen nur weniger bauenkann ,
macht man der Gemeinde zum Vorwurf ,sie baue zu wenig .Gleichzeitig weist
manauf den Wohnungsüberflussund auf die leerstehenden Wohnungenhinund
versucht ,für alle diese Uebelständedie Gemeindeverantwortlich zumachen .
Demgegenübermussfestgestellt werden ,dass die GemeindedurchdenBau
von annähernd60 . 000Wohnungenin der Hekämpfungder WohnungsnotGrossesge- ¬
leistet hat ( Lebh .Eeifall . d .Soz . )DieseFeistungder Gemeindewurdedadurch
gestört ,dass das Wohnungsanforderungsgesetzüber das Jahr 1925hinaus
nicht mehrverlängert wordenist . GR. Kunschakrühmtedamals ,es sei unterder
grösséen politischen Schwierigkeiten gelungn ,den Ablauf desAnforderungs - ¬

4Maop al .gesetzesdurchzusetzen .Damitübernimmtdie chr :fartei dieVerwantwortung
für die Zustände ,die infolge Ablaufes dieses Gesetzes eingetreten sind .
DieGemeindesuchedie FolgendesAblaufesdesWohnungsanforderungsgesetzes
durch die Einrichtung des Wohnungsnachweises zu mildern .Im Jahre 1926

wurdenbeimWohnungsachweisder Gemeindeetwa14 . 800Wohnungenangemeldet,
sofort aber über 14 .600 als vermietet abgemeldet .Diese Wohnungen sind zum

grössenTeil an zahlungskräftigeMieterverkauftworden .Die227Wohnungen,
diefür denWohnungsnachweisübriggebliebensind ,warenunbewohnbareWoh¬
nungen .Dadurchhat sichderWohnungsrachweisderGemeindeselbeterledigt .
In denJahren1927bis 1931sind nicht wenigerals 50 . 000Wohnungenfrei
geworden ,die nahezualle sofort vonden Hausherrenverschaehertwurden.
19 . 812dieserWohnungenwurdensofort als vermietetabgemeldet ,fürden
Wohnungsnachweisübeigbliebenin diesenganzenJahrennur127Wohnungen.
LiesemUnfugmüsstein der Formeines Einweisungsrechtesfürleerstehende
Wohnungenein Endegemachtwerden( Lebh ,Beifall . . Soz. )Einwirksames
Einweisungsgesetz müssteenthalteneinenWohnungsrachweis,dieVormerkung
der wohnungssuchendenParteien und das eigentliche Einweisungsrecht .Die
Hausbesitzermüsstengezwungenwerden ,jedefreiwerdendeWohnungdemWoh-¬
nungsnachweisanzuzeigenundinnerhalbeinergewissenZeitdiefreieWohnung
zu vermieten . DerMagistrat hätte die Vormerkungder wohnungssuchendenPar- ¬
teien durchführenunddie Hausbesitzerdürfen in die freien Wohnungennur
solcheFersonenhineinnchmen ,die mit einemamtlichenEinweisungsscheinaus-¬
gestattet sind .Dadurch würden Ablösen unmöglich gemacht werden .Wenn

derHausbesitzerinnerhalbdergewissenZeitdieWohnungnichtvermuetet,777
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soll die Gemeinde das Recht haben ,Personen ,die einen amtlichen Einwei¬

sungschein haben ,in die Wohnung einzuweisen .Auch die Opposition müsste

ein solchesEinweisungsrechtbegrüssen ,da sie ja immerdenZustandbeklagt ,
dassauf der einenSeite die Wohnungsnotnochimmernicht mit Erfolgbe- ¬
kämpft wurde,auf der anderen Seite aber leerstehende Wohnungenvorhanden
sind .Ein solches Eunweisungsgesetz könnte dahin erweitert werden ,dass auch der Wohnungstausch ,aus dem die Hausbesitzer heute ebenfalls

reichlich Kapitalschlagen ,gesetzlichgeregelt wird .DerRednerstellten
daher folgenden Antrag : „ DerHerr Bürgermeister wird ersucht ,bei derBundes- ¬
regierung dahin zu wirken ,dass demNationalrat ehestens einGesetzent¬
wurfvorgelegtwerde ,dereinewirksameVohnungseinweisungermöglichensoll .
Wirwissenaber ,dasses nocheineZeitdauernwird ,bis es zueinemsolchen
Gesetzkommt.In derZwischenzeithättedie GemeindeaberdieMöglichkeit,
imRahmendesGemeinderechtesdieHausbesitzerzuzwingen,freiwerdendeWoh-¬
nungenzu vermieten indemauf die Nichtvermietungsolcher ohnungeneine
Strafein der Formeiner sehrhohenWOhnbausteuergesetztwird( Lebh .Beifall
. . Soz. )Ich beantragedaher :„ Der"agistratwirdaufgefordertzuprüfen,

ob die Vermietungleerstehender Kleinwohnungenin den Häusern ,diennter
Mieterschutzfallen,nichtdadurchgefördertwerdenkönnte ,dasssolche
Wohnungenfür die Zeit der Leerstehungmiteiner vomHausdigentümerzu
zählendenWohnbausteuerbelegtwerden ,die 14ProzentdesFriedenszinses
erreicht ,undallenfallseinenGesetzentwurfdarübervorzulegen .

Imengsten Zusammenhangmit demWohnungsreferatsteht
dieFragederBodenwertabgabe. DieBodenwertabgabevomverbautenGrundist
im Pahre 1929 geschaffen worde ,zu der Zeit ,als die Mietzinse duchdie
Mietengesetznovøllebedeutenderhöhtwurden.Damals musstedieRegierungselt
zugeben ,dass durchdie Erhöhungder Mietzinseein grosser Teil .vnnHaus- ¬
besitzerneineganzerklecklicheBodenrentegewannenwerde. . Bie Boden - ¬
wertabgabewurdedamalsnicht sehr hocherstellt ,ihr Motivwaraberdie
Wegsteuerung eines ungerechtfertigten Profits .Nun beschränkt sich aber
der Kreis der Steuerzahler im wesentlichen auf die innere Stadt und auf

die angrenzendenTeileeinigerandererBezirke ,die anderenHausherrensind
vonderAbgabeganzbefreit .Unterdessenwurdendie Mieterschonzweimal
mitMådtzinserhöhungenbelästigt .DieHausherren,diesichdurchdiesezwei.
maligeZinserhöhunggrosseVorteileverschaffthaben ,wurdennichtge-¬
troffen .Dasolltenuneingegriffenwerden.DieOppositionbeklagtsich
immerdarüber ,dassdie Gemeindein demeinenoderdemanderenPunktzu
wenigleistet .DieErhöhungderBodenwertabgabewürdeesermöglichen,
der GemeindeneueMittel zuzuführen ,ohnedass jemandemwehgetanwürde.
DurchdieseErhöhungwürdeaucheinemgerechtenWunschdesüberwiegenden
TeilesderBevölkerungRechnunggetragen.DurcheinesolcheErhöhungkönnte
nichtnurdrKreisderSteuerzahlererweitert ,sondernauhdiejenigen,dieheuteschondiese Abgabeleisten .mehrbelastet werden .Mankönnteetwabis
zu einemBodenwertvon1o0KronenvomJahre 1914heruntergehen .DieSteuer

nicht nurist gewissberechtigt ,wennmanbedenkt .dass die HaushePren durchdieZins- ¬
erhöhungenerhöhteFrofite herausgeschlagenhaben ,sonderndassauch
an Abkösenim„ ahrMillionenSchilling verdient werden,unddass sichdie
HausbesitzerjedeZustimmungzueinerVeränderungin derWohnungbezahlen
lassen .DieHausherrensindjeneSchichtederBevölkerung,dieausderNot
der Zeit Verdiensteherausgeschlagenhaben „Undesmuss im Interesse
der WienerBevölkerungvorgesorgtwerden ,dass diese Profite derAllgemein-¬
heit dienstbar gemacht werden ( Lebh .Zusinmmung . d .Soz . )Ich stelle daher
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folgenden Antrag : DerMagistrat wird aufgefordert zu prüfen ,ob diebestehen - ¬
de BodemwertabgabevomverbautenGrunderhöht undob nicht einweiterer
KreisvonHauseigentümernzur Entrichtungder Abgabeherangezogenwerden
könnte ,da seit Schaffungdes geltenden Gesetzesim Jahre 1929dieHaus- ¬
erträge gestiegen sind ( Lebh .Beifall . . Soz . )

GR ,Ullreich ( christl .soz . )meint ,dass die Anträge
desMehrheitsrednerseinWettrennenmitdenNationalsozialistenbedeutet.

Diese verlangenKerkerstrafen für die Hausherren ,dieSozialdemokraten
fordernneueSteuern ,wasin derheutigenZeitgewisseineSensation

t .DieMehrheitbeschwertsich darüber ,dasswir .1 ihre Wohnaus-¬
politik .kritisieren .Sie könnendochvonunsnicht eineBelobung
erwarten .Sie habnnsich eine Richtlinie ,die SozialisierungderWohnungen,
vonAnfangan vorgezeichnetunddavonsind Sænicht umeineHaaresbreite
abgewichen.WirhabendieseSozialisierungümmerbekämpftundwerdensie
auchweiterhinbekämpfen .Dassdie Zahlder jährlich zuerbauenden
Wohnungennochmehreingeschränktwerdensoll ,ist für die grosseMasse
der Wohnunsloseneine Schreckensbotschaft .Wirhabengegendie Artder
WohnungszuweisungwiederholtStellunggenommen.DaSiemeinenAntrag ,dassedie Wohnungszuweisung eine Kommissiondes Gemeinderateserfolgensoll ,
abgelehnthaben ,müssenwir verlangen ,dass wwenigstensgewisseGrund-¬
sätzefürdieZuweisungvonWohnungenaufgestelltwerden,undichstelle
daherdenAntrag:Indenstädt .WohnhausanlagensindWohnungennuransolche
Parteienzuvergeben,derenEinkommen420SproMonat,beiFamilienmit
mehrals3Kindern180SchillingpromMonatnichtübersteigt .Inallen
FälkaavonWohnungszuteilungensindkinderreicheFamilienvorzuziehen.

OhneöffentlicheHilfekannheuteniemandWohnungenbauen,
wenner sie vermietenmuss .IhreganzeWohnhauspolitikzielt daraufab ,
jedenanderenvomWohnhausbauauszuschaltenoderihmwenigstenjedeHilfe
zuverweigern,selbstwenneskeinPrivaterist .IchhabeimVorjahredenAntraggestellt ,auf Grundder mitdem „ .Bundeswohn - ¬
bauförderungsgesetze.gemachtenErfahrungeneinestädt .Wohnbauförderungein-¬
zurichten.ManhättealleVorkehhungentreffenkönnen,umausschliesslichden Bauvon Kleinwohnungensicherzustellen .Wirhätten auf dieseWeise

mehrWohnungenbekommenundeswäre .a Arbeitsgelegengeitgeschaffenworder
wasgewissimInteressederStadtundderenBevölkerunggewesenwäre .Sie
haben den Antrag abgelehnt ,weil Sie grundsätzlicher Gegener desprivaten

WohnungsbauessindunddieseGegnerschaftauchaufdieSiedlungsgenossen¬
schaftenübertragen .DDieSiedlungsgenossenschaftenmüssennichtnurGrund
für Strassenhergeben ,Strassenbauenunderhalten ,sondernsiemüssen
auchfür diese Strassendie BoderwertabgabevomunverbautenGruddzahlen .
( Hört - Hört -Rufe bei den Christl .soz . )

Deshalbbeantrageich :DerBürgermeisterwirdaufgefordert,
eineVorlagezuveranlassen,nachderdasGesetzüberdieBodenwertabgabevom
unverbautemGrundauffolgendeGrundsätzeabgestelltwird :DieimPesitze
gemeinnützigerBauvereinigungenbefindlichenbezw .vonihnangepachtetenGrund
flächenwerden,wennsie zurErrichtungvonSiedlungsanlagenbestimmtsind,
vonderBodenwertabgabevomunverbautenGrundbefreit .DiegleicheBefreiung
wirdauchdenbereitsverbautenSiedlerstellenhinsichtlichderzudenSied-¬
lungshäuserngehörigenGartenflächensowiefür die in denBiedlungenbefind-¬
lichen Strassen und Wegegewährt .
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Die Haltung ,die die städt .Finanzverwaltung demgonosson¬
schaftlichen Siedlungsbau gegenüber einnimmt ,ist eine feindselige .Bei
der Bodenwertabgabesodl ven den Steuerträgern noch mehrherausgeschindet
werden als bisher ; sehr zubedauern ist auch ,dass mit dem Budget für
das Jahr 1933 das Ende der Kleingartenförderung gekommen ist ,da Sie für

diesen Zweckblos 21 . 000Schilling veranschlagen .Der Rtedner spricht dann
zur Frage des Wohnungsanforderungsgesetzesund bermerkt ,dass an derNicht - ¬
erneuerung des seinerzeit schon bestandenenWohnungsanforderungsgesetzes
die Sozialdemokraten durch ihre Haltung in der WienerGemeindeverwaltung
schuld sind .Was Sie sich auf dem Gebiete der Wohnungsanforderung geleistet

haben( GR .Swoboda( soz .dem . )In den Kommissionensindauch
Christlichsoziale gesessen ! )das gleiche leisten Sie sich auch nochheute
bei der Wohnungszuweisung .Ist es doch kein Zufall ,dass 95 Prozentder
Mieter in den städt .NeubautenSozialdemokratensind .SolangeSieauf
diesemGebiet keine andere Hahtungeinnehmen ,so lange könnenwirauch
von Ihrer Einladung ,ander Schaffung einesWohnungsanforderungsgesetzes
mitzuwirken ,keinen Gebrauch machen .Bezüglich der Stadtrandsieddung

erklärt GR .Ullreich ,dass im Voranschlag für 1933 dafür kein Kredit mehr
vorgeschrieben ist :Pas Opfer der Gemeindefür diese Artpraktischer
Fürsorge für die Arbeitslosen ist also nicht sehr gross .Durch denEin¬
spruchder Sozialdemokratenundder NNtionalsozialistengegendasArbeits¬

dienstgesetz konnte dieses Gesetz erst am 15 .Oktober in Kraft tren .
BeiderStadtrandsiedlungwarderErfolgdiesesspätenInkrafttretensder ,
dass die Siedler in Leopoldaumit demBaubeginnbis 15 .Oktoberzuwarten
musstenundauf diese Art heute vonden80 Häusernerst 50 Häuseraufge¬
stellt sind .Alle diese Tatsachenmachenes uns unmöglich .für IhrBudget
zustimmen .[ f .Den )fo VerHrsteleg .

GR. Griessler ( nat . )bemerktaus den AusführungendesSt . R.
Weberergebe sich ,dass der Wahlschlagervon 60 . 000Wohnungenzunichtege- ¬
worden ist .Es ist keine Kunst zu bauen ,wenn man aus der Bevölkerung das
Geldherauspresst .DerRedmerbaklagt sich über ,die parteimässigeVergebung

aA4

von Wohnungenund führt eine Reihe von Seispielem ,wie ungerecht bei den
Wohnungsvergebungenvorgegangenwerde .EinMann ,der mit Frauund4 Kindernin
Oktober 1931 delogiert wurde und seit dem Jänner 1932 vorgemerkt ist,hat
bis heute noch keine Wohnung .Ein anderer wohnt mit Frau und zwei Kindern

im Kabinett der Wohnungseiner Eltern ,die Eltern wohnen in Zimmer undKüche
er wurde auf den privaten Wohnungsmarktverwiesen .Ein Mannwohnt mitFrau
und 2 Kindern in einem ebenerdigen feuchten und dunklen Kabinett .Er ist sei¬
1927 vorgemerktund hat den Bescheid bekommen ,der Fall sei nicht dringlich
Ein anderer der mit Frau und 2 Kindern in einer 9 m2grossen Küchewohnt
und seit 1927 vorgemerkt ist ,hat bis heute noch keine Wohnung .In einem an¬

deren Fall wurde einen Mann eine Gemeimwwohnung zugewiesen und
die freiwerdende Wohnungum2000 S verkauft .Ein weiterer Fall : einemJuden
wurde im Feubau Engerthstrasse eine Gemeindewohnung zugewiesen .Seine alte

Wohnung bekam ein Arier ,die Wohnung ist aber so versaut ,dass sie nicht

bezogen werden kann .
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Ein Strassenbahner wohnt in Zimmer ,Küche ,die Küche ist fenster - ¬
los .Er hat aus erster Ehe drei Kinder die in der Aufsicht der Pungen¬
fürsorge der Strassenbahner sind ,die Mutter dieser Kinder ist anTuber¬
kulose gestnnben .Auszwiter Ehehat er ein 1 Monatealtes Kind .
Dadie Wohnungungesundist ,hat er umeinen Wohnungstauschangesucht .
Erwurdeam9 .Oktober1929in Evidenzgenommen,am1 .Mai1932bekam
er die Verständigung ,dassder Wohnungstausch,weilzu vielevorgemerkt
sind ,nicht berücksichtig werden kann .Interessant ist aber dass die
Karte am15 .April 1932 ,also vor den Wahlen ,ausgestellt,ist underst
am 3 .Mai aufgegeben wurde .

DieAbweizungenwerdenimmermit demMangelan Wohnungenbegründet .
Andererseits ist aber die Gemeinde nicht bedacht ,nach Möglichkeit viele
Wohnungenzu bauen .Im Karl Marx - Hofwurde im Jahre ) 30Lokalitäten
an einen österr .Verband für Wohnungsreform zu einem ermässigten Zins¬
fuss vermietet .1931suchte dieser Verein umeine HerabsetzungdesMiet¬
zineses an und wurdeabgewiesen .Einemweiteren Gesuchumgänzliche
Streichungdes Mietzinseswurdestattgegegeben .DseBegründung ,wardass
für die Lokalitätenkein Mieterzu finden ist .Wärenstatt ihrer
Wohnungengebautworden ,wärendie Mietersofort dagewesen .ImGemeinde¬
haus auf demEngel - - Platzim 20 .Bezirk wurden Wohnungenerrichtet ,die
infolge ihrer Grösse für armeLeute garnicht in Frage kommen ;wahrschein¬
lich werdenjüdische Kapitalisten siebeziehen .

Auchdie Behauptung ,dass bei Vergebungder Wohnungennacheinem
Punktsystemvorgeggangenwird ,für das Invalidität ,Kinderzahl ,Zu¬
ständigkeit . . w.massgebendsind ,ist unrichtig .Im Goethe . Hofim
2 .Bezirkwohnenunter anderenMietern53meistpolnischeJuden .Hier
dürften die angeführtenVoraussetzungennicht massgebendgewesensein .
Es ist eine grosse Gemeinheit ,dass die Sozialdemokratendie städt .Neu¬
bautensozusagenals ihr Eigentumbetrachten .Trotzder Tausendenvon
Wohnungslosenwerdenin denstädt .NeubautendenKinderfreunden ,dem
SchutzbundLokalezugewiesen,ja es werdensogarNeubautendortaufgeführt ,
wosie der Schutzbundbraucht ,( Heiterkeitbei denSoz .dem . )DerRedner
beantragt ,dass bei VergebungvonWchnungenin den Wohnhausbautender
GemeindeWiendurchdasWohnungsamtin ersterLiniebodenständigeGemeinde¬
angehörige ,dannandere deutsche Volksgenossennach demGpadeihrerBedürft
keit berücksichtigtwerdensollen .BeisonstgleichemGradderDedürftigke
habenKriegsbeschädigteundArbeitsinvalidendenVorzug ,dieZuweisung
vonWohnungenan Leute ,die diesenVoraussetzungennicht entsprechen ,darf
erst erfolgen ,bis derletzte deutscheArbeiterübereinemenschenwürdige
Wohnungverfügt .AlleRäumlichkeitenin Gemeindebauten,die nichtausschlilich Wohnungszweckendienen ,insbesondere solche Räume ,die vonPartei¬
gliederungen und Organisatmona der soz ,dem .Partei für Vereinszweckever¬
wendetwerden ,sind unverzüglichfür Wohnungszweckefrei zu machenundnachden oben bezeichneten Grundsätzen zuvergeben .

Schliesslich stellt er folgenden Antrag : 1 .DieBewachungvon Gemeindehäusern durch Angehörige des Republikanischen Schutzbundes sowie
die Unterbringungsogenannter Bereitschaften des RepublikanischenSchutzbun¬
desin Gemeindehäusernist verboten ;2 ,die BenützungvonRäumlichkeitenundiHöfenin denGemeindsbautenfür politischeVeranstaltungenist untersagt( LetBeifall . . Nat . )

Schluss der Sitzung 22 Uhr - ¬
Bogenabfertigung 22 Uhr22 .781
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InderletztenDezemberwochekeinParteienverkehrbeidenRechnungsab-¬
teilungen der magistratischen Bezirksämter .

Die Rechnungsabteilungen der magistratischen Bezirks¬

ämter ,die auch als Einhebungsstellen für Steuern und Abgabenfungieren ,
bleiben wie alljährlich vom 24 .bis einschliesslich 31 .Dezember für

den Parteienverkehr geschlossen ,weil in dieser Zeit die Steuerkonten
abgeschlossen werden .Für die Erledigung unabweislicher Fälle und für

die AusgabevonPostsparkassenerlagscheinenzumZweckederEinzahlung
von Steuern und Abgabenist jedoch Vorsorgegetroffen .

Der Kampf gegen das Glatteis .
Aufbietungaller MannschaftendesStrassenpflegebetriebesfür denAuf-¬

streudienst .
Dienstag abends ist in Wien neuerlich starkes Glatteis

eingetreten .Der städt .Strassenpflegebetrieb nahm ohne Berzug die Auf - ¬
streuarbeiten auf und alarmierte bereits amDienstag um9 Uhrabends
einen Teil seiner Mannschaften ,die sofort mit den Aufstreuarbeitenbe¬
gännen .In der Inneren Stadt wurde die gesamte Nachtschicht der Mannschaft
für denAufstreudienstaufgeboten .Zwischen2 Uhrund3 Uhrfrühwurde
ein weiterer Teil der Mannschaften eingesetzt und heute um 5 Uhrfrüh

standenbreits alle . 000Mannin Verwendung .AusserdemwurdenimLaufe
der Nachtalle BetriebsbeamteundAufsichtsorganein den Dienstgestellt .
Ferner wurden am Dienstag um 9 Uhr abends drei automonile Aufstreumaschi¬

nen eingesetzt ,die währendder ganzen Nacht die Fahrbahnenderwichtigste :
Rauptverkehrsstrassen bestreutn ,und als besondere Verstärkung heute um
3 Uhr früh weitere vierzehn eigene Lastkraftwagen .Ausserdem wurdennach
ünd nach noch80 Unternehmerfuhrwerkeherangezogen .

Das seit einer Woche fast täglich mehr oder weniger starke
Glatteis erfordertefür die Aufstreuarbeiten bis heute ungefähr . 000

Kubikmeter Aufstreusand und Schlacke ;die Kosten bis heute können
schätzungsweise mit fast 100 . 000Schilling angenommenwerden .

Parteienverkehr imWohnungsamt .
Amkommenden Samstag findet im städtischen Wchnungsamt

der Farteienverkehr statt von 10 Uhr bis 12 Uhr von 9 Uhr bis 11 Uhrstatt
. — . - . — . — - . - — — - . - - .- .- .- .-

Spende .
Die Niederösterreichische Molkerei hat dem Bezirksvor¬

steher von der Brigittenau für Armedieses Bezirkes den Betragvon
tausend Schilling zur Verfügung gestellt .Der Bürgermeister hat in der
letzten Sitzung des Gemeinderates der Spenderin den Dank ausgesprochen .
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Budgetberatung1933 .
WIENER GEMEINDERAT

Sitzungvom21 .Dezember1932.
VorsitzenderWeigleröffnetdie Sitzungum16Uhr .Es

wirdin die Tagesordnungeingegangen ,dasist die FortsetzungderSpezial-¬
debatteüberdie VerwaltungsgruppeIVdesVoranschlagesfür1933.

VorsitzenderWeiglteilt mit,dass als nächster RednerGR.
Dr. Riehlvorgemerktist . DaDr .RiehlimSaalenichtanwesendist ,ver-¬
liert er dasWort .

St . . Weberbemerktin seinemSchlusswort,dieVohnungspo¬
litik der Gemeindesei sowohlwasdie Aufbringungder Geldmittelalsauch

deren Verwendungbetrifft ,durchauskein Experimentmehr ,wie dasGR.
Biber meinte .UnsereMethodehat sich glänzendbewährtundhabeneinallen
FachleutenimponierendesgewaltigesErgebnisgehabt .Wirhabenandie
60 .000Wohnungenfertiggestellt ,ohneuns zu verschulden ,wir habenWoh- ¬
nungenzudemniedrigstenMietzinserstellt ,wirhabensie nichtteurerwerden ,
erbaut ,als sie sonst erbaut/ündessind vollkommeneinwandfreie"ohnungen.
DasssichderBesitzderGemeinein denletztenzehnJahrenvermehrhat ,
ist durchauskeinUnglückunddasses leereWohnungeninsbesondereleere
Grosswohnungengibt ,ist keinesinguläreErscheinung,eineErscheinung,
die nicht auf ddeWohnungspolitikder Gemeindeoderauf denMieterschutz
zurückgeführt werdenkann .Die Erscheinung ist ebenso . B .in Berlinzu
konstatieren,woganzeStrassenzeilenleersind .DieFrageobdieGemeinde
Hausherrsein müsse ,kanngewissverschiedenkantwortetwerden ,aberjeden
falls hatdiebisherigeArtderHäuserverwaltungdr GemeinekeineUnannel
lichkitenbereitet . DerMieterschutzist für unsnicht ,wieGR .Bibermein¬
te ,eine wahlpolitische ,sonderneine sozialpolitisce Angelegenheit( Lebh.
Beifall. . Soz. ).WirbehütendurchunsereWohnungspolitikunddurchden
MieterschutzdieBevölkerungdavor ,demKapitalgegenübertributplichtig
zuwerden. WohlstehtunsereWohnungspolitikin derWeltnocheinzigda,
aberzudieserArtderWohnungspolitikwirdesimLaufederZeitinallen
KulturländernundKulturstättenkommen( Lebh.Beifallb ..Soz.-Lachen
undZwischenrufebei . Opposition) .EineBilanzüberdenStandderBauar-¬
beiten ist intern aufgestellt worden ,darüber und über dasBaupro- ¬
grammfürdasnächsteJahrwirdbeinächsterGelegenheitimAusschussbe¬
richtetwerden.NormenfürdieArbeitsvergebungenbestehenbereits .Schwarz
Listengibt es nicht .Selbstverständlichbevorzugenwir ,waswir auchimmer
erklärt haben ,nichtUnternehmungen ,die mitihrenArbeitenundAngestellt
nicht denFriedenhalten ,der in allen übrigenUnternehmungengehaltenwir
Entscheidendfür die Zuteilungder Arbeitenist vorallemdiefachliche
undmaterielleEignungdesUnternehmens .UntergleichenVerhältnissenwerd
jeneUnternehmerbeschäftigt ,die bisnunamwenigstenbeschäftigtwaren.
St . . Weberbefasst sich sodann im einzelnen tden von denDebatteredner

befindenberührtenFragen .Wasdie FragedesEinfamilienhausesbetrifft ,so
vonder Gemeindeverwaltung1oProzentaller neuerrichtetenWohnungenin
Einfamilienhäusern ,ein Prozentsatz der nirgends erreicht wurde .DerFor - ¬
derungnachTeilungder Grosswohnungenverschliessenwirunskeinesfalls ,
jedochist einesolcheTeilungnachunserenErfahrungenentwedernichtmög-¬
lichodermitausserordentlichhohenKostenverbunden.GR.Griesslerhat
gemeint,dassmandasWohnungselendbeseitigenkönnte,wernmandieJuden
in denGemeindwohnungenkündigt. Ganzabgesehendavon ,dasses nichtderStand
punkteinesVerwaltersseinkann ,dieMenschenin JudenundNichtjudeneinzu
teilen. . .( Lebh .ZwischenrufebeidenNat. -GR. Weikert: Dasist derJuden-¬
knechtstandpunkt . -GR,Mühlberger : FürSie sinddie Judenalles ! )Washätten
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Sie denn ,wenn Sie das nicht hättenólebh .Heiterkeit und Beifall . d .Soz . )
In unserer Verwaltung werden weder die einen be vorzugt ,noch
die anderen benachteiligt .Bei uns sind alle Staatsbürger gleichberechtigt .
( Lebh .Beifall . . Soz . )MitdemAntragGriessler ,dass bei denWohnungsvergebbodenständige
gen vor allem deutsche/Volksgenossen berücksichtigt werden ,werdenoffene
Türen eingerannt .Denn nach dem Punktesygtem wird auf diese Umstände
ohnedies Rücksicht genommen( Lebh .Zwischenrufe . d .Nat . )St . . Weberäusserst
sich sodann zu den Anträgen des GR ,Swobodaund empfiehlt deren Annahme .Zu
demAntrag betreffend die Erhöhung der Beenwertabgabevomverbauten Grund
weist er insbesondere darauf hin ,dass ,wie die Gemeinde Wien an denstäd - ¬
tischen Hausbesitz konstatieren könne ,sich in der inneren Stadt und inden
vornehmen Wohnvierteln bereits eine sehr betrühtliche Rentenbildung
vollzieht .Es ist gewiss nicht ungescht ,wennman versucht ,diese Rente
abzuschöpfen .St . . Weber reflektiert schliesslich auf die Bemerkung ds GR .

Biber ,dass die chr .Partei eine andere Auffassungvon der Demokratiehabe
als die Sozialdemokraten .Er bemerkt ,dass es der Minderheit selbstverständ - ¬
lich unbenommensei ,Kritik und auch scharfe Kritik zu übes und dassdie
Minderheit das Recht der Kontrolle habe ,eine Kontrolle ,die imGemeinde - ¬
haushalt ausserordentlich gross ist .Diese Rechte dürfen aber niht zudemage
gischen Spaziergängen missbraucht werden .( Lebh .Beifall . d .Soz . )Wirhaben

immersachlich begründeteAnträgeernstlich geprüft undwarenbestrebt ,
auch Anträge der Minderheit im Rahmendes Moglichen zuverwirklichen . St .
R .Weberbittet schliesslich umAnnahmedesVoranschlages.

Vorsitzender Weigl leitet sodann die Abstimmung über den V
anschlag der Gruppe IVein .

GR . Dr .Riehl ( nat . ) ersuchtden Vorsitzenden ,bei der Abstin
über die Anträge Swobodazunächst über jenen Antrag abzustimmen ,dereine
„ohnbausteuerfür leerstehendeWohnungenvorsieht .Unddannwäreüberden
AntragBetreffenddasEinweisungsrechtabzustimmen,da wannder ersteAntra
angecommenwird ,es nicht möglich wäre ,auh noch den zweiten Antrag anzu¬
nehmen . . .Vorsitzender Weigl unterbricht den Redner ,indem er ihn aufmerk¬
sam macht,dass er sich zur AbstimmungzumWorte gemeldet habe und daherme
torische Ausführungennicht zulässig seien .Imübrigen erklärt er ,dem
Kunsch des GR . Dr .Riehl Rechnungtragen zuwollen .

Bei der Abstimmungwird der Antrag SwowodabetreffenddieWohnbausteuerfür leerstehende Wohnunggnmit den StimmenderSozial -¬demokraten und Nationalsozialisten ,die übrigen Anträge Swoboda mit den

Stimmender Sozia ldemokratenangenommen.DerAntragUllreich betreffendein
Abänderungdes Gesetzes über die BodenwertabgabevomunverbautenGrund
wirddemMagistratzugewiesen ,die übrigenin der DebattegestelltenAnträgwerdenabgelehnt .Der Voranschlagder VerwaltungsgruppeIV wirdangenommen.

Vor der Abstimmunghatte GR. Dr .Riehl beantragt gemäss§ 20 ,Punkt3 derGeschäftsordnungdie Debatteüberdie Mitteilungendes
St . . Weberbetreffend die Zinse in den städtischen Wohnhäusernzueröffnen

Vorsitzender Weigl machte darauf aufmerksam ,dass es sich
hier nicht umdie denFunktder GeschäftsordnungvorgesehenenMitteilungendes Versitzenden oder vom amtsführenden Stadtrat handle ,dass St . . Weber

vielmehr das Schlusswort nach einer bereits abgeschlossenen Debatte gehaß¬
ten habe .NachdemSchkusswortds Referenten sei eine WiedereröffnungderDebatte nicht zulässig .
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Die Spezialdebatte über die Verwaltungsgruppe für Ernährungs -und
Wirtschaftswesen leitet amtsführender Stadtrat Linder mit folgendem Bericht

ein :

Das Budget der Verwaltungsgruppe für Ernährungs -und Wirtschafts¬

wesen ist mit einem Bruttobetrag von 26,050 . 970Schilling veranschlagt .
Diesem Betrag stehen Einnahmen in der Höhe von 16,236 . 510Schilling gegen¬
über ,sodass die Nettoausgaben 9,814 . 460Schilling betragen .

Die Aufgaben der Verwaltungsgruppe beinhalten ausser derVerwaltung
der Märkte ,Schlachthäuser und Lagerhäuser auch die Beschaffung der Bau¬

stoffe sowie die Agenden des Wirtschaftsamtes .Das Wirtschaftsamt hat an
der Durchführung der angeordneten Sparmassnahmen tatkräftig mitgewirkt .
Mit Rücksicht auf die Lage des Warenmarktes war mit weitenen Preisrück¬
gängen zu rechnen ;jedenfalls waren Preissteigerungen nicht zu bafürch¬
ten .Das Wirtschaftiamt hat daher von der Tätigung grösserer Schlüsse
abgesehen oder ist nur in Schlüsse mit Baisseklausel eingegangen undhat
fallweise den sich jeweils ergebenden Bedarf auf verhältnismässig
kurze Zeitperioden eingedeckt .Das Wirtschaftaamt ,das ,wo nurirgend
möglich ,inländische Ware kauft ,liess sich insbesondere den immer

stärkeren Verbrauchinländischer Brennstoffe angelegen sein .Sowürden
für den heurigen Winter 25 . 000Tonnen inländischer Kohle abgeschlossen

und nur 16 . 000Tonnen oberschlesischer Steinkohle ,gegenüber einemVer¬
brauch von 18 . 000Tonnen inländischer Kohle und 20 . 000Tonnen oberschle¬

sischer Steinkohle im vergangenen Winter .

Die Einschränkung der Bautätigkeit der Gemeinde Wien als der grösst
Bauherrin im Bundesstaate hatte nicht nur auf Industrie und Gewerbeim
Bundeslande Wien ,sondern auch auf die anderen Bundesländer seine Rück¬

wirkung ;betrug doch der Anteil der Bundesländer an der Wohnbautätigkeit
der Gemeinde Wien im Jahre 1929 rund 14 . 7Millionen oder Al Prozent ,im
Jahre 1930 rund 14 . 5Millionen oder lo Prozent und im Jahre 1931 rund

13 . 1Millionen oder Al Prozent .

Eine nennenswerte Verteuerung des Warenpreiscs ist nur in einem
Falle eingetreten ,und zwar als Folge der Zollerhöhung auf gusseiserne
Abfallrohre ,die im Preise um 26 Prozent gestiegen sind .

Die im August 1932 eingeführte Krisensteuer brachte eine Erhöhung d
Materialpreiwe um durchschnittlich etwa . 6Prozent mit sich .

Wenn auch die bedrängten wirtschaftlichen Verhöltnisse der Gemeinde
nicht gestatteten ,wie in früheren Jahren umfangreiche Grundkäufe durch¬

sechzehnzuführen ,so kennte die Gemeinde dennoch auch heuer durch Grund¬
käufe ihren Grundbesitz um 68 . 522Geviertmeter erhöhen .Veräusserungen

von unbeweglichem Eigentum der Gemeinde wurden nur dann vorgenommen ,

wenn Rücksichten auf die Stadtregulierung oder die Förderung privater
Bautätigkeit dies notwendig machte .

Sofern der umfangreiche städtische Grundbesitz nicht für eigene

Zwecke der Gemeinde wie . B .für Parkanlagen ,Wohnhausbauten oder für

Zweckeder städtischen Unternehmungenwie Strassenbahn ,Friedhöfe ,Stras¬
sensäuberung . dgl .Verwendung findet ,wird er so verwaltet ,dass er den

jeweiligen Verhältnissen entsprechend Nutzen bringt .Die Gründe worden
in den äusseren Bezirken für landwirtschaftliche und gärtnerische Zwecke

verpachtet ,in den inneren Bezirken für gewerbliche Zwecke vermietet .
Durch diese Art der Grundverwendung trägt die Gemeinde zweifellos be¬

trächtlich zur Versorgung der Grosstadt Wien mit Gemüse aller Art ,Milch

und sonstigen landwirtschaftlichen Produkten bei .
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Aberauch den für eine Riesenstadt vomUmfangeWienssichergeben - ¬
den wichtigen Aufgaben ,die sich auf die Gesundheit undkörperliche
Ertüchtigung ihrer Bewohner beziehen ,ist die städtische Grundverwaltung

gerecht geworden ,indem sie zahlreiche und ausgedehnteLiegenschaften
fürSport -undSpielplätze ,Kinderhorte ,Bäder ,öffentlicheParkanlagen,
Kleingärten . . w.zur Verfügung stellte .Der Land -undForstwirtschaft

wurden 1392 Hektar ,den Berußsgärtnern 202 Hektar und für Sport¬
flächen 137 Hektar rur Verfügunggestellt .

Die Marktbeschickungauf demNaschmarktwar infolge derguten
Obst -und Gemüseernteeine sehr gute .Grosse Badeutung kommtderEin¬
führung der Krisensteuer zu ,die sich beim Handel mit Gemüse ,Obstund

Agrumen als eine Verdopplung der Warenumsatzsteuer auswirkt .

Das Viehverkehrsgesetz hat in den ersten neun MonatendesJahres
1932für die Beschickungdes Zentralviehmarktesinsoferne eineAenderung
gebracht ,als am Schweinemarkt um 1ho,000 Stück Fleisch -undFettschweine
weniger aufgetrieben wurden .Die Auftriebe auf dem Rinder - ,Jung -und

Stechvichmarkt blieben fast unverändert .Die Preise für Rinderhaben
sich in den ersten zehn Monaten des Jahres 1932 nur wenig verändert ,hin¬
gegen haben die Preise für Fleisch - ,Fett -und Weidenerschweine bedeuten¬

de Erhöhungen erfahren .Das Viehverkehrsgesetz hat eine derartige Aen¬

derung des Verhältnisses der Auftriebziffern für Rinder undSchweine
desTnlandeszu denAuftriebzifferndesAuslandesgeschaffen ,dassesnet-¬
wendig sein wird ,eine Gebührenreform in die Wege zu leiten .DieZufuh¬

ren von Rindfleisch in die Grossmarkthalle sind um 1o Prozent ,von Kalb¬

fleisch um30 Prozent und von Schweinefleisch um1o Prozent gegenüberdem
Vorjahre zurückgegangen .Die Drosselungen sind am stärksten bei Kälbern
aus Polen ,dessen Einfuhr von 180 . 000Stück auf 29 . 000Stück gegen das
Vorjahr ,also um 84 Prozent zurückgegangen ist .Die Preise für Fleisch

haben derzeit bereits eine solche Höheerreicht ,dass selbst im Falle ein
weiteren Sinkens das Angebotes die Bevölkerung infolge der geschwächten
Kaufkraft nicht mehr in der Lage sein wird ,höhere Preise zubezahlen .
Die geringe Marktbeschickung hat auch eine Verminderung der Marktgebühren

zur Folge und ist dadurch in den ersten nunn Monaten des Jahres 1932 eine
Mindereinnahme von 125 . 000Schilling verzeichnen .

VomVeterenäramt wurden in den städtischen Schlachthöfen bis 1 .Ok- ¬
tober . J ,389 . 848Rinder ,Kälber ,Schweine und Pferde ,auf privaten

Schlachtstätten 260,554 Tiere untersucht .Bei diesen amtlichen Unter¬

suchungen mussten 3975 Tiere als minderwertig oder bedingt tauglich der

Freibanküberwiesenwerden ,während712Tiere als zummenschlichenGenuss
ungeeignet demstädtischen Wasenmeister übergeben werdenmussten .

Die Lagerhäuser konnten ihren Geschäftsumfangerweitern ,wenngleich
auch die mit den technischen Fortschritten des Verkehrswesens eingetreter
Beschleunigung und Verbilligung des Gütertransportes die dauernde Ver - ¬
sorgung mit Warendirekt vomProduktionsgebiet aus immermehrerleichtert
und im gleichen Ausmass der Handelswelt die mit Zinsverlusten und Mehr¬
kosten verbundene Anschaffung und Einlagerung von Vorräten erspart .Mit
Rücksicht auf das dadurch stark reduzierte reine Lagergeschäft hat die
Direktion der Lagerhäuserder Stadt Wienin letzter Zeitvorsorglicher -¬
weise die Betriebe Kaianlage ,die Veredlungsanlage und das Kühllagerhaus
zusammengezogen ,anderseits sich aber nach neuenBeschäftigungsmöglich¬
keiten umgesehen .So wurden Einrichtungen geschaffen ,die der in -und
ausländischen Handelswelt einen Anreiz bieten sollen ,

über Wienzu wählen ,wosie ihre Waren ,hauptsächlichlandwirtschaftlich
den Transportweg
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Produkte ,verbessern und verarbeiten und dadurch für den Inlandbedarf
wiefür denTransithandelmarktfähigerundpreiswertermachenkönnen.
Vor allem wurdendie Einrichtungen für Entstaubung ,ReinigungundSor - ¬
tierung vonGetreide undMaisin einer Weiseausgebaut ,dass sienach
quantitativerundqualitativer EeistungvonkeinemähnlichenUnternehmen
des Kontinents erreicht werdendürften .Auchdie Mehlsieb -undMisch¬
anlage wurde durch Umbauverbessert .

DerWarenein- undAusgangin denstädtischenLagerhäusernbetrug
vom1 .Jänner bis 31 ,Oktober 1929 1,670 . 700Zentner ,vom1 .Jänner
bis 31 .Oktober19302,550 . 900Zentner ,vom1 .Jännerbis 31 .Oktober
19313,131. 100Zentnerundvom1 .Jännerbis31 .Oxtober. J .3,611. 900

Zentner .
In der Hoffnung ,dass die gegenwärtigüberall herrschenden ,den

GüteraustauschhemmendenTendenzendochwiedereinen freierenHandels¬
verkehr weichen werden und dass an Stelle des zwischen den zweigröss - ¬
ten österreichischen Verkehrsunternehmungen ,Bundesbahnundheimische
Donauschiffahrt ,bestchenden ,den WienerUmschlagplatz .schwerschädi¬
genden Ponkurrenzkampfesein friedliches ZusammenarbeitenzurHebung
des Verkehresüber Wientreten wird ,wollendie LagerhäuserderStadt
Wienweiter bemühtbleiben ,durch Ausbauihrer verkehrswerbendenEin¬
richtungen beizutragen ,dass sich Wien zur Handels -undVerkehrszentrale
Mitteleuropas emporarbeitet .( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit . )

GR .Huka ( christ .soz . )weist darauf hin ,dass imVoranschlag
der städt .Lagerhäuserdie Einnahmenaus den Gebührenfür daskommendenA Jahr 537 . 000Schilling höher eingesetz sind .Da nicht anzunehmen ist ,dass

sich der Umsatzbei der verminderten Kaufkraft der Bewölkerungumsoviel
erhöhen wird ,kann diese Mehreinnahme nur auf eine allgemeine Erhöhung
der Gebührenzurückzuführensein .Auchfür die HauptbezügedesPersonals
ist ,trotzdem der Personalstand eine rückläufige Bewegunggenommenhat ,
um253 . 000Schilling mehr präliminiert .Das Lagerhaus hat für die Defizite
der Vorjahre in einemJahr 378 . 000Schilling und für dieInvestionskredite
202,000 Schilling ,zusammen580 . 000Schilling an Zinenaufzubringen .
Da kann man kaum von einer geregelten Betriebsführung sprechen .Eskann
nicht wunder nehmen ,dass dieser einst glänzende Betrieb soherunter¬
gewirtschaftet wurde ,da an Stelle eines bewährten Fachmannes ein Protek¬

als Leitertionskind/gestellt wurds .Auchbei den MärktenundSchlachthöfensinddie
Einnahmenan Gebührenum145 . 000höher veranschlagt ,obwohl derAuftrieb
infolge des Viehverkehrsgesetzes und des gesunkenenFleischkonsumsgewiss
nicht grösser sein .Die den veränderlichen Markt -undSchlachthausgebühren
zu grunde zu legende Grundgebühr soll von . 15Schilling auf . 60Schilling

erhöht werden .Im Jahre 1923 hat die Fleischversorgungsanstalt an
Gebühren 2,350 . 000Schilling abgeworfen ,im Jahre 1933 sollen esschon

Markt -und Brückenwagenhaben6,880 . 000Schillingsein .Beiden
die Gebühren im Jahre 1923 140 . 000Schilling betragen ,im Jahre 1931würden die Gebühren von2,500 . 000 .1,064 . 000 . - -Schilling .Insgesamt
Schilling im Jahre 1923 auf 7,999 . 000Schilling im Jahre 1930erhöht .
Auch die Kühlraumgebühr soll um1oo Prozent erhöht werden .Wiever¬
antwortungslos die GemeindeGelder der Allgemeinheit verausgabt ,beweist
der Umstand ,dass man eine Anlage von Kühlschränken ,die 300 . 000Scilling
oder noch mehr gekostet hat ,in den Betrieb übernahm ,trotzdem manzum
Zeitpunkt der Uebernahmeschen gewusst hat ,dass die Annahemvollst ändig
verpfuscht ist ,Merkwürdig ist auch die Kündigungspraxis der Gemeinde .
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DieGemeindehat sich dasRechtvorbehalten ,ohneAngabeeinesGrundes
zu kündigen ,Ausserdembesteht die Praxis ,dass Gewerbetreibende ,die
ein bestimmtesQuantumwöchentlichnicht verkaufen ,innerhalb 14Tagen

gekündigt werden ,Nach dem Umsatz bestimmen sich näm¬
lich die Marktgebühren .Merkwürdig ist ,dass solche Kündigungen nochnie
einen Sozialdemokretenbetroffen haben ,( Hört,Hörtbeiden Christl ,soz . )höchst

Ein solches Vorgehenmussals/unspzial undunmoralischbezeichnetwerden .
( Beifall bei den Christl .soz . )

Zu bemängeln ist auch die Bevorzugung des Wirtschaftskonzerns der
Gemeinde .Der Rednerstellt den Antrag :Der amtsführendeStadtrat derVer¬
waltungsgruppeVI wird beauftragt ,die demWirtschaftskonzernderGemeinde
seinerzeit erteilte ,unter den heutigen Verhältnissen nicht mehr zu recht¬
fertigendeBewilligung ,an Samstagenausserhalbseiner ohnehinbestehenden
8 Verkaufsstände an einem besonders bevorzugten Platze detaillieren zu

dürfen ,sofort zu widerrufenundjede Bevorzugungdes Konzernsgegenüber
anderen Gewerbetreibendein Hinkunft zu ünterlassen .

Auf Anraten politischer Scharlatane hat die Gemeindein der Gross¬
markthalle 125 Stände errichtet ,die für Fleischhauerei -undSelcherei¬
betriebeabsolutungeeignetsind .Obwohlder Bedarfvfür eine sogrosse
Zahl von Ständen nicht gegeben ist ,wollte man offenbar Konjunktur¬
sozialisten befriedigen .Im ersten Stock wurde eineGehilfengarderobe
nebbst einer Brauseanlage errichtet .Disse Garderobe ist aber nicht für
alle Gehilfen der Grossmarkthallt zugänglich ,einen Gehilfen hat man
seine Kleider vor die Türe gelegt ,weil er nicht dem Zentralverband der
Eebensmittel- undGenussmittelarbeiterbeigetretenist .( Hört .Hört. -Rufe
bei den Chr .soz . )Redner stellt daher den Antrag :Der amtsführendeStadt¬
rat der Vorwaltungsgruppe VI wird beauftragt zu veranlassen ,dass der
Mietvertragmit demZentralverbandder Lebensmittel -undGenussmittel¬
arbeiter und -Arbeiterinnen Oesterreichs ,betreffend dieGehilfengarderobe
in der Gro ssmarkthalle ehestens gekündigt wird ,damit der Zutritt zu
dieser Garderobe allen in der Grossmarkthalle beschäftigten Gehilfen aus - ¬

nahmslos ermöglicht wird .( Beifall beiden Christl .soz . )
GR .Gratzenberger( nat . ) bringtzunächstdie Verhältnisseauf

denVieh -undSchlaahthöfenzur Spracheundbeklagtsich darüber ,dass
hierdie Ausgabenpostwesentlichgekürztwurde .Beænderszubedauernist
es ,dassandenDienstkleidernin denVieh -undSchlachthöfengespartwurde
obvohlgaradedorteinsehrgrosserVerbrauchanDienstkleidernstattfindet
Manhat in denVieh -undSchlachthöfenArbeitsgemeinschaftenderLohn-¬
schlächter gebildet,hinter die sich die Gemeinde vwraltung stellt ,sodass

diese Lohnschlächterein förmlichesSchlachtmonopolhaben .DieseLeute
verdienen200S undmehrin der Woche .Anderseitshabenaber dieseArbeits-¬
gemeinschaftenzur Folge ,dass die kleinenFleischhauerbei diesenArbeits-¬
gemeinschaftenschlachtenlassen .Soist die Arbeitslosigkeitunterden
Fleishhauser-undSelchergehilfenganzausserordentlichangwachsen.Es
gibtheutesconmehrals 2000Arbeiteslose.FleischhauerundSelcherge-¬
hilfen .Diese Arbeitslosen werdenin die Arbeitsgemeinschaftennichthi¬
neingelassn .Es ist kein Wunder ,dass unter den Arbeitslosen grosseEr - ¬
bitterungherrscht ,insbesonderewennmanbedenkt,wiesehrsich dieein-¬
zelnen Angehörigen der Arbeitsgemeinschaft bereichert haben .DerObmann
der Arbeitsgemeinschaft auf demRinderschlachtmarkt hat es zu einemWirt - ¬
schaftsbesitzergebracht ,er hat ein Hausin Erdbergundhat sich alsechter
Prolet eine Jagdgepachtet .Einzweiterist Hausbesitzer .EineReiheanderer
Angehlrigerdi r ArbeitsgemeinschaftamssindJagdmänner,währenddie
Arbeitslosen verhungern . Der amtsführende Stadtrat sollte hier umsoeher
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zumSchutze seiner Beamtennach demRechten sehen ,als angesichts der
grossen Ueberschüssedieser Arbeitsgemeinschaften das Gerüchtumgeht ,
dass Magistratsbeamtebestochenwerden .DerRednerstellt denAntrag :
UmdenArbeitslosenFleischhauern -undSelchergehilfenArbeitzugeben ,
wid das Kontumazschlchthausfür neue Lohnschlächterpartien sofort frei¬
gemacht .DorRednerbeschäftigt sich sodannmit den ZuständenimLager-¬inderhaus und erinnert daran ,dass St . R . ælbst Hnregamä sigkeiten im

Lagerhaus zugegeben habe .Der Herr Kasparek ,um den es sich hier handelt ,

macht aber heute noch Dienst und terrorisiert die Menschenweiter .Wir
vrlangen darüber Aufklärung .

DerHednerbeschäftigt sich sodanneingehendmit derBau- ¬
st offe . . DieseGesellschaft hat es darauf abgesehengehabt ,durchun¬
saubere und unkorrekte Geschäftsgebarungen das private Gewerbezurgrunde - ¬
zurichten .Da hat manals

. Organisator einen jüdischen Friseurgehilfen
namendDavidHaaseinen Mannaus Ostgalizien hingesetzt unddanneinen
zweitenRegrganisator ,ebenfallseinenJudennamensHirschausTischnovice.

Wiedort reorganisiert wurde,kannmanaus demAktdesStraflandesgerichtes
ersehen ,in demfestgestellt ist ,dass diese Baustoffe . G.verschiedene
diffamierendeManipulationenan den Bundesbahnenbegangenhat .All dasist
sehr aufklärungsbedärftig .Die Gerichtsverhandlungen ,die es da gegebenhat ,
ergebenein ganzwunderbaresBild .Natülich wird dieser Prozesswiedervon
zwei jüdischen Advokatengeführt .In einemamtlichen Schriftstück ist
festgestellt ,dass die Baustoffe . G.imJahre 19275 Sandunterden
Gestehungskostengelieferthatunddasssie dannnachträglichumeine
durchschnittlicheAufzahlungvonS ' 20per Kubimmeterersuchthat,welchem
Ersuchenauchstattgegegenwurde .NatürlichhabenauchdiePrivatfirmen
die Nachzahlungverlangt undauchdarüberläuft ein Frozess .Erst inder
jüngstenZeitwurdevoneinemMannandenBürgermistereineEingabegerich-¬
tet ,in derstwereVorwürfegegenverschiedeneGemeinderäteerhobenwenden.
Wennder MannUnrechthat,sollte manihn klagen .Dadies » nichtgeschieh
ist es offenbar ,dass es hier vetwaszu verheimlichengibt .Sie müssenend- ¬
lich einmaldamitSchluss machen ,sich in einer solchen Art gegendasbo¬
denständigeGewerbezu vergehen .UnsereAnträge,dassbei denArbeitsverge-¬
bungendas Kleingewerbeberücksichtigt werde ,habennichts genützt .Viel - ¬
leichtliegtderGrundhiefürdarin ,dassSieIhreVerwaltungsrätenichtum
ihren Verdienstbringenwallen . WennmanimKompassnachsieht ,findetman.
dass eine Reiheihrer Parteigenossen ,die hier imGemeinderatsitzen ,Ver¬
waltungsratsstellen und sonstige Geschäftsfunktionen haben,so derHerr
Bermann ,der HerrBroczynerbekleidetnicht wenigerals 10Ausschussman¬
date ,Herr VozebürgermeisterEmmerling ,Stadtrat Richter ,GR .Grolig ,
GR .Jenschickundso weiter ( Zwischenrufeb .d .Mehrheit . - GR.Bermann: Das
sind doch lauter unbezahlte Stellen ! KennenSie dasUnvereinbarkeits - ¬
gesetznicht : WennirgendeinGehaltbezogenwird ,so musser dochabge-¬
liefert werden .- Zwischenrufe )Der Redner stellt den Antrag ,derBürger¬
meistersei aufzufordernzu veranlassen ,dassbei VergebungvonArbeitenund
Aufträgendurchdie GemeindenurAngehörigederbodenständigendeutschen
Bevölkerungvornehmlichater die durchdie ungeheurenSteuernnotleidend

gewordenen Gewerbetreibenden und kleineren Betriebe berücksichtig werden .

DieAuswahlimEinzekfallerfolgt jeweilsaufGrundeinerAusschreibung
wobeieskeinenAusschliessungsgrundzubildenhat ,dassderOffersteller
mitseinenSteuernundAbgabanimRückstandeist odernicht .Er stellt weiter789
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den Antrag ,dass die Pehrmittel an den Volks -und Hauptschulen ab1 .
Jänner1933nur mehrjenenKindernkostenlosausgefolgtwerdensollen ,
deren Eltern österreichische Bundesbürger sind und über ein monatliches

Enkommenvonhöchstens600S verfügen .Er befasst sich sodannmitden
Fortbildungsschilenundverweistdarauf ,dass die GemeindedenFortbildung
achulrat bis zum 31 .Dezember 1931 nicht weniger als ' 6Millionen sehul - ¬

diggebliebensei,sodass sich der Fortbildungsschulratau s demsogenannten
Notvorrat ' 6Millienenentleihenmusste .In denFortbildungsschulenmacht

sich vor allem der sozialdemokratische Einfluss geltend .Man will die
jungen Leute weniger fachlich ,als zu guten Marxisten erziehen .DieLehrer
sind direkt unter ein Zwangsverfahrengestellt .Einerder besondersdiese
Methoden anwendet ist GR .Pap anck .

DerFortbildungsschulrat
hat nicht weniger als 2 Oberdirektoren und 1 Amtsdirektor ,während esim
FriedennureineneinzigenDirektorgegebenhat .WiediePersonalpolitik
dort ist ,ersieht mandaraus ,dass zumBeispiel demDirektor Täublernich !
nur seine Schuljahre ,sondernauchsine Dienstzeit als RedakteurderAr¬
beiterzeitungeingerechnetwurde.( HörtHörtbeidenNat. )Vonden17Dienst
ärzten die es dort gibt ,sind nicht wenigerals 14 Juden .AuchderChef-¬
arzt Stellvertreter ist ein Jude .DerHednererklärt schliesslich ,dass
seine Partei auch den Voranschlag dieser Gruppe ablehne .( Lebhafter
Beifall bei den Nat .soz . )

GR .Dr .Hengl (christl .soz . )stellt fest ,dass es auch demgegen¬
wärtigen amtsführenden Stadtrat der Verwaltungsgruppe VI als Landeskultur - ¬
referenten nicht gelungen ist ,für die Landeskultur einen nennezwerten
Betrag im Voranschlag durchzusetzen .ObwohlWieneine Grossstadt ist ,
zählt es doch über . 200landwirtschaftliche undGärtnereibetriebe ,
um die sich die Gemeinde mehr kümmern sollte ,als es bisher der Fall war .

Durch die Unterstützung des Bauernbundes ist es seinerzeit gelungen ,
die Landwirtschaft von der Bodenwertabgabe vom unverbauten Grund

freizukommen ,aber die Stellen des Magistrates bemühen sich ,denklaren
Text des Gesetzes und der Durchführungsverirdnung zu sabotieren .Es ist

Pflicht des Landeskulturreferenten ,dafür zu sorgen ,dass effektiv land¬
wirtschaftlich benützte Grundstücke von der Bodenwertabggbe befreit werder
Bei dieser Apgabe ist auch sehr zu beklagen ,dass das Verfahren voll¬

ständig stockt . besteht fast 3 Jahre und es gibt nocht immer
eine Unzahl von Gründen ,bei denen die Bemessungnicht durchgeführt worden
ist .Auchdie Einschätzungenerfolgen ganz willkürlich .WenneinePartei
die Eingpruchsfrist auch nur um einen Tag versäumt ,wird sie kontumaziert
und muss den ganzen Betrag nachzahlen ,ohne dass sie eine Rekursmög¬

lichkeit hat .Auchdie städt .Pächter ,denen es zumeist nicht gutgeht ,
müssen Nachzahlungen von vielen hunderten Schillingen leisten .Während
sich die Mehrheit des Gemeinderatesimmer als patentierte Sportförderer

hinstellt ,hat sie auf der anderen Seite die Sportvereine durch die Boden¬
wertabgabe zu grunde gerichtet .Im Novemberwurde in demzuständige
Gemeinderatausschuss ein Antrag angenommen ,dass die Bodenwertabgabe für
jene Gründe ,die die Gemeinde an Sportvereine verpachtet hat ,vonden
Pächtern getragen • Es wäre zu wünschen ,dass man auch jenen
Sportvereinen in dieser Frage entgegenkommt ,die ihre Sportplätze auf
privaten Grundstücken haben .Auchaus den Kreisen derSchrebergärtner
hört man schwere Beschwerden über die schikanöse Audlegung des Boden¬

wertabgabegesetzes .
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DerRednerersucht denamtsführendenStadtrat ,denalten WunschderLand¬
wirtschaft nach Pauschalierung der Fürsergeabgabe endlich zuerfüllen
und die Gärtner über die sie sehr beunruhigenden Gerüchte voneiner
Verlegungdes Volkswehrmarkteszu beruhigen .( Beifall bei denChr. soz . )

GR .Mühlberger ( nat .soz . )wünscht Auskunft darüber ,warum der
Beitrag für die Benützung von Schulräumen durch Parteinn undVereine
für das kommendeJahr gegenüber demVorjahre eine Verminderungvon
35 . 000Schillung undgegenüber1931sogar eine Verminderungvon58. 000.
Schillung aufweist .Er beschwert sich darüber ,dass eine grossen Reihe
völkischer Turnvereine die Turnzeiten in den Turnsälen gekürzt oder gar
entzogen wurden .Czechen ,Juden und derartiges Gesindel wird vonder
Gemeinderatsmehrheit bevorzugt ,die deutsche bodenständige Jugend kann

vor die Hunde gehen .Der Redner stellt den Antrag ,dass den deutschen

Turnvereinen Dornbach- Neuwaldegg ,Rudolfsheim ,Strebersdorf ,Gersthofer¬
Turnverein ,Männerturnverein Hernals ,Deutsche Turngemeinde Wien die ent¬
zogenen Turnzeiten wieder zugestanden werden sollen .Das demDeutschen
Turnverein Mariahilf zugefügte Unrecht soll sofort wieder gutgemacht

werden .Dem Gau Wien des Deutschen Turnerbundes soll die Benützung des

Jörgerbades zu den gleichen Bedingungenund Rechten gestattet werden ,
wie sie dem Arbeiter - Turnverein eingeräumt wurden .Schliesslich sollen in

Hinkunftalle AnsuchenumBewilligungvonTurnzeitenin städt .Turnsälen ,
auf Spiel -und Turnplätzen und in städt .Bädern ohne Rücksicht auf die

Parteizugehörigkeit oder Weltanschauung des Bewerbess erledigt werden .
( Beifall bei den Nat .soz .) .

Vorsitzender GR .Dr .Neubauer ruft GR .Mühlberger wegen des Aus¬
druckes " Gesindel " zur Ordnung .

GRin .Schlödinger ( christl .soz . )beschäftigt sich eingehendmit
demSchulwesenund führt u .a .aus ,dass trotz des bestehendenMangels

an Schulen bisher nur eine einzige Schule ,und zwar die in Kagran ,er¬
richtet worden ist .Diese Schule ist eine Luxusschule ,mit der die Schul¬
verwaltung nur nach Effekt haschen will .Trotzdem Mangelan
Schulen werden Schulen aufgelassen ,wird die Zahl der Klassen herab¬

gesetzt .Bei den Schulauflassungen werden die Ortsschulräte gar nicht
gefragt .So wurde die Schule in der Schönbrunnerstrasse 103aufgelassen ,
ohne dass der Ortsschulrat um seine Meinung gefragt wordenwäre .

ost en¬Das ist ganz unzulässig .Mit grossem/Aufwandist in den Schulen daselsk¬
trische Licht eingeleitet worden .Die Belichtung ist aber ganzunzuläng¬

lich ,denn es wurden unzweckmässige Beleuchtungkörper in Verwendung genom¬

menund diese zu nahe am Plafond angebracht .Da die Beleuchtung derSchrei
flächen der Bänkedaher eine ganz unzulänglicheist ,übernehmenSiefür
die Gsaundheit der Kinder eine ungeheure Verantwortung ,Für die Beheizung
der Schulen ist im vorigen Budget der Betrag von 80 . 000Schilling einge¬
spart worden .Dasist sehr verhängnisvoll .Es zeigt sich schonheute ,dass
die Klassenin den Nachmittagsstunden"2nongehrstarkausgekühltsind ,
was natürlich für die unterernährten und schlecht gekleideten Kindereine
grosse Gefahr ist .Dass für die Lehrmittelzimmer ein Heizverbot besteht ,
ist ein Uebelstand ,dem sofort abgeholfen werden sollte .DieRednerin
beschwert sich dann darüber ,dass die Desinfixierung der Schulen bei
Infektionskrankheiten sehr zu wünschen übrig lasse ,sie wird nur ganz

flüchtig durchgeführt und der Effekt ist ein ganz unzulänglicher .Ueber¬
dies müssendie Lehrkräfte ,die in einer Infektionsklasse arbeiten ,auch
in anderen Klassen und in anderen Schulen unterrichten .Ein Einschreiten
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des Gesundheitsamtes wäre in dieser Hinsicht sehr notwendig .DieRedne¬
2unentgeltlichenrin beschäftigt sich dann mit der/Aüsgabe der Lernmittel an die Schul¬

kinderundtadelt ,dass sowohldie Kinderreicher Eltern ,als auchsogar
die Kinder reicher Ausländer die Lernmittel vollkommen unentgeltlich er¬
halten .Die unentgeltliche Ausgabe der Lernmittel ist auch eine Schädi¬
gung des Gewerbes ,dem auch in dieser Beziehung die Gemeindeverwaltung

nicht das geringste Verständnis entgegenbringt .Sie stellt denAntrag ,
die unentgeltliche Ausgabe von Lernmittel auf Kinder mittelloser oder

minderbemittelterEltern zu beschränken .Manfürchtet vonSeiten derMehr- ¬
heit cheKritik der Lehrervundhat deshalbdieJugendschriftenprüfungs -¬
stelle imStadtschulraterrichtet ,die allein darüberzu ents cheidenhat ,

welcheBücherfür denUnterrichtzu wählansind .DamitwerdenRechteder
Lehrerveraatzt ,dadasGesetzvorschreibt ,dassdie SchulbücherunterMit¬
wirkungderLehrerkohferenzenausgewähltwerdenmüssen .Aberauchdiese
Früfungsstellewirdmanchmalübergangen.ZumBeispielwurdedasscheuss-¬
licheMachwerk"Sintbad 'derSeefahrertrotzAbåehnungdurchdiePrüfungs-¬
stelle in denPeseplanaufgenommen .Es gibt sehr vielKlassenlektüre,aber
die Wuantitätentsprichtnicht der 'slität -VieledieserBücherfinden
denkindertümlichenTonnicht .DafürwårdwertvollstesKulturgutnicht
übernommen .ZumB .dürfennurzweiDramen„WilhelmTell" und„ DerTraumein
Leben"inderSchulegelesenwerden.AlleanderenKlassikersindausgeschal
tet .Wir stellen daher ntragBeiEinrführungneuerLehr -und
Lesebücher(Klassenkektüre )in öffentlichenSchulengemässdenBestimmunge
desReichsvolksschulgesetzesundderSchul -undUnterrichtsordnungdas
RechtderLehrerschaftaufMitberatungin dnLehrerkonferenzenzuwahren
ist .DieBücher ,dieanderSchuleeingeführtwerden ,werdennichteinmal
derministeriellenApprobationzugeführt .VomMinisteriumwurdenunter
anderemahgelehnt"Rübezahl",indemsichgeradezuUnsittlichkeitenfinden,"KönigLaurensRosengarten"„BauerenkriegeinOesterreich",vielleichtdas
widerlichsteBuch ,dases anunserenSchulengibt ,einMachwerkniedrigste
Sorte .VomMinisteriumabgelehntwurdenauchdie zweiBücher ,dieanläss-¬
lichderlojährigenRepublikfeierhinausgegebenwurden.DieseBücherstrotz
vonfrechenGeschichtslügenundsind nichts als eine ganzgewöhnliche
Parteipropaganda .IhreAusgabehat nichtwenigerals 170 . 000Sgekostet
und manhat die Bücher noch ausgeteilt ,bevor die ministerielle Genchmigun
dawar,sodassvieleKinderdieBücherschonhatten,alsin derletztenMi¬
nutedieSchulendavonverständiwurden,dassdasMinisteriumdüeAppro¬bation nicht erteile .DieRednerinstellt denAntrag ,dass allePehr-¬
undPesebücher(Klassenlektüre)überærenZulässigkeitdasUnterrichts-¬
ministeriumnichtentschiedenoderdieesausdrücklichabgelehntoderver-¬
botenhat,aus demLeseblan ,den,Bestandder Lernbüchereinundausden
Schulbüchereienunverzüglichauszuscheidensind .Sieerklärtschliesslich,
dassihreParteigegendenVoranschlagstimmenwerde(Lebh.Beifall. .Chr.)

GR .Deutsch- Kramer (soz. )bemerkt,kritisierensollte nurderjenige ,dereineSachebesserverstehtodersieselberhessermachenkann.
Das ist bei derKritik,die

hier geübt wird ,keir swegsderFall .GewöhnlichwirddieMethodegeübt ,dasszuerstirgendeineRaubers-¬
geschichteerzähltunddarausgefolgertwird,wasallesschlechtist .Dann
stellt sich heraus ,dassander ganzenGeschichtekeinWortwarrist .
ZumBeispielhatGR. SuchenwirtheineGeschichtevoneinemMannerzählt,
derzumSchulleiterernanntwurde,weiler mitdenKindernWaschtageveran¬
staltet hat .In Wirklichkeithat derMannvor8 JahrenimHandfertigkeits-¬
unterrichtdenKinderngezeigt ,wiesieihrerMutterbeimWaschenhelfen792
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können ,würde jetzt zum Schulleiter ernannt .Oder GR .Sucherwirth hat
Direktorineine solche Raubersgeschichte von einer erzählt ,die angeblich ,

als sie eine Eingabe für eine Lehrerin machen sollte ,erklärt haben
soll ,sie könne das nicht ,In Wirklichkeit hat es sich um die Agrechnung

einer Vordienstzeit für die Lehrerin gehandelt und die Leiterin hat
gesagz ,sie müsseerst Erkundigungendarüber einziegen( Zwishhenrufe ) .
Hier im WienerGemeirderat wird alles möglichekritisiert .Zum . hatman
die Fürsorge kritisiert .Wiehat manes in Thüringengemacht( Zwischenrufe "

. d .Nat . - Dorthat manimvorigenJahr die Ausgabenfür Fürsorgevon1,300 . 0
S auf 270 . 000S heruntergesetzt ( Lebh . HörtHörtrufe b .d .Soz. - Zwischenrufe
b .d .Soz. - GR.Mühlberger: WeilmandenLeutenArbeitverschaffthatte. -Andauer
de Zwishhenrufe )Oder mannennt die Wiener ohnpolitik schlecht .Ichhabe
zufüllig die Koburger Bauten gesehen ,die die Nazi aufgefjhrt haben .

Das sind Barackender letzten Sorte ,ohha Gas ,ohne Licht,ohne Boden ,ohne
Keller(StürmischeHörtHörtrufe. . Soz.-ZwischenrufeundLachenäb. d.
Nat .) Aehnlichist es mit er Kritik an der Schule .DieGemeinderätinSchlö¬
singer hat über die schlechte Behandlung der Wiener Lehrer geklagt .In
Wienhaben die Lehrer 13 Menatsbezüge ,in Niederösterreich ,wodie
Christlichsozialenregieren ,nur12 .In NiederösterreichplantdieLandes¬
regierung den Abbauvon 1o00 Lehrern ,darunter von 58l verheirateten Leh¬
rerinnen( HörtHörtb .d .Soz. - Lenh.Zwischenrufe).In N .Oesterr .willman
jetzt über 100 Klassen sperren .In 100 Klassen in Nie derösterr . wirdnur

halbtätigerUnterrichterteilt ,wodurchdenKinderndrei Jahreverloren¬
gehen ( HörtHört bid . Sez . )Es bestelt der Plan ,dort 3 Klassen von zweiLeh- ¬
rern führen zu lassen .Die Lehrer werdenstatt 25 28 Schulstundenüber¬
nehmenmüssen .Underst in Thüringen !( Lachenund Zwischenrufe bed ,Nat . )
Dort sind die Ghhälter der Junglehrer von 210 auf 180 und von 270auf
200 Maxkgekürzt worden( Stürmische Hört Hörtrufe bei d .Soz. - Zwishhen-¬
rufe . )Die Gemeinde Wien hat 61 . 000S für das Pädagogische Institut ,für
Kurse ,für die Zentralbüchereiausgegeben .In Niederösterr .gibt esnichts
dergleichen .In Thüringenwurdendie Auslagenfür dieLehrerforbbildung
in einemJahrvon60. 000auf . 000herabgesetzt( Lebh .HörtHörtrufe . d .Soz.
Zwischenrufe ) .Es wurdeauch die Schülerzahl bemängelt .Als ich indem
christlichsozialverwaltetenWienLehreringin einerSchulebei derSpinne¬
rin amKreuzwar ,warenin einerKlasse&Schülerinnenundheutehältman
sich darüberauf ,dass die Schülerzahlin Wiendurchschnittlich34ist .
In Niederösterr.ist sie 15 ,in Vorailberg47 ,in Tirolüberlo ,imBur-¬
genland51 ,in Oberösterr .49 und in Thüringen48 ( HörtHört . . Sez. -¬
Zwischenrufe) .In Wiensind60frozentaller Schulenein - biszweiklassig.
In Thüringensind in den Terufsschulendie Wochenstundenvon8 auf6
undindenSchulen,wodieKindrvonHilfsarceiternsind ,sogarauf4her¬
abgesetztworden( Hörthört . . Soz. )DieUniversitätenhat manallerdings
nicht angerührt ( Zwischenrufe ) .Die GemeinderätinSchlösingerist umdas
Wohler Kindersehrbesorgt .DieGemeinde' fürSchulausspeisungenallein
über2 Millionenausundspeist täglich13 . 000Kinderaus .(Zwischenrufe. )
Sie schickt in einemJahr 30 . 000Kinderaufs Land .Es wurdegeklagt ,dass
die LehrerkeinenEinflusshaben .In Wirklichkeithabensie heutemehrEin¬
fluss als jemals(Zwischenrufe) . WiewurdenunterdenChristlichsozialen
diePehrerbehandelt;Hierin diesemSaalestandenwirjunge „Lehrerund
muss' enin dieHandLuegersdasGelöbnisablegen ,dasswirwederSozialde-¬
mokraten ,nochDeutschnationalesind .IchwurdeeinmalzurRedegestellt ,
weil manbei mir imKonferenzzimmerdie Arbeiter - Zeitungsah .Daswardie
politischeFreiheitdiewirhatten .Siebeklagensichdarüber ,dassmandie
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Lehrer in ien zur Mitwirkung nicht heran . ? In Niederösterhatman
schonzehnJahre lang keinePezirkslehrerkonferenzeinberufen .DemAntrag
Schlösinger ,dass nur die armen Kinder die Lernmittel umsonst bekommen ,
stimmen wir nicht zu .Wir wollen nicht ,dass schon in der Schule die Klassen¬
unters chiedebeginnen .( Lebh .Zwisschenrufe ) .Trotz aller Ihrerchritik
werdendie Werkedes Sozialismus ,die WienerBautenunddie WiererSchule
nochlange bewundertwerden ,wernvonähnenschonlange nichtsmehr
übrig ist ( StürmischeranhaltenderBeifall undHändeklatschenbeiden
Soz ,- Anhaltende Zwischenrufe ) .

Vorsitz .Weiglerteilt demGR. Dr .SuchenwirthdasWort .
( Lebh .Rufebei de Soz .: Ohje ! - Rufe: BaneSuchanek! -Beifallbd .Natg)

GR .Dr .Suchenwirth ( MaZ . )bezeichnet es als eine Suthetische
Herausforderung ,dass die Mehrheit. Frau Deutsch - KrameralsRedmerin
aufgestelle hat . FrauDeutsch - Eramerwäre für gewisse erotische Zeitschrif¬
ten ,wie Bettauers Wochenschrift eine bessere Referentin als für pädago¬
gische Zwecke .

Vors .Weigl : Ichmussden Herrn GR .bitten ,beleidigendeAus- ¬
drücke zu unterlasen .Sie haben sich nicht an die ferson ,sondernan
die Versammlungzuwenden. die zehnjährige

GR .Dr .Suchenwirth weist daruf hin ,dass durch )
Erfüllungspolitik inDeutschland

dieFinanzendesReichesundderLändervoll¬
ständig erschöpft worden sind .Wo die Nationalsozialisten die Regienung
übernommen haben ,muasten sie erst den Augias stall der Sozialdemokratie
ausmisten .Und nun wagt man es gegen Männer ,die das deutsche Vaterland
wieder in Ordnungbringen ,die Handaufzuheben ( Beifall bd .Nax . )FrauDeutsc
Kramersoll nicht in die Ferne schweifen,sondern soll lieber an dieErz
sarungsmassnahmen denken ,die in Schwechat notwendig sewordensind,oder
daran,wie es mit der Schulpflege in demsozialdemokratischverwalteten
Steyraussieht,wonicht einmaldie Beleuchtungder Klassenzimmergewähr-¬
leistet ist .In St .Pölten ,Vöslau ,Donawitz ,Steyr und in vielen anderen
sozialdemokratisch værwalteten Gemeinden stockt heute jedes Leben .Auchdie
Schulender Stadt Wienbefindensich in einemdesolatenZustand .Beider
Hauptschulein der TeublergasseimXXI .Bezirkfällt der Bewurfab ,die
Dachrinne ist zerbrochen ,auf den Gängenzeigen sich Flecken vondurchsicke
demWasser ,das Hofpflasterist schadhaft .WennfremdeBesuchernachWien

kommen ,um die sogenannte Schukreform zu studieren ,werden sie in bestimm¬

te Schulen geführt ,die gut ausgestattet sind .Schicken Sie doch die fremde
Kommissionenin die Vorgartenstrasse,woder Hofseit 3 Jahreneingerüstet
ist,oder in die Högergasse,wodie Klassenzimmervollständig verrust sind ,
woes in denZeichensaalregnet unddurchdas ganzeSchulhauseinSprung
geht .Sie sprechen immer von der Fürsorge für die Kinder ,dabei haben Sie
einen eigenen Ersparungsinspekter in der Person des pensionierten Hof¬

rates Washüber bestellt ,der zu seiner staatlichen Fension einen Gehalt
von500oder 700S monatlichbekommt .Sie sorgennicht füranständigeoSchulräume aber dafür ,dass Ihre ParteigängereinenNebenverdienst
erhalten .Beinahealle Mitglieder der roten Fraktion in diesemSaale sindDor
pelverdiener .Die Arbeitslosen von Wien sollten einmal untersuchen ,wasfür
sanierte Fersönlichkeiten hier unter den sogenannten Sozialisten sitzen .
Zuden Arbeitslosenversammlungentraut sich dieses Gelichter nichtmehr .

Vorsitz .Weigl ruft den Redner zur Ordnung .

. N.Dr. Suchenwirth :In diesjährigenVoranschlagsind
900 . 000S für ehrmittel aus gworfen .Es handelt sich : famosenVer¬
794 lag "Jugend und Volk" ,
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der eine Melkkuhder Wiener Schulreformer geworden ist .DieErzeugnisse
dieses Verlages sind für den Unterricht wertlos .Die Gemeinde hat der
Lehrerschaft das ihr nach demReichsschulgesetz zustehende Recht ,überdie
einzuführenden Bücher zu entscheiden ,weggenommen ,sieentscheidet nach

edem Vorschlag des Stadtschulrates ,aber nicht des des Stadtschul - ¬
rates ,sondern eines Konsortium ,das an den Lehrbüchern verdient .Der
Bürgermeister hat erköärt ,er finde nichts daran ,dass Herr Glöckel eine

ständige Entlohnung als Aufsichtsrat und Präsident des Verlages bekommt .

Früher erhielten die Aufsichtsräte Präsenzgelder von 60
bis 100 Schilling für die Sitzung .Das war Herrn Glöckel zu wenig und
nun erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrates eine monatliche feste

GebührohneRücksichtauf Gewinnoder Verlustdes Unternehmens .Präsident
des Aufsichtsrates ist Herr Glöckel ,sein Stellvertreter war der inzwische
verstorbene Hofrat Fummelhardt ,demAufsichtsrat gehört auchGemeindat .
SeopoldPailerThalleran .( AhaRufebei denNat .soz .- GR .Thaller :

Sie dind sehr schlecht unterrichtet ! Sie glauben ,ich bin ein kapite¬
listischer Verwaltungsrat ! - Zahlreich Zwischenrufe undanhaltender
Lärm . )Wir würdenIhnen keinen Vorwurfmachen ,wennSie HeirnGlöckel
als Präsidenten des Stadtschulrates eine bessere Entlohnunggeben ,aber
wir finde ,es unanständig ,wennjemandmit seiner ehrenamtlichenStellung
als Stadtschulrat protzt und sich ohne Wissen der Oeffentlichkeit bei
einem Schulbücherunternehmen saniert .( Beifall bei den Nat .soz . )Die B
Bücher dieses Verlages sind minderwertig und für Unterrichtszwecke unge¬
eignet .( Anhaltende Zwischenrufe und gresse Unruhe )STR .Speiser hat

nachdem er seine Parteigenossen zu lauten Reden veranlasst hat ,denSaal
etwas fluchtartig verlassen .Es ist ihm effenbar unangenehm ,die Wahrheit
zu hören .Ich möchte betenen ,dass die Zahlen ,die er in seinen Schluss¬

worterwiderungen bringt ,meist nicht zutreffend sind ,sodass manhier
gelinde gesagt ,von Lügen sprechen muss .Die Behandlung derPersonalangelegenheiten durch die Gemeinde Wien ist eine unaufrichtige .

DieMehrheitkönntesagen ,wirstellen an undbefördernnurSozialdemo¬
kraten .Das wäre ein tyrannischer Standpunkt ,aber er wäre offen undauf¬

richtig .Sie aber erklären immer ,Sie kannnn nicht die politische Zuge¬
hörigkeit der Lehrer ,aber Sie finden mit sicherem Griff lauter Sozial¬
demokraten heraus .

Der Redner bemängelt ,dass die . . Desinfizierung der Klasse
nach Krankheitsfällen sehr viel zu wünschen übrig lässt .Die sanitären
Zustände der WienerSchulen zeigen dasselbe Bild wie dieGemeindebauten.
Nachaussen Prunk ,im Inneren Verwahrlosung .VerwahrlesteSchulgebäude
und unhygienische Klassenzimmer sind die Stätten ,in denen sich unsere
Jugend aufhalten soll .Daran können auch die Potemkinschen Dörfer nichts
ändern ,die Sie den Fremdenzeigen .( Beifall bei den Nat .soz .- ¬
Vyberne -und Hanba - Rufebei den Soz .dem . )
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GR .Müller ( chr . )spricht zunächst die Hoffnung aus ,dass die
heuer für Bauten an der Grossmarkthalle eingesetzten Beträge auch wirk¬

lich heuer noch zur Verasgabung gelangen werden .Villeicht wäre es jetzt
schon möglich ,einen Teil dieser Arbeiten zu vergeben .GR .Müller bringt
sodann Klagen der Ständebesitzer auf dem Naschmarkt über die tristen Ver¬

kehrsverhältnisse dort selbst vor und verlangt Abhilfe .Insbesondere
sollte auch von densogenannten " Produzenten "der Nachweis verlangt
werden ,dass sie wirklich produzieren ,da viele dieser sogenannten Produ - ¬
zenten erst auf dem Naschmarkt einkaufen ,dann die Ware umpacken und sie

dann wieder verkaufen .Auchdr Unfug der Limonihändler sollte beseitigt
werden .Die Verhältnisse auf dem Rudolfsheimer Markt sind wegen der Ratten¬
plage unhaltbar .Der Makkt müsste geteilt werden .Auch bezüglich desLager - ¬

hauses müsste etwas geschehen .Man kann vom Lagerhaus nicht alle rück¬

ständigen Zinsen verlangen .Auch die Fersonalverhäktnisse im Lagerhaus
bedürfen einer Aenderung . Heuteentfällt auf einen Arbeiter ein Petrag von
5000 bis 6000 . EineAenderungkönnte in der Weise voesich gehen ,dassder
Stand der Apfsehenvon 180 auf 50 herabgesetzt wird .Der edner ersuchtden
Vizeb gm .Emmerling ,ednlich dafür zu sorgen ,dass auch die Verkehrsun¬
ternehmungen beim Wirtschaftsamt einkaufen .Dadurch würde auch das Wirts cha
amt in die Lage versetzt werden ,viel billiger einkaufen zu können .Der

Redner weist schliesslich darauf hin ,dass der Zustand vieler Schulendurc .
aus nicht gut ist ,Dasselbe gilt vn den Amtsgebäuden ,insbe sondere vom

WernalserAmtshaus .Es müsseemwiesereinmal KommissionierungenderAmts- ¬
gebäude vorgenommenwerden .( Lebh .Beifall b .d .Chr . )

St . . Lindergibt in seinem Schlussworte zunächst Aufklärur
darüber ,wie die im BaudgetvorgesehenenBeträge fürInstandsetzungsarbei -¬
ten an den Schulen im einzelnen verwendet werden sollen .Wasdie Landeskul - ¬
tur betrifft ,so ist hiefür ins Budgetwohl kein Tetrag eingesetzt worden ,

in Notfällen wird aber immerausgeholfen wie dies anlässlich derHagel¬
schäden vor 2 Jahren und auch heuer wieder geschehen ist . Wiesehr die Ge¬

meinde der Landwirtschaft zu helben bemüht ist ,geht daraus hervor ,dass
vom Jemeindeboden 1392 Hektar verpachtet und 200 Heltar für Gärtnerei - ¬
zwecke überlassen wur den .An eine Verlegung des Gärtnermarktes auf demVolk
wehrplatz ist nicht gedacht . Hinsichtlich der vom GR . Hukaberührten Frage
der sogenannten Grundgebühren weist St .R .Linder darauf hin ,dass diese Ge - ¬

bühren infolge der Anliefe rung von minderwertigemVieh in den letzten Mona
ten und Wochen æhr gesunken sind .Da die Frundgebühren die Basis für alle
anderen Marktprodukte bilden hat mansich entschlossen,sie nach unter hin
auf den niedrigsten Stande zu begrenzen ,nach obenhin sind sie mit 2Pro¬
mille limitiert .Die Gemeindeverlangt insgesamt an Gebühren10Schilling
für das Tier und stellt dafür die Schlæhthäuser die Ställe und soweiter
zur erfügung .Das ergibt bei einem 800 Kilogramm schweren Rind eine Be¬

lastung von 1/10 Groschenper KilogrammLebensgewicht,währenddasKilo - ¬
grammPebensgwichtvomBundaus mit 38 ' 2Groschenbelastet ist . GR.Mahl¬
berger hat heute wederüber das seinerzeitige Verlangen ,der Marktaufder
Reinprechtsdorferstrasse mögefür einen nationalsozialistischen Gautag
zur Verfügung gestellt werden ,egsprochen .DieDeutschösterreichische
ages-ZeitunghatseinerzeitdieSachein grosserAufmachunggebracht .Ich
habe es nichtienmla der Mühewertgefunden ,das zu berichtigen und habemir

nur gedacht ,GR .Mühlberger ist auf einem solchen Niveau ,dass er nicht

einmal weiss ,was ich mit ihm gesprochen habe .Ich werde mir das zur Lehre
diennnlassen undin Zukunftbei Gesprächenmit ihmeinenZeugenbeiziehen .
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Er hat von mir verlangt ,ich mögediesen Markt für eine politische Ver
sanmlunghe rgeben und ich habe ihm erwidert ,es handle sich hier umeine
politische Frage und ein Markthat mit der Politik nichtszu tun .GR.
Gratzenbergerhaß heute wiederüber alles möglichegesprdchen .Er ist der
Mann ,der bei allen Dingen e was riecht .Ersollte in

seiner Partei mehrherumriechen .Er verlangt unter anderemAufklärungüber
Dinge ,überdie wirnicht sprechendürfen ,weiles sich umGerichtanhän¬
gige Sachen handelt ,Ich werde ihm auch keine Auskunft über das von ihmver
lesene vertrauliche Protokoll geben ,weil ich nicht weiss,ob das wasdarin
enthalten richtig st oder nicht,denn dieses Protokoll wurdebeiGericht
gestohlen ( Lebh .Hört Hörtrufe . . Soz . )Mit aller Entschiedenheit muss ich

es aber zurückweisen ,wennGR .Grateznbergeres wagt ,BeamtederMag.
Abt .12 auch nur zu verdächtigen .Die Beamten sind über allen Verdacht er¬
haben( Lebh .Beifall . d .Soz. - StürmischeZwischenufe . d .Nat . )

GR .Gratzenberger : Dashabe ich nicht getan ,das ist
eine Lüge( Mehrereanderenat .soz .Gemeinderäterufen :Lügner !Lügner!

Vorsitz .Weigl ruft den GR .GratzenbergervzurOndnung .
St . R .Linder : WennSie mir das sagen ,gehe ich darüber

hinweg .EinePartei die so verlogenist ,hat das Massdafür wasWahrheit
und Lüge ist ,verloren ( Zwischenrufe ) .

GR .Mühlberger :Sie babengelogen .
ü

Vorsitz .Weiglruft den GR. MühlbergerzurOrdnung .
Vor der Abstimmungerfolgt eine Reihe von tatsächlichen Be¬

richtigungen .
GR .Beisser ( soz . )berichtigt tatsächlich ,dass erniemals

miteinerohnungsschiebungetwaszutunhatte .(Zwischenrufe. d .Nat. )
Wernocheinmaleine solche Behauptungaufstellt ,sagt bewusstdieUnwahr¬
heit undbegehteine schwereVerleumdung.( AndauernderLärm. -Zwishhenrufe

. d .Nat. )-GR. Gratzenberger( nat . soz. )SiesindeingewöhnlicherWohnungs-¬
schieber . - GR.Beisser ( soz . )Sie sind ein LügnervundVerleumder. -Andauernder

Lärm .

GR. Thallerberichtigt tatsächlich ,dass es nachdemsozial¬
demokratischenParteistatutjedemParteimitgliedverbotenist ,ineiner
kapitalistischenAktiengesellschaftein Verwaltungsratmandatzubekleiden.
Wenn Gemeinderäte der Mehrheit ein Verwaltungsratsmandat bekleiden ,so ist ihnen diese Funktion vom Gemeinderat übertragen worden .Wird hiefür

eine Vergütunggeleistet,so wird diese vomStadtsenat genehmigtundzur
Gänzeandie Gemeindekasseabgeführt ; erberichtigttatsächlich ,dassweder
er nochGR. Jenschikküberhauptein ' erwaltungsratsmandatbekleiden.

GR. Huka( chr . )berichtigttatsächlich,dasseineBesprechungüberdieErhöhungderKühlraumgebührenstattgefundenhabe,weiters,dassRündigungeninder Grossmarkthalle ausgesprochenwurdenundbis heutetat¬sächlich eine Kündigungvollzogen wordenist .
GR .Gratzenberger( nat . ) berichtigttatsächlich ,dass erdieDatenbezüglichderVerwaltungsratsmandatedemKompassentnemmenhabeund

berichtigttatsächlich ,dasserkeinenBetraggenannthabe. GR.Süchenwirth( naberichtigttatsächlich ,dasser dieDatenausdemHandelsregisterentnommenhabe,woals Aufsichtsrätedes DeutschenVerlassfür JugendundVolkNatio-¬
nalrat GlöckelundGR. Thalleranfscheinen .( GR.Thaller :Siesindum6Jahrezurückgeblieben ,wir schreiben heute 1932 ) .Ich berichtige tatsächlich ,

dasslaut ZeugenaussagedesDirektorsWiedlingdie MitgliederdesAufsichtsrates Präsenzgelder von 60 bis 100 S pro Sitzung erhalten . St . . Linderbe¬
richtigt tatsächlich ,dassder Leiterder ErnährungsdienstesmitGR. HukakeineBesprechunghatte überdie Erhöhungder Kühlraumgebührenundberich¬
tigtvtatsächlich ,dassderPeiterderErnährungsdienstesdiesihmgegenübersoeben festgestellt habe .

DieAnsätzeder VerwaltungsgruppeVIwerdenunterAblehnungsämtlicher Anträgeder Minderheitangenommen.Ebensowird der Antrag ,aufPrhöhungderGrundgebührangenommen,derAntragHukaaufFestsetzungeinerMaximalgebührauf ' 80wirdabgelehnt ,schliesslich wirdder AntragaufEr¬höhungder EntschädigungandenWr .BürgerspitalsfondsangenemmenunddieSitzung um22 Uhr 16geschlossen .
797 — . — —— — .- .—
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Das Glatteis inWien .

DerununterbrocheneKampfgegendas Glatteis wirdverschärft .
Nach den Wettervoraussagen ist mit einer Besserung desWetters

und mit einem Zurückgehen der Glatteisbildung nicht zu rechnen .Der

städtische Strassenpflegebetrieb macht daher alle Anstrengungen ,umder
Gefahrendes Glattei Herrzu werden .Bei der jetzigen ganzunge-¬

wöhnlichen Glatteisbildung hat es sich insbesonders in denHauptverkehrs¬
strassen gezeigt ,dass die Bestreuung der Strassenübergänge durchdie
rasch fahrenden Personenautomobileund Schnellastkraftwagen inkürzester
Zeit illusorisch gemachtwird .Diesmachtes zumBeispiel in derMaria¬
hilferstrasse notwendig ,die Bestreuung der Uebergängeununterbrochen
durchzuführen ;auch in anderen wichtigen Verkehrsstrassen ,die vor
allem mit Granitpflaster versehen sind ,wird durch den raschenFuhr¬
werksverkehr das Aufstreumaterial von den teilweise angerundeten
Oberflächen der Pflasterwürfel weggefegt .Mit der Pestreuung kann
bei diesem Wetter eine volle Wirksamkeit überhaupt nicht erzeelt werden ,
da durch das fortwährende Niedergehen von NebelschwadendasStreumaterial
selbst in kürzester Zeit mit Eis überzogen wird .Dennoch werden alle

Enstrengungen gemacht ,um den Fussgänger -und Wagenverkehr aufrecht zu

erhalten und für dessen Sicherheit vorzusorgen .Seit einer Wochesteht
das ständige Strassenpflegepersonal jede Nacht schon von 3 Uhrfrüh
an imDienst ;täglich ist eineMannschaftvon . 000Mann. schonlange
ver dem Einsetzen des starken Frühverkehres mit denAufstreuarbeiten
beschäftigt .Diese Arbeit wurde durch das Einsetzen automobiler Streu¬
maschinenwirksamverstärkt ,die innerhalb24Stundenungefähr200
Kilometer Strassenlänge behandeln .Ausserdemwurden insbesondere für
die Bestreuung der bergigen Strassen und für den NachschubvonAuf¬
streumaterial14LastkraftwagendesStrassenpflegebetriebesund80
privatePferdefuhrwerkefortlaufendin denDienstgestellt .Bisheute

wurdenfür die Aufstrauarbeiten nicht weniger als 6000Kubikmeter
Streumaterial aufgewendet ,das sind rund . 000Eisenbahnwaggons.

: :wie schönerwähnt ,anzunehmenist ,dass dieWetterlage
in der : hsten Zeit die gleiche bleiben wird ,wird von morgen ,Dannerstag
an ,die Aufstreutätigkeit des städtischen Strassenpfaegebetriebes imver¬
stärkten Masseforgesetzt werden .Im dringendsten Interesse derSicherheitder Fussgänger und des Fuhrwerksverkehres selbst wäre es
gelegen ,wenndie Kraftwagen bei dieser ungewöhnlichenGlatteisbildung

ein langsameres Tempo ,als bisher beobachtet werden konnte ,eizhalten
würden .
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Budgetberatung1933
WIENER GEMEINDERAT

Sitzung vom22,Dezember1932 .
VorsitzenderGR .Weigleröffnetnach16UhrdieSitzung .Eswird

aofortin dieTagesordnungeingegangenunddieSpezialdebatteüberdasBud¬get 1933fortgesetzt .

DieSpezialdebatteüberdas Kapitel "TechnischeAngelegenheiten"
leitet STR .RichtermitfolgendemBerichtein :

DasBudgetwurdemitderdurchdiewirtschaftlichenVerhälntisse
erzwungenenSparsamkeiterstellt .DieGesamteinnahmensind mitrund
27MillionenSchillingum1 MillionSchillingniedrigerveranschlagt
alsimJahre1932;dieAusgabenbetragen15. 7MillionenSchillingundsindumrund 2 Millionen Schillingniedriger

DerStrassenpflegebetriebwirdimJahre1933imallgemeinenin
gleichen Ausmasswie im laufendenJahre geführt werden .Für dieStrassen¬
reinigungsind . 100Strassenarbeitervorgeschen .DiemaschinelleReini¬
gungwirddurch8Kehrzügeund4Aufsammelmaschinendurchgeführt;fürdie
Strassnnkehrichtabfuhrwerden12ZügedesLastkraftwagenbetriebesundnach
BedarfUnternehmerfuhrwerkverwendet.DieBespritzungwirdausschliesslie
durchdenstädtischenLastkraftwagenbetriebmitdurchschnittlich21Auto¬
sprengwagenpreTaggeleistetwerden,FürdieHauskehrichtabfuhristderBetriebvon59Coloniasammelzügeneingesetzt ,FürdieSchneepflugbe-¬
spannungundSchneeabfuhrist imHauptworanschlageinBetragvon536.000SchillingfürUnternehmerfuhrwerkvorgesehen.FürAufstreuzweckebei
Glatteisist dieBeschafflungvon . 000KubikmeterAufstreusandmiteinem
Aufwandvonrund84. 000Schillingveranschlagt.DieStrassenölungwird
imbisherigenAusmasseaufrechterhalten;oswerdenmitdemvorgesehen
Aufwandvonüber1MillienSchillingrund2,500. 000GeviertmeterStrass
flächegeöltwerden ,FürdieweitereAusgestaltungdesColoniasystems
ist einBetragvon55. 000SchillingzwecksAnschaffungvonrund1000
KübelnsamtdennotwendigenAnhängevorrichtungenundStänderneingesetzt.

ImGartenwesenist ein Gesamtaufwandvon2,139 . 270Schillingvorge-¬
sehengegen2,556 . 120SchillingimJahre1932 .DurchdieSchaffungdes
ParkesanStelledesBürgerversorgungshauseshatsichdasGesamtflächen¬
ausmassderöffentlichenGartenanlagenum15,700Geviertmetererhöht .

Mit Rücksicht auf die bestehende Wirtschaftskrise und den damitver

bundenenEinnahmeentgangbeimstädt ,BäderbetriebwurdeimHauptvoran-¬
schlagpro1933beiallenAusgabepostengrössteSparsamkeitvorgesehen.
GrössereHerstellungensindtrotzdembeidenSommerbädernvorgeschen,dieim heurigen Jahre einen Besuch von 1,885 . 000Personen gegen1,780 . 200
Personen im Vorjahre aufzuweisenhatten .

DieKinderfreibäder ,die sich bestensbewährthabenundderunver¬
mindertenBeliebtheitderJugenderfreuen,sollendurchSchaffungeiner
neuenAnlage,dievoraussichtlichimWähringerparkzurAufstellunggelang
wird ,einenabermaligenZuwachserhalten.ImheurigenJahrewarendie
Kinderfreibädervon1,288. 000Kinderngegen1,172. 000imVorjahrebesucht

Derstädt ,Wäschereibetriebin derSchwenkgasseverfügtüberBetrie
einrichtungen ,die ihmdie Reinigungvonca ,3,000 . 000KilogrammAnstalts
wäschejährlichermöglichen.DiederzeitigeAusnützungdieserBetriebs-¬
einrichtungenist nureineetwa50prozentige.DurchdieAuflassungder
dengegenwärtigenBedürfnissennichtmehrentsprechendenWäschereides798
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Verdorgungsheimes in Lainz und Uebertragung der Wäschereinigung an die

WäschereiSchwenkgassewirddieWaschleistungdiesorWäschereiaufetwa
2,200 . 000kgjährlich gehobenwerden .Infolgedieser Zusammenlegungder
WäschereinigungergebensichauchnamhafteErsparnissefürdiestädt .

Wohlfahrtsanstalten .

Diestädt .Werkstättenhabenalle jeneArbeitenundHerstellungen,
die auf Massenerzeugunghinauslaufen oder die sich leicht durchdie
städt .Kontrahenten herstellen lassen ,aufgegebenund führen nunmehrdie
hauptsächlicheinerHeizwerkstättezukommendenReparatureninstädt .
Amts -und Anstaltsgebäuden durch .

DerVoranschlagfür StrassenerhaltungundStrassenbaubewegtsich
mit Rücksichtauf die wirtschaftlichen Verhältnisse in einemengeren
Rahmenals imJahr1932 .DielaufendeErhaltungist in derselbenHähe
wie im Jahre 1932 geblieben .

ZudentorgesehenenErneuerungenundNeuherstellungenvonStrassen
kommennochdieArbeitenausdemausserordentlichenStrassenbauprogramm,
die imJahre1932nicht gemachtwerdenkonnten .Essteht zu diesemZwecke
ein Betragvon3,500 . 000bis 4,000 . 000SchillingzurVerfügung.

ImBezugauf denBrückenbauist die Gemeindeseit demKriegsende
vor die mit grossenfinanziellen OpfernverbundeneAufgabegestellt ,eine
ReihevonDonaukanalbrückendurchNeubautenzuersetzen ,die in den8oer
JahrendesvorigenJahrhundertauseinemMaterialerbautwordensind ,
dasimLaufeder JahreanFestigkeiteingebüssthat undnichtmehrim
Standeist ,dendurchVermehrungdesGewichtesundderLadefähigkeitder
Fahrbetriebsmittelerheblich gesteigerten AnforderungendesVerkehres

zu genügen .

NachdemausdiesemGrundediewichtigstenBrückenüberdenOberlauf
des Donaukanales ,die Friedens -undAugartenbrücke ,erneuert undinden
Jahren1926und1930demVerkehrübergebenwordensind ,soll nunauchfür
die südöstlichenBezirkeein der Verkehrsbedürfnissenentsprechender
UebergangüberdenDonaukanalanStelle derunzulänglichgewordenen
Rotundenbrückegeschaffenwerden.DerBrückenneubauwirdKostenimBetrage
vonungefähr5,000 . 000Schilling veruraachen .Der für das Jahr 1933vorge¬
seheneBetragvon10 . 000Schilling soll für Vorarbeiten ,insbesondere
für die ErschliessungderUntergrundverhältnissedurchTiefbohrungen,
verwendetwerden.HieraufwirdzurErlangungvonEntwürfeneineAusschreibung
mithalbjährigerFristveranlasstwerden.FürdieErhaltungderstädt .
Brückensindnahezu225. 000Schilling,alsoeinwesentlichhöhererBetrag

als in den vorangegangenen Jaren vorgesehen .
Zufast dr gleichenZeit wiedie vorgenanntenDonaukanal¬

brückenundaus demgleichen ,an den Erzeugnissender heutigenHüttentech¬
nik gemessen ,als minderweætigzu bezeichnendenEisenmaterial ist auchdie
über denDonaustromführende"Reichsbrücke "erbaut ,die ausserdemnochden

Mangelaufweist ,dasssie für denäusserstlebhaftenVerkehrzu schmalist .
Alses denBrückenbautechnikerndesBundesundderGemeindegelungenwar,
eine entsprechendeLönungfür denUmbaudieserBrückezu finden ,wurden
die Verhandlungenüber die KostenaufteilungzwischenBundundGemeinde
aufgenommenund im Augustdes heurigen Jahres mit demErgebnisabge- ¬
schlossen ,dass die GemeindeeinenBeitragvon32 ' 3Prozentzu denKosten
diesesBrükkenbauesleistet .DieRatifizierungdiesesUebereinkommensund
dieFragederAufbringungdererforderlichenMittelwerdenin nächsterZeit
denGemeinderatbeschäftigen.DieneueReichsbrückewirdeinedurchausseahs¬
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spurige Fahrbahn erhalten ;es können also ausser der in der Fahrbahmmitte

zweigleisig fahrenden Strassenbahn in jeder Fahrtrichtung 2 Fuhrwerkever - ¬
kehren .Es werdendie an die Strombrückeanschliessenden Innndations -und
Kaibrücken ,die aus Granitgewölbenbestehen ,auch für die neue Brückever - ¬
wendet und zu diesem Zweckedurch Einziehen von Eisenbetongewölbenverbrei - ¬
tert werden .Die Kosten des Brückenbauessind vomBundesministeriumfür

Handel und Verkehr mit 25 ' 6Millionen Schilling veranschlagt worden .Der
Baudürfte etwa4 Jahre in Anspruchnehmen .Derzeit werdenBodenuntersuchun
gen durchgeführt ,deren Ergebnis für das weitere Vorgehenmassgebendist .

Die Gemeinde kann mit Genugtuung sagen ,dass sie alles getan hat ,umdie
Lösung der Reichsbrückenfrage zuermöglichen .

Der Voranschlagdes Betriebes Wasserversorgungfürdas
Jahr 1933schliesst mit einer Nettoeinnahmevon1,882 . 740Schillingab ,
wobeiangenommenwird ,dass die Einnahmenvoraussichtlich umetwa200 . 000
Schilling geringer als die für 1932 sein werden .Dieser Ausfall wird
durch den Rückgangdes Wasserverbrauches verursacht ,da eine Rechevon
bisher an die Wasserleitung angeschlossener Südbahngemeindennunmehrdas
Wasseraus der Marientalerleitungbeziehen .

BeimBetrieb Kanalisationswesensoll in baulicherHinsicht
äusser den unbedingt notwendigenInstandhaltungsarbeiten insbesonderedie
Aktion des Umbauesder alten ,überaus schadhaften Ziegelkanäle in Beton - ¬
kanäle fortgesetzt werden ,womit gleichzeitig eine EindämmungderRatten - ¬
plage verbundenist .In betriebstechnischer Hinsddht werdenim Jahre1933
die im laufenden Jahre begonnenenMassnahmenzur VerbesserungderBetriebs - ¬

einrichtungen durch Einführung von Fernsprechstellen in den einzelnen Be¬

zirksbetriebslokalen fortgesetzt .Es wird dadurch ausser dererleichterten
Betriebsführung auch ermöglicht werden ,dass die Bevölkerung bei Hauskanal - ¬
gebrechen die Anzeigen telephonisch erstatten kann .

Für den Ausbauder öffentlichen elektrischenBeleuchtung
ist für das Jahr 1933 der gleiche Betrag vorgesehen ,der im Jahre 1932 zur
Verfügungstand .Bis Ende1932werden28 . 140elektrische LampenimBetrie-¬
be sein ,wodurch Strassen und Wege in einer Länge von etwa 840 Kilome - ¬
ber eine elektrische Beleuchtung besitzen .NachVollendung der imProgramm
1933 vorgesehenenBeleuchtungsherstellungen werdenrund 900Kilometer
Strassen und Wege elektrische Beleuchtung erhalten ;es wird die Elektri - ¬
fizierung der Gasbeleuchtung in den Bezirken 4,5,6,7,8 und 14 bis Ende

1933 vollkommen durchgeführt sein .Die Bezirke 6,7 und 14 sind bereits

fertig .Am22 .Juli 1932 wurde am Karlsplatz die 25 . 000Lampe nacheiner
Bauzeitvon7 Jahrenin Petrieb gesetzt .DurchdieElektrifizierung
sind bisher rund 29 . 600Gaslampenentbehrlich geworden .DerGesamtstand
der noch in Betrieb befindlichen Gaslampenbeträgt derzeit noch15 . 680 .
Durchdie Einführung der elektrischen Beleuchtungwird die Einfuhrvon
20 . 500Tennen ausländischer Kohle jährlich erspart .

Derso wichtigenFrageder wirtschaftlichenAusnützungder
Brennstoffe im städtischen Haushalte ,deren Bedeutung durch einen Jahres - ¬
verbrauch von rund . 000Waggonshochwertiger Kohle gekennzeichnet ist ,
würd durch die Beibehaltung der Heizkontrolle entsprochen werden ,die
sich bestens bewährt hat und mit einem Minimuman Kostenaufwand ,es wer - ¬
den6 vorhandeneMaschinistenals Kontrollorganeverwendet ,infolgeent -¬
sprechenderOrganisationdie Aufsicht über die sparsamsteVerwendungdes
Brennstoffessichern .DieGemeindewirdauchimkommendenJahrebemühtsein ,
in dr Verwendung österreichischer Kohle weitere Fortschritte zu erzielen .

Derzeit werdenbereits rund . 000Waggonsösterreichische KohleanStelle
von ausländischer im Jahre verfeuert .( LebhafterBeifall ) .
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ErholungsurlaubfürdieerwerbstätigeundarbeitsloseJugend.
FürdieerwerbstätigeundarbeitsloseJugendist mitUnterstützung

derKrankenkassenOesterreichs ,derGemeindeWien ,desWienerFortbil¬
dungsschulratesundderKammerfürApbeiterundAngestelltefürWien,
NiederösterreichunddasBurgenlanddasEpholungsheimBadFischauander
SchneebergbahndenganzenWinterhindurchgeöffnet .DieAufnahmeder
erwerstätigenJugendlichenfindetbeidenBezirksstellenderArbeiter-¬
krankenversicherungskasse,bezw.beidenbetreffendenKassenselbststatt .
FürdiearbeitsloseJugendwirdin derLehrlingsfürsorge-AktionbeimBun¬
desministeriumfürsozialeVerwaltung,Hanuschgasse3 ,imHofrechts,AuskunftüberdieAufnahmsbedingungengegeben .DerersteTransportfür
die männlicheJugendgehtamMittwoch,den4 .Jänner ,ab .

RömischesMuseumder StadtWien.
DasrömischeMuseumderStadtWienbleibtamSamstag,den24 .Dezem-¬ber ,geschlossen .

- - - - . . - ¬
NachdemBericht des STR .Richter sprichtzunächst

GR. Schiener( chr . ) .Er bestreitet zunächstdieBehauptung
desamtsführendenStadtrates ,dassgenügendVorkehrungengegendasGlatteis
derletztenTagegetroffenwedenseien ,DieGemeindekommtimmerzuspät ,ob
essichumSchneefälle ,umGlatteisoderdergleichenhandelt .Derkläg-¬
licheVoranschlagzeigtsehrdeutlich ,wieberechtigtunsereKritikander
Gemeindeverwaltungwar .Daausdr Wirtschaftnichtsmehrherausgepresstwer¬
denkann ,sindwirbereitsoweit ,dassdieGemeindekassenleer sindund
dieReservenherangezogenwerdenmüssen.DieWirtschaftderSozialdemokraten
hatdieWirtschaftderStadtruiniert -Esist daherbegreiflich ,dassder
Gewerbestand,derdavorallemin Mitgliedenschaftgezogenwurde ,denAb-¬
gangdesSt . R.BråitnerbegrüsstundihmkeineTränenachweint .Leiderist
derneueFinanzreferenteingelahrigerSchülerdesSt . R.Breitner.DerRedner
befasstsichsodannimeinzelnenmitdemVoranschlageundbemängeltdie
geringenAnsätzefürdieErhaltungderDenkmälerundderDenkmalbrunnen
sowiefür dieErhaltungderKirchenundKapellen. WennSieauchinfolge
IhrerraligionsfeindlichenHaltungfürdieErhaltungreligiöserStätten
nichtsübrighaben ,müsstenSiedochausRücksichtFremdenterkehr
vielmehrtun .Derfednerbeklagtsichsadonndarüber,dassdieGemeinde
durchdenFuhrwerksbetrieb ,dieDampfwäschereiunddiestädtischenWerkstät¬
tendemprivatenGewerbeeinenichterlaubteKonkurrenzmacheundbemerkt
in derBesprechungderstädt .Bäderverwaltung ,dassdieMehrheitdie Bäder
nichtalseineEinrichtungzumWohlederBevölkerungbetrachtet ,sondenals
ein Geschäftsunternehmen ,dæ möglichst viel zu tragen hat .Aus dem Titel derS

trassenerhaltungunddesStrassenbauesnimmtdieGemeimefast3Millionen
ein ,gibtaberumeinehalbeMillionwenigeraus ,dasheisst ,sieverdient
auchhier .Dafürsindaberauchdie Strassenin einemso elendenZustand
wieniezuvor.AlseinPrivatgeschäftfastmanauchdieWasserversorgungauf.
ZumSchlusseführtderRednerKlageüberdieMisstände,diesichbeiderVer-¬
gebungvonArbeitenergeben.Manbehauptet,dassdieArbeitennurvertrags-¬
treuenFirmengegebenwerden.WelcheFirmavertragstreuist ,bestimmtaberderObmanndersozialdemokratischenGewerkschaft ,diebetreffendeFirmawird
überhauptnichtgefragt.Dassdarflängernichtgeduldetwerden(Leth.Beifallb .d .Chr .
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GR .Hörmayer( chr . )sprichtseinBedauerndarüberaus ,dass
für diePrhaltungderBaulichkeitensogeringeBeträgeeingesetztsind .
FürdieErhaltungderKirchenundauhderPatronatskirchentutdieGemeinde
garnichts. Willmanwirklichallekirchenverfallenlassen ?DawerdenSiebe:
unsaufGranitbeissen .DerRednerstellt denAntrag,diePostfürdieErhaltuoo0

derPaulichkeitenvon 'auf20 . 000Szuerhöhen .In TesprechungdrStrasser
pflegebeklagter sichdannüberdiemangelndanVorkehrungenderGemeinde
anlässlichdesGlatteisesderletztenTage .WienwareinigeTagelangein
Pislaufplatz.FürdieUnfällewerdenallemöglichenanderenLeute,zumBei-¬
spielauchdieHausbesorger,verantwortlichgemacht,nurnichtdieGemeinde,
dieinersterLänieverantwortlichist .Damit,dasserstum3dder5Uhr
nachmittags1o0oArbeitereingesetztwerden,ist garnichtsgetan . Esist
haltso,dasssichdieGemeindeimmerdaraufverlässt ,MassdieFirmeRegen
undWinddieArbeitfürsiebesorgt.AuchihreVerpflichtungzurReinigung
derGehwegeerfülltdieGemeindenikht .AmPratersternoderin derTabor¬
strassesiehtesaus ,wieaufderMistablagerungssteätteimBretteldorf.
AuchdiePevölkerungmüsstezueinergrösserenReinlichkeitherangezogen
unddiePapierkörbemüsstenöfterausgeleirt werden.EinStrassenkehrerist
inWienschonzueinemKuriosumgeworden.DerRednerbringtsodanneinige
WünscheinBezugaufdasartenwesenvor .InderGartenanlageaufderOberen
DonaustrassemüssteeinHydrantangebrachtwerden,indenGartenanlagen
solltenauchNadelbäumegesetztwerdenundfürdieErneuerungdrGarten-¬
bänkesolltemehrSorgegetragenwerdenalsbisher .Erverlangtweitersdie
endlicheRenovierungderVorkaimauernunddieSchaffungeinesSpielplatzes
beiderFranzensbrücke.Erweistsodanndaraufhin ,dassfürdasJahr1933
umrund9Millionenoder61ProzentwenigerfürdasStrassenwesenveran¬
schlagtsindalsimJahre1928 ,währenddieEinnahmenausdiesemTitelsehr
angestiegensind . ErfordertweitersdiemöglichstrascheErneuerungderRo¬
tundenbrücke,diebeiVeranstaltungenimStadionoderinderRotun-destark
überlastetist ,unddenraschestenBeginnderArbeitenanderReichsbrücke.
EndlichmüssteauchdieRattenplagebeiderAspernbrückeduchInstandsetzung
derKaimauerbeseitigtwerden.Ererklärtschliesslich,dassergegendenVoranschlag

stimmenwerde( Lebh.Beifall . d .Chr. )
GR .Ing .Schaffer( nat .soz . )verweistauf die Vorkommnisseanläss

lichderGlatteisperiode .AndiesemSkandalkönnenauchdieoffiziellen
Erklärungennichtsändern,durchdiehöchstennderBevölkerungSandin
die Augengestreut wird ,statt ihn auf die Strasse zu streuen .Manhätte
schonjetztdieSchneearbeiteraufnahmestellenaktivierensollen ,wodurch
esmöglichgewesenwäre,eineentsprechendeAnzahlvonHilfskräftenaufzu¬nehmænund zahllosen Arbeitslosen vor Weihnachteneinen Verdienst zuschaf¬Auch

fen. /DieAnsätzedesVoranschlagesderVerwaltungsgruppeVweiseneinen
augenscheinlichenSchrumpfungsprozessauf .Fürdie ErhaltungderKirchen,
KapellenundDenkmälerwurdenimJahre193151 . 000Schillingausgegeben,
für1933sindnur11. 500Schillingeingesetzt .EineStadtvonderkulturelllenBedeutungWienshatdafürzusorgen ,dassdieseBaulichkeitenerhalten
werden ,auchwennsie zufällig eine sozialdemokratischeMehrheithat .
Erbeantragt , diese Post auf ho,000 Schilling zu erhöhen .Auchder
Ansatzfür denstädt .Fuhrwerkbetriebist zuniedrig ,beiSchneefällenwird
derSchneewiederaufdenStrassenliegenbleibenunddiearmenTeufel
werdensichumstonstbei denAufnahmestellenanstellen .Erbeantragtdie
ErhöhungderPostfürSchneearbeiterlöhneauf700. 000Schilling.802
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Die Instandhaltung der Gartenanlagen erfolgt zum grössten Teil in eigener
Regie .Die dafür aufgewendeten Summenfänden eine bessere Var endung ,wenn
man die gesamte Gartenerhaltung Wiens an die zahlreich vorhandenen not¬
leidenden Privatfirmen vergeben würde .Er beantragt ,für die Erhaltung
der städt .Gartenanlagen ausschliesslich Privatfirmen heranzuzichen .
Der Redner bemängelt die Zusammenlegung derAusgabeposten für Volks -und
Kinderfreibäder ,wodurch der beträchtliche Personal - undSachaufwand der
Kinderfreibäder verschleiert wird ,die Konkurrenzierung des Kleingewerbes
durch die städt .Werkstätten und beantragt die Auflassung der Betriebs¬

werkstätte in der Malfattigasse und die Uebertragung dervon ihr bisher
Weitedurchgeführten Arbeiten an das Privatgewerbe .Ep wünscht/Aufklärung über

die Verwendungdes Reinertrages der Wasserversorgung ,kritisiert die
Verringerungder Ansätzefür denBetriebunddie laufendeErhaltungder

Kanalisationsanlagen und beantragt ,die bezügliche Ausgabepost auf

1,4oo . 000Schilling zu erhöhen .Auch die Ansätze für Strassenerhaltung und
Strassenbau sind zu niedrig ,sodass sich immerfort die Notwendigkeit zu¬

sätzlicher Kredite ergibt .Bei der Vergebung der Strassenbauarbeiten
werden einzelne Firmen ,wie die Asdag und Tesrag ,bevorzugt .Diese Firmen

werden dazu benützt ,um die Preise zu drücken und roten Parteimitgliedern
Pfründen zu verschaffen .Sozialdemokratische Gemeinderätc sitzen in den
Verwaltungsräten dieser Unternehmungen .Der Gesiba wurde heuer die Finan¬
zierung eines ausserordentlichen Strassenbauprogrammes übertragen .Wahr¬

scheinlich hat die verkrachte Werkbundsiedlung die flinanziellen Kräfte
dieses Unternehmens derart erschüttert ,dass manihntum jeden Preis
eine Sanierungsmöglichkeit geben w ollte .Ein Budget ,dessen Vertreter sich
mit solchen Zuständen indentifizieren ,müssen wir unbedingt ablehnen .
( Beifall bei den Nat .soz . )

GR .Uebelhör ( chr . )bemerkt ,der von St . . Rinlter genannte

trag zur Pekämpfungder Glatteiskatastr opheder letzten Tagesei beider
Grössedes Territoriums ,umdas es sich hier handelt ,gar nichtimponie¬
ren ,ja auch dies er grosse Betrag war,wie sich gezeigt hat ,unzurdichend .ach Gesamtaüs aabenDie Erhöhung ' . für die Erhaltung der Gehäude um 700 .000 S
ist angesichts der in den letzten Jahren eingerissenen Vernachlässigungen
nicht sehr bedeutend .ZumB .wurde bei der Erhaltung de Amtshäusersehrviel
versäumt .ZmB .ist ist der Zustand des Hernalser Amtshauses geradezu lebens - ¬

gefährlich .Dort hat man sich darauf leschränkt ,das Gebäude von oben bis

unten abzuklopfen .Ein ähnliches Schicksal hat das wunderschöneEingangs - ¬
gebäude am Hernalser Friedhof ereilt .Die für die Erhaltung der Kirchen ,Kap

len und Pfarrhöfe eingesetzte Post ist ganz unzureichend ,obwohl dasehr
viel zu machen wäre .Zum Peispiel hätte die Gemeinde für den Turm der Hernal
ser Pfarrkirche zu sorgen .DerTurmhat imKriegsein Kupferdacheingebüsst ,
das Dach ,das "Turm gegenwärtig hat ,ist durchgerostet .Die Pfarre
Hernals bemü .ich seit einem Jahre vergebens ,die GemeindezurReparatur
des Turmszu bewegen,alle Bemühungenscheitern daran ,dass die Gemeindever¬
langt ,die Reparatur müsseohne Gerüst erfolgen .Der Redner richtet an St .R .
Richter das dringende Ersuchen ,sich dar Sache anzunehmen und endlich eine
Entscheidengzutreffen .Sodannbefassz sich der RednermitdemStrassenwesen
und verweist darauf ,dass Strassenölungen nur dort vorgenommenwerdenkönne
wodie Flächen glatt sind .Eventuell müssenvorher Reparaturenvorgenommen
werden ,ehe geölt wird .Sonst entstehen in den Strassen ganze Oelseen .Auch
sollte die Oelung besser sein .Dasselbe gilt von der Teerung der Wege in den

öffentlichen Parkanlagen .Der Redner führt sodann Beschwerde darüber ,dass im

Rathauseder Gangder zumGemeinderatssitzungssaalführt ahgenauertworden
ist . Wardas wirklich notwendig,nur um drei kleine Räumezu gewinnen ? Esist
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gera dezu ein erbrechen den schönsten gotischen Bau Wiens so zuverschan¬
deln .Der Redner ersucht ,den Stadtrat Richter um Perücksichtigung der von ihm
geäusserten Wünsche .( Lebh .Beifall . . Chr .

GR .Dr . Hengl( chr . )stellt dn Antrag ,die Fahrbahn der Leo¬
poldsteinerstrasse mit Granit zu pflastern .

Sfortanfet
St . . Richter bemerkt in æinem Schlussworte ,wennnicht

zu begreifen ist ,dass die Gemeineverwaltung als parteipolitische
beeinflusst hingestellt werde ,so sei di ser Vorwurf in seiner Ver¬

waltungsgruppe am allerwenigsten berechtigt ,Man kann parteipolitisch we¬

der Strassen herrichten ,noch Gärten anlegen ,noch Wasserleitungenbauen .
Dassso geringe Beträgefür KirchenundDenkmalarhaltungeingestellt sind ,
ist darauf zurückzuführen ,dass sich die Gemeindeverwaltungin jederBezie- ¬
hung auf das dringend Notwendigebeschränken muss .Das ist auch beiden
amtlichen Gebäuden der Fall .Der Gemeinde deshalbden Verwurf zu machen ,
dass sie religionsfeindlich sei ,ist ganz falsch .Wiewenig daszutrifft ,
geht schon darsus hervor ,dass die Gemeinde ,ohne eine Verpflichtung dazu
zu haben ,für die Renovierung und Erhaltung der Stephanskirche eine nicht

geringeSubventiongibt .Unrichtigist es ,dass der Fuhrwerksbetriebirgend-¬
welcheGeschäftemacht .Die hogenTransportkostenergebensich daraus ,dass
die Gemeinde Spezialwagen ,z,B .Spritzwagen ,Coloniawagen usw .benötigt ,die

din anderer Unternehmengar nicht beistellen könnse .Unrichtig ist es ,
dass die Gemeindeaus den Bädern Nutzen zieht .In Wirklichkeit schliessen
die Bäder mit einem Defizit ab .Das ist aber ein Defizit ,das im Interes¬

se der Gesundhe it der Bevölkerung getragen werden muss .Die Wasserleitung . .

wirft im Jahr einen Jeberschuss von 1 Million ab .Vor dem Krieg hat sie all¬

jährlich einen Reingewinn von 5 Millionen Pronen ,das sind mehr als 7Millio - ¬
nen Schilling gebracht .Bis zum Ende des Krieges hat jeder Tropfen
asser bezahlt werdenmüssen ,währendwir 35 Liter Freiwasserpro Kopfgeben

und das Mehrwasserweit billiger 5 .s als früher .Es wurdeauch überdie
Unfälleanlässlichder letzten Glatteiskatastrophegesprochen .Bishersind

un nur 2 Unfölle bekannt geworden auf Fründem ,die die Gemeindezubetreuen
hat . Dasbedeutetbei der verhältnismässig grossenZahlvonUnfällenver-¬
schwindendwenig .DieSchliessungdr Kaimauernbei der Aspernbrückekonnte

bisher deshalb nicht erfolgen ,weil das Land Niederösterreich den ihm oblie¬

gendenBeitrag nicht bezahlenwill .Hinsichtlich der Reichsbrückeliegt ein
endgültiges technisch ,durchgearbeitetes Projekt nochnicht vor .DerBund
hat in das Budget1933für die Reichsbrückeim ganzen1 Millioneingestellt .
IchkanneinenSchwurdaraufleisten ,dass ,wennderBundseine77Frozent
aufbringenwird,die32Prozent ,die die Gemeindezu leisten hat ,zurrechten
Seitdaseinwerden.WasdieKlagenüberdieparteipolitischeVergebungvon
Arbeitenbetrifft ,so sei festgestellt ,dass es in ganzOesterreichkeine
Strassenbaufirmagibt ,die sozialdemokratischwäre .DieFirmaGrundstein
hat sich die ArbeitenmitanderenFirmengeteilt undhat nursolcheArbei-¬
ten bekommen,wosie Bestbieter war ,dasselbe gilt vonder Teerag .Wennwirhie
undda die éine oder andere Unternehmungauffordern ,in ein Bestbotein - ¬
zutreten ,so geschiehtdies deshalb ,ummöglichstviele Unternehmungenins
Geschäftkommenzulassen . St. R.Richtersagtschliesslichzu ,dassersich
überdenZustandderKalvarienbergkircheselbstinformierenunddafürsorgen
werde ,dass Schäden ,die etwa grösser werdenkönnen ,selbstverständlich be- ¬
hoben werden( Leth .Beifall b .d .Soz . )

Die Ansätze der VerwaltungsgruppeV werdengenchmigt ,der
AntragDr. Henglder geschäftsordnungsmässigenBehandlungzugewiesen ,dieüb-¬rigen Minderheitsanträge abgelehnt .
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Die Spezialdebatte über das Kapitel "Allgemeine Verwaltungsangele¬
genheiten "leitet amtsführenden STR .Honay mit folgendem Bericht ein :

Der Voranschlag 1933 der Verwaltungsgruppe VII unterscheidet sich

zahlenmässig ausserordentlich stark von dem des Jahres 1932 . Dieprälimi¬
nierten Bruttoausgaben sind von 8,8431150 Schilling im Jahre 1932 auf

1,121 . 710im Jahre 1933 gesunken .Dies erklärt sich vor allem daraus ,dass
nun in allen Zweigen dieser Gruppe von dem doppischen auf den kameralisti¬

schen Rechnungsstil übergegangen wird .Es wurden daher Personal -und Sach¬

aufwand aus dem Budget aller Abteilungen der Gruppe VII herausgenommen

und in den Gruppen I und VI veranschlagt .Der Personalaufwand bei der
Feuerwehr ,der den Ausgabennach an erste Stelle zu reihen ist ,wurde
mit 6,144 . 920Schilling eingesetzt ,der allgemeine Sachaufwand mit 358 . 940
Schilling ;diese beiden Summenscheinen also in dieser Gruppe nicht auf .
Sie enthält nur den Betriebs -und Investitionsaufwand der Feuerwehr mit
731 . 320Schilling ;gegenüber dem Jahre 1932 eine Verringerung umrund
130 . 000 ,durch die aber die Schlagfertigkeit der Feuerwehr keine Beein¬
trächtigung erfährt .Die Gemeindewache erscheint in diesem Buggetbloss

mit einer Ausgabensumme von 15 . 000Schilling ,da der Personalaufwand von
785 . 840Schilling und der allgemeine Sachaufwand in den beiden schon genann¬
ten Gruppen präliminiert sind .Im Jahre 1932 erscheint die Gemeindewache

noch mit einen Erfordernis von 916 . 660Schilling im Voranschlag ;das Min¬
dererfordernis von rund 175 . 000Schilling ist auf die Verringerung des

Mannschaftsstandes zurückzuführen ,der jetzt 200 beträgt .Die neue Ver¬

rechnungsart hat also die Budgetzahlen der Gruppe für allgemeine Verwal¬
tungsangelegenheiten völlig verändert .

Unverändert aber ist geblieben der grosse Aufgabenkreis dieser
Gruppe .Ihr sind eingegliedert der Grossteil der Verwaltungsagenden ,wie

Staatsbürgerschafts -und Heimatsrechtsangelegenheiten ,Vereins -und Ver¬

sammlungswesen ,Genossenschaftsangelegenheiten ,Wahlen ,Zivilrechtsange - ¬

legenheiten ,administrative Sicherheits -und Verkehrspolizei ,kommuna¬

les Folizeiwesen ,alle Gewerbeangelegenheiten ,Stadtregulierung undVer¬
messsungswesen ,Bau - ,Feuer -und Gewerbepolizei ,die Veröffentlichungen ,
die Kunstangelegenheiten und das Bildungswesen .

Die Gesamtkosten der Feuerwehr sind mit 7,235 . 080Schilling ver - ¬
anschlagt .Im Jahre 1932 waren es 7,532 . 120Schilling .Für den Bau neuer

Geräte sind 115,000 Schilling und für neue Ausrüstungsgegenstände 34 . 630
Schilling vorgesehen .Zur Anschaffung kommen fünf sechsachsige Gelände¬

wagen ,ferner werden zweckentsprechende Wagenaufbautendurchgeführt werden .
Schlagkraft und Alarmbereitschaft der Berufsfeuerwehr bleiben auch im
Jahre 1933 voll aufrecht .Vom 1 .Jänner bis 30 .November 1932 verzeichnet

die Feuerwehr 3785 Aktionen ;davon entfaalen auf Brände . 104 .Der Per¬

sonalstand beträgt 1090 ,darunter 23 Offiziere und ) .Feuerwehrmeister .
Die Feuerwehr verfügt über 15 benzinelektrische und 113benzinautomobile
Feuerwehrgeräte ,8 Inspektionswagen ( Motorräder mit Beiwagen undMotor¬

dreiräder ) ,1 Telegraphenbauwagen ,8 benzinautomobile Dienst - und Wirt - ¬

schaftswagen ,I Omnibusse ,1 Autoanhänger als Benzintankwagen und 6fahr¬
bare Ladeaggregate .Die Feuerwehr - ,Telegraphen -und Telefonlinien

bestehen aus rund 105 . 6Kilometer Kabel leitung und 606 KilometerOber - ¬
leitung ,an die neben den internen Stationen 807 öffentliche und 293pri¬
vate Feuermelder sowie 1o0 Fernsprechstellen angeschlossen sind .

Wir haben 39 Feuerwachen ,davon sechs Hauptwachenund sieben Sied¬
lungsfeuerwehren .Die Einnahmender Feuerwehr sind mit 229 . 530Schilling

veranschlagt .Hier ist die Hauptpost 143 . 760Schilling für den Feuerdienst
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in denTheatern .
In den elf Monatendieses Jahres sind 131 FeuerwehrmännerimDienst

verunglückt ,davon acht schwer .Ich spreche gewiss im Namen aller Mit¬

glieder des Gemeinderates ,wenn ich von dieser Stelle aus besonders diesen ,
aber auch allen anderen Feu rwehrmännern und ihren tüchtigen Offizieren
für die tadellose Pflichterfüllung in aller Oeffentlichkeit danke und
feststelle ,dass wir stolz auf unsere Feuerwehr sind ,die mit vollem Recht
als Hochschulefür das Feuerlöschwesenbezeihnetwird .

Vonden übrigen Ansätzen der VerwaltungsgruppeVII will ichdie
wichtigste kurz streifen .Die Post Wahlangelegenheiten konnte mit der
geringen Summe von 90 . 000Schilling veranschlagt werden gegenüber
180 . 000Schilling im Jahre 1932 ,da im kommenden Jahre keine Gemeinde - ¬
ratswahlen stattfinden werden .

Für das Gewerbeförderungsinstitut ist ,so wie in den früheren Jah - ¬
ren ,der im Stiftbrief vorgesehene Jahresbeitrag von 20 . 000Schilling
präliminiert .Dieses Institut hat im Jahre 1932 demWienerGewerbeda¬
durch genützt ,dass es bei namhaften ausländischen Importeurfirmen das

Interesse für das Wiener Exportgut immerwieder neu geweckt hat ;auch
einige kunstgewerbliche Ausstellungen und Schulen wurden subventioniert .

Die Theater -und Musikaufführungen für Arbeiter undAngestellte
werden unverändert mit 20 . 000Schilling subventioniert .Die Ausgabenzur
Förderungder Gegenwartskunstdurch Ankäufevon Gemälden ,Stichen ,Hastiken
usw .von Wiener Künstlern betrugen im Jahre 1932 rund 63 . 000Schilling ,
obwohl im Voranschlag kein Betrag vorgesehen war .Diese Ausgabe ist aber
bedeckt durch die Widmungvon 100 . 000Schilling ,die der Gemeinderatim
Jahre 1931 für die Kunstförderung bewilligt hat .Die Anträgé des Kunst - ¬

beirates wurdenvomGemeinderatsausschusszumgrössten Teilangenommen.
Die schwierigenFinanzverhältnisse gestatten leider nicht dieabermalige
Einstellung von 100 . 000Schilling für den Ankauf von WerkenderGegenwarts¬
kunst in dieses Budget .Wir haben aber den vom Jahre 1932verbliebenen
Rest per 37 . 000Schilling auf 75 . 000Schilling ergänzt ;diese Summefinden
Sie auch im Voranschlag verzeichnet und sie wird im Jahre 1933 denKünst - ¬
lern zugute kommen .

Wasdie städtischen .Museen ,Sammlungen,BüchereienunddasArchiv
anlangt ,so weist der Voranschlag keine nennenswerten Veränderungen gegen¬
über 1932aus .

Empfänge haben heuer nicht stattgefunden ;auch für das kommende
Jahr sind sie nichtvorgesehen .

Schliesslich teile ich noch mit ,dass die Zahl der bei derGemein¬
de angemeldeten goldenen Hochzeiten ununterbrochen steigt .ImJahre

1920 meldeten bloss 73 goldene Hochzeitspaare ihren Anspruchaufdie
städtische Ehrengabe an ,1931 waren es bereits 303 und heuer sind es
schon 328 goldene und 16 diamantene Hochzeitspaare .Für diese in allen
Kreisen der Bevölkerung geschätzte Aktion sind 30 . 000Schilling imVor - ¬

anschlag enthalten .( Lebhafter Beifall bei derMehrheit . )
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GR .Dr .Kotzaurek ( christl . soz . )erblickt einen wesentlichen
Unterschied zwischen der früheren christlichsozialen und der gegen¬

wärtigen sozialdemokratischen Verwaltung der Stadt Wien darin ,dass Erstere
jederzeit bestrebt war ,den Interessen der Gesamtbevölkerung zu dienen ,

während die Tätigkeit der Hetzteren vornehmlich auf das Parteiinteresse

gerichtet ist .Eine ausschliessliche Rücksichtnahme auf das fartei¬
interesse schliesst aber die Objektivität von vornehrein aus ,Ueberdies

ist der Verwaltungsapparat gegenwärtig zu umständlich und schleppend .Daran
ist nicht die Beamtenschaft schuld ,die durchwegs ausgezeichnet ist ,

Sparmassnahmensondern das System der und die Parteipolitik .Während die

Verleigung einer Gewerbekonzession beispielsweise imallgemeinen/sehr
lange Zeit beanssprucht ,gibt es keine Schwierigkeiten ,wenn es sich
darum handelt ,einem Parteiangehörigen eine Gast - ,Kaffehaus - oderKino¬
konzession zu bewilligen .Der Redner verweist darauf ,dass der Firma
Payer & Schmutzer bei/Verlegung ihre :Betriebgg aus einem Bezirk in den
anderen und bei der Errichtung von Annahmestellen die grössten Schwierig¬

keiten gemacht werden .Bei der Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband
hat sich die sozialdemokratische Gemeindeverwaltung Methoden zurecht ge

legt,die vom Standpunkt einer gesunden Bevökkerungspolitik nicht zu recht¬

fertigen sind .In erster Einie sellten Angehörige der österreichischen

Bundesländer berücksichtigfwerden ,Aber gerade ihnen gegenüber beweist die
Gemeindeein sehr geringes Entgegenkommen .Ein Mann ,gegen dengarnichts
vorliegt und der seit Jänner 1922 in Wien polizeilich gemeldet ist ,
konnte Hie Aufnahmein den Wiener Gemeindeverband bisher nicht erreichen ,
vielleicht deshalb ,weil er Unteroffizier des Bundesheeres ist .Polnische
oder rumänische Juden werden aber mit offenen Armenaufgenommen .Solange
in dieser Hinsicht keine Aenderung eintritt ,kann die christlichsoziale
Fraktion für den Voranschlag nicht stimmen .( Beifall bei den Chhistl .

soz .)
GR ,Uebelhör ( christl .soz . )verlangt im Interesse derErmög¬

lichung und Erleichterung der Ausübung des Mandates die Drucklegungder
stenografischen Protokolle .Bis zum Frühjahr wurden Auszüge aus dem
stenbgrafischen Protokoll an die Mitglieder des Gemeinderates versendet ,
seither ist auch das eingetellt worden .Der Rednerbeantragt :Diesteno¬
grafischen Protokolle des Wiener Gemeinderates sind in Druck zu legen

und den Gemeinderäten kostenlos zur Verfügung zustellen .
Im Falle der Ablehnung heantragt er : Das stenografische Ppoto¬

koll ist auszugsweise zu vervielfältigen und mit der Rathauskorrespondenz
an die Mitglieder des Gemeinderates zu versenden -

Er beantragt schliesslichf Namen ,StandundAdressederPersonen ,
die in Wien eingebürgert werden ,sind im Amtsblatt der Stadt Wien zuver - ¬
öffentlichen .( Beifall bei den Christl .soz . )

GR .Dr .Wernisch ( christl . soz . )erklärt ,dass die christlich¬

soziale Fraktion mit der Art und Weise ,wie Ersparungen gemacht wurden ,

nicht einverstanden ist .Es gibt im Budget viele Posten ,die eine Ersparung
vertragen würden ,ohnedass dadurch der Pflichtenkreis der Gemeinde einge¬

schränkt werden würde ,Hätte die derzeitige Gemeinderatsmehrheit gegenüber

den freiwilligen Feuerwehren eine andere Einstellung ,so hätten sich sicher
beim Personalaufwand für die städtische Berufsfeuerwehr Ersparungen er¬

zielen lassen .Die Gemeindewache ist ein Lieblingskind der Mehrheit .Für
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einen Stand von 200 Mann wird der Kostenaufwand mit 785 . 000Schilling prä¬

liminiert .Es entfallen also pwo Mann monatlich 30o Schilling .Die Ver¬
gütungen ,die an die Gameindewache ausgegeben werden ,kann man nur als
eine Art Arbeitslosenunterstützung bezeichnen ,da die Gemeindewache ab¬

solut nichts leistet .STadtrat Dr .Tandler hat hier im Gemeinderat in
beweglichen Worten die Notlage der Bünstler und deren verschämte Armut

geschildert ,leider aber hat die Gemeindeverwaltung für die Kunstförderung
ganz unzulängliche Beträge vorgesehen und ich stelle daher den Antrag ,
die Post Förderung von Theater -und Musikaufführungen von 20 . 000Schil¬
ling auf 62 . 240Schilling und die Post Förderung der Gegenwartskunst

von . 75 . 000Schilling auf 175 . 000Schilling zu erhöhen ,hingegen .
den Gesamtaufwand für die Gemeindewache von 842 . 240Schilling auf Hoo . 000

Schilling herabzusetzen .Der Redner beschäftigt sich dann mit den Zeit¬

schriften “Die Wohnung "und Bjätter für das Wohlfahrtswesen "und

beantragt die Einstellung der beiden Blätter .Hinsichtlich der Gewerbe¬
förderung stellt der Redner den Antrag ,dass Apbeits -und Lieferungsauf¬

träge an ausländischen Firmen und Unternehmungen bis zu 500 . 000Schil - ling

der Genehmigung durch den Stadtsenat und Arbeits -undLiefrungsaufträge
an ausländische Firmen und Unternehmungen in der Höhe von mehrals
590 . 000Schilling der Genehmigung durch den Gemeinderat bedürfen sollen .

( Beifall )
GR .Ing .Hörzl ) nat . )bemerkt ,die VerwaltungsgruppeVII

scheine den einen besonderen Zwek zu haben ,die Bevölkerung dadurch zuschäd :
gen ,dass Fremdebesenders bevorzugt werden .Wasdie Gemeindewachebetrifft ,
so wurden wohl die Kost en héefür unter dem Druck der finanziellen Notherab¬
gesetzt ,aber sie übt noch immer ihre Funktion aus ,und zwar gera de an den
Stellen ,wo sich die Aermsten der Armen einfinden ,heim Wohnungsamt ,bei

den Fürsorge -und Stellenlosenämtern .In einer Besprechung der Feuwerwehr weis
der Redner darauf hin ,dass die Mehrheit auch diese wichtige Institution als
eine Domöne der Marxisten auffasst und wendet sich in scharfer Weisedagegen .
dass in den letzten Wochen durd Dienstwagen eine Hetzbroschüre des freien
Gewerkschaft sverbandes zu den Dienststellen der Feuerwahhe g eschafft worden

sei und dass diese Hetzbroschüre dort aufliege ,Die Einbürgerung ist nichts
als ein Weg zur Schaffung geeichter sicherer Wähler . Wirwenden uns auf das

entschiedenste dagegen ,dass soviele Juden ,Ostjuden ,die die Geschäftsmoral
so verderben und die in der Bevölkerung Verbrechen hervorrufen ,wie Steur¬

hünterzichungunddergleichen ,eingebürgertwerden .DerVorgang,
den die Gemeinde bei er Einbürgerung übt ,ist ganz kapitalistis

Nur der wird eingeburgert ,der die Taxe bezahlen und die Sicherheit bieten
kann ,dass er der Gemeinde nicht zur Last falle .Dabei werden öfter auch
Kinder von Juden ,Ungarn und Rumäneneingebürgert ,deren Eltern hier gar
nicht heimatberechtigt sind .Die Gemeinde woll e ,ähnlich wie das LandTirol

die Soldatan ,die im Kriege gekämpft haben durch eine Medaille geehrt hat ,
diesen Soldaten Anerkennung zollen .Er beantragt daher ,dass die in Wien

beheimateten sowie die in Wien nicht Beheimateten ,jedoch ansässigen Besit - ¬

zer der goldenen Tapferkeitsmedaille zu Ehrenbürgern der Stadt ' ienernannt
werden .Er beklagt sich sodann darüber ,dass die Beträge für Kunstförderung
wesentlich gesenkt worden sind und dass diese Beträge den roten Vere inen zu¬
gute kommen .Jedes Jahr kauft die Gemeinde eine Henge moderner Gemäldd .Sie

sind modern ,aber bködsinnig ,unverständlich ,entartet,mit einem Wort volks - ¬

und artfremd ,jüdisch . rverlangt sodann ,dass die Fafeln mitfremdsprachigen
zufschriften besteuert werden,man würde damit eine ganz ergiebige neue
Steuerquelle schaffen ( Lebh .Beifadl . d .Nat . )
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GR .Stöger ( chr . )befasst sich in eingehender Weise mit
demEinowesen .Er weist darauf hin ,dass durch den Tonfilm derinter¬
nationale Charakter des Films gebrochen wur de und auch die Vorherrschaft

des amerikanischen Films stark zuruckgegangen ist . DasErfordernis derBoden¬
ständigkeit ,das dem Tonfilm im besonderen Masse zukommt ,käme der Erzeu¬
gung österreichischer Filme besonders zustatten,udd Wienist für die Erzeu¬
gung deutscher Filme ausserordentlich geeignet .In keiner Filmstadt der Erde
wird billiger produziert als in Wien .Wir haben hervorragende Künstler ,erst - ¬
klassige Ateliers .ein prächtiges Gelände .Aberin Wienkrankt der Filman
der ausserordentlich drückendenLustbarkeitsabgabe ,und zwar noch mehrals
an der schlechten " irtschaftslage . Währendin Perlin der Film mit demHöchst¬
satz von 12 Prozent beååstet ist ,beträgt die Steuerbelastung in Wien
2815 Prozent ,wozunochdie Warenumsatzsteuer kommt .Die Haltung desRathauses
gegenüber demEino grenzt an Wahnsinn .Ein Uraufführungstheater hat z,B .mit
einer Belastung von 65 ' 5Prozent von den Bruttoeinnahmen zurechnen . Es
mussdaher vor allem verlangt werden ,dass die würgendeLustbarkeitsabgabe
abgebautwird . Willder Referent ,dass das darniederliegendeKinosicherhebt ,
und damit einer der hoffnungslosesten Zweige der österreichischen Industrie

zur Blüte kommt ,dann wüæde er alles aufbieten um bæeim neuen Finanzreferen¬
ten zu erwirken ,dass die Einstellung des Rathauses gegenüber dem Kino besser

( Lebh .Peifall b .d .Chr . )Der Zensurmangel ,der bei uns beseelt ,wirkt sich

nicht nur in demSinne aus ,dass beim Film jedeRentabilitätsberechnung
unmödlichwir d ,er wirkt sich in kultureller Beziehungnoch viel ver¬
herrenderaus .Dawurdebei unsein Dirnenfilmerlaubt ,der in deneurpjäischer
Westländern und in Peutschland verboten war .Diese Schweinewirtschaft will .

man uns als freiheicliche Errungenschaft hinstellen .
Vorsitzender Dr .Neubauer ersucht den Redner ,sich zu

mässigen .

GR .Stöger bemerkt ,je eher manuns von diser europäischen
Schandebefreit umso besser .DerUmstand ,dass heute das KinowesenLandes-¬
sache ist ,hat zu einemwahrenChais geführt .Der amtsführendeStadtrat
müsstedie Initiative ergreifen ,dassaufdisemGebietendlichOrdnungge¬
schaffenwird .DerRednerstellt schliesslich denAntrag,deramtsführende
StadtratmögedemWieherLandtageinenAntragaufNovellierungdesWiener
Kinogesetzesin demSinne vorlegen ,dass die vomMagistrat erlassenenRicht¬
linien für Schmalfilmforführungenmit schwerentflammbarenFilmenimWie¬
ner Kinogesetz verankert werden ( Lebh .Peifall . d .Chr .

GR .Perschl ( christl ,son . )matment onnfäle

verweist auf den starken sich stets steigernden Autoverkehr ,der nicht
nur für die Passanten ,sondern auch für die Kraftfahrer undFahrgäste
ein grosses Gefahrenmomentbildet .Aufden gefährlichenStrassenkreuzungen
sind zwar Verkehrsposten aufgestellt ,sie werden aber erst um9 Uhrvor¬
mittags aufgestellt und um8 Uhr abends eingezogen .Zur Verminderungder
vielen Autounfälle wäre eine Kennzeichnung der wichtigsten Strassen er¬
forderlich und der Bedner stellt daher den Antrag :Der amtsführende Stadt¬
rat der VerwaltungsgruppeVII wird aufgefordert ,im Interesse derglatten
Abwicklung der Sicherheit des Verkehrs ungesäumt zu veranlassen ,dass im
Strassenpolizeigesetz für Wien die Kärntnerstrasse ,der Stefansplatz ,die
Rotenturmstrasse ,die Graben ,der Kohlmarkt ,die Tuchlauben ,die Herren¬

gasse und Augustinerstrasse als Hauptverkehrsstrassen erklärt und als

solche gekennzeichnet werden ,( Beifall bei den Christl .soz .
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STR .Honay bestreitet in seinem Schlusswort die Richtigkeit der

Bchauptung ,dass jparteimässige Rücksichten bei der Entscheidung der Ver¬
waltungsbehördeneine Rolle spieler Hiefür ist nicht ein einziger Beweis

erbracht worden .Die Monopolisierung des Leichenbestattungswesens ist

nicht von Sozialdemokraten sondern von den Christlichsozialen eingeleitet

worden ;die gegenwärtige Gemeinderatsmehrheit werde auf diesem Gebiste
Ordnung schaffen und deshalb der Firma Payer & Schmutzer die Errichtung

neuer Filial .. nicht bewilligen .Was die Heimatsrechtsverlei

hungen betrifft ,so sind vom 1 .Jänner bis 25 .November insgesamt 2031
Einbürgerungenvorgenommenworden ,wovon370auf selbstständigeGewerbe¬
treibende und Geschäftsleute ,1038 auf Arbeiter und 155 auf Angestellte

entfallen .Es ist also unrichtig ,dass nur Händler in Wien das Heimat¬
recht erlangen .Den. ' IvorgebrachtenFall des Unteroffizieres desBundes¬
heeres werde er erheben und einer objektiven Erledigung zuführen .Zu
dem Antrage auf Drucklegung der stenografischen Ppotokolle bemerkt der

Redner ;dass die Drucklegung . . ochcosoko . eimJahre
1931 25 . 000Schillinge gekostet hätte .Es müsste hi fer mindestens ein
mittlerer Verwaltungsbeamter eingestellt werden ,sodas die Kosten
ohne Einrechnung des Papieres mehr als 30 . 000Schilling betragen würden .
Auch die Stadt Berlin hat bereits die Drucklegung dieser Protokolle ein¬

gestellt .71/7 .44 . .Die Rathauskorrespondenz

bringt einen ausführlichen Auszug aus den Reden .Wenner von denPeitungen
nicht so ausführlichve öffentlicht wird ,so ist das nicht SchuldderRat¬
hauskorrespondenz .Ueberdieswird jedemGemeinderatsklubeinExemplar
des stenografischen Protökolles zur Verfügung gestellt und ein Exemplar
liegt im Präsidialbüro zur ständigen Einsicht auf .Auch die beantragte
Veröffentlichung der Einbürgerungenim Amtsblatt ist ausErsparungsrück¬
sichten nicht angezeigt .Gegenüber der Behauptung ,dass durch die Auflassung
der f eiwilligen Feuerwehren eine grössere Ausgabe für die Berufsfeuer¬
wehrerwachsenist ,stellt STR ,Honayfest ,dass die Brandirektiongerade
das Gegenteil feststellt .Durch die f Flö pnam Eingliederung der freiwill
ligen Feuerwehrenin die Berufsfeuerwehr . :konnte der Feuerwehrdienstso
zweckmässig ausgestaltet werden ,dass der Stand von 1240 auf 1067Mann

. . .heruntergesetztwerdenkonnte ,wobeider Feuerwehrdienstbesser gewordenist
Zu demAntrage ,die Ausgabenfür die Gemeindewachezur Runstförderungzu
verwenden ,bemerktder Redner ,dass die Gemeindewachegegenwärtigeeinen
schwierigen Dienst ,insbeeondere in den Fürsorgeämtern ,zu versehenhat .
Gerade die christlichsozialen Fürsorgevorsteher -und Stellvertreter haben

sich wiederholt geäussert ,dass sie mit der Dienstleistung der Gemeinde¬

wache in den Fürsorgeämtern ausserordentlich zufrieden s ind ( Hört !Hört !
bei den Soz .dem .Zwischenrufe bei Christl . soz . / Der tägliche Pa - rteien¬

verkehr bei den Fürsorge -Arbeitslosen -und Wohnungsämtern ,wo die Gemein¬
dewache Dienst macht ,beläuft sich heute schon auf 50 . 000Menschen .Eshat
also die Gemeindewache einen schwierigen und aufopferunsvollen Dienst zu
leisten .Bezüglich der Kunstförderung ist festzustellen ,dass die Gemeinde¬

verwaltung von 1923 bis 1932 nicht weniger als 1,081 . 000Schilling für die
Ausschmückungder Wohnhaus -und Wohlfahrtsbauten ,für künstlerische Arbei¬
ten in öffentlichen Anlagen und Friedhöfen ausgegeben hat ,welcher Betrag
59 Bildhauern und 21 Malern zugute gekommen ist .
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St . R .Honayspricht sich sodann gegen die A,nahmedes
Antrages Br .Vernisch auf Einstellung der Zeitschriften „ DieWohnung "unds
" Plätter für,Wohlfahrtswesenss . ir müsseneigentlich der Gewista ,die
die erste Zeitschrift herausgibt ,für die Herausgabe dieser Zeitschrift
sehr dankbar æin ,da sie der Gemeinde durch die darin amthaltenen amtli¬
chen Mieter Verwaltungskostenerspars .Die Zeitschrift wird von derGewista

irgn Terhalten und kostet der Gemeindekeinen Groschen .Das Gleiche gilt ?
Blätter ,für das Wohlfahrsswesen .Es luegt kein GrundzurEinstellung

dieser sehr gut geleiteten Blätter vor .
Ueber die Not der Kunst ist nur zusagen ,dass au

in unsererkapitalistischenWeltKünstlerundElendzusammengehörenund
dass in einer Zeit ,in der die Massen lebenswichtige Artikel nicht mehr

4 .kaufenkönnendie nicht lebenswichtigeDingeerzeugen ,ammeistenleiden .
Wennmanaberweiss ,wasdie Gemeindein dieserschwerenZeit für dieKunst
tut,wird manzugelenmüssen ,dass ein Anlasszu einer Kritik nichtvorhanden

ist .
eip . de

Dass,die G . Hölzl Hetzflugschriften in Dienst - ¬
wagenzu allen Feuerwehrwachengeführt wordensind ,ist schondeshalb
unmöglich ,weilDienstwagenanalleWachenüberhauptnichtkommen,Pieebeni
Sachewirdaberuntersuchtwerden .Wiesehrdie BehauptungdesGR. Hölzl,
dass in jeder AusschussitzungKinder von Juden eingebürgertwerden,geht
schondaraus hervor ,dass vom„ Jänner bis I NovemberdiesesJahres
überhauptnur25SchülerndasHeimatsrechtverlicenwurde .AufdenAntrag
wegenVerleihungdes Ehrenbürgerrechtesan alle Besitzer dergoldenen
Tapferkeitsmedaillemussich zur Ablehnungvorschlagen .Bekanntlichsteht
dasRechtauf erleihungds EhrenbürgerrechtesdemGemeinderatzu .Manwürde
diesehoheundschöneAuszeichnungnurherabsetzen,wennmansieverallge¬
meinenwollte . Wirsind aber bereit ,die einzelnenFälle zu untersuchenund
dem meinderat die E scheidung zu überfassen .

BesitzertschechischerFirmenhöherzu besteuernalsBesitzer
de zher Firmen ist schon verå ssungsrechtlich unmöglich .

Viel damon ,was GR. Stögerüber die schlechte Qualität der
g Jagt hat ,wirdauchdie Meinungder Mehrheitsein .Wirbegrüsseneine

menarbeit auf demSebietedesFilmwesens .DenAntragStöger ,dersicha
die Schmalfilme beschr nkt ,ersuche ich der geschäftserdnungsmäs sigen

Pedandlungzuzuweisen,weilauchwirfür eineReformaufdiesemGebietesind .
Zu den Anträgen ferschel bemerkt St . . Honay ,dass nachdem

Strassenpolizeigesetz als Hauptverkehrsstrassen diejenigen Strassenstatu¬
iert sind ,wo sich Geleise bedinden .Ausserdem können gewisse Strassen als
Hauptverkehrsstrassenbezeichnetwerden .Imübrigenwurdenin dieser Fragein
diesem Jahre internationale Apmachungen in Genf getroffen ,die noch nicht
ratifiziert sind .Die Anregungendes GR .Ferschel einzelne Strassen als Haupt¬
verkehrsstrassenzu bezeichnensowiedie Anregungen ,die er wegenderVerkehrs-
zeichengegebenhat ,werdenwirüberprüfen.St. . Honayersuchtschliesslich,
denVoranschlagseinerVerwaltungsgruppezugenehmigen. /Z /fJ . /gden/.

DåeAntragDr .WernischwegenderausländischenBestellungen
wird zurückgezogen .

DieAnsätzedr VerwaltungsgruppeVIIwerdengenehmigt,
dieAnträgeStögerundferscheldergeschäftsordnungsmässigenBehandlung
zugewiesen ,die anderen Minderheitsanträgeabgelehnt .
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Ueber die Wirtschaftspläne der städtischen Unternehmungen für das

Geschäftsjahr 1933 berichtet Vizebürgermeister Emmerling :
Die Wirtschaftspläne der städtischen Unternehmungen für 1933 sind

in der gleichen Weise ausgearbeitet worden wie in den beiden letzten Jah¬

ren ,nämlich in der Form einer vorweggenommenen Gewinn -und Verlustrech¬

nung ,sodass alle Ansätze des Voranschlages unmittelbar mit den Positionen

der Gewinn -und Verlustrechnung des Beobachtungsjahres verglichen werden
können .

DieGaswerke .
Die Gaserzeugung wird mit 333 Millionen Kubikmeter angenommen ;das

ist ungefähr die Menge der tatsächlichen Erzeugung des Jahre 1931 und um

1 Prozent mehr als die Annahme des Voranschlages 1932 .Die Menge des ver¬
kauften Gases ist mit 298 Millionen Kubikmeter ,das heisst ebensohoch wie

im Jahre 1932 veranschlagt ,weil nach den Beobachtungen der letzten Jahre
eine gewisse Festigkeit des Absatzes auch weiterhin angenommen werden kann .

Als Erfolg des Geschäftsjahres 1933 wird ein Gebarungsüberschuss

von 117 . 000Schilling angenommen .Der Geldbedarf für die Investionen be¬

trägt rund . 2Millionen Schilling .Davon betreffen 1,665 . 000Schilling

Kreditreste für in Ausführung begriffene Arbeiten und 5,627 . 000Schilling
Neuherstellungen .Der gesamte Investitionsaufwand von rund . 2Millionen

Schilling wird aus eigenen Mitteln bestritten .
Die Elektrizitätswerke .

Stromerzeugung und Bezug sind mit 170 Millionen Kilowattstunden
gegen 500 Millionen Kilowattstunden im Vorjahre angenommen .Der gesamte

Stromverkauf ist mit 310 Millionen Kilowattstunden ,das ist um . 6Prozent

geringer als im Jahre 1932 veranschlagt .Von der Stromerzeugung entfallen
112 Millionen Kilowattstunden ( gegen 172 Millionen Kilowattstunden imVor - ¬

jahre )auf die Wiener Werke ,33 Millionen Kilowattstunden ( gegen53
Millionen Kilowattstunden im Jahre 1932 ) auf Ebenfurth .

Der Strombezug aus den eigenen Wasserkraftwerken ist wie imVorjahre
mit rund 96 Millionen Kilowattstunden ,der Fremdstrombezug mit rund 288
Millionen Kilowattstunden ( gegen 178 . 8Millionen Kilowattstunden im Jahre
1932 )angenommsen .

Zentrale Wien
Für Instandhaltung sind nur die zur Erhaltung eines einwandfreien

Zustnades der Anlagen notwendigsten Ausgaben im Betrage von 8,152 . 000
Schilling vorgesehen .Sie sind geringer als die aufgelaufenen Instandhal¬

tungskosten des Jahres 1931 und der genehmigte Voranschlagsbetrag für das
Jahr 1932 .Die Kosten für die öffentliche elektrische Beleuchtung in Wien
wurden mit 3,664 . 000Schilling angenommen .Sie sind mit Rücksicht auf den

vorgeschlagenen weiteren Ausbau der öffentlichen Beleuchtung gegenüber dem
Voranschlage 1932 um geringes erhöht .Der Beitrag zur Rücklage für Ruhe¬
und Versorgungsbezüge wurde gegenüber dem Ansatze 1932 unverändert mit

500 . 000Schilling angenommen .Mit Rücksicht auf den in der Ueber landzentrale

veranschlagten Verlust von 5,486 . 000Schilling wurde als Beitrag zur Rück¬

lage für die seinerzeitige Uebernahme der Ueberlandzentrale durch die
städtischen Elektrizitätswerke ein Betrag von 5,500 . 000Schilling einge - ¬

setzt .Der Wirtschaftsplan der Zentrale Wien weist einen Gebarungsüber¬
schuss von 55 . 000Schilling aus .

Ueberlandzentrale Ebenfurth

Für Neuherstellungen sind 1,530 . 000Schilling veranschlagt ,hieven
gi .ür die Netze ,Hausanschlüsse ,Transformatoren und Elektrizitätszähler
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3,160 . 000Schilling .Für die Erweiterung der öffentlichen elektrischen
Beleuchtung ist ein Betrag von 500 . 000Schilling vorgesehen ,vondem
250 . 000Schilling durch einen Beitrag des Gaswerkes gedeckt werden .Die
Restzahlungen für Investitionen aus den Vorjahren werden 4,olo . 000

Schilling erfordern .Hievon entfallen auf das seinerzeitige Ausbauprog¬
ramm 3,250 . 000Schilling .Das Geaamterfordernis stellt sich für Neuher¬

stellungen auf 1,530 . 000Schilling .
DieStrassenbahnen .

Der Wirtschaftsplan der städtischen Unternehmungen wirdbekannt¬
lich auf Grund der Marktpreise und Lohnkosten erstellt ,die jeweils im
Oktober ,das ist zur Zeit der Aufstellung des Voranschlages gelten .In
diesem Sinne ist der Wirtschaftsplan der Strassenbahnen unter Rücksicht¬

nahme auf die Frequenzbeobachtungen des laufenden Jahres bis in den Monat
Oktober verfasst ,das heisst unter Berücksichtigung des leider im laufen¬

den Jahre zu beobachtenden Frequenzrückganges um weitere rund 1o Prozent .
Der Verwaltungsbericht pro 1931 hat auf Strassenbahn und Stadtbahn eine

Beförderungsleistungvon571 . 4MillionenPersonenausgewiesen ,Fürdas
Jahr 1932 war die Beförderungsleistung mit 515 Millionen präliminiert ,
für das kommende Geschäftsjahr wird sie mit 177 Millionen Fahrgästen an¬
genommen .Demgemässwird auch die Fahrtleistung auf diesen beiden Ver¬
kehrsmitteln entsprechend geringer in Rechnung gestellt .DemWirtschafts¬
plane liegt die Annahme von 123 . 7Millionen Wagenkilometern auf Strassen¬
bahnen und Stadtbahn zugrunde .Im Autobnsbetrieb ist die Beför derungs - ¬

leistung mit 27 . 2Millionen Personen ,das ist um . 8Prozent geringer
als im Jahre 1932 ,die Fahrtleistung mit 3,639 . 000Wagenkilometer ange¬

nommen .

Die Personalausgaben sind mit 78 . 6Millionen Schilling gegen
83 . 2MillionenSchilling im Vorjahreveranschlagt .Die sozialenAus¬
gaben werden . 9Millionen Schilling gegen rund 7 Millionen Schilling
im letzten Jahre erreichen .Die Erhöhung gegen 1931 ( . 9Millionen
Schilling )ist ausschliesslich auf die Erhöhung der Beiträge zur Pensions
kasse zurückzuführen .Für die Ruhe -und Versorgungsbezüge der Schemastisten

sind rund 3 Millionen Schilling gegen . 7Millionen Schilling imJahre
1932in Konsequenzvon zahlreichen Pensionierungen vorgesehen .DieAuslagen
für Kraftstrom werden infolge Verringerung der Fahrtleistung nur 6 Mil¬

lionen Schilling gegen . 6Millionen Schilling im Vorjahre betragen .
Die Ausgaben für die Materialien wurden von 7,7 Millionen Schilling des

letzten Wirtschaftsplanes auf . 8Millionen Schilling ,dieallgemeinen
Unkosten von rund 9 Millionen Schilling auf 7 Millionen Schilling herab¬

gedrückt .Damit ist im Sachaufwand so ziemlich die äusserste Grenze über¬
haupt möglicher Einschränkungen errreicht .Die Abschreibungen betragen

17 . 1Millionen Schilling gegen 17 . 7Millionen Schilling im letzten Wirt¬
schaftsplane .

DieEinnahmen aus der Personenbeförderung auf Strassenbahnen und
Stadtbahn sind um 18 . 6Millionen Schilling geringer angenommen als im

Ansatze 1932 .BeimAutobusbetrieb wird mit einem Einnahmenausfallvon
700 . 000Schilling gerechnet .Der Wirtschaftsplan gewärtigt einen Gebarungs¬
abgang von 21,9 Millionen Schilling bei Strassenbahnen und Stadtbahn ,von
850 . 000Schilling beim Autobusbetricbe und von 120 . 000Schilling bei Elek¬
trobusbetrieb .Unter solchen Umständen sind selbstverständlich die
Investitionen auf ein Minimumeingeschränkt .Hiefür sind insgesamt . 7
Millionen Schilling vorgesehen ,die mit 3 Millionen Schilling aus Ab¬
schreibungsbeträgen ,mit dem feste durch Kreditabmachungen bedeckt werden
- 2
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sollen .Vondenerwähnten . 7MillionenSchilling sind lediglich 3Mil -
lionenSchillingneuzubeantragendeSachkredite ,währenddierestlicheSummeKreditreste betrifft .Die

neuzubeantragenden Sachkredite

betreffennahezuausschliesslichErneuerungen,vorzugsweiseunumgänglichnotwendigeGleiseerneuerungen .
DasBrauhaus .

DerWirtschaftsplandieserUnternehmungist unterRücksichtnahme
aufdenandauerndenRückgangdesBjerkonsumserstellt .WährendimVor¬jahre mit einer Erzeugungvon270 . 000Hektoliter undmit einemAbsatze
von253. 800Hektolitergerechnetwordenist ,ist fürdaskommendeGe¬
schäftsjahrdieErzeugungmit210. 000Hektoliter,derVerkaufmit
225. 600Hektoliterveranschlagt.SemgemässistderReingewinnum100.000
Schillinggeringer;eristmit300.000Schillinggegen100.000Schillingim Ansatz pro 1932angenommen .

DieInvestitionendieserUnternehmung,dieja bereitsinallen
wesentlichenBeziehungenauf dasmodernsteausgestattetist ,sindmit
250. 000Schillingangesetzt;siewerdenzurGänzeauseigenenMittelnbestritten .

Leichenbestattungsunternehmung .
DemWirtschaftsplaneliegt die Annahmevon

1o . 310eigenenZahlleichen,fernervon . 170FällonvonTeilleistungenfür
privateBestatterundvonIhlounentgeltlichenLeichenbegängnissenzugrun¬
de .DerWirtschaftsplanweisteinenGebarungsüberschussvonrund172 . 000Schilling auf .Diein AussichtgenommenenInvestionenmiteinem
Erfordernissevon87. 000SchillingwerdenselbstgerständlichzurGänzeaus eigenen Mitteln bestritten ,

*—

StädtischeAnkündigungsunternehmung .DiestädtischeAnkündigungsunternehmunghofftauchimkommenden
GeschäftsjahreeinErgebniszuerzielen,dasimgrossenundganzenebenso
günstigist wiedieErfolgederletztenJahre .DerGebarungsüberschusswirdfür das kommendeGeschäftsjahrmit 110 . 000Schillingveranschlagt .
( LebhafterBeifall bei der Mehrheit) .

Die Verhandlungen werden abgebrochen .

Schlussder Sitzung21Uhr55 ,Bogenabfertigung22Uhr15
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Sehr geehrte Redaktion !
Wirersuchenhöflichst ,die beiliegende Notiz über dieWiedereröff-¬

nung des Haydn - Nuseumsin Ihrem geschitzten Blatte versffentlichen zu wel¬
len ,und beehren uns gleichzeitig mitzuteilen ,dass das Nuseumfür eineall¬
fällige Vorbesichtigung durch Vertreter der Presse morgen ,Samstag ,von1o
bis 12 Uhrgesffnetist .

Hochachtungsvoll
die Direktion der Stadtischen Sammlungen :

. Reuther. p .
Direktor .

XWIETEREROEFFNUNGTES HAYDN - MUSRUMSPER STADT WIEN IN WOHN - UNDSTERBEHAUSE

DESXUENSTIERS ,VI .HAYDNGASSE19 .
Die vorübergehende Uebertragung einer Anzahl von Objekten dee Haydn¬

Museumsin die imFrühjahrdiesesJahesveranstalteteHaydn-Sedachtnisaus¬
stellung gab den Anlass ,das seit dem Jahre 1909 unverändert belassene

H
Haven - Museumim Sterbehause des Meisters ,VI . ,Haydngasse19 ,einer Neuordnung
zu unterziehen .Die Forschungenim Zugeder wissenschaftlichenVorbereitung
der erwähnten Ausstellung hatten die Erkenntnis gebracht ,dass nur der er¬

ste von den drei Räumen ,in denen das Haydn - Nuseumuntergebrachtist,einen
Bestandteil der Wohnungdes Künstlers ,vielleicht sein Sterbezimmer ,bilde¬
te ,die übrigenaberspätereZubautensind . Eswurdedaherversucht ,diesem
ersten Raumdurch Aufstellung des nach der Ueberlieferung aus HaydnsBe¬
sitz stammendenKlaviersundandererMäbelstückeein wehnraumartigesGe¬
präge zu geben - ausdiesem Grunde wurde auch hier von der Aufstellung von
Schaukasten abgesehen .In den ausgestellten Bildern werden das Leben Haydns

und insbesondere seine Beziehungen zu Wien innerhalb der durch die Enge
des Raumesbedingten Mäglichkeiten demBeschauer in Erinnerunggerufen :
seine Wohnstätten ,Rehrau ,Hainburg ,Eisenstadt ,Wien ,seine besonderenGänner ,
Freunde ,Schüler ,nicht zuletzt der Meister selbst in mehreren Portraits be¬

gleiten den die Räumedurchschreitenden Besucher .In den Schaukastenwird
in Originalausgaben ,alten Drucken ,Abschriften und eigenen Handschriften
des Meisters ein Ueberblick über sein reiches Schaffen angedeutet ,eine
Reiheven eigenhändigenBriefen gewährenEinblick in Haydnspersänliche
Eigenart ,ein Schaukastenmit Haydn- Medaillen ,deren Prägungsich übereinen
Zeitraumvonmehrals 1eoJahrenerstreckt ,zeugtvondemRuhm ,denHaydn

sich bei seiner Mit - undNachwelt erwarb .
Das Mussumwird übermergen ,Sonntag ,für den allgemeinen Besuchwieder

eröffnet undist bei freiemEintritt Montagbis Samstagvon9 Uhrbis12
Uhr und 14 Uhr bis 16 Uhr und Sonntag von 9 Uhr bis 13 Uhr zubesichtigen .
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Budgetberatung1933
WIENER GEMEINDERAT

Sitzung vom 23 . Dezember1932 .
VorstzenderWeigleröffnet die Sitzung um16Uhr .

Eswirdin die Tagesordnungeingegangen,dasist die FortsetzungderDetatte
überdieWirtschaftsplänedr städtischenUnternehmungenfür1933.

GR .Uebelhör( chr . )be merkt,esmüssebei BeratungderWirt-¬
schaftspläne immer wieder betant werden ,dass die grossen städtischen Un¬

ternehmungenSchöpfungendesgrossen VolksbürgermeistersDr .Luegerund
damit der christlichsozialen Partei sind,weil sich die Mehrheit hier oft
mit fremdenFedernschmücke .DerRednerBefasst sich sodanneingehendmit
der städtischen Strassenbahn und bemerkt ,es sei wohl unbestritten ,dass
heutein Wienein Verkehrsskandalbestehe .AufdenverkehrsreichstenStrek-¬
kensindunerhörtlangeIntervalle .BeivielenHaltestellenwarten50 ,60
ja 100 Menschen .Es ist heute fast unmöglich ,unter benützung derStrassen - ¬
bahn Geschäfte ab zuwickeln .Manwird solange bei der Strassenbahnnichts
tun ,bis wiederein Unglückgeschicht .DurchVerlängerungderIntervalle
zusparen ,ist ganzfalsch ,weilhiebeiein TeilderEinnahmenverlorengeht .
Esist auchderUebelstandnochimmernichtbeseitigt ,dassdieSchaffner
vorderEndstationüberdie KöpfedesPublikumshinwegdie Tafelnaus-¬
wechseln .Unmöglichist auch das Abfahrtssignal bei den Autobussen ,das
darin besteht ,dass der Schaffner im Inneren des Autobussein"Fertig "
brüllt .DerRednerstellt sodanndenAntrag ,dassdenApnehmernvonGasund
StromdieseinerzeitgeleistetenVorauszahlungendurchkostenlaseLieferung
derentsprechendenMengevonGasundStrommitentsprechenderVerzinsung
rückvergütetwirdundfür denFalldr AblehnungdiesesAntragesdenEven-¬
tualantrag ,dassdieseRückzahlungwenigstensandieseAbnehmererfolgen
möge ,die arbeitslosesind .Schliesslichverlangtder RednergenaueAuf¬
klärungüberdie PensionskasseundKrankenkasseder städtischenStrassen-¬
bahnenundfordert ,dass mansich endlichmit der EinführungdesZonen-¬
tarifs beschäftigenmöge .( Lebh .Beifall b .d .Chr . )

GR .Pichler ( nat . )beschwert sich darüber ,dassEizebgm- ¬
EmmerlingeineReihedervonihmanlässlichderVerhandlungderBilanzen
der städtischenUnternehmungenfür das Jahr 1931gestellten Anfragennicht
geæntwortethabe .Dies gilt insbesonderevonden Fragen ,bei welchenBanken
die städtischen UnternehmungenGuthabenbesitzen,wasmit demKassenvorstand
im E Werkist ,der plötzlich seires Dienstes enthobenwurde ,warumdie
Länderbanknochimmerdn Gaskoksverkaufin der Handhat .Entwedersollte
die Gemendeselbstden Gaskoksverkaufübernehmenoder ihn arischenKlein-¬
kohlenhändäernübergebe. AufjedenFallmüssteeavermiedenwerden,dass
eine jüdische Grossbank hier ansehnliche Geschäfte macht . DerRedner be¬

schäftigt sich sodammit er Grundgebührfür elektrischenStromundbe¬
zeichnet diese Gebührals eine unsoziale Massensteuer ,da hiedurchdiewen¬
nigBegütertenstarkgetroffenworden ,die grossenStromverbraucherabergut
abschneiden,dabei diesendie GrundgebührimVerhältniszumStromverbrauch
ausserordentlichgeringist .ErführthiefüreinigeBeispielean .Sodannwen¬
det er sichdagegen ,dasssowohlimWirtschaftsplandesGaswerkeswieder

. Werkeauf der Lastenseite Millionenbeträge für allgemeine Unkosten ein - ¬

gesetztsind ,dassindPauschalposten ,die offenbarVerschleierungs-¬
zweckendienen .Er verlangt weiters Aufklärung ,warumim Wirtschaftsplan des
Gaswerkesbdi denBeiträgenzu denRücklagenfür dieKörperschaftssteuer,
Verzinsung und Tilgung dr Vorkriegsschulden ,bei der Post Erneuerungund
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zweifelhafte Buchforderungengar nichts ausgewiesenist .Die bei denE .
Werken bestehende Personalkommission sollte sich weniger um die Herab¬

setzung der Personallasten und der Nebengebühren als darum kümmern ,warum
es bei dn . Werken noch immer 5 Personenautos gibt .Insbesondere der Wa- ¬
gen des Vizedirektors Jonas kommt dem . Werksehr teuer zu stehen .Wenn

man eine Villa in Baden und eine Wohnung in Währing hat und noch dazu

die Gattin besondere Vorliebe für Privatfahrten hat,ist es begreiflich ,
dass die Kosten dieses Autos sogar demehemaligenFinanzreferenten
zu hoch waren .Man möge sich auch endlich um die Pensionierung derjenigen
Angestellten kümmer ,die längst schon pensionsrei sind .In der Dienstord - ¬

nugg ist zwar als eine Voraussetzurg für die Aufnahme die Zugehörigkeit
zur Deutschnationalität aufgenommen .Wie wenig man sich daran hält ,be - ¬

weist dann die Anzahl der jüdischen Namen ,die es unter denAngestellten
dey . Werkesgibt .Seinerzeit hat der Bürgermeister auf eine Anfrage von
uns erklärt ,man müsse sich erst ins Klare darüber kommen ,was unter

deutscher Nationalität zu verstehen sei . Dadiese Voraussetzung in die
Dienstordnung aufgenommenwurde meste man sich darüber schon

im Klarensein .
unsSTR .Dr .Beeitner hat bei der Behandlungeines von/gestellten Dring - ¬

lichkeitsantrages auf Ermässigung des Gas -und Strompreises für Arbeits¬
lose und Ausgesteuerte eine Neuregelung für die nächste Zeit in Aus¬
sicht gestellt .Da sie bis heute nicht erfolgt ist ,stelle ich denAntrag :
Der Gas -und Strompreis wird in der Zeit vom 1 .Dezember 1932 bis ein¬
schliesslich 30 .April 1933 für Ausgesteuerte Apbeitslose um 50 ,für
im Bezuge der Unterstützung stehende Arbeitslose um 25 . H .ermässigt .
Da die Sozialdemokraten im Bundesrat Mann für Mann mit den Christlichso¬

zialen für die Verdopplung der Warenumsatzsteuer gestimmt unddadurch
e die Gas -und Strompreise erhöht haben ,ist es ihre Pflicht ,für

diesen Antrag zu stimmen .DemVernehmen nach ist beabsichtigt ,imJahre
1933 für Erhaltungsarbeiten beim Gaswerkungefähr 2,000 . 000Schilling zu
verausgaben .Wir verlangen ,dass bei diesen Apbeiten alle hiefür in
Betracht kommendenFirmen berücksichtigt werden ,nicht nur die Fiema
Grundstein .Der Redner bemangelt ,dass die allgemeine Dienstordnung auf
beiläfig 95 Prozent der Arbeiter der städt .Unternehmungen keine Anwen¬
dung findet .DieseArbeiter stehen unter Kollektivvertrag man will

sie dadurch offenbar zwingen ,der roten Organisation anzugehören .Erbe¬
antragt daher :Die Arbeiter der städt .Unternehmungen ,derenDienstver¬
hältnis derzeit durch Kollektivverträge geregelt wird ,sind in die all - ¬

gemeine Dienstordnung für die Angestellten der GemeineWieneinzugliedern .
Wasdie AnkündindigungsunternehmungGewista betrifft ,zu derdie

Wipag gehört ,geht es natürlich nicht an ,dass Pjakate ,die dieser An¬
kündigungsunternehmung oder ihrem Geldgeber nicht genehm sind ,einfach
abgelehnt werden .Die flationalsozialistische Partei muss bei der Behand¬
lung ihrer Plakate volle Objektivität verlangen .Abschliessend stellt

der Redner fost ,dass die in Verhandlung stehenden Wirt¬
schaftspläne auf das Sinken der KaurAraft der Bevökkerung keine Rücksicht

nehmen .Der Bevölkerung wird es nicht möglich sein ,für die Kosten dieser
Wirtschaftspläne im kommendenJahre aufzukommen ,weshalb seine Partei
gegen sie stimmen wird .( Beifall bei den Nat .soz . )

GR .Perschl ( christl .soz .) bemerkt ,die Strassenbahn müsste ,
wenn sie kaufmännisch geführt wird ,aktiv sein .Da sie mit einem bodeu¬

tenden Gebarungsabgangabschliesst ,kann die Ursache nur in derBetriebs¬
führung und Verwaltung liegen .Die Instandhaltungs - undVerwaltungskosten

817



RATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeber und verantw .Redakteur :
FRANZ XAVER FRIEDRICHIII . Blatt

Vien ,am

von 54 Millionen Schilling sind sehr hoch .Im Jahre 1931 wurden nur
9 veraltete Triebwagen von 1700 und nur Al veraltete Beiwagen von 2093
ausgeschieden .Dassindein 1/2 bezw .2 Prozent .Mannennemir
ein Unternehmen in ganz Wien ,das einen so kleinen Abgang hat .ImJahre
1913 hat die Strassenbahn noch . 67Millionen Kronen Reingewinngebracht ,
im Jahre 1914 ,in demschon der Krieg begann noch . 6Millionen .Heute
betragen die Personalausgaben über 70Prozent , 1913 betrugen sie
17 Prozent .Für eine bsesere Petriebsführung hat manwenig übrig .Fast
jeder Taxameter in Wien hat heute einen elektrischen Wischer an der
Scheibe ,die Strassenbahn hat ihn noch immer nicht .Trotz Aufgebung
der Ueberfüllungsverbotes sind noch immer die engen Wagen im Betrieb ,die
eine der hauptsächlichsten Ursachen des Ansturmes auf die Triebwagen
sind .Am meisten belastet die Strassenbahn die gross angelegte Betriebs¬

werkstätte in der Siebeneichengasse .Lange Zeit waren dort 1300 Arbeiter
beschäftigt .Für die 3800 Wagen ,über die die Strassenbahn verfügt ,waren
200 Tischler und Holzarbeiter ,500 Schlosser und Metallarbeiter ,50
Schmiede ,50 Lackierer ,50 Sattler ,100 Elektriker ,250 Hilfsarbeiter

und 100 Mann Verschubpersonal angestellt .Der Betrieb wäre viel ratienell
ler ,wenn diese Arbeiten wieder an Privatfirmen vergeben würden .Es ist
nicht Aufgabe der Gemeinde ,Grossfabrikant zu sein und alles in eigener

Regie zuerzeugen .
Eine weitere Ursache des Defizites ist die Konkurrenzierung durch

die städt .Hutobusse .Die Autobusse von Fross - Büssingsind gut ,aber die
Type ist zu gross .Die Strassen der Inneren Stadt sind hiezu nicht ge¬
eignet ,der Verkehr wird überaus behindert .Bei einer Verkehrsenquete
hat Nationalrat Forstner ,der der Berater der Gemeinde in diesen Fragen
iwt ,die Autobusse als Zimmer ,Kabinett und Kuchel auf Radeln bezeichnet .
( Heiterkeit ) .Die Magistratsabteilung nötigt die Besitzer von Last - ¬
kraftwagen ,die das gesetzliche Mass überschreiten ,zu einem Umbau .Eir
Solche Umänderung kostet 6000 bis 7000 Schilling und der Redner bittet
daher ,den Schwerfuhrwerkern in dieser Frage entgegenzukommen .Die gleiche
Bitte bringt er bezüglich der Lohnfuhrwerker vor ,denen nach der neuen Be¬
triebsordnung vorgeschrieben wird ,nur Taxameter in Verkehr zu bringen ,
die in einem Radius von Zehn Meterzwenden können .Die Steyr - TypeXII A
wurde nicht mehr zugelassen ,weil der Radstand . 15Meter und nicht 3Meter

deshalbbetrug .Die Steyr - Werkemussten/ihren ganzen Betrieb umstellen .DerRedner
bittet ,den Lohnfuhrwerkern ,die heute ohnehin schwer zu kämpfenhaben /
nicht derartige Schwierigkeiten zu machen .( Beifall bei denCrhistl . soz . )

GR .Dr .Riehl ( nat - )bemerkt ,dass Verkehrsproblem in Wien
sei in mehrfacher Hinsicht an einem kritischen Wendepunkt angelaggt .Aller - ¬

dings ,wie es der Vorredner getan hat ,zu verlangen ,dass man neben Strassen¬

bahnlinien nicht auch Autobuslinien fahren lassen soll,ist bei der unglück¬
seligen Gestaltung der Inneren Stadt nicht möglich .Die Innere Stadt keidet
darunter ,dass die Radialstrassen fast nirgends in das Innere hineinreichen .

Man hat es seineræit bedauerliche rweise unterlassen ,Radialeinbrüche für
die Strassenbahn zu schaffen ,heute fehlt es an den Mitteln dazu .Vielleicht

stelèen unsere Autobusse angesichts der engen Strassen der Inneren Stadt

einen zu grossen Typus dar .Anderseits sind aber die Autobusse so über¬
füllt ,dass noch viel mehr Wagen notwendig wären,wenn die Autobusse nicht
einen solchen Fassungsraum hätten .Man muss die Kraftwagenlenker der städti - ¬
schen Ungetüme aber auch die Taxilenker bewundern ,dass sich der Verkehr
eigentlich ohne grössere Unfälle abspielt .An eine Auflassung des Autobus - ¬
verkehrs ist heute natürlich nicht zu denken ,ebensowenig an eine Auflassung
der Strassenbahn .Allerdings wird ein langsamer Uebergang zumOmnibusbetrieb
nicht zu vermeiden sein .Es ist sicher ein schwerer Mangel,dass Oesterreich
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und Wien im Jegensatz zu den grossen Bulturländern das Linksfahren bei¬man
behalten hat .Schonim Interesse den Fremdenverkehrswirdsich zu
einer Vereinheit lichung da entschliessen müssen ,eineVereinheitlichung ,
die bisher lediglich an den Widerstand der Wiener Verwaltung gescheitert
ist . Wenndie Strassenbahn eine Berechtigung hat ,dann insbesondere in den
äusserenPezirkenundvor allemzur Herstellungder Verbindungmitden
Siedlungsgebüetenausserhalb des Weichbildesder Stadt .DieStrassen -¬
bahnen haben unter der Aere der herrsch enden Partei eine Ausgestaltung über
das Weichbild der Stadt hinaus mit Ausnahme der einzigen Linie nach Möd- ¬
ling unterlassen .Der Redner führt sodann Klage über die miserablen Verkehrs - ¬

verhältnisse und über den ausserordentlich mageren Verkehr auf gewissen
Strassenbahnlinien .AuchvomkaufmännischenStandpunktist esverfehlt ,
die Wagenso selten fahren zu lassen ,dass sich die Leute eher entschlies¬
sen ,zu Fuss zu gehen .Bezüglich des Kurztarifs zeigen die leitenden Fak¬

toenn der Strassenbahn eine merkwüdrige Däckschädlichkeit .DurchEinführung
eines Zehngroschentarifs für Kurzstrecken würde man den Verkehrsicher

beleben .
Der Redner bespricht sodann die Personalpolitik bei den

Strassenbahnen und führt lethafte Klage über die Benachteiligung dernicht
nach der roten Pfeife tanzenden Bediensteten .Er stellt denAntrag ,
der Bürgermeister sei aufzufordern ,dafür Sorge zu tragen ,dass dieBestimmun
gnder Wæhlordnung bei der Personalvertretungswahn der Strassenbahrer auf
das Genaisste eingahalten werden und dass die nicht sozialdemokratischen
Strassenbahner wegen ihrer politischen Eimzeellung nicht dem Terror sozial¬
demokratischer Vorgesetzter und Vertrauensmännerausgesetzt werden .Dabei
handelt es sich ,wie die Strassenbahner übereinstimmend erklären ,nicht um
die Direktion und in den meisten Fällen nicht umhöhereDienststellen ,
dort hoffen im Gegenteil die Leute etwas Gerechtigkeit zu finden ,sondern

um die liebliche Institution der Vertrauensmänner ,die in Wirklichkeit nicht
ertrauensmänner des Personals ,sondern Schergen des Dienstgebers und der

sozialdemokratischen Partæi sind .Er beantragt ferrer ,dass sämtliche seit
dem Jahre 1930 erfelgtem ' ersetzungen von Strassenbahnbediersteten zu
überprüfen ,um diese,wenn sich herausstellt ,dass sie aus anderen als rein
dienstlichen Gründen und ohne Rücksicht auf den Wohnort des betreffenden
Bediensteten erfolgt sind ,unverzüglich rückgängig zu machen sind .Besonders

aufreizend ist es,dass man jeden Strassenbahner förmlich zwingt ,durch

die hohle Gasse zu gehen ,wenn er einen Stimmzettel abgeben muss .Unddie

allerärgste Schande ist es ,dass man die Strassenbahner durch die so deme¬
kratisch aussehende Institution des Disziplinarverfahrens zwingenwill ,
der Mehrheit willig zu sein .Dieses Disziplinarverfahren ist die reine
Tscheka .Die Peute würdensich viel lieber von ihren Chefingenieurenkomman¬
diere lassen als von diesen ausgefressenen Menschen ,die in Wirklichkeit
nur Schergen des Dienstgebers sind .Die ganze Institution der Personal¬
vertretung ,die beim Staat und anderwärts dem Schutz des Personals dient ,

Meiurk .hat sich bei der Gemeinde ins Gegenteil ver . Daist zum Beispiel ein
Bahnwärter ,ein Mannmit 16 Dienstjahren ,der 5 Kinder hat zur Strafe der
Dienstentlassung verurteilt worden ,weil er ausserdienstlich jedoch im

Dienstkleid in betrunkenem Zustand auf der Bahnstelle erschien ( HörtHört b .
d .Nat . ) Daswäre nicht einmal bei der Sicherheitswache ,bei der besenderer
Wert darauf gelegt wied ,dass die Ehre und das Ansehen des Standes gewahrt

wird,nicht einmal bei der Wehrmacht möglich und das wäre nicht einmal bei
den Offizieren der alten Monarchie möglich gewesen .Oder da ist ein anderer
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Mann nach der bekannten Rede Starhembergs über das Rollen der Köpfedes - ¬
halb verurteilt worden ,weil er gesagt haben soll ,demBreitnergeschieht
schon ganz recht ,er ist an der Arbeitslosigkeit schuld .In der Menar¬

chie hat mansich gegen ein gekröntes Haupt der einen Erzherzog ganzandere
Dingeerlauben dürfen,Wennjetzt der letzte Bedienstete ein Wortübereinen
amtsführenden Stadtrat sagt ,wird er disziplinär entlassen .

Während alle anderen Staaten ihre Kriegsteilnehmer ehren
und ihnen allemöglichen Begünstigungen erteilen ,geht die GemeindeWienge - ¬
rade gegen diese Leute ,auch wennes sich umVerwundetehandelt ,miteiner
kleinlichenGehässigkeitvor .Dawirdz ,B .7oprozentigenInvalidendieFahr-¬
begünstigungauf der Strassenbahnverweigert .Der Rednerbeantragt ,dassalle
Kriegebeschädigtendes Weltkriesges ,die eine 5oprozentigeFahrpreisbegüns-¬
tigung auf den Pundesbahnengeniessen,bei Vorweisungeinesrechtsgültigen
Ausweisesder Invalidenentschädigungskommissionauch auf derstädtischen
Strassenbahneine 5oprozentigeFahrpreisermässägungerhaltensoll .

Das städt .Brauhaus gibt zu Klagen keinen Anlass .Von der Leichen¬
bestattung könnenwir nur immerwieder- ¬ sagen ,dass die halb gewerk¬
schaftliche ,halb parteipolitisch -freidenkerische Einstellungung unsympat
tisch ist .Ein besonderesKapitel ist die Aufnahmein die städt .Betriebe .
Es wird den Aufnahmswerbernvon den Vertrauensmännernnahegelegt ,aus
der Kircheauszutreten ,undmanbehauptetet ,dass die Aufnahmswerberdie
Austrittserklärung demGesuchenbeilegen .Charakteristisch ist ,dass
solche Austrittserklärungen von Juden nicht verlangt werden ;bei diesen

nimmtmanes als selbstverständlich an ,dass sie rot wählen .HieMischung
von gemeiner Streberei und von Richteingestandenem aber vorhandenemDruck
gibt ein meralisches Bild ,das dem verludertem Betrieb der städt .Strassen¬
bahnen entspricht .Tausende von Angestellten warten ,dass die verschiedenen
Gessler einmal verschwinden ,damit die Angestellten wieder Menschen s ein
können .Wennwir einmal in diesem Staat zu reden haben werden ( Lachenbei
den Sozialdemokraten ) ,was vielleicht schnelkr der Fall sein wird als
den Juden lieb sein wird ,werden wir das stille Geldentum der städt .Be - ¬
diensteten zu belohnen wissen ,die sich in dieser schweren Zeit getraut

haben ,an unserenKundgebungenöffentlich teilzunehmen .UeberdieVertrau¬
ensmänner ,die sich zu gelben Unternehmerknechten hergeben ,werdenwir
aber ein strenges Gericht halten .( Lebhafter Beifall bei den Nat .soz .)

VizebürgermeisterEmmerlingmeint ,die VoranschlägeundWirtschafts -¬
pläne müssen gut sein ,weil der überwiegende Teil der eppositionellen Aus- ¬
führungen Dingen gewidmetwar ,die mit den Wirtschaftsplänen nicht ;zutun
haben .Wir bestreiten nicht ,dass Lueger die Werke geschaffen hat ,aber

in der Zwischenzeitist so viel Zu -undausgebautworden ,dass vondenur¬
sprünglichen Werkennicht mehr viel da ist .Uebrigens hätten die Christlich¬
sozialen in der letzten Zeit ihrer Verwaltung die städt .Werke denBanken
übergeben ,wennwirnichtEinsprucherhobenhätten .( Zustimmungbeiden
Soz .nat .- Widerspruch bei denChr . soz . )

Zu den im Laufe der Debatte vorgebrachten Ausführungenübergehend ,
bemerkt Vizebürgermeister Emmerling ,dass er sich bezüglich der Voraus - ¬

und bezü
ch ,denAnlegung ,der ,Golderbei denBenken-¬zahlungen and

seine Darlegungen beim Rechnungsabschluss beziehen könne .Was den Koks¬

verkauf betrifft ,so hat die Kokssektionder Länderbankbeweisenkönnen ,
dass es weitaus zweckmässiger ist ,den Verkauf nicht durchGemeindeorgane
durchführen zu lassen ,weshalb der Vertrag mit der Länderbank erneuert wurde .

Die Angabendes Gemeinderates Pichler über ein auffallendes Verhältnis
zwischenGrundgebührenundStrombezugwerdeer überprüfenlassen .
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Din Anträgdauf Gewährung einer 50 prozentiger Ermässigung auf denStrassen¬
bahnen empfiehlt er zur Ablehnung ,denn es handelt si ch hier um eine Wohl¬
fahrtsangelegenheit ,eventuell um eine Sache ,die den Bund betrifft .Zu

der Bemängelung über den Verkehr auf der Linie 2 bemerkt der Redner ,dass
auf dieser Linie 39 Züge in der Stunde verkehren ,sodass sich Zugsinter¬

valle von 1 1/2 Minuten oder noch weniger ergeben .Natürlich kann
die Strassenbahn von den wirtschaftlichen Nöten unserer Zeit nicht unbe¬

rührt bleiben .Wir haben hunderttausend Arbeitslose ,was ungefähr einen
Ausfall von 12 1/2 Millionen Schilling ergibt .Für den Werkstättenbe - ¬
trieb waren vor drei Jahren noch 5 bis 6 Millionen eingesetzt .Bei dem
Personalüberstand und der Rückgang der Frequenz mussten wir uns die Frage
vorlegen ,ob wir die Arbeitgan die Privatwirtschaft übergeben oder durch
die eigenen Leute besorgen lassen sollen .Die Werkstätten sind modernst
eingerichtet und so haben wir uns für die Aufrechthaltung des Betriebes

entschieden ,der uns garnicht viel Freude macht .Wir würden die Arbeit
lieber der Privatindustrie übergeben ,schon um dadurch einen Wettbewerb
zu schaffen .Zu dem Verkehrsproblem des ersten Bezirkes bemerkt der
Vizebürgermeister ,dass die Nichtaufschliessung der Inneren Stadt ein
verkehrstechnisches Problem geschaffen ,aber auf der anderen Seite die

auch
eigenartige Schönheit dieser Stadt erhalten hat ,was/vomStandpunkt
des Fremdenverkehrs einen Vorzug bedeutet .Zu dem Vorschlägen bezüg - ¬
lich des Linksfahrens bemerkt er ,dass es ausser Oesterreich noch

andere Staaten gibt ,in denen links gefahren wird .Die Techniker sind
sich noch nicht ganz klar darüber ,ob das Rechtsfahren eine unbedingte
Notwendigkeit ist .Die Umstel lung zum .Rechtsfahren würde der Gemeinde
Angefähr 16 Millionen Schilling kosten .Wasden Zonentarif betrifft ,
so wolle er nicht sagen ,dass es unmöglich ist ,eine Tarifänderung vor¬
zunehmen ,man müsste aber doch immer auf die Entfernungen und auf das
Verkehrsbedürfnis Rücksicht nehmen .
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In einer Besprechungder AusführungendesGR. Dr. Riehl
betreffenddiePersonalverhältnissebeidenStrassenbahnenstelltVizebgm.
Emmerlingfest ,dass die Wahlordnungfür die Personalkommissioninder
Dienstordnungfestgelegtist .Vonseite desPersonalswurdehierkeinerlei
Beschwerdeerhoben . n demeinen vonGR. Dr .Riehlerwähnten
Disziplinarfall,indemderBetreffendevonTrunkenheitausserDienstver-¬
urteiltwurde,liegtmitRücksichtaufdie ,BesonderheitdesVerkehrsdienstes
ein wirklich schweresVergehenvor .Jemand ,der sich ausserhalbdesDienstes
so betrinkt ,dass seine Standesgenossendas als standeswidrigerklären ,lässt
befürchten ,dasser so schwachist ,dasser sichauchwährenddesDienstes
betrinkenkann .GeradeimVerlehrsdienstmussdaraufder grössteWertgelegt
werden,dassjedereinzelneSeamteseinBestesleistet .Jemand,dertrinkt ,
kanndasnichtnicht .( Lebh .Beifall . d .Mehrheit ) .Wasdenzweitenvon
GR.Dr .RiehlerwähntenFallbetrifft ,wurdederPetreffendewiederaufge-¬
nommen,mussteaberdannabermalsentlassenwerden ,daer sich in denRahmen
des Dienstesnicht einfügenkonnte .ZudemAntragDr .Riehlbetreffenddie
ahrtbegünstigungfürInvalidestelltVizebgm.Emmerlingfest ,dassüberdiese

FrageeineeigeneKommissionentscheide,in dernichtnurdieInvaliden,
sondern auch Gemeinderäteaus allen Parteien vertreten sind .DieNational - ¬
sozialisten habenin dieser Frageschonvorgearbeitet .Sie habenan dieIn¬
validenZettel geschicktunds ie gebeten ,ihnenNamenundAdressebelnntzu-¬
geben .DassdannalleInvålidensolcheBegünstigungenin Anspruchnehmen,istnichtzuverwundern.Vizebgm.EmmerlingersuchtschliesslichdieWirtschafts-¬
plänederstädtischenUnternehmungenzugenehmigen.( Lebh.Beifall. .Mehrheit)

DieWirschaftsplänederstädtischenUnternehmungenwerden
unter Ablehnungder Minderheitsanträgeangenommen.

St . . Dr.Dannebergreferiertsodannüber"BilanzundBe-¬deckung".
St. -Kunschakbemerkt,dieBilanzbesagt ,dassderVoran-¬schlag mit ’ 6Millionenpassiv ist .DieBedeckungsoll in denKassenbe-¬

ständenundGuthatenderGemeindegefundenwerden.Insoferneist Bilanzund
BedeckungeingetreuesSpiegelbilddessen,waswirhierseitdem16 .November,
sait demTage,andmdie Peratungdes Budgetsbegonnenhat ,erlebt haben .
AuchdiePeratungdesBudgetsschliesstmiteinemgewaltigenPassivumab.
DurchdieBudgetberatungist garnichtserreichtwordenals dieformale
Feststellung,dassdas ,wasdieamtsführendenStadträtegebrauthaben,letzten
Endesunverändertangenommenwordenist ,einErgebnis,dasmanschonam16.
Novemberhättevoraussagenkönnen.NichtsdestowenigerhabenwirimStadtsenat ,
imFinanzausschussundimGemeinderatversucht ,durchsachlicheMitarbeit
undsachlichfundierteAnträgedemBudgetseineärgstenGiftzähneauszu-¬
reissenundessozufrisieren ,dassmandamitunterdieMenschengehenkann.
Esist unsdasnichtgelungen.DasFallbeilhatlückenlosfunktioniert.
Alle Anürägewurdenabgelehnt ,und da zumFallbeil auch ein Henkersknechtge- ¬
hört ,kannichnursagen ,die8 amtsführendenStadträtehabenihreFunktion
als Henkersknechtetadellos geübt .( Lebh .Beifall . . Chr . )DasErgebnis
diesersehrkostspieligenundzeitraubendenBeratungist Null,isteinPassi-¬
vum ,DieBedeckunggehtaufRechnungderspärlichennochvorhandenenKassen¬
beständeunsererWirtschaftundaufdiemeisteingefrorenenGuthabenunseres
Wirtschaftslebens .Insofernedecktsich also das Bild des Voranschlages ,wie
es in BilanzundBedeckungzumAusdrucknkommt,ganzmitdmErgebnisdder
Budgetberatung.WirkönnendieseTatsachenurmitdemAusdruckdeslebhaftestenmis Sen

Bedauernskonstatierenund/feststellen ,dasses sichbeidieeanBeratungen822
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nicht darum shandelt ,in dieser Notzeit alle im Semeinderat durch den
Willen dr BevölkenungvorhandenenKräfte zusammenzufassen ,umaus
der gemeinsamenArbeit das Bestmöglichefür die Wirtschaftherauszuholen ,
sondern dass es sich dabei nur darum handelt ,den Willen von 8amtsführenden
Stadträten zu vernehmen ,ihn zu sanktionieren und damit der Partei ,der csie
angehören ,die Reverenzzu machen .Es ist ganzklar ,dass wir an einersolchen
Kundgetung nicht teilnehmenkönnenunddass wir daher auchBilanzund
BedeckungunsereZustimmungverweigern .( Lebh .Beifall . . Chr. )

St . . Dr .Danneberg : St .R .Kunschkkhat gemeint,es habesich
bei der Budgetberatungnur darumgehandelt ,den Willender 8amtsführenden
Stadträtehier zumBeschlusszuerheben .Dasist einevölligirrigeAn-¬
schauung .Bei derBeratung s ou ;des Voranschlageshandeltessichdarum-undeskommtauchdurchdieAbstimmungenzumAusdruck-¬
wasdie MehrheitdesWienerGemeinderatesfür denVoranschlagdeskommenden
Jahres wünscht ,unddie Mehrheitdes Gemeinderatessitzt hier nichtkraft
irgendeiner Minderheitsdiktatur,sondern sie ist von der Mehrheit derWiener
Bevölkerungerst imheurigenJahrehieherentsandtworden( Lebh.Beifall
b .d .Soz . )Daherscheintes mirverfehlt ,die Dingeso zubeurteilen ,wiees
St .R .Kunschakgetanhat .WennSt . R.Kunschakweitergemeinthat ,dieAnträge,
die hier gestellt wordensind ,hätten denZweckgela bt ,das Budgetsozu
frisieren ,dass mandamitunter die Menschengehenkann,mussich dazusagen ,
dassichdiehiergestelltenAnträgesehrgenaugelesen ,abernichtgefunden
habe ,dasssie für dasBuggetunddie ZahlendesBudgetsdasbedeuten ,was
St . R .Kunschakmeint .Wennaber seine Worte als eine überaus abfällige
KritikdiesesVoranschlages,dendie MehrheitdesGemeinderates. Mbe-¬
schlossenhat ,verstandenwerdensoll ,so mussich sagen ,dass ich auchdieseKritikfürverfehlthalte. DieMehrheitbrauchtsichnichtzuscheuen,

A/4mit diesemBudgetunter die Menschenzu gehen ,undes: alle anderen
Städte ra in Mitteleuropa froh ,wennsie heute ein solchesBudget

erstellen könnten( Lebh .Beifallb .d .Mehrheit) .
Bilanz und Bedeckungwirdangenommen
Damitist die PeratungdesVoranschhgesbeendet.
Bürgerneister SeitzsprichtanlässlichderVerabschiedungdesBudgets . . . onunter dem lebhaften Beifall derMehrheit

demStadtrat Dr . Lanneberg ,allen seinen Mitarbeiteram insbesondere demMa- ¬
gistrats -DirektorDr. Hartl ,demObermagistratsratDr .Neumayer ,demRechnungs-¬
direktorKnoblochunddemKontrollamtsdirektorMüllner,fernerdenStenogra-¬
phen ,derRathauskorrespondenzunddenVertreternderPresseden Dankdes Gemeinderatesaus .
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WIENER GEMEINDERAT
Sitzung vom23 .Dezember1932 .

Nach Beendigung der Verhandlungen über den ( :Vorianschlag der
BundeshauptstadtWienfür das Jahr 1933setzt der GemeinderatseineBera- ¬
tungen über die vorliegende Tagesordnungfort .

STR .Speiser berichtet über Massnahmen zur Verringerung des Per¬
sonalaufwandes .Im Einvernehmen mit dem Personal werden die Nebengebühren
vom1 .Jänner 1933 an umzehn Prozent gekürzt ;die Tragdauer derDienst - ¬
kleider wird umein Jahr verlängert .Der Referent stellt dienotwendigen
Anträge und ersucht umderenAnnahme .

DR .Scholz( nat . soz . )erklärt ,dassauchdiese VorlagedenBeweis
erbringt ,dass die Gemeinde Wien im Personalwesen hinter dem Bundenicht
zurücksteht .Sowohl im Bund als auch bei der Ggmeinde müssen die Ange¬

stellten einen Teil des Defizites tragen .Wenndie Gemeindeso weiter - ¬
fährt ,werden die Gemeindeangestellten in zwei bis drei Jahren auf das

NiveauandereröfflentlicherAngestelltenkommen.Esist einealteSache,
dass einer Gehaltskürzung bald die zweite folgt .Sie haben diesmaldie
Kollektiverträglerverschont ,weilSie mitAbsichteine KategoriederAn¬
gestellten gegen die andere Kategorie ausspielen und auf diese Weisein
das Personal Uneinigkeit hineintragen .Durch Ihre Taktik erzeugen Sie
unter dem Personal eine Misstimmung ,die Sie dann ausnützen ,um die jetzt
verschonte Kategorie zu einer Gehaltskürzung besser heranziehen zukönnen .
DerRednerstellt an denReferentendie Anfrage ,ob sich diegeplante
Kürzungauch auf die Nebengebührender Volksschullehrer beziehe ,dieüber
ihre Dienstzeit hinausan HauptschulenDienstmachenmüssen ,undobdas
Gerüchtwahrsei ,dass den Kriegsteilnehmerr die BegünstigungderKniegs- ¬
mehrdienstzeitanrechnung entzogen werdensolls .AmSchlusse seiner Aus¬
führungen erklärt der Redner ,dass seine Fraktion den vorliegenden Antrag
ablehne ,da die Gemeinderatsmehrheit die schäbige Million Schilling leicht
auf andere Weise hätte hereinbringen können .( Beifall bei den Nat .soz . )

GR .Stöger ( christl ,soz . )erklärt ,dass zwischender Lageder
GemeindeWienundjenerdesBundesein grosserUnterschiedsei .DerBund
habe nach demZusammebrucheinen Verwaltungsapparatübernehmenmüssen ,der
für 54 MillionenEinwohnerdes alten Reichesseinerzeit aufgebautwurde .
Was aber vom alten Reich übrig geblieben ist ,das waren . 5Millionen
Einwohner ,die heuteunserenkleinenStaat bevölkern .NachdemZusammen¬
bruchwarendie grösstenWerkeniedergebrochen ,mussten . B.dieheutigen
Bundesbahnenin einemganzdesolatenZustandübernommenwerden ,während
die Werkeder Gemeindeim Wert gewaltig gestiegen sind .Wasalso indem
einen Fall Zwangist ,ist in demanderen unter Umständenein Verbrechen .
Mankannvondieser Vorlagenur dringendstwünschen ,dass sie dieletzte
sei ,die auf der bisherigen Gepflogenheitaufgebautwurde :kommtderFinanz¬referent irgendwie ins Gedränge ,dann vergreift er sich einfach an den Be¬

zügen des städt .Personales .Tatsächlich werden die Ueberstunden überhaupt
nicht so entlohnt ,wie es im Gebührennormalefestgesetzt ist .WennSie
nunmehrnochweiter herabgesetztwerden ,so drängtsich die Frageauf ,
ob es wirklich keinen anderen Ausweggibt .Es wäre sicherlich möglich ,
die Summe ,die da aus dem städt .Fersonal herausgepresst wird ,auf weniger

schmerzlichemWegehereinzubringen .Wennmanim FürsorgewesendiePrivat¬
wohltätigkeitmehrheranzöge ,könntemanein Mehrfachesder Summeleicht
herausholen .( Zustimmungbei den Christ .soz . )

Wasdie TragdauerverlängerungderMonturenanbegmangt ,müsstedie
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Gemeindeverwaltungwenigstensdafürsorgen ,dassdie MonturendieseVer-¬
längeungder Tragdauerauchwirklich aushalten .Früher sind dieMonturen
vonkleinerenundmittlerenGewerbetreibendengeliefert wordenunddamals
hat die Sorgeumdas Standesanseheneine Rolle gespielt .Nunwerdendiese
Lieferungender angeblichantikapitalistischeingestelltenGöczugeschanzt.
Aufder einenSeite wirddemstädt .Farsonalein Schundgeliefert ,aufder
anderen Seite wird die Tragdauer verlängert .Verlangen Sie von derGöc ,
dass sie bei gleichen Preisen eine bssere Qualität liefert ,oder ,was
noch besser ist ,nehmen Sie der Göc die Lieferung übrhaupt abund
übertragenSie sie an die kleinenundmittlerenGewerbetreibenden .Die
Vorlagekürzt ohnezwingendenGrundaufs neuedie Bezügedes städt .Per- ¬
sonales ,wir können ihr deshalb nicht zustimmen .( Beifall bei den
Christl .soz . )

GR .Dr .Suchenwirth( nat .soz . )weistdaraufhin ,dassdie
Annahme dieses Antrages die Wandertage und

Schulausflügeunmöglichmachenwerde .Eswirdnichtmehrmöglichsein ,
dass fröhliche Kinderunter der FührungvørzLehrpersonenin dieschönen
Voralpen von Niederösterreich und Steiermark wandern werden .Solche

Wanderungenwarenfür die SchulkinderLebenseindrücke ,die sie dieNot
unddasElendder Zeit vergessenliessen undauchdemLehrer “Möglich
keit gaben ,denSchülernMenschlichnäherzu kommen,als in denKlassen¬

stunden . Sie können nicht verlangen ,dass die ohnedies nicht
glänzendbezahltenLehreran solchenAusflügenteilnehmen ,weil diesfür
sie mit recht namhaften Kosten verbunden ist .Der arme Bund ,der viel
schlechter gestellt ist als die Gemeinde ,zahlt heute noch die Wander¬tage .

ZurselbenZeit,wodie GemeindeWiendieseErparungendurchführt,
wirft sie auf der anderen Seite das Geld hinaus .Sie leistet sichden
Luxus ,bei einem vermindertem Pehrerstand und ,nachdem sie seit dem Um¬

sturz mindestens15Schulengesperrthat ,15Bezirksschulinspektoren
zu unterhalten ,währenddie viel/gestellte GemeindeWienvor demKriege
nur 13 gehabt hat .Vor kurzem wurden drei dieser Bezirksschulinspektoren
pensioniert undWärenaheliegendgewesen ,diese Stellen nicht mehrzube¬
setzen .Der Bund hat auch vorgeschrieben ,diese Zahlherabzusetzen .
Wasmachtaber die GemeindeWien ?Sie hat 3 Hauptschullehrermitder
Funktion des Bezirksschulinspektor betraut und zahlt ausGemeindemitteln
den Funktionsbetrag .STR .Speiser greift wieder einmal in denZuckersack ,
umseinenLeuteneine Weihnachtsprämiefür parteipolitischeZuverlässig¬
keit zugeben .ZweigeeichteSozialdemokraten,Albrechtund„Jomschik,
wurden mit der Funktion des Bezirksschulinspektors betraut und imlieb¬
lichen Bundmit ihnen ein Christlichsozialer namensPutz .HerrStadt¬
rat und ehemaliger Lehrer Speiser ,wir lehnen diesen lehrerfeindlichen
Antrag auf das Entschiedenste ab .( Beifall bei den Nat .soz .)
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St . . Speiserbemerkt in seinem Schlusswort ,dass die Ge- ¬
meinde ,solange es nur irgendwie möglich war ,die Bezüge der Ange - ¬

stellten nicht angegriffen hat .Wie wenig weit darin die Gemeindegeht ,
zeigt gerade die heutige Vorlage . Virhaben auch die smal zuWeihnachten
den Angestellten nebenihremMonatsgehalt3/4 ihrer Monatsbezügeaus- ¬

bezahlt und mitein Grunddafür war der „ unschwirtschaftlicher Korpo¬
rationen ,es möge ihnen wenigstens eine zahlungsfähige Schichte von
Weihnachtseinkäufernerhalten bleiben .Die WeihnachtsbezügederGemeinde-¬

dur,changestellten machen nicht wen iger als 8 Millionen S aus ,während/die
Vorlageimganzen1 MillionanNebenbezügeneingespartwerden .Vondieser
Kürzungder Nebenbezügewirdaberauchnurein Drittel derAngestellten
getroffen ,zweiDrittel ,haupssächlichdie kleinenAngestellten ,wenn
manvon der Verlängerungder Tragdaier der Dienstkleider ,die ja auch
keineEinkommensverminderungist ,absieht ,vonderVorlageganzunberührt .
Diesesehr mildeMassregellässt sich gewissrechtferzigen .Dassaber
geradeNationalsozialistensich gegenBezugskürzungenvonGemeindeange -¬
stellten aussprechen ,musssehr Wundernehmen .Gerade in den vonden
NationalsozialistenbeherrschtenVerwaltungensindsolcheBezugsverminder
gen schon des öfteren vorgenommenworden .Nacheiner Nachricht vom18 .
November1932hat die nat .Regierungvon Anhalt die Beamtenverbändevor
dieEntscheidunggestellt,entwedereiner12prozentigenGehaltskürzung
zuzustimmen( Eebh .Hdrt Hörtrufe bei d .S cz . ) odersich damiteinver - ¬
standen zu erklären ,dass in 8 Monatenein Monatsgehaltallmählichabge- ¬
zogenwird .NacheinerNachrichtvom16 .September1932hatdienat .Regie
desFreistaatesOldenburgdurchVerordnungundnichtimEinvernchmenmit
derAngestelltenschafteine3bis20prozentigeKürzungderGehaltefür
Staat ,Gemeindeundalle öffentlichenKörperschaftenvorgenommen(Lebh.
Hört-Hatrufe. d .Soz. - Lebh.Zwischenrufe)In Mecklenburg-Strelitzhaben
dieNat. soz.gemeinsammitdenDeutschnationaleneinenEntwurfeunge-¬bracht,wonachab1 .JulidioFrundgehalte,StellenzulagehundWohnungs-¬
geldzuschüssederLandes -undGomeindebeamtenmitmehrals 5000Mark
Jahresbezugerheblichgekürztwerden .DieStellegulagen ,dassinddie
Nebengebühren,sellenganzwegfallen ,dieWohnungszushüsseum5 bis10
Prozent verringert werden .Ausserdemsollen den Beamtenalle Nebenein¬
künfteöffentlicherNaturaufihreDienstbezügevollangerechnetwerden
( Lebh.anhaltendeZwischenrufe. -HörtHörtbe. . Soz. )Dernat .soz .Bürger-¬
meistervonKarlsbadhat trotz desEinspruchesderGeworkschafteine
5oprozentigeReduktionder LöhneundGchälterangeordnet .(Zwischenrufe).
GR .Mühlberger: Dasist alles nichtwahr !Sielügen ,wasdasTeufelsZoug
hält. -Zwischenrufe)WasdicKollektivverträglerbetrifft ,sowarosimmer
üblich ,diebeidenGruppenderDienstordnungsangestelltenundderKollek-¬
tivverträglerbeiGchaltsregulierungengesondertzubehandeln.Verhandlunge
mitdenFeuerwehrangestelltenunddenKollektivvorträglernsindimZuge.
DieFragedrVerlängerungderVertragsdauerderDienstkleideristnicht
erst in der letzten Zeitakutgeworden. DieFragewurdeschonseitJahron
aufgeworfenund die Verhandlungenmit den Angestellten laufen schonein
hälbesJahr .DieKriogsmehrdienstzeitwirdnichtnurdenKriegsteilnchmern
sondernsämtlichenAngestelltenangerechnet.(Zwischenrufc. -GR.Mühlberger:
Auch denen ,die tacheniert habon ! ) WennSie behaupten ,dass alle Angestall - ¬
ton ,die in den Kanzleienwaren ,tacheniert haben ,so protestiere ichmit
aller Entschiedenheit gegen die se Verleumdungdr pflichttreuen Beamten- ¬
schaft .Es ist richtig ,dass die GemeindeverwaltungAenderungenhinsichtlich826
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der Kriegsmehrdienstzeit anstrebt .Dicse Aonderungen bezichen sich aber nich
auf solche Angestollte ,die durch Krankheit gezwungen werden ,früher in
dn Rühestand zu treten .( Pebh .Zwischenrufe ) .Das muss zur Beruhigung aller ,
insbesondere der Kriegsverletzten gesagt werden .Zu den Ausführungen des

GR .Stöger stellt St .R .Speiser fest ,dass Ueberstunden imöffentlichen
Dienst nirgends so gut ontlohnt sind ,wie bei der Gemeinde .Auch mit den
gekürzten Bezügen wären andere Angestellte sehr zufrieden .Zu denAus - ¬

führungendes GR. Dr .SuchenwirthbemerktSt . R.Speiser ,dass infolgeder
schlechten Wirtschaftslage viele Eltern und auch Eiternvereine die Mittel
für Schulausflügenicht mehrbeistellen können .Die sehr bescheideneGebühr,

die die Lehrerschaft für solche Auslüge erhalten hat ,konntemangelsder
Mittel schon im Fergangenen Jahre nicht aus bezahlt werden ,Wir werden uns

jedoch sehr freuen ,wennwir in Anbetracht des Wertes derSchulausflüge
für die Jugend und der verdienstevollen Mitarbeiter der Lehrer bei einer
Besserung der Zeiten diese Gebühren wieder werden einführen können .GR .

Dr .Suchenwirthhat auch behauptet ,dass es heute 13Bezirksschulinspektoren
gegen15 Bezirksschulinspektorender Vorkriegszeitgibt ,Ich weissnicht ,
wie gross die Zahl vor dem Kriege war .

GR .Dr .Sucherwirth : DasmüssenSiewissen !
Bt . . Speiser :Ich wærnie Lehrer in Wienund muss dasnicht

wissen .
GR .Dr .Suchenwirth: DannsindSieeinIgnorant!
Vorsitzender Dr .Neubauer ersucht den GR .Suchenwirth ,sich

zu mässigen( Zwischenrufe ) .
St . R .Speiser :ch werde mich enthalten ,wen HR .Suchenwirth

in derselben beleidigenden Weise zu behandeln ,wie eres sich dies mirge¬
genübererlaubt( Lebh .Beifall . d .Mehrheit. - Lebh.Zwischenrufe. )

GR. Eisinger : Derjüdische Zahnarzt hat ihm gute Zähne
gemacht .Jetzt beisst er mit den jüdischen Zähnen wie ein Buldegg ) .GR .
Dr .Sucherwirth : Aufdem Dache sitzt ein Greis ,der sich nicht helfen weiss
( Lebh .Zwisdhenrufe )GR .Eisinger : Woist der koschere Führer ( Lebh .Zwisahen¬

rufe ) . S
St . . Speiser : MitRücksicht auf diese Art der Herren ,

die in demGemeinderat nicht üblich ist ,enthalte ich mich jeder weiteren
Antwort .( StürmicherBeifall . d .Soz. - AndauerendeZwischenrufe) .

Der Referentenantrag wird hierauf angenommen .
STR .Speiser beantragt :Die in der " Gruppeneinteilung für Ange¬

stellte der städt .Unternehmungen "vorgesehene Gruppe " Tachnische Hilfs¬
beamte ( Zeichner ) "erhält die Bezeichnung " Beamte des einfachen tech¬
nischen Dienstes " .Die Zeitdauer der provisorischen Anstellung in dieser
Gruppe wird mit zwei Jahrenfestgesetzt .

Der Antrag wird ohne Debatteangenommen.
GR .Weigl berichtet über die Errichtung eines Autobahnhofes in Wien .

Zu diesem Zweck gründet die Gemeinde Wien zusammen mit der Allgemeinen Bau¬
gesellschaft A .Porr die Autobushahnhof -Ges . . . H.Das Stammkapital be¬
trägt 100 . 000Schilling ,die Stammeinlage der Gemeinde Wien 51 . 000Schilling
Der Referent ersucht um Genehmigung des Entwurfes des Gesellschaftsver¬

trages .Er erklärt weiters ,dass Bedenken architektonischer oder städte¬
baulicher Natur gegen die Errichtung des Autobusbahnhofesebenso grundlos
sind wie vielleicht Befürchtungen ,dass durch die Errichtung dieses Bahnhofes
die Geschäftswelt zu Schaden käme .Es wird keine Gpossgarageerrichtet ,
vielmehr seien nur Niederbauten vorgesehen .( Beifall ) .
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GR .Dr .Hanke ( nat .soz . )tadelt die Arpt der Textierung des An¬
trages und verlangt ,dass die Anträge so textiert werden sollen ,dass man
wenigstens über das Wesentliche informiert werde .Wenn auch die National¬
sozialisten mit der Errichtung eines Autobusbahnhofes einverstanden sind ,
so wenden sie sich dennoch dagegen ,dass die Gemeinde Wien mit der Allge¬
meinen Baugesellschaft A .Porr einen Gesellschaftsvertrag abschliesst .
Diese Gesellschaft ist eine Neugründung ,die von der itionalsozialisten
auf das Entschiedenste bekämpft wird .Die AllgemeineBaugesellschaft
A .Popr wird sicher auch die Bauführung des Bahnhofes übernehmen unddann
werden wir das nette Schauspiel erleben ,dass die Lieferantin als Gesell¬
schafterin ihre eigenen Rechnungenüberprüft .Wirstellen uns gegenjede
solche Neugründung ,weil sie mit den Grundsätzen des Sorialismus ,die

wir vertreten ,nicht vereinbar ist .( Beifall bei den .J .soz .
GR .Müller ( christl .som . )beantragt eine Vermehrung der Auf¬

sichtsratsmitglieder ,um auch der Opposition die Möglichkeit einer Ver¬
tretung zubieten .

Berichterstatter Weiglschliesst sich diesemAntragean undschlägt
eine entsprechende Abänderung des Statuts vor .

Die Vorlage wird hierauf in der vorgeschlagenen Fassung angenommen .
GR. Brocziner referiert über eine Aenderungder Statuten derZentral¬

sparkasse ,in dem Sinne ,dass die Beiräte bei den Zweiganstalten der
Zentralsparkasse abgeschafft werden .

Der Referentenantrag wirdangehommen.
Es wird sodann ein Dringlichkeitsantrag dr GR. Mühlberger ( nat, )

und Genossen verhandelt ,in welchem verlangt wird ,dass die gericht¬
liche Kündigung der in Baracker untergdrachten entlassenen Arbeiter des
Tagbaues Neufeld zurückgenommen wird und dass die Gewinnung der wertlosen
Kohle nicht als Einstellungsgrund für die Arbeitslosenunterstützung ange¬
sehen werdenmöge .

GR .Mühlberger bezeichnet den Antrag als dringlich ,weil mit dem31 .
Dezember 62 deutsche Bergarbeiter mit ihren Familien aus ihren Wohnungen
hinausgeworfen werden sollen .In Begründung der zweiten Forderung des MMchm

Antrages weist der Redner dar auf hin ,dass es sich um 300 entlassene Ar¬
beiter des Bergwerkes Zillingdorf und um250 entlassene Arbeiter desBerg - ¬
werkes Neufeld handelt, ,denen als ehemaligen Arbeitern der Gemeinde Wiendie
Arbeitslosenunterstützung nicht entzogen werdendarf .

Vizebgm . Emmerlingerklärt die dringliche Behandlum als nicht not¬
wendig ,da mit der Güterdirektion vereinbart wurde ,dass alle in denOb- ¬
jekten wohnhaften Arbeiter und Angestellten in den Wohnungenverbleiben

könnan .
Die Dringlichkeit wird dem Antrag nicht zuerkannt .
Bgm .Seitz schliesst sodann mit Weihnachts -und Neujahrwünschen die

Sitzung .
Schlussder Sitzung20Uhr15 .

Bogenabfertigung20 Uhr25 .
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Der dreizehnte Bezirk wirdkleiner .
Hietzing gibt an Ottakring 26 . 200Geviertmeter ab .

Die Gemeindeverwaltung baut auf den sogenannten Spiegelgründen ,die in

Ottakring an die Heilanstalt Steinhof angrenzen ,eine grosse Siedlung ,die
bald vollendet sein wird . EinTeil dieser Siedlungsanlage liegt in Hietzing ;
die Bezirksgrenze geht vielfach mitten durch die Häuser ,so dass einzelne
Objekte in beiden Bezirken zu liegen kämen .

Umeine einheitliche Lösung herbeizuführen ,hat nun der Gemeinderat
beschlossen ,die nördlich der Spiegelgrundstrasse quer durch die städtische
Siedlung verlaufende Bezirksgrenze zwischen Hietzing und Ottakring derart

in die benachbarten Verkehrsflächen umzulegen ,dass durch Abtrennungeiner
Fläche von rund 26 . 200Geviertmeter vom13 . Bezirkund derenEinbeziehung

in den 16 . Bezirk das gesamte Gebiet der nach einheitlichen Grundsätzen er¬

bauten Siedlung an Ottakring fällt . Dieneue Bezirksgrenze verläuft vonder
südöstlichen Ecke der Heilanstalt Steinhof ( Ecke Reizenpfenninggasse - Sana¬

toriumstrasse ) zuerstin der Verlängerung der Reizenpfenninggasse ,dannent¬
lang des Südostrandes des Parkes auf der " Baumgartner - Höhe " biszur Spiegel¬

grundstrasse und Einmündungin die alte Grenze .
Der Bezirk Hietzing umfasst jetzt 24,250 . 000Geviertmeter und wird

nach dieser Grenzregelung 24,223 . 000Geviertmeter zählen ;Ottakring wird
dann eineFläche von 8,566 . 000Geviertmeter einnehmen .

- - ¬
Spende .DieZentralsparkassederGemeindeWienhatzuHandendesBürgermei¬

sters zur Verteilung nach freiem Ermessen den Betrag von 30 . 000Schilling
gespendet . DerBürgermeisterhat in der letzten SitzungdesGemeinderates
der Spenderin den Dankausgesprochen .

.Strassenbahnfahrpreis am26. Dezember .
AmMontag ,den26 ,Dezember( Feiertag ) giltauf der Strassenbahnund

Stadtbahn der Sonntagsfahrpreis .Die Frühfahrscheine ,Hin - undRückfahrscheine ,
Wochenkarten ,Arbeitslosen - undFürsorgefahrscheine ,Schüleranweisungen

und Schülerfreikarten haben keine Gültigkeit . DerAutobusverkehr ist andiese
Tageeingestellt .

Jubilare derEhe .
In denletzten Tagenfeierten die EhepaareGustavundKatharinaGellne

HermanundAugusteGronner ,JosefundEvaHirschler ,SamuelundRosaliaSchwe¬
fel undLeopoldundMarieWeissdasFestder goldenenHochzeit .InVertretung
des Bürgermeisters erschien gestern ,Freitag ,amtsführender Stadtrat Honay
in der Wohnungder Jubelpaare,beglückwünschtesie undüberreichteihnendie
Ehrengabe der Stadt Wien .

Bezirksvertretung Favoriten .
Die Bezirksvertretung Favoriten tritt amFreitag ,den 30 . Dezember ,um

16 Uhr zu einer Plenarsitzung zusammen .
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Strassenbauten in Wien .
Der Gemeinderatsausschussfür technischeAngelegenheiten

hat in seinerletztenSitzungwiederdie DurchführunggrössererStrassen¬
arbeiten in verschiedenen Bezirken Wiens beschlossen .In Favoriten wird der
UmbauderSonnwendgassefortgesetzt ;dieSeitenfahrbahnenwerdenauchinder
StreckevomHausNr .24 bis zumHausNr .28 Asphaltbetonbelagerhalten .Die
Kostendieser im Rahmendes ausserordentlichenStrassenbauprogrammesdurch¬
zuführendenArbeitenbetragenrund 53 . 000Schilling .Ebenfalls im Rahmendes
ausserordentlichen Strassenbauprogrammeswird in Meidling dieSchneiderhan¬
gassevender Breitenfurterstrassebis zur Oswaldgasseneugebaut .DieGasse
ist die nordöstlicheRandstrasseder SiedlungAltmanndorf .IhreHerstellung
ist insbesonderezumZweckeder Entwässerungder Strassengrundflächenot¬
wendig .DieKostendieserStrassenbauarbeitenbetragenrund17. 000Schilling.
In der Brigittenau werden im Bereiche der städtischen WohnhausanlageEngels¬
platz weitereStrassenarbeitendurchgeführt .Eswerdeneine fahrbareVerbin¬
dungimZugederVorgartenstrassemitderMarchfeldstrasseundeinedirekte
VerbindungvonderWehlistrassezurMarchfeldstrassehergestellt .Diever¬
längerteVorgartenstrasseerhält eine ' 5Meterbreite Schotterfahrbahn ,die
VerbindungsstrassezwischenWehlistrasseundMarchfeldstrasseeine 6Meter
breite Fahrbahnmit Asphaltbetondeckeauf Betenunterbau .Für dieseArbeiten
werden Kosten im Betrage ven 25 . 000Schilling aufgewendet .Schliesslich hat
der Gemeinderatsausschussfür technische AngelegenheiteneinenZuschusskre¬
dit in der Höhe von 100 . 000Schilling für die laufende Erhaltung der Makadam¬
strassen bewilligt und den Ankauf von neuen Pflastersteinen mit einemKosten - ¬
augwandvon 75 . 000Schilling beschlossen .

Berufsberatungsamtder StadtWien.
DasBerufsberatungsamtder Stadt WienundderArbeiterkammer ,

Hermanngasse28,sieht sich gewwungen,vonallen jenen Ratsuchenden ,diebei
ihmnachdem2 .Jänner zumersten Malversprechen,eineneinmaligenDrucksor¬
tenbeitragin derHöhevonfünfzigGroscheneinzuheben.Kinderarbeitsloser
Eltern sind von dessen Entrichtung befreit .Die ärztliche Untersuchung,psy¬

chalogischeEignungsfeststellungundLehrstellenvermittlungderRatsuchen¬
den erfolgen nach wie vorunentgeltlich .

AusgesteltungderelektrischenStrassenbeleuchtung.
In der nächsten Zeit werden in Hictzing der Flötzersteig

von der Waidhausangassebis zur Linzerstrasse ,die Drechslergasse undder
Verbindungsweg Leneisgasse und in der Brigittenau der Hannovermarkt mit
elektrischer Beleuchtung eingerichtet .Der Magistrat hat die zur Durch - ¬
führung der Installationsarbeiten notwendigenAufträgebereits
vergeben .
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Anrechnungdes Wohnbausteuerzuschlagesauf Fremdenzimmerabgabe,Lustbar -
keitsabgabeoder Nahrungs- oderGenussmittelabgabe.

Im Gesetz über die Zuschläge der Wohnbausteuer ist die
Bestimmungenthalten ,dass jene Steuerpflichtigen ,die ausser Wohnbau- ¬
steuer auch Fremdenzimmerabgabe,Lustbarkeitsabgabeoder Nahrungs -oder
Genussmittelahgabezu zahlen haben ,den Wohnbausteuerzuschlagaufdie
erwähnten Zahlungsverpflichtungen anrechnen können .Der Magistrat macht
nun die Wahrnehmung ,dass eine beträchtliche Anzahl vonSteuerträgern
bis heutediese AnrechnungsmöglichkeitdesWohnbausteuerzuschlagesausser¬
acht gelassen hat .Es wird hiemit ausdrücklich darauf verwiesen ,dass die
Anrechenbarkeit erlischt,wenn sie nicht innerhalb von 12 Monaten vom

Zeitpunkte der Fzlligkeit des Wohnbausteuerzuschlagesan geltendgemacht
wurde .

WiederbelegungvonSchachtgräbernimGersthofer
Friedhof .

Nachdem1 .März1933werdenim Gerathofer Friedhofdie
Schachtgräberin der GruppeII von Nummer18 bis 65 und 69 bis 82 ,die
Schachtgräberhinter demMausoleumin der GruppeIII unddieSchacht .
grüberNummer24,34. 37,38,39,40,4l,42und15in derGruppeSwiederbelegt .
Enterdigungen von Leichenresten aus diesen Gräbern sind nur vor der Wie - ¬

derbelegungzulässig ;die Gesuchedarumsind bis längstens31 .Jänner
1933bei der Magistrats - Abteilung12 einzubringen .Aufverspätetüberreich -¬
te Ansuchen wird keine Rücksicht genommen .

Verkehrsregelung .
Der Magistrat hat im Einvernehmen mit der Bundespolizei -

direktion die Durchfahrtdurch die Ameisbachzeilein demTeilezwischen
dem Flötzersteig und der Unterraingasse ,die Durchfahrt durch die Gustro¬
gasse in demTeile zwischen der Schinaweisgasse und derAmeisbachzeile
undschliesslichdie Durchfahrtdurchdie KorlesgasseunddurchdieLebin¬
gergasseverboten .FürdenDurchzugsverkehrvomFlötzers teig zurHüttel-¬
dorferstrasse stehen die Schinaweisgasse ,Kissgasse ,Donhardtgasse,Acht - ¬

undvierzigerplatz,Staargasse ,UnterraungasseundAmeisbachzeilezurVerfügung
Uebertretungendieser DurchfahrtsverhotewerdengemässdemWienerStrassen-¬
polizeigesetz bestraft .

Gemeindevermittlungsamt Neubau .
Die nächsten SühneverhandlungenbeimGemeindevermittlungs

amtNeubaufindenam . ,11 . ,18 .und25 .JännerimBürodesBezirks-¬
vorstehersstatt .DieVerhandlungenbeginnenstets um10Uhr30vormittags.

—. - - ————
BezirksvertretungMariahilf .

DieBezirksvertretungMariahilftritt morgen ,Donnerstag ,
um18 Uhr zu einer Plenarsitzung zusammen.

831



RATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeberundverantw.Redakteur:357
FRANZXAVERFRIEDRICH5

Wien ,am29. Dezember1932.
DieWasserversorgungWiens.

Ein Aufrufdes WienerMagiatrates .
DieMagistrats -Abteilung34 a versendetan alle Hausinhabungeneinen

Aufruf ,in demes unter andermheisst :
DievomMagistratgepflogenenErhebungenhabenergeben ,dassfürviele

BewohnerWiensdieimWasserversorgungsgesetzvorgesehene,vollkommenabgabe¬
freie Zumessungvon35LiternWasserproKopfundTagzuUnrechtdoppeltin
Anspruchgenommenwird .Dasist hauptsächlichdaraufzurückzuführen,dass
viele Hausinhabungendie imGesetzvorgeschriebene ,alljährlich imJänner
zuerstattendeAnmeldungaller imvorhergegangenenJahrerfolgtenBewohner-¬
standsänderungenunterlassen haben .DerMagistratbringt diesegesetzliche
Vorschriftin Erinnerungunderwartet ,dassdie HausinhabungenjenerHäuser,
in denenVeränderungendesBewohnerstandeswährenddes laufendenJahres
odernochfrüher eingetreten ,jedochnicht gemeldetwordensind ,dieseAen¬
derungenimJänner1933derMagistrats-Abteilung34a ,Grabnergasse6 ,bekannt

gebenwerden . DieMeldungensind auchvonjenen Hausinhabungenzumachen,
die in ihren Häusernkeinen Wassermehrverbrauchaufweisen .

ZuzählensindnurdieimHausständigwohnendenunddortpolizeilich
gemeldetenPersoneneinschliesslichderKinder ;hingegensindimHausnicht
wohnhafteGeschäftsinhaber und dort bloss beschäftigte Arbeiter undAnge¬
stellte in denBewohnerstandnicht einzurechnen ,da sie in denHäusernihres
ständigenWohnsitzesgezähltwerden.

GegenalleHausinhabungen,diediesegesetzlichvorgeschriebeneRichtig¬
stellungderBewohnerstandsanmeldungennichtdurchführen ,wird,wennsichbei
denfolgendenamtlichenUeberprüfungenUnrichtigkeitenderMeldungenerge¬
ben,mitstrengenVerwaltungsstrafenvorgegangenwerden;ausserdemwirdeine
nachdemGesetzerhöhteGebührfürdasunrechtmässigbezogeneFreiwasserrückwirkend vorgeschrieben werden .

GleichzeitigmitdiesemAufrufversendetdieMagistrats-Abteilung34
analle HausinhabungeneinMerkblattmitdenwichtigstenBestimmungendes

Wasserversorgungsgesetzes.

NeueKurseanderKoch-undHaushaltungsschulenderStadtWien.
An den Koch -und Haushaltungsschulen der Stadt Wien ,Brücken¬

gasse 3 und Petrusgasse 19 ,beginnt am 1 .Jänner 1933 eine Reihe neur
Kurse .AbgehaltenwerdenVormittags-undAbendkochkursefüreinfache ,feine
undbürgerliche Küche ,Abendkursefür Kleidermachen ,Weissnähenund
Flicken,einServierkursundKoch-undNähkurse.AnmeldungenundAuskünftein der Schulkanzlei ,TelephonB25- -19.

SchwereRauhreifschädenandenStromfreileitungen .
DieausserordentlichstarkeRauhreifbildungin denletztenTagenhatdonFernleitungenfür elektrischenStromschwereSchädenzugefügt .Sotra¬

ten durchdenRauhreifwiederholtStörungenanderStromleitungGresten- ¬
Wien.auf ,dieWasserkraftstromnachWienführt .DieRauhreifbildunganden
SeilenderLeitungerreichtein20StundeneineStärkewonnichtwenigeral
12bis15Zentimetern;dasentsprichteinerBelastungderSeilejelaufendesMeter von 6 bis 7Kilogramm .

UmdieStörungensogleichbehebenzukönnen,sindsofortdieinstän-¬
digerBereitschaftstehendenArbeiterpartienaufdie Streckebeordertwor¬den ,die Tag und Nacht an der Behebung der Schäden arbeiteten .Trotz den

Stärungen ,die eineteilweiseStillegungderFreileitungenzurFolgehatten ,ist es denstädtischenElektrizitätswerkengelungen ,durchUmschaltungen,die durch die in letzter Zeit durchge führte Ausgestaltung des WienerStrom¬
netzes möglichgewerdensind ,eine Unterbrechungder Stromlieferung imWiener
Netzzuvermeiden.ImWienerStromnetzergabensichdaherkeinerleiStörungen832 - . - - —
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EinkommunistischesSammlungsansuchen .
DiekommunistischePartei kündigtan ,dass sie beimWienen=Ma¬

gistratumdieBewilligungzueineröffentlichenStrassensammlungfür
die Grünbacher Arbeiter angusuchen und ihrem Begehren durcn einen
StrassenaufmarschNachdruckzugebenbeabsiehtigt .AusdemRathauswird
hiezu mitgeteilt ,dass seit vielen Jahren auf Grund schwieriger Verein¬

barungenunter den Wohlfahrtsunternehmungenfast aller Richtungen
im Jahr bloss fünf solche Bewilligungen- grundsätzlich nur fürWiener
Zwecke- erteiltwerden,undzwarfürdieWienerfreiwilligeRettungsge¬
sellschaft ,fürdieWienerBlinden ,fürdasSpitalderBarmherzigen
Brüder ,für dasWienerJugendhilfswerkundfür die Winterhilfe ,Eine
Durchbrechungdieser RegelwürdeneueVereinbarungenvoraussetzenund
zahllose gleiche Forderungenauslösen ,denen mantrotz ihrer inneren
Berechtigungnichtgerechtwerdenkönnte ,weildie Häufungsolcher
Sammlungenin denStrassensie schliesslichalle unwirksammachenwürde.
derMagistratkannalsoeinesolcheBewilligungnichterteilen .

33 * - . - . - . - . - ———
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Die Bevölkerungsbewegungin Wienim September1932 .
Wie die Magistratsabteilung für Statistik mitteilt,kamen imSeptember

dieses Jahres in Wien . 194Säuglingo lebend zur Welt ; dassind um 7weni - ¬
ger als im August dieses Jahres und um 121 weniger als im September 1931 .
Von den Lebensgeburten waren 642 Knaben und 552 Mädchen ,909 eheliche und
285 uneheliche Kinder .In der Wohnung der Mutter wurden 203,in Anstalten
991Kindergeboren .Die Zahl der Totgeburtenim Berichtsmonatebetrugwie
im August dieses Jahres 131,um 18 mehr als im September 1931 .

Im Berichtsmonate starben in Wien . 605Personen ;das sind um150
Personen weniger als im August dieses Jahres und um 217 weniger als im Sop¬

tember 1931 . Vonden Verstorbenen waren 781 männlichen und 824weiblichen
Geschlechtes ; . 510gehörten der Wiener Bevölkerung an ,während 91ortsfremd
waren .In der Wohnung starben 596,in Anstalten . 009 Personen .Als haupt¬

sächliche Todesursachen sind in 294 Fällen Krebs ,in 218 Fällen organi¬

sche Herzkrankheiten ,in 139 Fällen Tuberkulose der Atmungsorgane undin
92 Fällen Gehirnschlag angegeben worden ; 76Anzeigen haben als Todesursa¬

chen Lungen -und Rippenfellentzündung,60 Anzeigen Arterienverkalkung ,53
Anzeigen Altersschwäche und 26 Anzeigen epidemische Krankheiten bezeichnet .

99 Verstorbene standen in einem Alter bis zu fünf Jahren,26 in einem Alter
von fünf bis zehn Jahren ,12 in einem Alter von zehn bis fünfzehn Jahren ,
17 in einem Alter von fünfzehn bis zwanzig Jahren,89 in einem Alter von zwan - ¬

zig bis dreissig Jahren ,109 in einem Alter von desissig bis vierzig Jahren ,
16h in einem Alter von vierzig bis fünfzig Jahren und 279 in einemAlter
von fünfzig bis sechzig Jahren ; 810Verstorbene waren mehr als sochzig Jahre

alt .
Die Zahl der Selbstmorde in Wien betrug im September dieses Jahres

89 ; dassind um 17 weniger als im August dieses Jahres ,aber um 13 mehr als

im September 1931 . ImBerfchtsmonate unternahmen 149 Personen einen Selbst¬
mordversuch ,um 13 weniger als im August dieses Jahres und um 25 wenigerals
im September1931 .

Ueber die Säuglingssterblichkeit wird berichtet ,dass imvergange¬
ven September in Wien 83 Säuglinge starben,um 15 weniger als im August die - ¬

ses Jahres ,aber um 16 mehr als im September 1931 . Vonden im Berichtsmonate

verstorbenen Säuglingen waren 13 Knaben und lo Mädchen ,63 eheliche und

20 uneheliche Kinder ; AlSäuglinge starben im ersten Lebensmonat,12 imzwei¬
ten bis zwölften Lebensmonat .

Nach dem Bericht der Magistratsabteilung für Statistik sind imSep - ¬
tember dieses Jahres 21 . 322Personen nach Wien zugewandert und 11 . 727Per - ¬

sonen von Wienabgewandert .Die Zunahmeder Bevölkerung durchWanderung
beträgt daher im Berichtsmonate . 595Personen .

- . - - . - . - . - —- - —
Die Beschaugebühren von Vieh und Fleisch .

Die Grundgebühr für die Vornahme amtlicher Untersuchungen vonVieh
und Fleisch beträgt vom 1 .Jänner 1933 an bis auf weiteres ' 60Schilling .
Für die tierärztliche Untersuchung von Tieren ,die in einer Wiener Eisen¬

bahn -oder Schiffsstation ein -oder ausgeladen werden,ist die gleiche Grund¬

gebühr zuentrichten .
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Keine Massenpensionierungen imRathaus .

Ein Wiener Mittagblatt verbreitet die Nachricht von
Massenpensionierungen im Wiener Rathaus .Diese Nachricht ist durch¬
aus unwahr .Es sind in den letzten Monaten im Rathaus nicht mehr
und nicht weniger Pensionsgesuche überreicht worden ,als regel¬

mässigeinlaufen .

Verkehrsbeschränkungenfür die BrauhausbrückeinHietzing .
Die Brauhausbrücke in Hietzing führt im Zuge der Berg - ¬

müllergasse und der Stampfergaaseüber den Wienfluss ;sie ist eine
alte Brücke mit Helzfahrbahn .Ihr Bauzustand ist derzeit so ,dassdie
Brücke demVerkehr mit den modernen ,schweren Fahrzeugen nicht mehr
gewachsenist .Daaber bis zur Instandsetzung ,die se bald wiemöglich
vorgenommenwerden wird,eine weitere Belastung der Brücke nicht zu - ¬
lässig ist,sind Verkehrsbeschränkungen nötig .Der Magistrat hat daher
im Einvernehmen mit der Bundespolizeidirektion Wien auf Grund des

WienerStrassenpolizeigesetzes für die BrauhausbrückeinHietzing
folgende Verordnungerlassen :

I .Höchstbelastung : Fahrzeugeim Gesantgewicht von 6Tonnen .
Fussgänger 350 Kilogramm auf einen Quadratmeter .

LI .Menschenansammlungen ,Umzüge und das Marschieren ge¬
schlossener Verbände sind nur in losen Gruppen ,letzteres nicht im
Gleichschritt ,gestattet ;Ausnahmen bedürfen einer besonderen Bewilli¬
gung des Magistrates ,die im Einvernehmen mit der Bundespolizeidirek¬
tion erteilt werden karn .

III .Die Bestimmungen dieser Verordnung gelten auchfür
bevorzugte Fahrzeuge im Sinne des § A,Absatz 8 ,des obenangeführten
Gesetzes ,weil die im Interesse der Sicherheit des Verkehrs dieser
Fahrzeuge erforderlichen Vorkehrungen nicht getroffen werdenkönnen .

IV .Uebertretungen dieser Vererdnung werden von der Bun - ¬
despolizeidirektion nach§ 79 des Strassenpolizeigesetzes mitGeld- ¬
strafen bis zu 500 Schilling ,bei erschwerenden Umständen mit Arrest
bis zu 4 Wochenbestraft ,der an Stelle oder neben der Geldstrafever - ¬
hängt werden karn .

. —. ——.— .—. —.- .
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Keine Ausbreitung der Grippe in Wien .
Währendnach Zeitungsmeldungen in Nordamerika und EnglandGrippeepi¬

demien herrschen ,kann nach einer Mitteilung des Wiener städtischen Gesund¬
heitsamtes von einer Grippeausbreitung in Wien nicht gesprochen werden .

Beim städtischen Gesundheitsamt sind im Oktober dieses Jahres 18 An¬

zeigen über Grippeerkrankungen ,im November323 und im Dezemberbisher 214
Anzeigen eingelangt .Da im Dezember 1931 an das städtische Gesundheitsamt
519 Anzeigen über Grippeerkrankungen erstattet worden waren ,ist die Zahl
der Grippeanzeigen im Dezember 1932 gegenüber Dezember 1931 um 305zurück¬

gegangen .
Die Grippeausbreitung in Wienist daher derzeit sehr gering ;zueiner

Beunruhigungbesteht daher keinAnlass .

Jubilare derEhe .
In den letzten Tagen feierten die Ehepaare Salomon und Elisabeth

Brandl und Leopold und Berta Pollak das Fest der goldenen Hochzeit .InVer¬
tretung des Bürgermeisters erschien heute amtsführender Stadtrat Honay
in der Wohnung der .Jubelpaare ,beglückwünschte sie und überreichte ihnen

die Ehrengabe der Stadt Wien .
- ¬

EinneuerVorstandderAugenabteilungimKrankenhausder
Stadt Wien .

Derneubestellte Vorstandder AugenabteilungimKrankenhausderStadt
Wienin Lainz ,Dozent Dr . ArnoldPillat,hat seine Tätigkeit bereits begonnen .
Der Betrieb der Augenabteilung und des augenärztlichen Ambulatoriums im

Krankenhaus der Stadt Wienin Lainz wird daher mit . Jänner1933 voll auf - ¬
genommen .

NeueBezirksschulinspektoren inWien .
Nach einer Mitteilung des Stadtschulrates für Wien hat das Bundesmi¬

für Unterricht
nisterium an Stelle der Bezirksschulinspektoren Dr .Gustav Baumgarner ,Friee
drich Ludwig Schmidl und Karl Welf ,die in den Ruhestand getreten sind ,die

Hauptschullehrer Dr .Josef Albrecht,Dr .Josef Tomschikund HansErnstButz
mit den Funktionen von Bezirksschulinspektoren betraut .Ferner ist infolge
der Pensionierung des Bezirksschulinspektors Friedrich Ludwig Schmidl die
Inspektion aller öffentlichen und privaten Volks - ,Haupt - undSonderschulen

des . ,VII .und IX .GemeindebezirkesdemBezirksschulinspektor . Leopold
Zechner übertragen worden .

Mütterschule der Stadt Wien .
ImRahmender Müttorschuloder Stadt Wienboginnt am10 . Jännerein

Kurs über Erziehung und Pflege des Kindes von achtzehn Monatenaufwärts .
DerKursdauert zwölf Abende ; erfindet DienstagundDonnerstagvon17Uhr
bis 19 Uhr statt .Am16 .Jänner beginnt beginnt ein Säuglingskurs mitan - ¬
schliessendem Praktikum in einem Säuglingsheim .Dieser Kurs dauert eben¬
falls zwölf Abende und wird Montag und Donnerstag von 10 Uhr 30 bis 20Uhr
30 abgehalten .Die Kurse finden an der Koch - undHaushaltungsschule der Stadt

Wien ,Brückengasse3,statt ;AuskünfteundAnmeldungin der Schulkanzlei ,Fern¬
sprecher B25- - 19.
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